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I KAPITEL. 



Einleitende Bemerkungen. — Begriff und syste- 
matisclie Stellung der Allianzverträge und 

Allianzverhältnisse. 

Ubi societas, ibi ius. Überall, wo ein auch nur eini- 
gertnassen geordnetes menschliches Zusammenleben vor- 
kommt, müssen gewisse allgemeine Normen bestehen, 
welche zugleich die Voraussetzung jeder weiteren Entwick- 
lung bilden. Wie sich die in dieser Weise entstehende 
Gebundenheit der Individuen je nach der Mannigfaltigkeit 
ihres Inhaltes und Zweckes in rein ethischen Normen, 
konventionellen Regeln und Rechtssätzen ausbildet und 
differenziert, das gehört in das Gebiet der Moralphilosophie, 
der Soziologie und der allgemeinen Rechtslehre. 

Auch zwischen den Staatsindividuen muss ein Ver- 
hältnis des Zusammenseins und einer bleibenden Ordnung 
bestehen. Auch der Staat ist ein gesellschaftliches Wesen, 
und „nicht erst durch die Tatsache der Staatengemeinr 
Schaft, schon durch die der Ergänzung bedürftige Natur 
des Staates selbst, ist die Forderung der rechtlichen Aner- 
kennung fremder Staaten und des Verkehrs mit ihnen ge- 
geben" ^). Aber erst ziemlich spät erreichen derartige Be- 



^) Jellinek, Die rechtliche Natur der Staatenverträge S. 42. 



Ziehungen der Staaten untereinander eine grössere Aus- 
bildung. Die Idee der eigentlichen Staatengemeinschaft ist 
das Ergebnis einer jüngeren Entwicklung des ethisch-poli- 
tischen Bewusstseins. *) — Es ist überhaupt ein Irrtum, die 
internationalen Lebensformen und die auf diesem Gebiete 
geltenden Normen nach den Gesichtspunkten und mit 
dem Massstabe der innerstaatlichen Verhältnisse beurteilen 
zu wollen; dafür unterscheiden sich die beiden Gebiete 
ihrem Zweck und Wesen nach zu sehr. Das, was meis- 
tens als entscheidendes Merkmal der innerstaatlichen Rechts- 
normen angesehen wird, fehlt überhaupt dem Völkerrechte. 
Eine oberste, über den Staaten stehende, befehlende Macht 
giebt es hier immer noch nicht; schon deswegen kann 
die völkerrechtliche Verpflichtung nicht denselben Inhalt 
und Charakter haben wie die innerstaatliche. Vor allem 
aber ist hinsichtlich der Entstehung des Rechtes selbst der 
wesentliche Unterschied vorhanden, dass das innerstaat- 
liche Recht den Individuen von Organen des ^Staates zur 
Befolgung festgesetzt wird, das Völkerrecht dagegen, mag 
es durch Übung entstehen oder ausdrücklich vereinbart 
werden, jedenfalls konventionelles, unter den Rechtssubjek- 
ten selbst vereinbartes Recht ist. Im Völkerrecht ist die 
Grenze zwischen objektiven Rechtssätzen und anderen 
Normen viel verschwommener und undeutlicher, als es im 
innerstaatlichen Recht der Fall ist. Es war vor allem ein 
entwickelteres öffentliches Bevusstsein und das Bedürfnis 
einer gesteigerten allgemeinen Sicherheit dazu nötig, um 
überhaupt objektive Rechtsnormen im eigentlichen Sinn in 

1) Vgl. Jeilinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, II. 
Aufl. S. 320. 



den internationalen Lebensverhältnissen entstehen zu las- 
sen, und noch immer ist ja überaus oft dieses oder jenes 
zwischenstaatliche Verkehrsgebiet entweder anerkannter- 
weise nicht durch Rechtssätze geregelt, oder es kommen 
Zweifel vor, ob in einer aufkommenden Frage das Völker- 
recht etwas bestimmt oder darüber schweigt. ^) Hier fehlt 
die unzweifelhafte autoritative Feststellung dessen, was als 
Recht gelten soll, die in der innerstaatlichen Gesetzgebung 
vorhanden ist, welche ja sua sponte vorsichgeht und prin- 
zipiell keine Lücken, keinen rechtsleeren Raum in den 
Lebensverhältnissen zulässt, welche überhaupt vom positiven 
Rechte beherrscht und geregelt werden können und dür- 
fen. Das internationale Recht dagegen ist vereinbartes 
Recht; ein Staat kann niemals Völkerrecht schaffen, dieses 
entsteht vielmehr durch das Zusammenwirken und die 
Willenseinigung mehrerer gleichberechtigter Individuen. 
Erfolgt diese Rechtssetzung nur stillschweigend, geschieht 
die Anerkennung von Völkerrechtsnormen als ein not- 
wendiges Ergebnis der Verkehrsverhältnisse auf dem Wege 
der Übung, durch tatsächliche fortwährende Betätigung 
einer Rechtsregel, dann muss das Recht an einer erheblichen 
Unbestimmtheit und Unsicherheit leiden. Erst dann kommt 
die völkerrechtliche Rechtsschöpfung der innerstaatlichen 
Gesetzgebung an Bestimmtheit und Verpflichtungskraft 
näher, wenn sie in der Form ausdrücklicher, genauer 
Vereinbarung erfolgt und sozusagen handgreifliche Rechts- 



1) Vgl. Jellinek, System S. 321: „Dieses allgemeine objektive Völ- 
kerrecht hat aber heute noch einen geringen Umfang. Man darf be- 
haupten, dass neun Zehntel der herkömmlichen völkerrechtlichen Lehr- 
sätze nicht objektives Völkerrecht sind." 



Setzungen enthält. Indessen ist es keineswegs immer 
leicht zu entscheiden, ob eine Vereinbarung zwischen Staa- 
ten die Erzeugung von Rechtsnormen oder die Regelung 
konkreter Verhältnisse gemäss bestehender Rechtsordnung 
bezweckt. ^) Im ersten Falle liegt eine Rechtsschöpfung 
vor, im zweiten nur ein Vertrag im gewöhnlichen Sinne, 
ein Akt, der innerhalb der Grenzen des bestehenden objek- 
tiven Rechtes zustande kommt und entweder durch seine 
Normen bestimmt wird oder aber — was ja auf dem 
Gebiete des Völkerrechts äusserst häufig vorkommt — 
wesentlich dem Parteiwillen anheimgestellt ist. Das zwi- 
schenstaatliche Recht wird aber überhaupt nicht mit der- 
selben bewussten Absicht geschaffen wie das innerstaatliche. 
Es ist mit Recht hervorgehoben worden, dass die aus- 
drücklichen Vereinbarungen unter den Staaten in den 
meisten Fällen die Festsetzung subjektiven Rechtes, die 
Regelung von Rechtsverhältnissen bezwecken. '^) Und 
trotzdem haben auch die nicht-rechtsstiftenden Verträge 
gewaltig dazu beigetragen, das objektive Völkerrecht zu 
entwickeln und zu bereichern, seinen Geltungskreis zu 
erweitern, wie auch in gewissen Bereichen des innerstaat- 
lichen Rechtes die zwischen den Einzelnen geschlossenen 
Abkommen mitgewirkt haben objektives — anfangs oft 
usuarisches — Recht zu schaffen. Wie hätte sich wohl 
auch das Völkerrecht sonst im Laufe der Zeit entwickeln 
können, denn die zielbewusst rechtssetzenden internatio- 
nalen Vereinbarungen sind doch eine Erscheinung erst der 



1) Vgl. Triepel, Völkerrecht und Landesrecht S. 71 u. 72. 
■^) Vgl Ullman, Völkerrecht S. 31 ff., sowie die Ausführungen 
bei Jeliirek, System S. 310 ff. passim. 



5 

jüngsten Entwicklungsstufe. Im Gegensatz zum inner- 
staatlichen Recht, welches natürlich sein durch die Staats- 
grenzen bestimmtes Geltungsgebiet hat, weist das inter- 
nationale Recht mit Hinsicht auf seinen Geltungsbereich 
verschiedene Abstufungen auf; neben den spärlichen in 
der Gemeinschaft der Kulturnationen allgemein anerkann- 
ten Völkerrechtssätzen existieren die zwischen diesen oder 
jenen Staaten verabredeten Rechtsnormen, welche immer- 
hin kein allgemeines Völkerrecht bilden. Mit Recht sagt 
Nippold^): „Positive Völkerrechtssätze, die wirklich all- 
gemeine wären, giebt es nur sehr wenige. Insoweit die 
Staaten ihre Willensübereinstimmung nicht erklärt haben, 
darf man so wenig von einem allgemeinen als von einem 
positiven Völkerrechte sprechen. Daher ist die Zahl der 
allgemeinen Völkerrechtssätze nicht nur eine kleine, son- 
dern das „allgemein" kann dabei nur in ganz relativem 
Sinn verstanden werden, indem die Zustimmung höchstens 
eine nahezu allgemeine ist". ^) Nicht nur ist die Grenze 
zwischen subjektivem und objektivem Recht im Völkerrecht 
naturnotwendig schwebender und unsicherer, sondern es 
sind auch die Unterscheidungsmerkmale anders beschaffen 
als im innerstaatlichen Rechte. Zwar ist nicht, wie Nippold 
meint, alles Völkerrecht Vertragsrecht, aber unwider- 
sprechlich sind die zwischenstaatlichen Abmachungen im 
allgemeinen, nicht nur die wirkliche Rechtssätze enthal- 
tenden Vereinbarungen, sondern auch die Verträge im 
engeren Sinn für die Entwicklung des allgemeinen Völ- 



1) Nippold, Der völkerrechtliche Vertrag S. 29. 

2) Vgl. die oben angeführten Äusserungen Jellineks, System 
S. 321. 
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kerrechts von höchster Bedeutung gewesen und sind sie 
es auch jederzeit für die Erkentnis der objektiven Völ- 
kerrechtsnormen. Ist est doch vielfach die Aufgabe dieses 
vertragsmässigen Rechtes das objektive Recht zu ersetzen, 
seine Lücken zu füllen und zur Verallgemeinerung und 
Vereinheitlichung des internationalen Rechtes beizutragen. 
„Die gleichförmige Wiederkehr inhaltlich identischer Fest- 
setzungen ist, wie Jellinek ^) bemerkt, Zeichen einer all- 
gemeinen internationalen Rechtsanschaung, daher inter- 
national gleiches Recht stets auf internationales Recht 
hindeutet." ^) — Die Staats vertrage vermögen also rechts- 
bildend zu wirken, einige mittelbar zum Zustandekommen 
eines internationalen Usus, einer internationalen Rechts- 
anschauung beitragend, andere unmittelbar Rechtssatzun- 
gen schaffend, und dann entweder für einen grösseren 
oder beschränkteren Teil der Staatengemeinschaft. Theore- 
tisch ist wohl die von Triepel vorgenommene scharfe 
Scheidung zwischen Vereinbarungen von Rechtsätzen unter 
den Staaten und internationalen Verträgen im engeren 
Sinne, welche er als unfähig bezeichnet Rechtssätze zu 
erzeugen, volkommen berechtigt, weder ist aber der Un- 
terschied zwischen beiden Arten von derselben Evidenz, 
wie zwischen Rechtsschöpfung und Vertrag im innerstaat- 
lichen Leben, noch sind die eigentlichen Verträge von so 
geringer Bedeutung für die Bildung von Rechtsnormen 
wie zur Zeit auf anderen Rechtsgebieten. — Vielmehr haben 
sie in dieser Hinsicht fortwährend grosse Bedeutung. 
Zwischen dem ius supra partes und A^m jus intra partes 
besteht hier keineswegs immer ein genauer Unterschied. 



1) Jellinek, System S. 322. 



Solange es keinen Gesetzgeber über den Staaten giebt, 
muss alles Völkerrecht im Grunde vereinbartes — still- 
schweigend oder ausdrücklich vereinbartes — Recht sein. 
Produkte einer ausdrücklichen und bewussten rechtsset- 
zenden Tätigkeit unter einer Mehrzahl von Staaten kom- 
men dabei innerstaatlichen Gesetzgebungsakten am näch- 
sten. Insbesondere tritt das rechtschaffende Motiv klar 
zutage, wenn für die vereinbarten Rechtssätze keine Kün- 
digung vorgesehen ist, wenn also prinzipiell unwider- 
rufliche Rechtssatzungen hergestellt worden sind. Die 
Pariser Seerechtsdeklaration, die Petersburger Konvention, 
die Bestimmungen der Kongoakte von 1885 und zahlreiche 
andere sind in dieser Beziehung oft als Beispiele angeführt 
worden. Aber auch eine Kündigungsklausel und sogar 
eine vorgesehene zeitliche Begrenzung berechtigen nicht 
eo ipso zu dem Schluss, dass nur eine vorübergehende 
Übereinkunft und Regelung gewisser einzelner Verhältnisse 
vorläge, denn derartige Bestimmungen können der Veränder- 
lichkeit der Verhältnisse gebührend Rechnung tragen, ohne 
deshalb zu bedeuten, dass das betreffende Verkehrsgebiet 
nach einem gewissen Zeitablauf voraussichtlich keiner recht- 
lichen Regelung mehr unterworfen sei. Wer kann sich z. B. 
die Rechtssatzungen des Haager Abkommens zur fried- 
lichen erledigung internationaler Streitfälle anders denken 
denn als eine bleibende, eine entwicklungsfähige und in 
Entwicklung begriffene völkerrechtliche Organisation, ob- 
gleich in ihm ein Kündigungsrecht vorbehalten ist und 
der Austritt aus der Vertragsgemeinschaft jeder Signatar- 
macht — unbeschadet des Bestandes des Abkommens 



1) Vgl. u. a. Jellinek, System S. 313, Triepel S. 70, 
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zwischen den übrigen Teilnehmern — freisteht. Ausser 
diesem durch das offen gelassene Austrittsrecht ermöglich- 
ten Aufhören des Abkommens ist keine zeitliche Begren- 
zung der Abmachungen vorgesehen, und ausserdem deuten 
die hohen Vertragsschliessenden Teile im Ingresse der 
zweiten Konvention sogar auf die Möglichkeit der künfti- 
gen Feststellung eines vollständigen Kriegsgesetzbuches 
hin ^). Vielleicht wird die in vielen rechtssetzenden Verein- 
barungen der letzten Epoche unwidersprechlich zutage 
getretene Selbstverpflichtung und Selbstbeschränkung 
der Staaten allmählig in der Herstellung einer über den 
Einzelstaaten stehenden unparteischen rechtsprechenden 
Autorität und in einer mit den innerstaatlichen gesetzgebe- 
rischen Organen gewissermassen zu vergleichenden Organi- 
sation ihre sehr wünschenswerte Vervollständigung finden. 
Dadurch würde wohl das jetzige Völkerrecht einen beträcht- 
lichen Teil seiner heutigen Merkmale einbüssen, ohne 
jedoch seine bisherige Natur eines vereinbarten Rechtes 
abzustreifen. Denn auch vereinbartes Recht ist mit einer 
mit Gericht und Exekutive ausgerüsteten Rechtsordnung 
an sich nicht unverträglich. 

Es hat sich, wie bemerkt, die vertragschliessende Tätig- 
keit der Staaten erst in späteren Zeiten der eigentlichen 



1) Bis auf weiteres hat zwar die in Frage stehende Institution 
einen ganz überwiegend vertragsmässigen und gewissermassen zufälli- 
gen Charakter. Sie hat, wie JeiHnek bemerkt, »noch zu wenig Kon- 
sistenz gewonnen, um allgemein gültige unbestreitbare Rechtssätze aus 
ihnen ableiten zu können. Sie beruhen noch zu sehr auf Abmachun- 
gen, die nur subjektive Rechte zwischen den Parteien schaffen, als dass 
bereits ein objektives, die Mitglieder spezifisch qualifizierendes Recht 
aus ihnen sich ergeben würde" (Jellinek, System S. 324). 
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Rechtssetzung allgemeiner zugewandt. Die Regelung einzel- 
ner Verhältnisse, die Erreichung gewisser politischer Zwecke 
war früher die gewöhnliche Aufgabe der internationalen Ver- 
träge. Besonders war der Gedanke einer wirklichen interna- 
tionalen Rechtssetzung dem öffentlichen Bewusstsein fremd. 
Haben sich in neuester Zeit die internationalen Verwaltungs- 
verträge, welche nich selten wirkliche Rechtssätze enthalten, 
einer grossartigen Entwicklung erfreut, so waren es früher 
die allgemeinen politischen Verträge, besonders diejenigen, 
die sich auf die Existenz und die äussere Sicherheit der Staa- 
ten, auf Krieg und Frieden bezogen, denen die vorwiegende 
Bedeutung zukam. Derartige Verträge sind aber nur aus- 
nahmsweise und waren früher fast nie unmittelbar rechts- 
bildend ; in der Regel haben sie zufällige und vorübergehende 
Angelegenheiten und Interessen zum Gegenstand. Wiewohl 
sie also selbst keine allgemeinen Rechtssätze enthalten, gehö- 
ren auch sie einem Verkehrsgebiete an, wo gewisse, wenn 
auch spärliche, objektive Rechtssätze nicht entbehrlich sind. 
Die Übung, d. h. die zu wiederholten Malen durch prak- 
tische Bedürfnisse in ziemlich ähnlicher Weise hervorgerufe- 
nen Gestaltungen konkreter politischer Verhältnisse erzeugen 
auch hier gewisse Rechtsregeln. Ein Faktor von grösster 
Bedeutung ist dabei der Umstand, dass kein Gebiet des 
internationalen Lebens von den übrigen abgesondert bleibt, 
sondern vielmehr durch die auf ihnen stattfindende poli- 
tische und rechtliche Entwicklung mehr oder weniger 
beeinflusst wird. Auch hinsichtlich der Bündnisverträge, 
die früher entschieden die wichtigsten waren und noch 
immer sehr hervorragende allgemeine politische Verträge 
sind, haben sich im Laufe der Zeit gewisse Rechtsnormen 
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ausgebildet, deren Bedeutung sich u. a. teils darin zeigt, 
dass sie bei mangelnden ausdrücklichen Vertragsbestimm- 
ungen als subsidiäres Recht oder bei Unsicherheit als 
Interpretationsregeln in Betracht kommen, teils sogar darin, 
dass sie als absolut geltende Sätze mit ihnen unverein- 
bare Vertragsbestimmungen ausschliessen. Unter den poli- 
tischen Vertragsverhältnissen, haben nun speziell die 
Allianzen den Charakter von Gesellschaftsverträgen; ein 
Umstand, der hierbei nicht ohne Bedeutung ist, denn eben 
die Gesellschaftsverhältnisse sind dazu geeignet, gewisse, 
relativ gleiche und wiederkehrende Rechtsbeziehungen 
auszubilden. Es gehört nicht zu unserer Aufgabe näher zu 
untersuchen, wie die Rechtsbildung hier geschieht; es sei 
nur nochmals hervorgehoben, dass Vorgänge und Neuge- 
staltungen auf einem Gebiete des internationalen Lebens 
mit den Lebensformen auf einem anderen Gebiete in 
Wechselwirkung stehen, und dass besonders die allge- 
meine Entwicklung der völkerrechtlichen Vertragsverhält- 
nisse und des Vertragsrechtes überhaupt auch die Ausbildung 
und die Normen der verschiedenen Vertragsarten, u. a. auch 
der Bündnisverträge beeinflusst. Inwieweit hier die Rechts- 
bildung spontan und selbständig gewesen ist, lässt sich also 
schwerlich bestimmen. — Erst in der allerneuesten Zeit sind 
auf internationalen Kongressen und Konferenzen, z. B. auf 
dem Berliner Kongress, allgemeine internationale Regelun- 
gen gewisser Angelegenheiten von allgemeinem-politischem 
Interesse vorgenommen worden zu dem Zweck, politische 
Zustände und Verhältnisse mit völkerrechtlicher Gültigkeit 
zu regeln und herzustellen. Obwohl die Berechtigung der 
Kontrahenten derartige Massregeln zu treffen unter Um- 
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ständen hat fraglich und ihr Recht dazu als ein ange- 
masstes erscheinen können, sind nichtsdestoweniger Rechts- 
veränderungen und Rechtsgestaltungen sowie neue Rechts- 
sätze aus ihnen entstanden. Es giebt jedoch poli- 
tische Relationen von Staat zu Staat, und das ist eben 
mit den Allianzverhältnissen der Fall, die derart spezieller 
und individueller sowie überhaupt veränderlicher Beschaf- 
fenheit sind, dass ihre Existenz und ihre Formen durch 
allgemeine Vereinbarungen zwischen den Staaten nur 
mittelbar und in äusserst beschränktem Grade beeinflusst 
werden, die vielmehr jederzeit in erster Linie durch Selbst- 
tätigkeit der beteiligten Staaten bestimmt und gestaltet wer- 
den. Nur soweit geht überhaupt der direkte Einfluss und die 
Bedeutung ausdrücklicher Vereinbarungen bezüglich derarti- 
ger internationaler Erscheinungen, dass z. B. völkerrechtlich 
anerkannte Rechtsnormen, welche das Neutralitätsrecht und 
aucli gewisse andere Teile des Kriegsrechtes regeln, die für 
die Stellung neutralisierter Staaten geltenden Regeln u. s. w. 
auch in gewissem Umfang die Allianzverhältnisse berühren 
müssen, ganz abgesehen von der tatsächlichen Einwirkung, 
die von der allgemeinen Entwicklung im Völkerrecht und 
in der Politik ausgeübt wird. 

* 

Steht es somit fest, dass unter allen Staatsverträgen 
diejenigen, welche politische Bündnisverhältnisse zwischen 
Staaten begründen oder sonst solche Verhältnisse berüh- 
ren, par preference reiner Vertragsnatur im eigentlichen 
Sinne sind und sich von den rechtssetzenden Vereinbaruu: 
gen durchaus unterscheiden, so fragt es sich, welche Stel- 
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lung die Allianzverträge sonst im System einnehmen und 
welches ihre wesentlichen Kennzeichen sind. In der Tat 
hat die völkerrechtliche Doktrin seit Grotius ^) die Frage 
von der Einteilung der Staatsverträge erörtert, ohne dass 
es indes bisher gelungen wäre ein allgemein angenommenes 
System nach einheitlichen, einwandfreien Einteilungsgrün- 
den, Merkmalen und Gesichtspunkten aufzustellen. Die 
Allianzen rechnet Grotius zu den foedera societatis und 
trifft damit ein für die Vertragsverhältnisse sehr charakteris- 
tisches Kennzeichen. Vattel ^ macht denselben prinzipiellen 
Unterschied wie Grotius zwischen gleichen und ungleichen 
Allianzen, soviel er aber auch sonst von Allianzverhält- 
nissen spricht, unterscheidet er dieselben nicht deutlich 
genug von anderen traites publics; zuweilen wird der 
Ausdruck alliance gebraucht, um im allgemeinen ein durch 
einen traite begründetes Verhältnis zwischen Staaten zu 
bezeichnen ohne Rücksicht auf Art und Zweck des Ver- 
trages. — In neuerer Zeit sind verschiedene Versuche 
gemacht worden, die Staatsverträge systematisch einzuteilen. 
Sieht man zunächst von der oben besprochenen Verschie- 
denartigkeit ab, die hinsichtlich der rechtlichen Bedeutung 
und des rechtlichen Zweckes, aber wenigstens nicht un- 
mittelbar und prinzipiell hinsichtlich des Vertragsgegen- 
standes, zwischen den rechtsetzenden Verträgen (Verein- 
barungen) und den konkrete Tatbestände regelnden Ver- 
trägen besteht — ein Unterschied, der allerdings nicht 



1) Siehe Grotius, De jure belli et pacis, Liber II Cap. XII. De 
foederibus ac sponsionibus. 

-) Vattel, Le droit des gens on Prlnclpes de la loi naturelle, 
Chap. XII, S. 208, 
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immer theoretisch nachweisbar und durchführbar ist und 
eigentlich nicht als inhaltlicher Einteilungsgrund angenom- 
men werden kann ^) — so bieten die verschiedenen Zwecke, 
denen die Staatsverträge dienen sollen, wechselnde Gründe 
und Gesichtspunkte, nach denen die Einteilung gemacht 
werden kann. Der eine berücksichtigt vorwiegend diese 
Kennzeichen und betrachtet sie als entscheidende, der an- 
dere jene anderen Merkmale. Im grossen und ganzen 
hat ja die Frage ziemlich geringe praktische Bedeu- 
tung. — Klüber (Europäisches Völkerrecht S. 169) unter- 
scheidet Völkerverträge im engeren Sinn, in welchen nur 
vorübergehende Leistungen versprochen werden, und 
Gesellschaftsverträge, in denen die gegenseitigen Leistun- 
gen dauernde sind. F. v. Martens (Völkerrecht I. S. 414) 
will die Verträge in politische und soziale einteilen. 
Funck-Brentano und Sorel (Precis du droit des gens S. 
130) nehmen eine zweifache Haupteinteilung vor, nämlich 
einerseits in allgemeine und spezielle, andererseits in poli- 
tische und soziale Verträge. Rivier (Principes du droit des 
gens, Tome IL S. 110) stellt die zwei Hauptkategorien der 
traites de disposition und der traites d* association auf; 



1) Demgemäss ist es nicht zu billigen, wenn BonfÜs (Lehrbuch 
des Völkerrechts für Studium und Praxis, III. Aufl. Deutsch von A. 
Grab. S. 452) die Staatsverträge in rechtssetzende Verträge auf der 
einen, politische Verträge auf der anderen Seite einteilt, weil die beiden 
Kategorien eben nicht einander ausschliessende Gegensätze sind. Rich- 
tiger ist es mit Ullman (Völkerrecht S. 32) als Gegensatz zu den rechts- 
setzenden Verträgen schlechthin diejeningen hinzustellen, «durch welche 
die Staaten konkrete Tatbestände, individuelle Rechtsverhältnisse 
regeln", ohne sie besonders als „politische" zu bezeichnen. — Vgl. 
auch von Liszt, Das Völkerrecht, IV. Aufl. S. 12 und 171. 
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die letzteren „etablissent entre les Etats une serie dobli- 
gations, un ensemble de relations continues de teile sorte 
que ces Etats deviennent en une certaine mesure asso- 
des, collegues, collaborateurs ä une entreprise ou oeuvre 
commune.^ Die von den vorgenannten wieder einiger- 
massen abweichende Klassifizierung Pradier-Fodere*s in 
traites politiques und traites economiques entspricht nicht 
völlig dem übrigens sehr bemerkenswerten Jellinekschen 
Einteilungsprinzip, nach welchem die Staatsverträge, beur- 
teilt gemäss den Gründen, aus denen ein Staat mit dem 
anderen paktiert, in Verwaltungs vertrage und politische 
Verträge einzuteilen seien ^) ^). — Will man eine alle we- 
sentlichen Merkmale berücksichtigende Klassifizierung vor- 
nehmen, so kann man nicht umhin, mehrere sich kreuzende 
Kategorien aufzustellen. Einerseits lassen sich nämlich 
die Assoziations-oder Gesellschaftsverträge von den Dis- 
positions- oder „Einzelgeschäftsverträgen" unterscheiden, 
andererseits besteht ein — wenn auch nicht immer so 
deutlicher — Gegensatz zwischen den politischen und 
sozialen oder, wenn man so will, Verwaltungsverträgen, 

1) Pradier-Fodere, Traite de droit international public, T. I. S. 
193—194. Jellinek, Die Lehre von den Staaten Verbindungen S. 
105—106. Die mangelnde Übereinstimmung zwischen den Klassifizie- 
rungen der beiden Autoren geht u. a. daraus hervor, dass Jellinek 
die Auslieferungsverträge ganz richtig zu den Verwaltungsverträgen 
rechnet, Pradier-Fodere dagegen zu den speziellen politischen Ver- 
trägen. — Wiil man nur charakteristische Vertragskiassen zulassen, so 
hat die Systematisierung Jellineks u. E. die grössten Vorzüge, zeigt 
aber zugleich, dass dieses einfache Einteilungsprinzip nicht genügt. 

2; Vgl. auch die Ausführungen Ullmans, Völkerrecht S. 168—169 
und die daselbst angeführten Exzerpte. 
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d. h. überhaupt denjenigen, welche ökonomischen, Kultur- 
und Verwaltungszwecken dienen. Dagegen ist neben 
diesen nicht eine besondere Einteilung in allgemeine und 
spezielle Verträge zu befürworten, weil sie überhaupt 
ziemlich unsicher und bedeutungslos sowie schon zum 
Teil in den vorigen enthalten ist. 

Die Ausdrücke Allianz und Bündnis werden fast aus- 
nahmslos für gewisse Arten rein politischer Gesellschafts- 
verträge verwendet. Indessen sagt Rivier, dass die Allianzen, 
foedera, im weiteren Sinn des Wortes auch die „ökono- 
mischen Allianzen" umfassen, während ausschliesslich die 
politischen Allianzen in der gewöhnlichen, engeren Bedeu- 
tung des Ausdruckes als Allianzen bezeichnet werden. ^) 
Sowohl der Sprachgebrauch als die wünschenswerte Prä- 
zision der Ausdrücke und die Auseinanderhaltung der Begriffe 
machen es jedoch offenbar notwendig, den Allianzbegriff 
ausschliesslich für gewisse Arten politischer Verträge 
vorzubehalten. Auch mit dieser Beschränkung wird die 
Klassifizierung nicht in jedem Einzellfalle allzu leicht sein. 

Als Bündnis- oder Allianzverträge im eigentlichen 
Sinn sind diejenigen völkerrechtlichen Verträge zu bezeich- 
nen, welche mit Aufbietung der erforderlichen staatlichen 
— inbesondere auch der kriegerischen — Machtmittel sei- 
tens der Vertragsparteien gewisse politische Ziele verfolgen, 
die Partien zu dem Zwecke zu einem gemeinsamen Ver- 
halten als Mächte verpflichten und zu einer festeren oder 
loseren völkerrechtlichen Vertragsgemeinschaft verbinden. 

1) Rivier S. 110 — Ebenso spricht Jellinek (Staatenverbindungen 
S. 108 u. 112) von .Verwaltungsbündnissen" und Calvo, F. III. S. 361 
in demselben Sinn von „alliances pacifiques." 
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Ausser diesen durch Allianzverträge begründeten Allianz- 
verhältnissen im eigentlichen Sinn giebt es jedoch andere 
politische Beziehungen zwischen den Staaten, welche in 
irgend einer Hinsicht von diesem Typus abweichen, im 
übrigen aber dieselben Merkmale aufweisen, und welche 
somit als eigenartige oder fernere Allianzverhältnisse oder 
allianzenähnliche Verhältnisse charakterisiert werden kön- 
nen. — Es können zwei Mächte, ohne durch einen aus- 
drücklichen Allianzvertrag gebunden zu sein, im Kriege als 
Verbündete auftreten; kolonialpolitische Ziele der Staa- 
ten oder weltpolitische Anmassungen der Gross- oder Welt- 
mächte können eine kriegerische Kooperation im Einzel- 
fall veranlassen; gewisse Arten politischer Verträge, ins- 
besondere gewisse Garantieverträge, welche mit dem 
Kriege als einer nicht ausgeschlossenen, wenn auch sehr 
fernliegenden und zu verhütenden Eventualität rechnen, 
haben mit den Bündnissen viele Kennzeichen gemeinsam. 
In einigen solchen Fällen kann die Gemeinschaft somit 
von einer derart zufälligen und vorübergehenden Beschaf- 
fenheit sein, dass von keinem eigentlichen Gesellschafts- 
verhältnts die Rede sein kann; in anderen ist die Anwen- 
dung der äussersten staatlichen Machtmittel, der Waffen- 
gewalt, keine direkt vorgesehene Betätigungsform zur 
Erreichung der Vertragszwecke, wenn ihre Anwendung 
auch nicht ausgeschlossen ist. Bei einigen derartigen 
Allianzverhältnissen ist es sogar nicht immer der eigent- 
liche völkerrechtliche Krieg, auf den die Absicht der Teil- 
nehmer im äussersten Fall hinausläuft, auch andere ge- 
waltsame Zwangsmittel, z. B. eine kriegerische Intervention, 
eine Friedensblockade u. s. w., können als einzig oder im 
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äussersten Falle vorgesehene Operationsformen in Frage 
kommen. Sämtliche hier erwähnte nichtfriedliche inter- 
nationale Verkehrsformen haben nun mit den eigentlichen 
Bündnisverhältnissen vieles gemeinsam, weichen aber auch 
in wichtigen Beziehungen von ihnen ab. — Es ist nicht im- 
mer ganz einfach die Allianzverträge und Allianzverhält- 
nisse und ihnen gleichkommende Verhältnisse von ande- 
ren politischen Gesellschaftsformen zwischen Staaten zu 
unterscheiden, es ist aber als Distinktionsprinzip daran 
festzuhalten, dass die beabsichtigte und vereinbarte An- 
wendung ausschliesslich friedlicher, diplomatischer Mittel 
und Betätigungsformen nicht genügt, um den zwischen 
gewissen Staaten bestehenden Beziehungen den Allianz- 
charakter zu verleihen, obgleich natürlich alliierte Mächte, 
besonders in neuerer Zeit, sich mit Vorliebe auch derarti- 
ger friedlicher Mittel und Auswege zur Erreichung ihrer 
Zwecke zu bedienen pflegen. Es kommen aber zwischen 
den Staaten unstreitig auch solche in ganz eminentem 
Grade allgemein-politische Vereinbarungen vor, welche nicht 
im geringsten die Eventualität kriegerischer Verwicklungen 
oder für diesen Fall ein gemeinsames militärisches Auf- 
treten der Teilhaber vorsehen. Dies ist z. B. mit dem 
britisch-französischen Abkommen vom 8. April 1904 der 
Fall. — Es ist in solchen Fällen selbstverständlich die Mög- 
lichkeit nicht ausgeschlossen, dass durch eine derartige Ver- 
einbarung oder Verständigung eine sehr intime Interes- 
sengemeinschaft begründet wird, welche bei entstehenden 
Verwicklungen der Weltpolitik unter Umständen vielleicht 
zu einem wirklichen Allianzverhältnis führt. Es ist auch 

möglich, dass derartige Beziehungen in der friedlichen inter- 

2 
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nationalen Politik einem als Allianz gestalteten Vertrags- 
verhältnisse an praktisch-politischer Bedeutung gleichkom- 
men, ihnen kann sogar ein die Ansprüche anderer Staa- 
ten verletzender und dadurch , möglicherweise bewusst 
aggressiver Charakter innewohnen, ohne dass sie gleich- 
wohl, bei mangelnden Essentialien eines Allianzvertrages, 
nämlich dem vereinbarten gemeinschaftlichen kriegerischen 
Interessenschutz, als wirkliche Bündnisverhältnisse bezeich- 
net werden können. Die Sachlage verändert sich natür- 
lich, wenn sich z. B. einem veröffentlichten, ausschliess- 
lich für Friedensfälle geschlossenen politischen Vertrag, 
separate geheimgehaltene Allianzklauseln anschliessen. Übri- 
gens ist selbstverständlich nicht diese oder jene Bezeichnung 
eines Vertrages entscheidend, sondern dessen Inhalt und 
dessen wirkliche Beschaffenheit^)^. Wenn einerseits angeb- 
liche Allianzverträge vorkommen, welche kein wahres 
Bündnisverhältnis anordnen, so trifft man andererseits 
zuweilen als Garantieverträge bezeichnete Verträge, welche 



1) Der Aliianzcharakter der Heiligen Allianz ist wegen ihres Man- 
gels an positivem Inhalt und wirklichen greifbaren Vertragsbestimmun- 
gen oft in Abrede gestellt worden, vielleicht doch nicht mit vollem 
Recht, weil die H. Allianz, so sehr ihr unbestimmter Inhalt auch von 
modernen Verträgen abweicht, doch ein Versprechen gegenseitiger Hil- 
feleistungen der Herrscher — und der Staaten — untereinander ent- 
hält,, wenn sich auch keine praktischen Resultate aus der eigenttim- 
lichen Allianz ergeben konnten. 

^ Es kommt jedoch vor, dass der ausdrücklichen Bezeichnung 
einer Vereinbarung als Allianz ein besonderes politisches Gewicht 
beigelegt wird. Hierüber hinsichtlich des russisch-französischen 

Allianzvertrages: Despagnet, La diplomatie de la troisieme Rdpubli- 
que S. 625. 
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in der Tat eine gewöhnliche Allianz (etwa mit Oarantie- 
klausel) begründen. Andererseits können accessorische 
Allianzklauseln in verschiedenen Verträgen politischen In- 
halts und sogar in Handels- und Verwaltungsverträgen 
vorkommen. ^) 

Liegt es im Wesen der Allianzverhältnisse, dass sie 
ihre Zwecke nicht ausschliesslich mit Mitteln des friedlichen 
Staaten Verkehrs verfolgen, sondern dass die grössere oder 
geringere Interessengemeinschaft der Verbündeten auf ein 
gemeinschaftliches Verhalten auch für die Eventualität 
eines Krieges Bezug haben muss, so ist es von selbst klar, 
dass Staatenverträge, die nur eine allgemeine Deklaration 
und Bezeugung der freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
den Kontrahenten — s. g. traites damitie — zum Inhalt 
haben, ohne wirkliche Bündnisklauseln zu enthalten, keine 
Allianzverträge sind. Derartige Erklärungen, die auf einer 
niedrigeren Stufe der völkerrechtlichen Entwicklung einem 
Staate wirklich nützlich sein konnten, derzeit aber gewöhn- 
lich nur als Ausschmückungen in Handels- und anderen 
Verträgen positiven Inhalts vorkommen, werden jedoch in 
der älteren Literatur hier und da als Allianzen bezeich- 
net. ^ 



1) Calvo T. IV, S. 103. 

2) Siehe Vattel, a. a. O. S. 210. - Funck-Brentano und Sorel 
(Precis du droit des gens S. 143) bezeichnen als alliance pure et 
simple einen Vertrag, welcher keine ausdrücklichen Verpflichtungen 
(engagements) begründet, sondern nur den Zweck hat: ^de constater 
la bonne entente qui existe entre eux (den Kontrahenten) et l'inten- 
tion — — de suivre en giniral une politique conforme d leurs 
devoirs.* 
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Ungeachtet des bei jedem Allianzverhältnis erforder- 
lichen eigenartigen positiven Inhaltes brauchen nicht alle 
Allianzverhältnisse oder allianzenähnlichen Verhältnisse be- 
sonders feste und innige Beziehungen zwischen den 
beteiligten Staaten zu konstituieren. Wohl verbinden 
die eigentlichen Allianz- oder Bündnisverträge in grös- 
serem oder geringerem Umfang die politischen Schick- 
sale der Verbündeten, obgleich schon hier die Festigkeit 
und Innigkeit der Gemeinschaft in den einzelnen Fäl- 
len die grössten Verschiedenheiten und Wechsel aufweist. 
Insbesondere aber ist bei manchen Allianz- oder alli- 
anzenähnlichen Verhältnissen im weiteren Sinne die 
Gemeinschaft keine sehr intime. Dazu kommt, dass eben 
die politischen Gesellschaftsverträge in höherem Grade 
als andere Staatsverträge der Unbeständigkeit und Ve- 
ränderlichkeit der international-politischen Relationen 
ausgesetzt sind. — Auf diese Tatsache sei hier nur bei- 
läufig hingewiesen mit der Bemerkung, dass insbesondere 
gewisse Assoziationsverträge ökonomischer oder admini- 
strativer Natur nicht selten wichtigere und vor allem dauer- 
haftere, obgleich anders geartete Gesellchaftsverhältnisse 
schaffen können. ^) 

Man darf mit vollem Recht behaupten, dass es' keine 
einseitigen und keine ungleichen Staatsverträge in dem 
Sinne giebt, dass aller Vorteil auf der einen, alle Lasten 
und Leistungen auf der anderen Seite lägen, denn in den 
zwischenstaatlichen Beziehungen wird die Annahme eines 

') Dies kann z. B. mit Zollunionen der Fall sein, welche in der 
Tat keine geringe politische Gemeinschaft herbeiführen und daher 
überhaupt als neutralisierten Staaten unerlaubt angesehen werden. 
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Vorteiles den Annehmenden in ein Verhältnis der Gebun- 
denheit versetzen, wenn sie ihm nicht, wie es gewöhnlich 
der Fall ist, bestimmte Verpflichtungen auferlegt. ^) Dage- 
gen können natürlich die von den Kontrahenten verspro- 
chenen Leistungen untereinander höchst verschiedenartig 
sein; die Verschiedenartigkeit kann in der Tat so weit 
gehen, dass der Vertrag nur die eine Partei zu positivem 
Tun und realen Leistungen, die andere zu einem passiven 
Verhalten, einem Dulden verpflichtet. — Es fragt sich 
nun, ob und inwieweit die Allianzverhältnisse notwendiger- 
weise beiden oder allen Parteien die gegebenen Falls ein- 
tretende Pflicht zu gemeinschaftlichem bewaffnetem Auf- 
treten auferlegen. Was nun erstens die eigentlichen Alli- 
anz- oder Bündnisverträge betrifft, so können ja die Ver- 
tragsbedingungen in dieser Hinsicht sehr verschiedenartig 
sein, es ist z. B. möglich, dass ein defensiver Bündnis- 
vertrag — wenigstens dem Anschein nach — nur die eine 
Partei zu direkter Hilfeleistung verpflichtet. Trotz derartiger 
Ungleichheiten setzen jedoch diese Verträge bei beiden — 
oder allen — Teilnehmern dieselbe völkerrechtliche Kriegs- 
fähigkeit, d. h. die gleiche völkerrechtliche Befugnis Krieg 
zu führen voraus, und jedenfalls rechnen sie mit der Kriegs- 
gemeinschaft als mit einer direkten Folge und dem beab- 



1) Nur unter der Voraussetzung ist ein derartiger ungleicher 
Vertrag denkbar, dass die eine Partei ihre tatsächliche Überlegenheit 
benutzt, um den schwächeren Staat zum Abschluss eines Vertrages 
zu zwingen, dem dieser, sonstige schwerere Nachteile befürchtend, sich 
nicht zu entziehen wagt. In dieser krassen und unverhüllten Form 
kommen jedoch derartige ungleiche Verträge, wenigstens unter zivili- 
sierten Staaten, nicht mehr vor. 
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sichtigten Zweck des Vertrages, selbstverständlich unter 
der Voraussetzung, dass der casus foederis eintreten wird. 
Hier sind also die Verpflichtungen, trotz möglicher Verschie- 
denartigkeiten der Bedingungen', Leistungen und Mitwir- 
kungsformen, doch ihrem eigentlichen Wesen nach gleich- 
artig und laufen auf ein mit bewusster Absicht vorgesehenes 
gemeinschaftliches Ziel hinaus. ^) — Unter den Allianz- oder 
allianzenähnlichen Verhältnissen im weiteren Sinn können 
im Gegenteil beträchtliche Abweichungen von dieser Regel 
vorkommen. Hier können unter gewissen, an diesem Ort 
nicht näher zu erörternden Umständen in den beiderseiti- 
gen Aufgaben und Betätigungsformen der Beteiligten grund- 
wesentliche Verschiedenartigkeiten obwalten. So viel von 
den möglichen Ungleichheiten in der Stellung der Parteien 
bei einem Allianzverhältnis, einer Frage, die in der später 
folgenden Darstellung der verschiedenen Arten von Alli- 
anzen des Näheren erörtert werden soll. 

Die oben vertretenen Ansichten über das Wesen und 
die systematische Stellung der Allianzverträge und Allianz- 
verhältnisse werden keineswegs in allen Punkten von den 
völkerrechtlichen Autoren — unter denen übrigens keine 
auch nur annähernd volle Übereinstimmung herrscht — 
geteilt und angenommen. — Was zuerst die verschiedenen 
Definitionsarten — wo überhaupt besondere Definitionen 
gegeben werden — betrifft, so werden teils „Allianzverträge", 
teils „Allianzen" definiert. Um hier einige von ihnen anzu- 
führen, so bezeichnen Funck-Brentano und Sorel (S. 133) 
als Allianzen „les engagements par lesquelles les Etats 
contractants mettent en commun toutes leurs forces ou 

1) Vgl. unten S. 
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une partie de leurs forces respectives, en vue dune poli- 
tique generale commune ou d'un resultat dätermine ä 
poursuivre en commun," — Bonfils (S. 454): „Durch 
Bündnisse oder Allianzen verpflichten sich Staaten ihre 
beiderseitigen Machtmittel ganz oder teilweise zu dem 
Zwecke zu vereinigen, um einer gemeinsamen allgemeinen 
Politik zum Sieg zu verhelfen oder um einen bestimmten 
Erfolg gemeinschaftlich herbeizuführen." — Fields Defini- 
tion lautet: „Allles are nations bound by treaty to assist 
each other, in some manner, by belligerent Operation, * ^) 
Pradier-Fodere bezeichnet als traites d'alliance diejenigen, 
„par lesquels deux on plusieurs Etats s'associent entre 
eux soit en vue d'une politique generale commune ou 
dun risultat determine ä poursuivre en commun, soit 
dans tintention de se soutenir mutuellement contre un 
peril qui les menace, soit pour attaquer un ennemi com- 
mun; pour agir hostilement contre tout Etat quelconque ou 
contre un Etat determine. " 2) Jellinek (Staatenverbindungen 
S. 121) versteht unter einer Allianz „eine Verbindung zweier 
oder mehrerer Staaten zu gemeinsamem Verhalten als Mäch- 
te." Anderenorts (Allgemeine Staatslehre S. 678) abergiebt er 
dem Begriff eine engere Begrenzung und erklärt die Allianzen 
für „Bündnisse zu gemeinsamem Angriff, gemeinsamer Ver- 
teidigung oder als Schutz- und Trutzbündnisse zu beiden 
Zwecken." — Despagnet, nachdem er von derartigen poli- 
tischen Verträgen gesprochen, welche eine bestehende 
Union zwischen Staaten begründen, fährt folgendermassen 
fort: »Parfois tunion entre les Etats ne se manifeste que 

1) David D. Field: Outlines of an International Code II. Auf] S. 609. 

2) Pradier-Fodere, Cours de droit international S. 552. 
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par une association d'efforts et de ligne de conduite vers 

an bat commun gänäral ou späcial Dans ce der- 

nier cas on a l'alliance ". ^) Wie man aus diesen 

Definitionen ersieht, gehen die Ansichten über die Begren- 
zung des Allianzbegriffes nicht unbedeutend auseinander. 
Von einigen werden alle Vereinbarungen, welche auf die 
äusserliche Machtstellung oder den politischen Einfluss 
der Staaten Bezug haben und zu diesem Zweck ein ge- 
meinsames Verhalten anordnen, als Allianzen bezeichnet,^) 
andere gehen in dieser Hinsicht einer direkt ausgesproche- 
nen Entscheidung aus dem Wege, wieder andere halten 
eine wenigstens als möglich vorgesehene Entfaltung der 
kriegerischen Mittel für ein Essentiale jeder Allianz. Unter 
anderen sprechen Bluntschli und Pradier-Fodere aus- 
drücklich die Ansicht aus, dass z. B. Vereinbarungen zum 
Zweck der Zusammenberufung eines Kongresses, zu gemein- 
samer Haltung und Einwirkung auf einem bevorstehenden 
Kongress oder zu Verwirklichung einer sonstigen fried- 
lichen politischen Aufgabe ohne kriegerische Rücksichten, 
den Inhalt eines Allianzvertrages ausmachen könnten. Die 
entgegengesetzte Auffassung vertritt u. a. Neumann, der von 
förmlichen Allianzen bloss allgemeine Einvernehmen (z. B. 
das s. g. Dreikaiserbündnis) in Bezug auf die in kritischen 
Zeiten einzuschlagende Politik unterschieden wissen will. ^ 

1) Despagnet, Cours de droit international S. 552. 

2/ Wie oben bemerkt, werden sogar Verwaltungsverträge von 
hervorragender Bedeutung zuweilen als Bündnisse bezeichnet. 

3) Siehe Bluntschli, Das moderne Völkerrecht der civilisierten 
Staaten S. 252. Pradier-Fodere S. 531; L. von Neumann, Grundriss 
des heutigen europäischen Völkerrechts, III. Aufl. S. 74. — Auch Whea- 
ton S. 292 spricht nur von kriegerischen Allianzen. 
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Diese Ansicht dürfte auch trotz abweichenden Definitionen 
die bei völkerrechtlichen Autoren am allgemeinsten vor- 
kommende sein; jedenfalls wird der Begriff gewöhnlich 
in dieser engeren Bedeutung gebraucht. 

Die wegen der in ihr enthaltenen Markierung der 
Unterscheidungsmerkmale und Verdeutlichung der verschie- 
denen Arten unseres Erachtens berechtigte und wünschens- 
werte Distinktion zwischen Allianzen, die auf ausdrücklichen 
und eigentlichen Bündnisverträgen beruhen, und anderen Alli- 
anz- oder allianzenähnlichen Verhältnissen im weiteren Sinn 
wird von einigen Autoren angedeutet und beiläufig be- 
rührt, ohne indessen durchgeführt oder systematisch ver- 
wertet zu werden. ^) Bei der Verschiedenartigkeit und Man- 
nigfaltigkeit der Verträge und Vertragsverhältnisse, welche 
die wesentlichsten Merkmale der eigentlichen Bündnisse 
aufweisen, ohne jedoch unter den Typus selbst zu fallen, 
scheint auch keine begriffsmässige Einteilung und Klas- 
sifizierung derselben möglich zu sein. Das Hauptgewicht 
liegt somit auf der Auseinanderhaltung einerseits der 
eigentlichen Bündnisverträge und Bündnisverhältnisse, 
anderseits derjenigen Relationen, welche man fernere Alli- 
anzverhältnisse oder allianzenähnliche Verhältnisse nen- 
nen kann. Wiewohl die Grenze zwischen den beiden 
Kategorien nicht immer deutlich hervortritt, hat diese 

1) Vgl. von Liszt S. 183, Jellinek, Staaten Verbindungen S. 137. 
— Hautefeuille, Des droits et devoirs des nations neutres en temps 
de guerre maritime, III. Aufl. T. I. S. 168, macht einen gewissen Unter- 
schied zwischen Jes allies proprement dits lies par des traites 

aux termes desquels toutes les guerres futures oii une guerre deter- 
minee sont declarees comrHunes", und anders gearteten Allian;^- 
verhältnissen. 
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Unterscheidung doch sowohl theoretische als auch prak- 
tische Bedeutung, indem nicht alle Sätze, die für die 
eigentlichen Allianzen aufgestellt werden, ohne weiteres 
auf jene andere Art von politischen Verträgen und Ver- 
hältnissen anwendbar sind, und sich in Betreff dieser 
hinwieder Umstände und Gesichtspunkte geltend machen, 
die bei den eigentlichen Allianzen nicht zutreffen. Auch 
untereinander weisen die Allianzverhältnisse im weite- 
ren Sinn oder die allianzenähnlichen Verhältnisse der- 
massen verschiedenartige Gestaltungen auf, dass theore- 
tisch-völkerrechtliche Generalisierungen hinsichtlich der- 
selben fast ausgeschlossen sind. Nur gewisse Typen las- 
sen sich hierbei aufstellen. Es verhält sich hiermit in der 
Weise, dass die eine Vertragsart ihrem Inhalt nach mit 
diesem, die andere mit jenem Rechtsinstitut in Verbindung 
und Zusammenhang steht, dieses oder jenes Gebiet des 
international-politischen Lebens berührt. 

Kann man auch zum Teil dem Satz Jellineks zustim- 
men, dass die Theorie der Allianz von der Wissenschaft 
im Grossen und Ganzen endgiltig festgestellt ist, so ist nicht 
zu leugnen, dass auch die hierher gehörigen Verhältnisse 
unter dem Einfluss der allgemeinen Entwicklung, besonders 
im praktisch-politischen Leben, neue Formen entfalten und 
in Zusammenhang damit auch neue Fragen theoretischen 
Inhalts ins Leben rufen. — Neuerscheinungen auf dem inter- 
nationalen Gebiete sowie Neuschöpfungen und Ausbildun- 
gen des Völkerrechts lassen somit auch die eigentlichen 
Allianzen nicht unberührt. Von grösserer Mannigfaltigkeit 
und Kompliziertheit sind indessen vielleicht die Fragen 
und Aufgaben, welche auf dem Gebiete der entfernteren 
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Alllanzverhältnisse oder allianzenähnlichen Beziehungen 
der Theorie und völkerrechtlichen Doktrin entstehen; insb. 
dürfte dies mit den Garantieverhältnissen der Fall sein. 
— Eine Untersuchung und Darstellung der eigentlichen 
Allianzen sowie des Allianzcharakters im allgemeinen, soweit 
er auch bei gewissen anderen politischen Verträgen und 
internationalen Beziehungen wiederzufinden ist, soll im 
folgenden versucht werden. 



II KAPITEL. 

Arten und Formen der Allianzen und mit ihnen 
verwandter internationaler Verhältnisse. 

Die eigentlichen Allianzverträge sind politische Asso- 
ziations- oder Gesellschaftsverträge, durch welche ein inter- 
nationales Gesellschaftsverhältnis begründet wird, und — 
wenn ein bildlicher Ausdruck gestattet ist — die beteilig- 
ten Staaten durch persönliche Beziehungen miteinander 
verbunden werden. Der spezifisch kriegerische Charakter 
einer solchen Gemeinschaft ist oft von älteren Autoren 
dergestalt urgiert worden, dass dieselbe geradezu als eine 
Kriegsgemeinschaft bezeichnet wird. ^) In späteren Zeiten 
haben sich indessen die Verhältnisse dahin geändert, dass 
der Kriegsgedanke nunmehr unter Umständen nur als 
eine causa remota erscheint, deren Verwirklichung nicht 
die einzige raison detre des Vertragsverhältnisses oder 
die notwendige Betätigungsbedingung seines Inhaltes bildet. 
Als wichtige Aufgaben der Allianzen werden vielmehr oft 
die Aufgaben angesehen, das politische Gleichgewicht zu 
erhalten, Kriegsmöglichkeiten vorzubeugen, im allgemeinen 
Zwecke der äusseren Politik zu befördern u. s. w. 



1) Vattel S. 33—34 bezeichnet eine .innige und vollständige Alli- 
anz* (l'alliünce intime et complete) als eine societi de giierre. 
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Was den Vertragszweck, die Verbindungsart und die 
Dauerhaftigkeit des eingegangenen Gesellschaftsverhältnis- 
ses betrifft, so finden die durch Allianzverträge begründe- 
ten Gemeinschaftsverhältnisse zwischen Staaten sozusagen 
ihre obere Grenze an den Staaten Verbindungen im eigent- 
lichen Sinn. Zufolge des Charakters der modernen staat- 
lichen Lebensformen macht die in Frage stehende Unter- 
scheidung im allgemeinen keine Schwierigkeiten. Die Staa- 
tenverbindungen im eigentlichen Sinn des Begriffes, d. h. 
organisierte politische, auch das innere Staatsrecht berüh- 
rende und durch dasselbe befestigte Staatengemeinschaften 
einerseits, die ausschliesslich auf völkerrechtlichen Ver- 
trägen beruhenden Verhältnisse zwischen Staaten anderer- 
seits haben sich beide in neuerer Zeit gewaltig entwickelt 
und sich zugleich auch deutlich von einander differenziert. 
Der Bundesstaat hat allgemein über den loseren Staaten- 
bund oder die Konföderation den Sieg davongetragen, 
und neben ihm bestehen die verschiedenartigen Unions- 
verhältnisse der modernen Staatenwelt. ^) Rechtlich und 
praktisch tritt der Unterschied zwischen wirklichen Staaten- 
verbindungen und Vertragsverhältnissen, welche ausschlies- 
lich auf internationalen Vertragsakten beruhen und durch 
sie bestimmt werden, schon darin zutage, dass jene im 

1) Die sog. Personalunion — eine im modernen Staatenleben fast 
anomale und selten vorkommende Verbindungsart — unterscheidet 
sich von anderen Staatenverbindungen dadurch, dass sie ipso jure, 
ohne Zutun der Staatsorgane und nur zufolge geltender Verfassungs-* 
bestimmungen über die Successionsordnung entsteht. Weicht die 
Personalunion somit in dieser Hinsicht von anderer Staatenverbin- 
dungenab, so nähert sie sich andererseits auch am allerwenigsten den 
Vertragsgesellschaften. 
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vollen Masse der inneren Staatstätigkeit, dem Verfassungs- 
leben des Staates angehören und folglich ihr Abschluss, 
ihre Vollziehung und Auflösung im modernen konstitutio- 
nellem Staate nicht der exekutiven Macht allein zusteht, 
sondern regelmässig im Gesetzgebungswege erfolgt. — 
Dagegen sind die Bündnisse, wie überhaupt die Staats- 
verträge rein politischer Art, in den meisten Staaten der 
Regierungsmacht allein anheimgestelh. — Im übrigen zeich- 
nen sich die Allianzen, im Gegensatz zu den Staatenver- 
bindungen, durch ihre vereinzelten, meistens vorüberge- 
henden und in äusseren Organisationen und Organen 
nicht hervortretenden politischen Zwecke aus. Daher sind 
auch die Allianzverhältnisse als nichtorganisierte Verbin- 
dungen zwischen Staaten bezeichnet worden. ^) 

Wie die älteren Epochen des öffentlich-rechtlichen 
Lebens eigentümliche Abhängigkeitsverhältnisse zeigen, so 
bieten sie zuweilen . auch eigenartige, auf Gegenseitigkeit 
oder zweiseitiger Abhängigkeit aufgebaute, in manchen 
Hinsichten den Unionen nahekommende internationale 
Bildungen. Das Beispiel eines ungleichen Bündnisverhält- 
nisses oder sozusagen eines verdeckten Protektorates giebt 
der Allianz vertrag zwischen Frankreich und der Cisalpi- 
nischen Republik vom Jahre 1798, durch welchen diese 
sich verpflichtete an allen Kriegen Frankreichs auf Anfor- 
derung teilzunehmen, Frankreich hinwieder die Republik 
in militärischen Schutz zu nehmen versprach. — Noch 



1) Hierüber Jellinek, Staatenverbindungen S. 108, 122 ff.; Brie, 
Theorie der Staatenverbindungen S. 54. — Am angemessensten dürfte 
es sein, die Allianzverhältnisse als vertragsmässige politische Gesell 
Schaftsverhältnisse zu charakterisieren. 
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viel typischer ist der auf die Dauer angelegte bekannte 
spanisch-französische Familienvertrag vom 15. August 1761. 
Die Kontrahenten, welche rechtlich auf gleicher Linie ste- 
hen sollten, versprachen einander u. a. alle Feinde des Ver- 
bündeten als eigene .Feinde anzusehen und jederzeit auf 
Anrufung Kriegshilfe zu leisten. Derartige feste, oft als allge- 
meine — alliances generales — bezeichnete Bündnisse, die 
ein beständiges politisches Einverständnis und Zusammen- 
gehen der Verbündeten vorschreiben und voraussetzen, ohne 
zugleich ein gemeinsames höchstes Organ einzurichten und 
eine gemeinschaftliche Leitung der politischen Angelegen- 
heiten anzuordnen, müssen allgemein ihren Zweck ver- 
fehlen und kommen zur Zeit nur als geschichtliche Eigen- 
tümlichkeiten in Betracht. — In einem gewissen Zu- 
sammenhang mit den letzterwähnten Gestaltungen steht 
der Umstand, dass intime Allianzverhältnisse wirklichen 
Staatenverbindungen als Vorstufen vorangegangen sind 
und deren Gründung angebahnt haben. In der Weise 
sind Bündnisverträge dem deutschen Bunde und dem 
deutschen Reiche sowie der schweizerischen Föderation 
vorangegangen, was aber natürlich keiner besonderen 
verschmelzenden Tendenz der Allianzen als solcher zuzu- 
schreiben ist, ^) sondern in der Macht der Verhält- 
nisse, in nationalen und politischen Bedingungen begrün- 
det war. — Da mit den obenerwähnten Zwischen- 
formen von eigentlichen, organisierten politischen Staaten- 
verbindungen und rein vertragsmässigen, gemeinschaft- 

1) Calvo, Le droit international theoretique et pratique, IV, 103, 
bezeichnet die offensive und defensive Allianz als une consequence 
necessaire, sinon une des bases essentielles de l'union fedirale. 
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lieber Organe und Institutionen entbehrenden Allianzver- 
bältnissen in unserer Zeit wobl kaum mebr zu rechnen 
ist, sind die von einigen Autoren aufgestellten Kategorien 
allgemeine und besondere Allianzen ^) nunmehr ohne 
eigentliche systematische Bedeutung. — Eine andere Ein- 
teilung der Allianzen, die besonders in der älteren Theorie 
eine sehr grosse Rolle spielt, ist die Unterscheidung glei- 
cher und ungleicher Allianzen. Die letzterwähnten, welche 
natürlich die seltener vorkommende Gattung bilden, sind 
nach Grotius (über I Cap. III) diejenigen Bündnisse, 
^quae ex ipsa vi pactionis manentem praelaüonem 
quandam alteri donat: hoc est ubi quis tenetur alterius 
imperium ac majestatem conservare." — Vattel (S. 210 
ff.) unterscheidet sowohl traitäs egaux und inegaux 
als alliances egales und inegales. Demgemäss kann ein 
Bündnisverhältnis, das auf einem ungleichen Vertrag be- 
ruht, d. h. auf einem Vertrag, durch den die eine Partei 
verhältnismässig mehr verspricht als die andere,^ doch 
als Allianz gleichmässig sein, wenn nämlich die Kontra- 
henten nd*igal ä egal*", ohne wesentlichen Unterschied 
der Würde (dignite) vereinbaren. ^ Vattel bemerkt auch 

1) Vgl. die Einteilung Pradier-Foderes S. 553 — 554) in alliances 
generales und particuUäres, sowie Klübers Einteilung in foedera per- 
petua und temporaria (S. 169). 

2) In einem Jraitä ägal' ist J'ägalite gardäe dans les promes- 
ses;' dies ist der Fall, wenn in einer Allianz Je contingent de chacun 
des alties est regle ä proportion de iint^rit qu'il prend, ou qu'il 
peut avoir au bat de la ligue", sowie auch dann, wenn die beiden 
Bundesgenossen versprechen, sich mit allen Kräften um den gemein- 
samen Zweck zu bemühen, obschon sie an Machtmitteln ungleich sind. 

3) ,L'alliance est inegale en tant qu'elle met de la diffärence 
dans la dignite des parties contractantes." Chap. XII, S. 212. 
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ganz richtig, dass ein ungleichmässiges Allianzverhäitnis 
in der Regel als Vertrag für den einen, als Allianz für 
den anderen Kontrahenten vorteilhafter ist, weil — wie 
er ausführt — grosse Potentaten kaum geneigt sind mehr 
zu leisten, denn sie als Vergeltung bekommen, wenn ihnen 
nicht ein Ersatz an Ehren und Würden gegeben wird. Mu- 
tatis mutandis lässt sich dieser Satz auf Protektoratsver- 
hältnisse unserer Zeit anwenden — der eine Teil begiebt 
sich gewöhnlich gewisser Souveränitätsrechte und unter- 
wirft sich der Oberherrschaft des anderen Teiles, welcher 
ihm seinerseits Schutz und Sicherheit gegen fremde Mächte 
zusagt. — In ziemlich gleicher Weise wie Vattel versteht 
auch Klüber unter ungleichen Bündnissen diejenigen, durch 
welche nur der eine Teil, zum Vorteil des anderen, in der 
Ausübung irgend eines für seine Unabhängigkeit wesent- 
lichen Rechtes eingeschränkt wird. ^) Eben dies ist, wie 
bemerkt, ein zutreffendes Kennzeichen der Protektorats- 
verhältnisse. Am besten wird man wohl heute die 

Distinktion zwischen sogenannten gleichen und ungleichen 
Allianzen als konstitutives Unterscheidungsmerkmal ganz 
fallen lassen. Denn soweit sie — trotz Verschiedenheiten 
in den beiderseits versprochenen Leistungen — keinen in 
der rechtlichen Stellung der kontrahierenden Staaten be- 
gründeten qualitativen Wesensunterschied hervorhebt, hat sie 
weder systematische noch praktische Bedeutung. Sobald 
aber dieser Umstand hinzutritt, liegt nach moderner Auf- 
fassung fast jedesmal ein Protektorats- oder sonst 
ein einseitiges Abhängigkeitsverhältnis vor, welches sich 
von den hier besprochenen eigentlichen Allianzen dadurch 

1) Klüber S. 169. 
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unterscheidet, dass durch ihn keine — sei es auch nur 
scheinbar — wirklich gemeinschaftlichen und gleichwer- 
tigen Zwecke und Interessen der äusseren Politik, welche den 
Allianzen eigen sind, zur Verwirklichung gelangen sollen. 
Ausserdem bezweckt der Protektoratsvertrag gewöhnlich 
eine länger dauernde Gemeinschaft, in welcher die Über- 
legenheit des eines Staates nicht selten immer mehr her- 
vortritt. In der Tat haben die Protektoratsverhältnisse 
einerseits vieles mit den eigentlichen Staatenverbindungen 
gemeinsam, andererseits sind sie in manchen Hinsichten 
als allianzenähnliche Bildungen zu bezeichnen. ^) 

Zu den entschieden veralteten Klassfizierungen der 
Allianzverträge gehört die Unterscheidung persönlicher 
und realer Verträge, welche bei älteren Autoren vorkommt. 
So nimmt z. B, Vattel an, dass zwei Monarchen für ihre 
Lebenszeit eine Defensivallianz geschlossen haben; eine der- 
artige Allianz findet dann mit dem Ableben des einen oder 
anderen Herrschers ipso jure ihr Ende. Orotius erwähnt 
zwar auch die persönlichen Allianzen, behandelt sie aber 
offenbar als Ausnahmefälle und zeigt in Betreff der realen 
Allianzen, wie die Vertragsverhältnisse zwischen Staaten 
trotz Wechsel der Monarchenpersönlichkeiten und auch 
meistens sogar der Staatsform unverrückt fortbestehen, 
weil Jus regni penes ipsum manet" — eine Tatsache, 
deren Bedeutung seinen Zeitgenossen sicherlich noch in 
vielen Punkten unklar und verborgen war. 2) — Trotz der 
gewöhnlich ausdrücklich vereinbarten und eigentlich auch 
im Wesen der Allianzverträge liegenden zeitlichen Begren- 

1) Über Protektoratsverhältnisse näher im folgenden. 

2) Grotius, Liber II Cap. XVIL 
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zung derselben kann selbstverständlich in einem Vertrage 
im modernen Staatenleben keine solche Bestimmung mehr 
vorkommen, dass seine Dauer und Gültigkeit mit der un- 
bestimmten und unbestimmbaren Lebens- oder Regierungs- 
zeit eines Monarchen zusammenfällt. ^) ^ Eine gewisse, 
wenn auch entfernte Ähnlichkeit mit den letzterwähnten 
Verträgen ist in denjenigen Allianzen oder allianzenähn- 
lichen Verhältnissen zu finden, welche ihre Dauer von 
dem Bestand einer gewissen Staatsform oder eines son- 
stigen inneren Zustandes — entweder bei den Kontra- 
henten selbst oder in einem dritten Staate — in der Weise 
ausdrücklich oder konkludent abhängig machen, dass der 
Sturz dieses auch das Aufhören jenes zur Folge hat oder 
sonst einen entscheidenden Einfluss darauf ausübt. 
Zurzeit sind aber auch derartige Bestimmungen mit den 
normalen Beziehungen von Staat zu Staat fast immer un- 
verträglich und haben ihre Bedeutung fast gänzlich ver- 
loren. Nur in seltenen Fällen können sie einige Berechti- 
gung für sich haben und kommen dann hauptsächlich, in 
modifizierter Form, bei Garantieverträgen vor. 

Oben ist bemerkt worden, dass der Krieg als zur 
Verwirklichung der Bündniszwecke eventuell anzuwenden- 
des Mittel zum Begriff der Allianzverhältnisse gehört, 

1) Gewiss kann aber ein Monarch durch seine rechtliche Stel- 
lung im Staate und seine Persönlichkeit die Politik des Staates wesent- 
lich beeinflussen und beslimmen, wie u. a. die deutsch-russischen Be- 
ziehungen und das sog. Dreikaiserbündnis beweisen. 

2) Bei Wheaton ist die Unterscheidung realer und persönlicher 
Verträge noch gewissermassen beibehalten, obgleich mit Modifikatio- 
nen und unter sehr beachtenswerten Bemerkungen. — Wheaton S. 43 
ff., 389. 
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ebenso wurde darauf hingedeutet, dass die Bündnisse 
früher fast ausschliesslich als Kriegsgemeinschaften auf- 
gefasst und behandelt wurden. Im Laufe der Zeiten hat 
die Bedeutung der Allianzen auch in Friedenszeiten zuge- 
nommen, und die friedlichen Mittel, deren sie sich bedie- 
nen, treten allmählig in den Vordergrund. Die Aufrechter- 
haltung des sog. politischen Gleichgewichts und sogar 
des Friedens, sowie die internationale Garantie, sind Auf- 
gaben, denen sich die Bündnisse und ihnen nahekom- 
mende Vertragsverhältnisse in jüngeren Epochen zuge- 
wandt haben. Daher scheint es nunmehr nicht angemes- 
sen die Allianz vertrage — wie es Calvo tut — nur unter 
den übrigen Arten von Staatsverträgen zu erwähnen, aber 
die Allianzverhältnisse sonst — in materieller Hinsicht — 
in der Lehre vom Kriege abzuhandeln. — Dies zugegeben 
lässt es sich aber nicht bestreiten, dass bei der Unter- 
scheidung der verschiedenen Allianzarten eben die Stel- 
lung des Vertragsinhalts und der Vertragszwecke zum Krieg 
und zu den kriegerischen Mitteln nahezu das wichtigste Kenn- 
zeichen bildet. Daher die prinzipale klassische Einteilung 
in defensive und offensive Allianzen. Indessen zeigt eine nä- 
here Prüfung der realen Verhältnisse, dass diese Distinktion 
sich nicht in erster Linie schematisch auf die Allianzverbin- 
dungen als solche, sondern eher auf die Eigenschaften und 
Zwecke bezieht, welche in dem einzelnen Falle nachweisbar 
sind. Defensive und offensive Elemente kommen, mit ande- 
ren Worten ausgedrückt, nicht selten vermischt in demselben 
Fall vor, und das Vorwiegen dieses oder jenes Elementes wird 
dann für seine Charakterisierung entscheidend, — Aber auch 
hiervon abgesehen ist eine Unterscheidung in diesem Sinne 
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nicht immer leicht. Es ist eine altbekannte Tatsache, dass 
die -Allianzverträge sich mit Vorliebe einen friedlichen und 
defensiven Charakter zuschreiben, auch wenn ihr wirk- 
licher Zweck damit im Widerspruch steht, oder aber, wenn 
ihre aggressiven Bestrebungen nicht verborgen bleiben 
können, ihren Grund in dem unvermeidbaren Zwang der 
Verhältnisse, in der feindseligen Gesinnung anderer Mächte 
oder anderen rechtfertigenden und die offensive Tendenz 
abschwächenden Motiven zu finden meinen. Die Kriegs- 
drohung kann auch verhüllt sein, oder es können geheime 
Offensivklauseln neben veröffentlichten defensiven bestehen. 
Andererseits kann auch einem offensiven Bündnisvertrag 
tatsächlich eine defensive Tendenz oder wenigstens ein 
defensiver Nebenzweck innewohnen. — Es kommt bekannt- 
lich oft vor, dass sich die Kontrahenten in einem Allianz- 
vertrag gegenseitig die Integrität ihrer Gebiete garantieren ; 
solche Garantieklauseln waren insb. früher in Bünd- 
nisverträgen sehr gewöhnlich. Es ist sogar mögHch, 
dass ein Vertrag, der ein wirkliches Allianzverhältnis 
konstituiert, sich zufolge der in ihm enthaltenen Garantie- 
klausel als Garantievertrag bezeichnet. Welche Bedeu- 
tung hat nun eine solche Garantieklausel in einem Alli- 
anzvertrage hinsichtlich dessen defensiven oder offensi- 
ven Charakters? Es ist u. E. nicht vollkommen richtig 
mit Jellinek zu behaupten, dass jede Defensivalliänz 
im Grunde genommen nichts als ein gegenseitiger Garan- 
tievertrag sei. ^) In dem Begriff der Garantie liegt näm- 



1) Staatenverbindungen S. 133. — Vgl. Mibvanowitch, Les trai- 
tes de garantie au XIX:e siede S. 12, wo der Verfasser äussert: ,0/i 
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lieh zweifellos etwas mehr als ein blosses Versprechen 
von Hülfe und Beistand gegen Angriffe. Hat ein Staat 
das Gebiet eines anderen Staates ohne besondere Einschrän- 
kungen *) garantiert, so muss er als vertragsmässig zur Hülfe 
verpflichtet angesehen werden, wenn der Mitkontrahent 
zwar der Angreifer war, sein Besitzstand aber, wie er zur 
Zeit des Vertragsschlusses war, durch widrige Schick- 
sale des Krieges bedroht wird, und der Friede nur 
unter der Bedingung einer Gebietsabtretung seinerseits zu 
gewinnen ist. — Wenn der im Krieg begriffene Teil unter 
solchen Umständen den Bundesgenossen um Hülfe an- 
ruft, kann dieser den casus foederis nur unter den Voraus- 
setzungen bestreiten, welche sonst nach völkerrechtlichen 
Normen als zur Nicht-Innehaltung der Vertragsbestimmun- 
gen berechtigend angesehen werden, nicht aber seinen 
Antrag unter Hinweis auf seine ursprünglich offensive 
Rolle in dem Kriege ab instantia abweisen. Reine Defensiv- 
klauseln dagegen verpflichten an sich nicht zur Verteidigung 
eines Alliierten, der die Rolle des Angreifers gespielt hat, 
möge es ihm im Kriege noch so unglücklich ergangen 
sein. Eine in einem Allianzvertrage vereinbarte gegen- 

pourrait mime dire que . tous les traitis d'alliance contiennent impli- 
citement la clause de garantie." 

1) Ausdrückliche oder implictte im Vertrage liegende Einschrän- 
kungen des Garantieversprechens können bewirken, dass der Zweck 
und Charakter einer unter Garantieklauseln abgeschlossenen Allianz 
nicht über die reine Defensive hinausgeht. Andererseits giebt es auch 
eine ausschliesslich mit offensiven Zwecken verträgliche Art von Garan- 
tie, nämlich diejenige, selten vorkommende, die sich auf den Besitz 
durch einen gemeinsamen Krieg künftig zu erobernder Gebiete 
erstreckt. 
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seitige Garantie dürfte in den Tat, wenn ihr irgend eine 
ernstliche Bedeutung zukommen soll, in dieser Weise — 
also in einschlägigen Teilen nach den Normen der Kollek- 
tivgarantie ^) für die Unabhängigkeit und den Besitzstand 
eines Staates — interpretiert werden müssen. Und welchen 
Sinn hätte wohl sonst der in einigen Allianzverträgen vor- 
kommende Unterschied bezüglich der beiderseitigen Ver- 
pflichtungen, dass nur die eine Partei den Besitzstand der 
anderen garantiert, ohne dass diese ein gleiches Versprechen 
abgiebt?-) Mit alledem soll jedoch nicht behauptet werden, 
dass tatsächlich ein besonderer praktischer Unterschied 
zwischen den sog. Defensivallianzverträgen mit und denjeni- 
gen ohne Garantieklausel bestände, oder dass diese Klau- 
sel trotz der in ihr begriffsmässig enthaltnen Begründung 
eines sehr innigen politischen Qemeinsch&ftsverhältnisses 
sich als ein in höherem Grade effektives und haltbares Ver- 
bindungsmittel in den Bündnisverhältnisseh bewährt hätte. 
— Trotz der in concreto verhältnismässig unsicheren Un- 
terscheidungslinie zwischen den offensiven und den defen- 
siven Bündnissen giebt es doch, wie unten näher ausge- 
führt werden wird, bezüglich der Betätigurtgsbedingungen, 
Effekte und Entfaltungsformen dieser gewisse Unterschiede, 



1) Vgl. Liszt S. 182: «Die übernommene Garantie, die eine einsei- 
tige oder eine gegenseitige sein kann, verpflichtet den garantierenden 
Staat, seine ganze Kraft, wenn nötig mit den Waffen in der Hand, 
für das gegebene Versprechen einzusetzen". 

2) Den hier berührten prinzipiellen Unterschied zwischen reinen 
Defensivklauseln und allgemeinen Garantieklauseln scheint Pradier- 
Fod^re bemerkt zu haben; den französisch-österreichischen Bündnis- 
nlsvertrag vom 14. März 1812 bezeichnet er als defensiv, fügt aber 
hinzu: ^elle contient toutefois des clauses de garantie', (II. S. 536), 
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je nachdem in ihnen der eine oder andere Hauptzweck 
massgebend ist. 

Innerhalb des Rahmens der eigentlichen Bündnisver- 
träge giebt es nun eine Mannigfahigkeit wechselnder Ar- 
ten, denen es jedoch allzu sehr an prägnanten allgemei- 
nen Merkmalen mangelt, als dass unter ihnen eine syste- 
matische Einteilung durchführbar oder von Bedeutung 
wäre. Es sei jedoch, bevor zu den Allianzverhältnissen 
im weiteren Sinn übergegangen wird, nochmals hervorge- 
hoben, dass gleichartige politische Interessen, sozusagen 
ein gleiches völkerrechtliches Niveau, ein gemeinschaftliches 
politisches Ziel sowie ein nach aussen gerichtetes gemein- 
sames Verhalten für die Allianzen im engeren oder eigent- 
lichen Sinn charakteristisch sind. Es können indessen 
hierbei auf den beiden Seiten verschiedenartige Leis- 
tungen und Mittel, abweichende Verhaltungsformen ver- 
abredet sein und eingehalten werden. — Verträge, die sich 
ausschliesslich auf die Aufrechterhaltung eines bestimm- 
ten inneren Zustandes, sei es bei einem der Vertragsstaaten, 
sei es in einem fremden Staate beziehen, sind nicht als 
eigentliche Allianzen zu bezeichnen. — Der friedliche Zweck 
der Verbündeten kann so weit gehen, dass als solcher nur 
die Wahrung völkerrechtlich anzuerkennender, aber trotz- 
dem bedrohter Interessen erscheint, welche darum nötigen- 
falls durch kriegerisches Zusammenwirken der Alliierten zu 
schützen sind. Hierher gehören die Bündnisse der bewaff- 
neten Neutralität. — Ein Beispiel dafür, wie sehr die bei- 
derseitigen Betätigungsformen und Vertragsbedingungen 
der Kontrahenten von einander abweichen können, liefert 
der sog. Novembertraktat vom Jahre 1855 zwischen Frank- 
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reich und England einer- und Schweden-Norwegen anderer- 
seits, nach welchem die Verpflichtung der skandinavischen 
Union darin bestand, dass sie keinen Gebietsteil oder Vor- 
teil an Russland abtreten sollte; als Ersatz sollten ihr 
die Grossmächte mit hinreichenden Kräften zu Wasser und zu 
Land gegen russische Angriffe beistehen. ^) Hinsichtlich 
der gegenseitig versprochenen Leistungen unterscheidet 
sich ein Vertrag solchen Inhalts beträchtlich vom norma- 
len Allianztypus. Insofern aber der Vertrag den einen 
Kontrahenten in keine inferiore Stellung, in kein Abhängig- 
keitsverhältnis zu dem Mitkontrahenten versetzt, können, 
trotz der Disproportion und Ungleichartigkeit der Leistun- 
gen, doch die zu Grunde liegenden gegenseitigen Interes- 
sen einander aufwiegen und den wirklichen Bündnis 
Charakter des Vertrages unalteriert lassen. 

In den von uns als Allianzverhältnisse im weiteren 
Sinn und allianzenähnliche Verhältnisse bezeichneten völ- 
kerrechtlichen Gestaltungen lässt sich eine ganze Fülle 
verschieden beschaffener Arten und Fälle aufzeigen. Zu- 
nächst kommen zum Unterschied von den „Garantiealli- 
anzen" die wirklichen und selbständigen Garantieverträge 
in Betracht, welche ihren Wesen und ihren Zwecken 
nach keineswegs mit den eigentlichen Allianzen zusam- 
menfallen. ^ — Durch einen Garantievertrag macht 



1) Hierüber Pradier-Fodere, II, S. 542; Geffken S. 128; Wieseigren, 
Allians eller isolering S. 11. 

y Die Garantieklausel eines Bündnisvertrages hat nur die Be- 
tätigungsformen und Voraussetzungen des Bündnisfalles anzugeben; 
die Garantie geht ganz im Bündniszwecke auf. In dem Garantiever- 
trag dagegen ist eben die Garantie das Wesentliche^ das Zustand^- 
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sich ein Staat verbindlich gewisse, einem anderen Staate 
obliegende Vertragsverpflichtungen zu erfüllen oder aber 
dafür einzustehen, dass ein bestimmter faktischer oder 
rechtlicher Zustand oder ein Verhältnis aufrechterhalten 
bleibe. — Die Garantieverträge, besonders die nicht-accesso- 
rischen, sind wesentlich eine Schöpfung der neueren völ- 
kerrechtlichen Entwicklung. ^) Doch behandelt schon Vat- 
tel unter der Rubrik ^Des süretes donnees pour r Obser- 
vation des traites" die Garantieverträge als ^une espice de 
traites, par lesqiielles on promet assistance etsecours ä quel- 
qu'un, au cas qu'il en ait besoin pour contraindre un 
infidele ä remplir ses engagements. * Diese Worte beziehen 
sich offenbar auf die accessorische Garantie; Vattel hebt 
aber hervor, dass der Ausdruck „Garantie" bisweilen in einer 
von diesem eigentlichen Sinn einigermassen abweichenden 
Bedeutung gebraucht wird, indem ^les souverains se ga- 
rantissent quelquefois reciproquement leurs etats respec- 
tifs", und er fügt hinzu: „nous appellerions plutdt cela 
des traites dalliance," 

Erst von späteren Autoren ist indessen der Unterschied 
zwischen der accessorischen und der prinzipalen Garantie 
deutlich dargelegt worden. Bluntschli, der die beiden Arten 
der Garantieverträge klar unterschieden hat, nennt die 
selbständige Garantie Garantiebeschluss; ihm sich anschlies- 

kommen eines wirklichen Allianzverhältnisses zeigt sich nur als eine 
eventuelle und sekundäre Folge derselben. — Nur bei Allianzverträgen, 
die eine einseitige Garantie stipuüeren, dürften unter Umständen Mei- 
nungsverschiedenheiten darüber möglich sein, ob in der Tat ein Bündnis- 
oder ob ein Garantievertrag vorliegt. 

^) Hierüber Milovanowitch, Les traites de garantie au XIX:e 
^iecle S, 7, 
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send hebt Jellinek (Staaten Verbindungen S. 133) hervor, 
dass die accessorische Garantie einen Vertrag, die selb- 
ständige einen Rechtszustand garantiert. Milovanowitch, der 
die Garantieverträge eingehend erörtert und die beiden 
Arten genau gegen einander abgrenzt, erblickt die accesso- 
rische Garantie darin, dass „une ou plusieurs personnes 
internationales s'engagent, ä cöte des contractants princi- 
paux, ä preter leur concours pour l'execution des obliga- 
tions ou de quelques obligations specifiees, contenues 
dans le traite qu'elles garantissent" , die Garantie als 
Hauptvertrag oder die eigentlichen Garantieverträge dage- 
gen sind nach ihm »les traites par lesquels une ou plu- 
sieurs puissances s*engagent soit ä respecter, soit ä la 
fois ä respecter et ä faire respecter an certain etat de 
choses, concernant la Situation internationale ou mime la 
Situation Interieure d'un ou de plusieurs autres Etats, * ^) 
Diese Definition enthält in der Tat die richtige Begrenzung 
der wirklichen prinzipalen Garantieverträge, einerseits der 
accessorischen Garantie, andererseits denjenigen Bündnis- 
verträgen gegenüber, die entweder eine gegenseitige Garantie 
oder auch ausser den eigentlichen Allianzbestimmungen 
eine einseitige Garantieklausel enthalten. -) Die erwähnte 
Definition Milovanowitch's umfasst nämlich, wie man so- 
gleich findet, nur die ihrem Zweck und Wesen nach wirk- 
lichen Garantieverhältnisse, nicht aber die mit Garantie- 
klauseln versehenen Allianzverträge. Im Gegensatz 

hierzu glebt Calvo dem völkerrechtlichen Garantiebegriff 
eine überaus weite Ausdehnung. ^) Diesem zählt er näm- 

1) Milovanowitch S. 4 u. 10. 

2) Siehe S. — Vgl. auch Liszt S. 183 unten, 

3) Calvo n, § 648. 
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lieh diejenigen Verträge zu, ,par lesquels un Etat promet 
ä un autie de lui porter secours chaque fois qu'il sera 
lese ou menace par une tierce puissance dans son inde- 
pendance ou dans l'exercice de ses droits souverains," 
Diese Definition bietet keine Möglichkeit insbesondere die 
Defensivallianzen von den Garantieverhältnissen zu unter- 
scheiden ; nach diesem Systeme werden die Garantieverträge 
die umfassendere, übergeordnete Kategorie ausmachen, 
welche die Allianz vertrage als eine Unterart einschliesst, 
eine Konstruktion» deren Unhaltbarkeit schon daraus 
einleuchtet, dass die Offensivallianzen mehr und vor allem 
etwas anderes umfassen als eine Garantie, die ausschliess- 
lich defensiven Allianzen dagegen (ohne Garantieverspre- 
chen) prinzipiell einen qualitativ geringeren Grad der Ver- 
pflichtung enthalten, als in dem Begriff der Garantie liegt. 
Fasst man nun den Inhalt der selbständigen Garantie- 
verträge mit den im vorangehenden hervorgehobenen Ein- 
schränkungen, so werden sich die praktischen Unterschei- 
dungsmerkmale zwischen ihnen und den eigentlichen Alli- 
anzverträgen ziemlich deutlich ergeben. Erstens stehen 
der garantierende und der garantierte Staat sozusagen 
nicht auf einer Linie; ihre Rechte und Pflichten sind ganz 
verschiedenartig. Die Obliegenheiten des Garantierten be- 
stehen gewöhnlich in einem Dulden und Nichttun, in einem 
passiven Verhalten, welches sich besonders auch dadurch 
auszeichnet, dass er sich unter Umständen sonst nicht 
erlaubte Interventionsmassregeln seitens der Garanten ge- 
fallen lassen muss. ^) — Tatsächlich sind ja auch die 

1) Vgl. Morand, Les origines de la neutralitete perp^tuelle, in der 
Revue generale du droit international public I (1894) S. 522 ff. 
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Pflichten des oder der Garanten, was ihre Aktivität betrifft, 
in erster Linie eventueller und potentieller Beschaffenheit, 
wie es ja im allgemeinen Wesen der Garantie liegt: sie ist 
ein Sicherungs- und Vorbeugungsmittel, damit etwas Be- 
absichtigtes in Erfüllung gehen, oder — und dies ist die 
eigentliche Bedeutung des nicht-accessorischen völkerrecht- 
lichen Garantievertrages — damit ein als normal und 
rechtmässig angesehener Zustand ungestört fortbestehen 
möge. Aber nichtsdestoweniger sind es natürlich eben 
der politische Einfluss und die Machtmittel der Garanten, 
welche einem solchen garantierten Rechtszustande seine 
äussere Geltung und seine Fähigkeit zu bestehen verleihen, 
und hierin unterscheiden sich also die gegenseitigen Rol- 
len der Parteien grundwesentlich von einander. In Zusam- 
menhang hiermit steht die Tatsache, dass ein Garantie- 
vertrag, im Gegensatz zu einem Bündnisvertrag, der ja 
eben unmittelbar mit Rücksicht auf den Kriegsfall geschlos- 
sen ist, mit diesem nur als mit einer causa remota, einer 
entfernteren Möglichkeit rechnet, deren Folge dann eine 
Kriegsgemeinschaft zwischen dem oder den Garanten und 
dem Garantierten sein würde. Erst mit dem Eintritt die- 
ser „causa remota foederis" kann hier von einem Allianz- 
verhältnis im eigentlichen SinA zwischen den so ungleich 
gestellten gegenseitigen Vertragsparteien die Rede sein. — 
Es sei überdies die Möglichkeit erwähnt, dass ein Staat 
in gewissen Beziehungen der Gegenstand eines von gewis- 
sen anderen Staaten geschlossenen Garantievertrages ist, 
ohne sogar seine stillschweigende eigene Zustimmung dazu 
gegeben zu haben. Solchenfalls liegt nicht die ent- 
fernteste allianzenähnliche Verbindung zwischen ihm und 
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den Garanten vor, ihm kann der Vertrag, welcher, inso- 
weit er ihm wirklich zu Oute kommt, in Bezug auf ihn 
nur in favorem tertii geschlossen ist, keine besonderen Ver- 
pflichtungen auferlegen. ^) Wie ist aber bei einer 

Kollektivgarantie das Verhältnis der Garantiemächte auf- 
zufassen? Hierüber äussert Jellinek, indem er von der- 
jenigen Garantie spricht, die ohne Rücksicht auf den Wil- 
len des garantierten Staates geschlossen wird, dass eine 
solche Kollektivgarantie einfach den Inhalt einer Allianz 
unter den garantierenden Mächten bilde. ^ In der Tat 
kann in solchen Fällen wirklich eine Allianz zwischen 
den Garanten vorhanden sein oder durch den als Garantie- 
vertrag bezeichneten Akt begründet werden, wie es sich 
mit dem von Jellinek selbst erwähnten Vertrage Englands, 
Frankreichs und Österreichs vom 15. April 1856 verhält. 
Dies wird auch vor allem in dem Falle zutreffen, wenn die 
Garanten den Vertrag in ihrem eigenen Interesse und ohne 
Mitwirkung des garantierten Staates geschlossen haben, die 
Garantie somit eigentlich nur als Vorwand für andere Zwecke 
dient. In den gewöhnlichsten Fällen aber veranlasst ein 
Interesse allgemein politischer Art sowie der Vorteil des unter 
Garantie zu stellenden Staates selbst diesen internationa- 
len Akt. Solchenfalls hat wohl das Verhältnis der 
Garantiemächte untereinander gewisse Ähnlichkeit mit 
einer Allianz, stellt aber — solange es nicht im Falle einer 
Drohung gilt effektive Massregeln zum Schutz des garan- 
tierten Zustandes zu treffen — bei weitem nicht ein mit 
ihr an Zusammengehörigkeit und gegenseitigem Verpflich- 

1) Vgl. Jellinek Staatenverbindungen S. 134 ff. 

2) Jellinek, Staatenverbindungen S. 135. 



47 

tetsein vergleichbares Gesellschaftsverhältnis dap Wäh- 
rend nämlich eine Allianz die an ihr beteiligten internatio- 
nalen Personen zu einer umfassenden politischen Interes- 
sen gemeinschaft» durch besondere Vertrauens- und Freund- 
schaftsbeziehungen charakterisiert, mit einander verbindet, 
repräsentiert die Garantie für die Garanten als Mächte 
gewöhnlich nur ein sekundäres Einzelinteresse, welches 
sonst für ihre gegenseitigen Relationen von sehr geringer 
Bedeutung ist. Wenn auch, wie Rivier zutreffend bemerkt, 
in dem Verhältnis der Garantiemächte untereinander eine 
eventuelle Allianz liegt ^), so ist dieselbe jedenfalls eine sehr 
fernliegende, und ihr Bestand wird im allgemeinen nicht, 
wie es bei eigentlichen Bündnissen der Fall ist, durch den 
Ausbruch eines Krieges zwischen den Garanten annulliert 
oder zerstört, es sei denn, dass der Garantievertrag haupt- 
sächlich in ihrem eigenen Interesse und ohne Zustimmung 
des garantierten Staates selbst geschlossen worden ist. 

Das hier über das Verhältnis der Garanten Ausge- 
führte hat vor allem mit Hinsicht auf die internationale 
Kollektivgarantie eines neutralisierten Staates seine Berechti- 
gung. Ein Krieg zwischen den Garantiemächten selbst 
alteriert an und für sich den Garantievertrag nicht ^) — 
wenigstens dann nicht, wenn der Garantievertrag unter 
Mitwirkung des garantierten Staates eingegangen ist oder 
mit seiner Zustimmung besteht — und wenn auch einer 
oder mehrere der Garanten ihre Garantie entziehen würden, 
bedeutet dies nicht den Wegfall oder die Aufhebung des 
ursprünglich durch den Garantiebeschluss geschaffenen Zu- 

1) Rivier T. II S. 102. 

2) Vgl. Milovanowitch S. 27. 
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Standes selbst, nämlich der dauernden Neutralität, welche 
vielmehr bestehen bleibt, wenn sie nicht durch Hand- 
lungen seines Trägers selbst verwirkt worden ist. — 
Denn in diesem Fall soll der Vertrag keinen vorüberge- 
henden Zwecken der internationalen Politik dienen, er soll 
nicht unter die Formel ^rebus sie stantibus" — im gewöhn- 
lichen Sinn — fallen, sondern eine dauernde und selb- 
ständig bestehende völkerrechtliche Schöpfung begründen. 

Auch in verschiedenen anderen Hinsichten finden die 
für Allianzverhältnisse geltenden Sätze und Rechtsregeln 
keine Anwendung auf die Garantieverhältnisse, und anderer- 
seits kommen bei diesen Normen und Gesichtspunkte in 
Betracht, welche bei jenen nicht wiedergefunden werden. 

Der wichtigste und zugleich am deutlichsten ausgeprägte 
Fall der selbständigen internationalen Garantie ist die oben 
erwähnte Kollektivgarantie zu Gunsten eines dauernd neu- 
tralen Staates. Hier steht der Kriegsgedanke ganz im Hin- 
tergrunde; die Garantie ist gerade gegen Kriegsmöglichkeiten 
gerichtet, aber eben zur Aufrechterhaltung dieses Friedenzu- 
standes, der beständigen Neutralität, sollen zu ihrem Schutz 
eventuell auch kriegerische Mittel gebraucht werden. Da- 
her besteht auch hier die Pflicht der Garanten im äus- 
sersten Falle mit Waffenmacht für ihr Versprechen einzu- 
stehen und dem Garantierten zu dem Zweck als Verbün- 
dete Kriegshülfe zu leisten; diesem von ihnen gewährleis- 
teten Schutz entsprechen wohl auf Seiten jenes neutralen 
Staates gewisse Vertragsverpflichtungen, aber keine wirk- 
lichen positiven Gegenleistungen. Ihren Ersatz und ihren 
Vorteil an dem Vertrage finden die Garantiemächte somit 
ausschliesslich in dem allgemeinen internationalen Interesse 
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an der permanenten Neutralität des betreffenden Völker- 
rechtssubjektes. Ihnen zu Gunsten verspricht dieses dage- 
gen keine Bündnishülfe, keinen kriegerischen Beistand; 
sollte es trotz seiner garantierten Neutralität dahin kom- 
men, dass er mit ihrem Beistand sich gegen einen Angriff 
oder eine Neutralitätsverletzung zu wehren genötigt wäre, 
so würden ihm nicht die vollen Verpflichtungen eines 
Bündnisgenossen obliegen, vielmehr würde sein eigenes, 
durch seine Stellung als dauernd neutraler Staat bestimm- 
tes und begrenztes Interesse für sein Verhalten massgebend 

sein. 

Eine ihrem rechtlichen und politischen Zweck und 

Wesen nach ganz anders geartete Spezies der Garantie- 
verträge — bisweilen nennen sie sich Bündnisverträge — 
stellen diejenigen Verträge dar, deren Sinn und Inhalt aus- 
schliesslich oder doch hauptsächlich in der Erhaltung ge- 
wisser innerer Zustände in einem dritten Staate oder auch 
bei einem der Garanten selbst besteht. Es kann die Kon- 
stitution eines Staates, wie die polnische im Jahre 1775, 
die monarchische oder republikanische Staatsform, der 
Bestand oder auch der Ausschluss einer gewissen Dynastie 
garantiert werden. ^) Eine derartige Garantie konstituiert 
oft ein tatsächliches Protektionsverhältnis hinsichtlich des 
Staates, dessen innere Verhältnisse dieser wirklich oder 
vermeintlich wohlwollenden Obhut anderer Staaten unter- 
worfen worden sind. Bekanntlich haben sich ja häufig 
reaktionäre Tendenzen oder politisches Unrecht, Lust zur 
Schwächung, Unterdrückung und Absorbierungeines Staats- 
individuums in derartige Formen gehüllt. — Die Auffas- 



1) Vgl. Milovanowitch a. a. O. S. 40 ff. 
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sungen darüber, wie derartige internationale Gestaltungen 
heutzutage zu beurteilen seien und wie sie sich zu aner- 
kannten völkerrechtlichen Normen, insbesondere zum Nicht- 
Interventionsprinzip verhalten, gehen indessen bedeutend 
auseinander. Während einige Autoren derartige vertrags- 
mässige Einschränkungen des normalen staatlichen Selbst- 
bestimmungsrechts und der freien staatlichen Betätigungs- 
sphäre als einen Verstoss gegen völkerrechtliche Grund- 
prinzipien oder wenigstens als eine entschiedene Unbillig- 
keit betrachten, sind andere geneigt das, was die grosse 
Politik derart zu bieten hat, als vertragsmässige Einschrän- 
kungen oderj Ausnahmen des Non-Interventionsprinzips 
anzunehmen und in dieser Eigenschaft als zu Recht beste-" 
hend gelten zu lassen. — Die Frage, welche an diesem 
Ort nicht eingehend erörtert werden kann, giebt in der 
Tat] in manchen Fällen zu Schwierigkeiten und Zweifeln 
Anlass. — In einigen Fällen leuchtet sofort ein, dass ein 
konkreter Garantievertrag, auch wenn er gewissermassen 
ungewöhnliche und sonst unter Umständen verdächtige 
Bestimmungen enthält, doch keine unlauteren, auf Unter- 
drückung des garantierten Staates abzielenden Absichten 
einschliesst, geschweige eine Verletzung völkerrechtlicher 
Prinzipien bedeutet. Dies ist u. a. der Fall mit der dem 
griechischen Staate gewährten Garantie, welche ausser 
seiner Unabhängigkeit auch seine Staatsform umfasst, ohne 
daher seinen Souveränitätsrechten nahe zu treten. In die- 
sem Sinn sind die Verträge von 1832 und 1863 aufzufas- 
sen, von denen der letztere — zwischen Dänemark und 
den drei Garantiemächten abgeschlossen — im Art. 3 
besagt: »La Orece, sous la souverainete da prince Guil- 
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laume de Danemark et la garantie des trois Cotirs, for- 
mera un Etat monarchique, independant, Constitution- 
nel"". ^) — Es ergiebt also, wie hieraus hervorgehen dürfte, 
erst die Prüfung des konkreten Falles, ob das Vertrags- 
verhältnis als rechtmässig und billig, oder aber als ethisch 
und völkerrechlich bedenklich anzusehen ist. — Auch dann, 
wenn ein Vertrag irgend einen der Kontrahenten in eine 
entschieden inferiore und abhängige Stellung versetzt, steht 
es selbstverständlich keineswegs immer fest, dasses etwa dem 
Vertrag an innerer Berechtigung und wirklicher Vor- 
teilhaftigkeit für sämtliche Parteien mangelte. Anderer- 
seits aber wäre es sicherlich unrichtig, als erlaubte 
Ausnahmen anerkannter Völkerrechtssätze alles das zu ac- 
ceptieren, was möglicherweise auf diesem oder jenem 
Gebiete der internationalen Politik vereinbart wird, nur 
weil es äusserlich in normalen und tadellosen Formen 
zutage tritt; dies hiesse, in seinen äussersten Konsequen- 
zen, das ganze Völkerrecht illusorisch machen. Zwar 
haben die Staatsindividuen oder die Subjekte des Völker- 
rechts im allgemeinen die Freiheit sich selbstgewollte Be- 
schränkungen aufzuerlegen, und in dieser Hinsicht dürf- 
ten ihm keine völkerrechtlichen Rücksichten auf inalienable 
staatliche Grundrechte im Wege stehen. Der tatsächliche 
Zwang, unter dessen Einfluss ein Staat in derartigen Fäl- 
len stehen kann, und der dann vielleicht in einem „tarnen 
coactus volui" resultiert, darf aber bei der Beurteilung 
eines vorliegenden Falles auch nicht ausser Acht gelassen 
werden. Es soll ihn das objektive Recht, die Normgebun- 
denheit der Staatengesellchaft vor solchen Zwangslagen 

1) Vgl. Milovanowitsch S. 304 ff. 
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bewahren. — Insofern es hier absolute Rechtssätze giebt, 
soll seine formelle Zustimmung zu etwas, was diesen wi- 
derspricht, nicht von ihm gefordert, noch weniger gegen 
seinen Willen ihm auferlegt werden können. — Vielleicht 
wird es eine Aufgabe der zukünftigen völkerrechtlichen Ent- 
wicklung sein, die allgemeinen Bedingungen, unter denen, 
und den Grad, bis zu welchem die Abhängi^eit eines Staa- 
tes von einem oder mehreren anderen stattfinden darf, durch 
obiektive Normen festzusetzen, welche dann auch die oft 
„ausserhalb des Völkerrechts" stehenden Relationen der 
Kulturvölker zu halb- oder unzivilisierten Völkern in recht- 
mässiger Weise regeln dürften. 

Bedenkt man den weiten Spielraum, welchen das Völ- 
kerrecht der Politik noch auf dem heutigen Standpunkte 
tatsächlich einräumt, so kann es nicht allzu sehr wunder 
nehmen, wenn Eigennutz, Herrschsucht und das Bewusst- 
sein die Macht zu haben vielem, dem der materielle In- 
halt des Rechtes mangelt und das eine schärfere recht- 
liche Prüfung kaum bestehen würde, den äusseren Schein 
des Rechtes gegeben haben. — Hiermit wird natürlich 
nicht behauptet, dass alle Einschränkungen des normalen 
völkerrechtlichen Subjektes, alle Beschränkungen seiner 
Freiheitssphäre gegen das Wesen des Völkerrechts und die 
Gleichheit der Staaten verstiessen ; dass dem nicht so ist, 
zeigen Rechtsverhältnisse wie die ewige Neutralität eines 
Staates, manche Protektoratsverhältnisse u. s. w. zur Ge- 
nüge. ^) Die prinzipielle Gleichberechtigung der Staaten und 

1) Die Stellung des neutralisierten Staates, obgleich sie seine 
Souveränität unvermindert lässt, stellt ihn doch in eine Ausnahmelage, 
in welcher er ausser Stande ist seine staatlichen Rechte in vollem 
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die internationale Aequitas — welche noch heute gewiss viel 
zu wünschen übrig lassen — können Inder Tat wohl zusam* 
menbestehen mit gewissen Ungleichheiten, gewissen Ab* 
weichungen von dem Staats- und völkerrechtlichen Durch- 
schnittstypus. Es verhält sich nun einmal auchin der Staaten- 
welt, der internationalen Gemeinschaft so und wird sich viel- 
leicht immer, wenn auch, wie man hoffen möchte, in abge- 
schwächtem Grade so verhalten, dass die äusseren Machtver- 
hältnisse zum grossen Teil die Bedeutung und den Einfluss der 
respektiven Staaten bestimmen, ein Umstand, der — bei dem 
schon erwähnten nahen Zusammenhang zwischen Völkerrecht 
und Politik — schwerlich ohne Einwirkung auf die rechtliche 
Stellung des betreffenden Staates, sozusagen auf seine Rechts- 
qualifikationen bleibt ^). Und hat das Faktische, die äussere 



Grade zu betätigen. — Die Garantie an sich vermindert die Souverän i 
tat des garantierten Staates in keiner Weise. — Insbesondere bietet 
ihm die Kollektivgarantie den praktisch-politischen Vorteil, dass sie 
eigennützige und unerlaubte Absichten der einzelnen Garanten hin- 
sichth'ch des garantierten Staates gewissermassen ausgleicht und paraly- 
siert. Doch ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass eine Gesammt- 
garantie entweder das Vorspiel zu schliesslichen rücksichtslosen Gewalt- 
akten gegen den garantierten Staat ist oder wenigstens unlautere Anmas- 
sungen einzelner Garanten nicht zu verhindern vermag, wie es die 
Beispiele Polens und Krakaus zeigen. In diesen Fällen lagen jedoch 
schon anfangs besondere Umstände vor, welche, bereits in den zu Grunde 
liegenden Vertragsakten selbst hervortretend, die ganze Garantie illu- 
sorisch machten und ihr schliessliches klägliches Ende erraten Hessen. 
1) Dies beweist die in der heutigen Staatenwelt von den Welt- 
und Grossmächten tatsächlich ausgeübte Hegemonie, der die Tendenz 
innewohnt in gewissen Beziehungen als eine rechtliche oder quasirecht- 
hche zu erscheinen und sich geltend zu machen. Dass diese Tatsache 
jedoch mit dem Völkerrecht selbst, richtig aufgefasst, sehr wenig zu 
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Macht eine dermassen grosse Bedeutung, so wird es 
in den meisten Fällen besser und besonders für manche 
schwächere Staatsindividuen vorteilhafter sein, dass der- 
artige unvermeidliche tatsächliche Ungleichheiten und — 
um ein naheliegendes Wort in analoger Weise zu gebrauchen 
— soziale Abstufungen innerhalb der Staatengesellschaft 
in Rechtsgestaltungen verwandelt werden und ihren Aus- 
druckj finden in Rechtsnormen, die voraussichlich einer 
weiteren Entwicklung und Vervollkomnung fähig sind, als 
dass sie unter dem Scheine einer vollständigen — aber nomi- 
nellen — Gleichheit um Unerreichbares ringen und viel- 
leicht dadurch wichtige Lebensinteressen aufs Spiel setzen.^) 
Nur die Machtmissbräuche, eine unter dem Schein der 
Rechtmässigkeit auftretende betrügerische Politik, sowie 
wirkliche Rechtsverletzungen sind entschieden zu verwer- 
fen, nur ihnen ist alle rechtliche Sanktion zu verweigern. 
Vieles andere dagegen in den internationalen Beziehungen, 

schaffen hat, ist einleuchtend. — Vgl. hierüber die Ausführungen Ca- 
telianis, Le droit international au commencement du 20:ieme si^cle. 
(Revue generale, VIII, 1901); Recherches sur les droits fondamentaux 
des Etats dans Tordre des rapports internationaux (ibidem, V, 1898). 
1) In diesem Gedanken liegt keineswegs bloss der Sinn, dass nur, 
oder auch nur vorwiegend die kleinen und schwachen Staaten sich 
irgend welche Veränderungen — sozusagen eine Deminutio ihrer 
Rechte — und die möglichen Modifikationen, die eine erweiterte Herr- 
schaft des Rechtes auf Kosten der Politik mit sich führen würde, ge- 
fallen lassen müssten : im Gegenteil sind es in erster Linie die grossen 
Staaten, hinsichtlich deren Verhalten und Stellung eine rechtliche Rege- 
lung und Gebundenheit oft wünschenswert erscheint. Es ist übrigens 
in vielen Hinsichten die Aufgabe der kleineren Staaten mit ihrem Bei- 
spiel voranzugehen und zu zeigen, dass Recht und internationale Poli- 
tik keine absoluten Gegensätze zu sein brauchen. 
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was gegen ein höheres sittliches Bewusstsein verstösst, 
kann nur der Entwicklung überlassen werden. Die Staa- 
tengeschichte hat, wie schon angedeutet, Fälle aufzuweisen, 
in denen berechtigte Ausnahmen von den normalen Rela- 
tionen zwischen souveränen Staaten stipuliert worden sind. 
Die Rechte des betreffenden Staates sind in solchen Fällen 
in einer mit dem sonst anerkannten Non-Interventions- 
prinzip kaum verträglichen Weise eingeschränkt worden 
— vertragsmässig zwar, aber mit keiner Möglichkeit für 
den betreffenden Staat seine Einwilligung in diese Ein- 
schränkungen zu verweigern. Es können Umstände vorlie- 
gen, welche es nötig erscheinen lassen, gewisse Verhältnisse 
und Zustände mit irgend welchen ungewöhnlichen Garan- 
tien zu umgeben, welche dann oft in der Gestalt staat- 
licher Einschränkungen hervortreten. Die Unreife und 
Verschwommenheit der Verhältnisse, die in einem neuge- 
schaffenen, vielleicht noch halbzivilisierten Staat, der nun 
auf einmal in die Staatengemeinschaft eintreten soll, 
vorkommen können, haben bisweilen derartige Massre- 
geln berechtigt erscheinen lassen, Massregeln, die ihren 
guten Grund schon darin haben können, dass die 
innerstaatlichen Zustände in einem gewissen Zusammen- 
hang und in Wechselwirkung mit den auswärtigen Ver- 
hältnissen und mit der Fähigkeit des resp. Staates, seinen 
internationalen Pflichten zu genügen, stehen müssen. Zu- 
dem können sie ihn ja anfangs vor ernsten internatio- 
nalen Verwicklungen bewahren. Die Balkanstaaten bieten 
hierfür allbekannte Beispiele. Oft kann insbesondere die 
völkerrechtliche Garantie Zwecken der Freiheit und der 
Humanität dienen; so kam es ja im 19. Jahrhundert des 
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öfteren vor, dass ein nicht-souveräner Staat oder eine 
Provinz aus solchen allgemeinen Gründen der Politik oder 
der Menschlichkeit unter den Schutz und die Garantie 
fremder Mächte gestellt wurde. Auch für die Jetztzeit und die 
Zukunft wird in manchen Fällen ein solches Vorgehen 
wie überhaupt eine Verstärkung des internationalen Rechts- 
schutzes und eine Unterdrückung der rohen Gewaltaus- 
übung in ihren verschiedenen Formen ^) oft schwierige, 
doch nicht abzuweisende Aufgaben darbieten, welche 
insbesondere auf internationalen Kongressen und Konfe- 
renzen, die dem Interesse des Friedens und der Fortbil- 
dung des Völkerrechts gewidmet sind, zur Lösung oder 
wenigstens zu zeitweilig und relativ genügenden Resultaten 

gebracht werden sollten. — Schon zurzeit gehören 

derartige unzweifelhafte, wenn auch verhüllte Kränkun- 
gen anerkannter Moral- und Rechtsprinzipien, wie z. B. die 
einem Staate aufgezwungene und ihm verhasste Garantie 
innerstaatlicher Zustände, eigentlich zu den geschichtlichen 
Erinnerungen. ^) In krassester Form ist eine solche wohl 

1) Es verhält sich in der Tat mit vielen Völkerrechtssätzen der- 
massen, einerseits, dass man. sich vermeintlichen Erfordernissen der 
Politik gegenüber allzu leicht über sie hinwegsetzt, andererseits aber 
sich mit grösserer oder geringerer Berechtigung eben gewisser Rechts- 
sätze, die oft im Grunde lediglich nur politische Handlungsnormen 
sind, als Vorwand bedient, um seine Inaktivität und sein Geschehen- 
lassen bei bedeutungsvollen allgemeinen Fragen und Ereignissen zu 
entsct^uldigen. 

^ Hierzu muss indessen die Reservation hinzugefügt werden, 
dass ausserhalb der völkerrechtlichen Staatengesellschaft noch immer 
Verhältnisse bestehen und eben von den Mitgliedern jener Gesellschaft 
aufrechterhalten werden, welche bei Weiterentwicklung und Verrecht- 
lichung der internationalen Beziehungen unbedingt verschwinden müssen. 
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in der schon berührten Garantie der polnischen Konsti- 
tution vom Jahre 1775 aufgetreten. Aber auch Frankreich 
war in der Revolutionszeit Gegenstand bewaffneter In- 
tervention in seine inneren Angelegenheiten und erfuhr 
auch durch den Friedensvertrag vom 20. November 
1815 eigenartige Einschränkungen seiner staatlichen Per- 
sönlichkeit. ^) — Unter Umständen können derartige 
angebliche Garantieverhältnisse, z. B. das genannte vom 
Jahre 1775, eine provokatorische Tendenz haben und 
eine verhüllte Offensivallianz darstellen. Verstössen sie 
gegen aligemein anerkannte völkerrechtliche Normen, dann 
entbehren sie jeder rechtlichen Sanktion und sind somit 
als ungültig zu betrachten, was allerdings zufolge der 
Beschaffenheit der international-politischen Beziehungen 
ihre tatsächliche Betätigung und Effektivität keineswegs 
ausschliesst. 

Ausser den obenberührten giebt es zwischen den Staa- 
ten wesentlich anders beschaffene allianzenähnliche Ver- 
tragsverhältnisse, welche, unter sich sehr wechselnden 
Inhalts, den eigentlichen Allianzen darin gleichkommen, 
dass sie, auf rein völkerrechtlichen Relationen zwischen 
den Staaten beruhend und Kriegshülfeleistungen ent- 
haltend, eine weit losere Verbindung begründen und 
eine eigentliche Kriegsgemeinschaft nicht einmal be- 
absichtigen, obgleich eine solche nicht selten als tat- 
sächliche und rechtliche Folge aus ihnen entsteht. 
Insbesondere auf dem Standpunkt des heutigen Völ- 
kerrechts gilt die Regel, dass jeder Staat, der einer 
kriegführenden Partei Kriegshülfe in irgend einer Form 

1) Wheaton S. 92. 
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zugehen lässt, damit seine Neutralität aufgiebt und des- 
wegen gleich einem wirklichen Alliierten jener Kriegspar- 
tei angesehen und behandelt werden darf. Die Forderun- 
gen, welche zurzeit an neutrale Mächte gestellt werden, 
gehen in der Tat bedeutend hierüber hinaus, indem 
nicht nur unmittelbare oder mittelbare Kriegshülfeleistun- 
gen im eigentlichen Sinn, sondern auch Betätigungs- 
formen, welche ohne als derartige Leistungen bezeichnet 
werden zu können, nur irgend eine praktisch relevante 
Parteilichkeit zu Gunsten eines Kombattanten enthalten, 
als Neutralitätsverletzungen geahndet werden. Um so mehr 
müssen nach der heutigen Auffassung — früher hat es 
sich hiermit wesentlich anders verhalten — von einem 
Staate aufgenommene Vertragsverpflichtungen, durch wel- 
che er sich zu irgend einer Art, sei es beschränkter, sei es 
indirekter Kriegshülfe verbindet, die Folge haben, dass 
jener Staat, sobald er zur Erfüllung derartiger Versprech- 
ungen schreitet, seine Neuralität verliert und als Kriegs- 
partei behandelt wird. Dass dies jedoch nicht immer die 
praktische Konsequenz zu sein braucht, beruht nicht auf 
rechtlichen Umständen, sondern hängt von politischen 
Machtverhältnissen, Berechnungen und Zwangslagen ab. 

Den wirklichen Allianzen am nächsten kommen die- 
jenigen Subsidienverträge, durch welche die Stellung ge- 
wisser Truppenmengen vereinbart wird. Eine derartige 
effektive, aber quantitativ begrenzte Hülfeleistung ist dann 
unter Umständen einem Einsatz vergleichbar, womit sich 
ein Dritter an dem Kriegsspiel zweier anderen beteiligt, 
ohne sozusagen „persönlich" von ihm berührt werden zu 
wollen. Heutzutage besteht eigentlich kein praktischer Unter- 



59 

schied zwischen den — übrigens kaum mehr vorkommen- 
den — Subsidienverträgen dieses Inhahs und wirklichen 
Allianzen. — Subsidien unter der Form von Geldleistun- 
gen hat zuweilen ein Staat einem anderen versprochen, 
um ihn zum Kampf gegen seinen eigenen Gegner zu be- 
wegen. Auch andere Formen beschränkter und indirekter 
Kriegshülfe kommen vor, sei es als positive militärische 
Massnahmen, sei es nur als ein Dulden, ein passives Ver- 
halten. Hierher gehört insbesondere das von einem Staat 
einem Belligeranten gewährte Durchzugsrecht (droit de 
passage), welches nach heutigem Völkerrecht als mit der 
Neutralität absolut unverträglich erachtet wird. — Im all- 
gemeinen gehören diese hier erwähnten Bündnisarten ver- 
gangenen Epochen an, kommen aber auch zurzeit un- 
ter gewissen Formen vor, freilich nicht selten mit der 
wenig lauteren Absicht, bei günstiger Gelegenheit seine 
Neutralitätspflichten ohne eigene Gefahr zu vernachlässi- 
gen. — Die Bündnisverhältnisse der letzterwähnten Art, 
welche, wie auch Calvo bemerkt, von denselben Regeln 
beherrscht werden und denselben Grad von Verantwort- 
lichkeit involvieren wie die eigentlichen Allianzen, sollen, 
insofern sich hinsichtlich ihrer besondere Gesichtspunkte 
geltend machen, im folgenden berücksichtigt werden. 

Den früheren „ungleichen Bündnissen" entspricht in 
den heutigen internationalen Verhältnissen gewissermassen 
dasj Protektorat, ^) welches indessen, wenn] auch durch 
einen internationalen Vertrag begründet, ein dauerndes 
einseitiges und, wie ßornhak bemerkt, nur in der Theorie 
im Vertragswege, tatsächlich aber in den meisten Fällen 

^) Desgagnet, Essai sur les Protectorats S. 52. 
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durch Vertragsbruch, resp. Gewalt auflösbares Abhängig- 
keitsverhältnis darstellt ^) und darum eher unter den Staa- 
tenverbindungen als unter den Allianzverhältnissen abzu- 
handeln ist. Hiermit wird aber nicht geleugnet, dass die 
Protektoratsverhältnisse verschiedene Züge mit den Allianz- 
verbindungen gemein haben. ^) Insbesondere erhebt sich 
hier die an diesem Ort nicht eingehender zu erörternde Haupt- 
frage, ob sich der unter Protektorat stehende Staat eo ipso 
in einer „allgemeinen Allianz" mit seinem Protektor befin- 
det und an den Kriegen des letzteren ohne weiteres mit- 
beteiligt ist, ob also das Protektoratsverhältnis an sich eine 
allgemeine Alltanz einschliesst. Bei den strengen Neutra- 
litätspflichten der Jetztzeit wird wohl der Umstand, dass 
der protegierte Staat sich in einer gewissen Abhängigkeit 
von seinem Patronus befindet, seine Neutralität in Kriegen 
desselben meistens ziemlich problematisch erscheinen las- 
sen, was einigermassen für die angedeutete, an sich ohne 
Zweifel allzu generelle Auffassung des Protektorates zu 
sprechen scheint. — In erster Linie wird der Protektorats- 
vertrag selbst, in zweiter Linie werden die politischen 
Umstände für die tatsächliche Gestaltung der Verhältnisse 
entscheidend sein. ^) — Trägt also der Typus der Pro- 
tektorates bedeutende Ähnlichkeit mit den Bündnisverträgen 
zur Schauf so dass man ihn in gewissen Beziehungen 
und von gewissen Seiten betrachtet geradezu als ein 

i) Tatsächlich werden Protektoratsverhältnisse gewöhnlich nicht 
auf bestimmte Zeit, sondern ohne Zeitbegrenzung eingegangen. 

2) Jellinek, Staatenverbindungen S. 137, bezeichnet Protektion* 
Garantie und dauernde Neutralität als Abarten der Allianz. 

•^) Despagnet, Essai sur les Protectorats S. 343. 
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Ailianzverhältnis im weitesten Sinn bezeichnen kann, so 
weist er andererseits auch einige Kennzeichen der einfachen 
und einseitigen Garantie auf. Die einem Protektorat tat- 
sächh'ch zu Grunde liegende Garantie des Besitzstandes 
des Schutzstaates ist aber, wie Bornhak bemerkt, nicht 
Gegenstand, sondern Folge des Protektorates. Zudem be- 
steht die Garantie tatsächh'ch weit mehr im Interesse des 
Protektors als in dem des Schutzstaates, da dessen Unab- 
hängigkeit eben in erster Linie durch jenen gefährdet 
erscheint. ^) 

Eine kriegerische oder militärische Kooperation (sogar 
eine Friedensblockade) zum Zweck bewaffneter Intervention 

— vielleicht unter dem Namen völkerrechtlicher Exekution 

— ist auch als ein allianzenähnliches Verhältnis aufzufassen. 
Fälle, wo eine Macht sich zum Verbündeten eines Gemein- 
wesens macht, welches, um selbständige völkerrechtliche 
Existenz zu gewinnen, sich aus einer früheren staatlichen 
Zusammengehörigkeit losgerissen hat, bieten verschiedene 
Möglichkeiten, Phasen und Variationen dar, welche teils 
als wirkliche Allianzverhältnisse, teils als ihnen mehr oder 
weniger analoge Relationen zu bezeichnen sind. Formen 
und Arten derselben sollen im folgenden näher behandelt 
werden. 



1) Bornhak, Einseitige Abhängigkeitsverhältnisse unter den mo- 
dernen Staaten S. 43 u. 48. 



III KAPITEL. 



Form und Abschluss AHianzverhältnisse begrün- 
dender Verträge. Völkerrechtliche Einschränkun- 
gen der diesbezüglichen Kompetenz gewisser 
Staaten. — Allianz und Intervention. 

Anerkanntermassen giebt es keine allgemeinen Form- 
bedingungen für die internationalen Verträge; ihre Errich- 
tung ist an keine bestimmte Form gebunden. ^) Mündliche 
Verabredungen, zwischen den Staatsoberhäuptern persön- 
lich, d. h. Verabredungen, die nicht nur im allgemeinen 
freundschaftlichen Beziehungen eines zwischen ihnen beste- 
henden Einverständnisses oder einer „Entente" der betref- 
fenden Regierungen Ausdruck geben, sondern wirkliche 
Rechte und Verpflichtungen begründen, kommen im mo- 
dernen konstitutionellen Staate nicht mehr vor. ^ Die bei 



1) Seligmann, Beiträge zur Lehre von Staatsgesetz und Staats- 
vertrag, II. Teil. Abschluss und Wirksamkeit der Staatsverträge. Nip- 
podt a. a. O. S. 178, Pradin-Fodere a. a. O. II S. 738. Wheaton S. 346. 

y ^Le 18 Mai 1781 un traite d'alliance defensive fut conclu 
sous la forme de deux lettres autogräphes de l'empereur Joseph II 
echangees contre deux lettres autogräphes de Vimperatrice Catha- 
rine 11" — bemerkt Nys, Le droit international T. III S. 27. 
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Allianzverträgen nicht ungewöhnliche Einfachheit und 
Kürze hat dagegen in älteren Zeiten bewirken können, 
dass Allianzverhältnisse gewissermassen „formlos", d. h. 
ohne schriftliche Niederlegung des Vertragsinhaltes ein- 
gegangen worden sind, während die schriftliche Form bei 
anderen Vertragsverhältnissen oft fast absolut notwendig 
gewesen ist Aber noch zurzeit unterscheiden sich gewisse 
Arten politischer, insb. Allianzverträge, auch in der äusseren 
und formellen Seite ihres Zustandekommens und ihrer Be- 
tätigung beträchtlich von anderen Vertragsarten. Die Grenze 
zwischen den Verhandlungen und dem definitiven Ver- 
tragsabschluss ist oft schwebend und der Zeitpunkt, 
wo die politische Annäherung zweier Mächte und ihre „en- 
tente'* in einem wirklichen und verbindlichen Bündnisse 
resultiert hat, bleibt oft der ganzen Welt, mit Ausnahme 
der nächstbeteiligten Staatsmänner, unbekannt. Ob, und 
noch mehr unter welchen Bedingungen ein Bündnis 
mit einer fremden Macht besteht, darüber können sich 
die verbündeten Nationen selbst eine gewisse Zeit in Un- 
kenntnis und Unsicherheit befinden. Die Unkenntnis der 
Tatsache, dass sich der eigene Staat in einem gewissen po- 
litischen Gesellschaftsverhältnis befindet, dürfte indessen 
kaum von längerer Dauer sein können; dagegen kann der 
Inhalt der Vertragsbestimmungen vielleicht Jahre hindurch 
mehr oder weniger unbekannt bleiben. Insbesondere ist es, 
wie oben bemerkt worden, nicht selten vorgekommen, dass 
gewisse Klauseln, die als integrierende Bestandteile in einem 
Allianzverhältnis enthalten sind, bis zum Eintritt der causa 
foederis oder vielleicht sonst eines geeigneten Zeitpunktes 
geheimgehalten bleiben sollen. — Die Entstehung und der 
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Werdegang einer Allianz ist somit oft in vielen Hinsichten 
in Dunkel gehüllt; sein Inhalt wird vielleicht erst nach 
Jahren, vielleicht sogar nie während ihrer Existenz veröffent- 
licht. Vom Jahre 1879 bis 1888 war das Bündnis zwi- 
schen dem deutschen Reich und Österreich-Ungarn in sei- 
nen Einzelheiten nicht bekannt. Der französisch-russische 
Allianzvertrag ist ja niemals veröffentlicht worden, ebenso 
wie seine Geschichte im übrigen der genauen Kenntnis 
und Beurteilung der Mitwelt zum Teil entzogen geblieben 
ist. „L'historie de l'entente entre la Russie et la France, 
sous Carnot, et sa proclamation comme alliance formelle, 
sous Faure, reste encore des plus obscures dans ses de- 
tails" äussert hierüber Despagnet, der wieder anderenorts 
mit folgenden Worten das geschichtliche Werden dieses 
Bündnisses berührt: „L'entente entre la Russie et la 
France devait se transformer en une alliance formelle, 
— — On sentait le besoin d'une affirmation solennelle 
oii le mot alliance serait officiellement employe'', ^) 

Mit der Heimlichkeit, mit der man die Allianz- 
verträge öfters umgiebt, steht der Umstand im Zusammen- 
hang, dass die meisten Arten hierhergehörender Verträge 
in der Regel von den resp. Regierungen allein, ohne 
Mitwirkung der Volksvertretung abgeschlossen werden, 
ein Verhältnis, welches natürlich die grösstmögliche 

^) Despagnet, La diplomatie de la troisieme republique et le 
droit des gens S. 470 u. 625. Siehe auch Jules Hansen, L'aliiance 
franco-russe S. 118, 121 u. a. Michoud, Les traites internatio- 
naux devant les Chambres S. 302: „la France a attendu longtemps 
avant de savoir si reellement une Convention la Halt ä la Russie, 
et aujourd'hui encore eile n'en connait pas les conditions*. 
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Verschwiegenheit zulässt. Ohne hier auf die viel erörterten 
und umstrittenen Fragen über Staats- und völkerrechtlich 
gültigen Abschluss von Staatsvertragen und über die dies- 
bezügliche Kompetenz der Staatsorgane einzugehen, weil 
betreffs der Allianzverhältnisse hierbei keine besonderen 
Umstände in Betracht kommen, sei nur bemerkt, dass 
Allianzen und andere ihnen nahekommende Verträge, als 
beinahe ausschliesslich zur äusseren Politik gehörend, in 
den meisten Staaten von der R^erung allein, ohne Mit- 
wirkung der Volksvertretung abgeschlossen werden. Es 
wird ja meistens als etwas Selbstverständliches angesehen, 
dass die Leitung der äusseren Politik der unmittelba- 
ren, gesetzlich anerkannten Einwirkung und dem Mit- 
bestimmungsrecht der Volksvertretung entzc^en und der 
Regierung vorbehalten sein soll. Auch ist es ja selbst- 
verständlich, dass das Gesetzgebungsorgan des Staates 
auf die Leitung der äusseren Angelegenheiten rein poli- 
tischer Art schwerlich direkten Einfluss haben kann. Je 
mehr aber in einem internationalen Vertrag der rechtliche 
und rechtssetzende Inhalt auf Kosten d^s rein politischen 
Charakters hervortritt, desto näher wird immerhin die Mög- 
lichkeit liegen, dass die Mitwirkung jenes Organes früher 
oder später für sein gültiges Zustandekommen ein Essentiale 
sein wird. Wird die Zukunft einmal den jetzigen Allianzen 
in ihrer Art entsprechende Vertragsverhältnisse schauen, 
welche vorwiegend Rechtszwecke, wie Defensivbündnisse 
unter dauernd neutralen Staaten, internationalrechtliche 
Exekution u. s. w. verfolgen und derartige völkerrecht- 
liche Institute wie die Schiedsgerichtsbarkeit in ausgedehn- 
tem Masse würdigen, dann werden dieselben vielleicht auch 

5 
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allgemeiner als zuvor auf der festeren Orundli^e des auch 
durch die Volksvertretung (resp. das Volk selbst) gebilde- 
deten und geäusserten Staatswillens ruhen. — Unter den 
jetzigen Verhältnissen dagegen ist das Zustandebringen 
und der Abschluss rein politischer Staatsverträge am ange- 
messensten der Regierungsmacht allein anzuvertrauen. 
Da diese Frage, als dem inneren Staatsrecht angehörend, 
eigentlich ausserhalb unserer Aufgabe liegt, sollen hier 
nur kurz einige typische Züge aus den Verfassungen moder- 
ner Staaten berührt werden. Im Gegensatz zu den 

früheren republikanischen Verfassungen hat die jetzige 
französische Konstitution die Allianzverträge zu denjenigen 
gezogen, die der Präsident ohne Mitwirkung der Kam- 
mern abschliesst (Loi constitutionnelle sur l^s rapports des 
pouvoirs publics, art. 8). Ist nun auch das Recht Allianz- 
verträge einzugehen hier, wie in den meisten konstitutio- 
nellen Staaten, gesetzlich uneingeschränkt, so wird es doch 
im praktischen Staatsleben durch verschiedene Umstände 
durchbrochen und abgeschwächt. Schon der Vertrag an 
sich kann Bestimmungen enthalten, insbesondere dem 
Staate Geldleistungen auferlegen, welche die Zustimmung 
und Bewilligung der Volksvertretung erfordern ^), jedenfalls 
aber wird die Vertragserfüllung, d. h. die kriegerische 
Verwirklichung des Bündnisses ein Votum der Kammern 
erheischen, weil von ihnen die Geldbewilligung abhängt. 
Hierüber äussert ein Verfasser mit Hinsicht auf die Ver- 
hältnisse in Frankreich: ^Lors meme que, pour des rai- 
sons d'Etat, an traite d'alliance n'aurait ete ni soumis 
ni communiquä aux chambres, il ne pourrait ^tre mis ä 

1) Vgl. Michon S. 306. 
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Fexecution sans an vote du Parlement; c'est alors par 
voie indirecte que les Chambres avaient ä se prononcer; 
elles ne seraient plus appeläes ä autoriser le President 
de la Republique ä donner une ratification dejä faite, 
mais ä däliberer les mesures qui seraient la consequence 
des engagements souscrits". ^) — Aber wenn auch die Mit- 
wirkung der Volksvertretung, wie dies in jedem konstitu- 
tionellen Staate fast immer der Fall sein wird, zur Aus- 
führung eines Allianzvertrages unumgänglich ist, so hat 
doch dieser Umstand in Staaten, wo keine solche 
Mitwirkung für den Abschluss derartiger Verträge vor- 
geschrieben ist, für deren völkerrechtlichen Bestand und 
deren Gültigkeit keine Bedeutung. Anders mag es sich 
da verhalten, wo jede Art von Staatsverträgen, auch 
die rein politischen Verträge, an die Mitbestimmung 
oder die Genehmigung des genannten Staatsorganes 
gebunden ist. Die diesbezüglichen untereinander abwei- 
chenden Bestimmungen der verschiedenen Konstitutio- 
nen sollen hier nicht näher berührt werden. -) Auch 
steht die Exekution der Allianzverträge in nahem Zu- 
sammenhang mit dem Recht des Staatsoberhauptes Krieg 
zu erklären. So ist ja in Frankreich die Zustimmung 
der beiden Kammern erforderlich, um den Präsidenten 
zur Kriegserklärung- zu berechtigen, und nach der deut- 
schen Reichsverfassung, Art. 11, ist zur Erklärung des 
Krieges im Namen des Reiches die Zustimmung des 



1) Pierre, Traite de droit politique, electoral et parlamentaire, IL 
Aufl. S. 630. — Vgl. Michon S. 307. 

2) Hierüber die Ausführungen bei Pierre 628 u. f. Michon 
passim. 
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Bundesrates erforderlich. — Mit derartigen Verfassungsbe- 
stimmungen würde ein vom Staatsoberhaupt allein abge- 
schlossenes Bündnis, theoretisch betrachtet, vielleicht in 
einem gewissen Widerspruch stehen. So hat der deutsche 
Kaiser das unbeschränkte Recht Bündnisse mit fremden 
Staaten einzugehen, den Krieg aber kann er nur dann 
aus eigener Macht erklären, wenn ein Angriff auf das 
Bundesjgebiet oder dessen Küsten erfolgt. Es ist denkbar, 
dass zufolge derartiger Verfassungsbestimmungen der 
Exekution von Bündnissen, die von dem Staatsoberhaupt 
allein abgeschlossen worden sind, in gewissen Fällen Hin- 
dernisse und Schwierigkeiten begegnen können. In der 
Wirklichkeit dürften aber derartige Verwicklungen kaum 
zu befürchten sein. Schon die Voraussicht eines unbe- 
rechenbaren internationalen Konfliktes wird die Staatsor- 
gane zum Einverständnis untereinander bewegen. — Es 
ist auch zu bemerken, dass ein Krieg heutzutage keines- 
wegs immer nach erfolgter ausdrücklicher Kriegserklärung, 
sondern oft ohne solche entsteht; deswegen macht sich 
die Frage des Kriegserklärungsrechtes hierbei nicht immer 
praktisch geltend. Was hinwieder hinsichtlich der Kriegs- 
erklärung rechtens ist, lässt sich natürlich nicht ohne wei- 
teres auf die sog. Kriegsverkündigung oder einfache 
Kundgebung des ausgebrochenen Krieges anwenden. Da- 
gegen dürfte im allgemeinen ein Angriff, resp. die Eröff- 
nung der Feindseligkeiten in dieser Hinsicht der Kriegser- 
klärung gleichzustellen sein. Indessen dürften Gründe 
der oben angegebenen Art in manchen Fällen die Regie- 
rung veranlassen sich mit der Volksvertretung auch über 
derartige wichtige Angelegenheiten der äusseren Politik 
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zu verständigen und sich ihrer Gutheissung zu versichern. 
Auch wird sie die Vorsicht von ausgeprägt offensiven 
Bündnissen abhalten. Sobald aber — um diesen Umstand 
noch einmal hervorzuheben — die Mitwirkung oder die 
Genehmigung des Parlamentes für den gültigen Abschluss 
eines Vertragsverhältnisses nicht in der Verfassung vor- 
geschrieben ist, wird das gültige Zustandekommen und 
die verpflichtende Kraft desselben durch Umstände der 
hier berührten Art nicht beeinträchtigt. Wenn nun auch 
die wichtigsten rein politischen Verträge, unter ihnen 
die Allianzen, in den meisten Staaten ohne direkte Mit- 
wirkung des gesetzgeberischen Organes abgeschlossen 
werden, so wird dadurch nicht ausgeschlossen, dass dieses 
mit Rücksicht auf die Leitung und die Ereignisse der 
auswärtigen Politik gewöhnlich eine beurteilende und über- 
wachende Tätigkeit ausübt. Dies geht u. a* aus zahlrei- 
chen Parlamentsdebatten über Verhältnisse der äusseren 
Politik sowie aus Interpellationen an die betreffenden 
Minister in verschiedenen europäischen Staaten hervor. 
Insbesondere in Staaten mit parlamentarischer Regierung 
muss ja die Ansicht der Volksvertretung und der Volks- 
opinion, wenn sie sich entschieden gegen eine gewisse 
Richtung in der auswärtigen Politik wendet, schliesslich 
die ausschlaggebende Stimme haben. In diesem Sinne 
äussert Despagnet, indem er die Entstehung der franzö- 
sisch-russischen Allianz und den Empfang des Zaren in 
Cherbourg] bespricht: „Si la Constitution permet au chef 
de [Etat avec le concours des minist res responsables, de 
conclure des alliances, il rien est pas moins certain qu'elle 
laisse le dernier mot aux representants de la nation dont 
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le vote est indispensable pour declarer la guerre, (fest ä 
dire pour permettre l'exäcution saprime de talliance, le 
cas echeanf, ^) — Andererseits findet man aber auch Bei- 
spiele dafür, wie politische Rücksichten und diplomatische 
Gründe auch in verhältnismässig demokratischen Staaten 
politische Konstellationen und Allianzverhältnisse zu be- 
gründen und zusammenzuhalten vermögen, denen die herr- 
schende Volksopinion keine besonderen Sympathien ent- 
gegenbringt. Dies hat ja nach Manchen die Stellung Ita- 
liens innerhalb der Trippelallianz gezeigt. Was in der 

berührten Hinsicht über den Abschluss eigentlicher Bünd- 
nisverträge angeführt worden, gilt im allgemeinen in noch 
höherem Grade für andere Allianz- oder allianzenähnliche 
Vertragsverhältnisse, die ja überhaupt vergleichsweise we- 
nige wirkliche allgemeine Lebensinteressen des betreffen- 
den Staates berühren oder sogar aufs Spiel setzen können. 
Ein Garantiebeschluss, ein Protektoratsvertrag auf Seiten 
des Protektors, zufällige zwischenstaatliche Kooperations- 
verhältnisse u. a. sind für den teilnehmenden Staat ge- 
wöhnlich ausschliesslich, meistens auch gewissermassen 
untergeordnete Angelegenheiten der auswärtigen Politik, 
welche von der Regierung allein gehandhabt werden. 

Das Vertragsschliessungsrecht ist eine elementare Ver- 
kehrs- und Betätigungsform der Subjekte des Völkerrechts, 
deren sich kein Staat völlig und prinzipiell begeben kann, 
ohne auf diese seine internationale Stellung zu verzichten. 
— Dagegen sind sehr weitgehende Einschränkungen und 
Restriktionen dieses Rechtes möglich, ja sogar so weitge- 



^) Despagnet, La diplomatie de la troisifeme Republique S. 628. 
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hende, dass die einem nicht-souveränen Staate übrig ge- 
bliebene diesbezügliche Fähigkeit eigentlich nur dem Namen 
nach besteht, praktisch aber fast bedeutungslos ist. Um nun 
von solchen Beschränkungen abzusehen, die aus Staatenver- 
bindungen im eigentlichen Sinn herrühren und nur diejeni- 
gen zu erörtern, die von rein völkerrechtlich-vertragsmässi- 
ger Beschaffenheit sind, so können sich die Beschrän- 
kungen entweder auf das Vertragsschliessungsrecht eines 
Staates im allgemeinen oder aber auf gewisse Vertrags- 
arten beziehen. Durch den Vertrag vom Jahre 1884 (Art. 4) 
hatte sich Transvaal England gegenüber verpflichtet keine 
Verträge mit fremden Staaten — den Orangefreistaat aus- 
genommen — ohne Gutheissung der britischen Regierung 
abzuschliessen. Von dieser rein vertragsmässigen Be- 
schränkung abgesehen war die Republik England in kei- 
ner Weise unterworfen oder von ihm abhängig. ^) — Es 
kann auch vorkommen, dass ein Staat unbeschränkte Frei- 
heit hat ökonomische und Verwaltungsverträge selbstän- 
dig einzugehen, auf dem Gebiet der eigentlicher politischen 
Verträge aber in dieser oder jener Weise gebunden ist. 
Auch hier sind allzu weit gehende und absolute, wenn 
auch nur vertragsmässige Restriktionen mit der Souve- 
ränität unverträglich. Mit Recht bemerkt Rivier, dass ein 
Staat, welcher ^d'une maniere absolue" seine Fähigkeit 
Allianzverbindungen einzugehen aufgäbe, dadurch auf sein 



1) Despagnet, La guerre sud-africaine au point de vue du droit 
international S. 4, 92 ff. Nach Despagnet war Transvaal seit 1884 
weder ein Vasallenstaat noch ein unter Protektorat stehender Staat, 
sondern souverän. Item Bomhak; Einseitige Abhängigkeitsverhältnisse 
unter den modernen Staaten S. 61. 
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Selbsterhaltungsrecht verzichten würde. ^) Abhängigkeits- 
verhältnisse wie das Protektorat, welche die Souveränität 
des untergeordneten Staates beeinträchtigen, bringen in der 
Regel ausdrücklich vereinbarte oder aus der allgemeinen 
Beschaffenheit der zwischen den beiden Staaten bestehen- 
den Beziehungen herrührende Einschränkungen mit sich, 
Einschränkungen, welche dann entweder darauf hinaus- 
laufen, dass gewisse Arten von Verträgen der Kompetenz 
des untergeordneten Staates völlig entzogen sein sollen, 
oder aber sämtliche oder gewisse Verträge von der Ge- 
nehmigung oder Mitwirkung des Protektors abhängig 
machen ^). Praktisch kann der Unterschied zwischen den 



1) Rivier, Principes du droit des gens, II S. 275. Wie weit die 
Einschränkung der Allianzfähigkeit eines Staates gehen kann, ohne 
seine Souveränität aufzuheben, ist nicht immer leicht zu entscheiden. 
Dass sich ein Staat in der Ausübung seiner Souveränität wesentlich 
beschränken kann, steht ausser Zweifel. Ohne die auf die Souveräni- 
tät bezüglichen Streitfragen an diesem Ort einer Prüfung zu unter- 
ziehen, sei nur bemerkt, dass ziemlich weitgehende Einschränkungen 
bei völlig erhaltener Souveränität möglich sind, insbesondere wenn sie, 
wie es mit dem neutralisierten Staat der Fall ist, Folgen seines eigen- 
artigen internationalen Charakters sind. — Hat ein Staat dagegen einem 
anderen einzelnen Staate gegenüber seine Handlungsfreiheit in dieser 
Hinsicht eingeschränkt, so sind allerdings ziemlich bedeutende Restrik- 
tionen mit seiner Souveränität nicht unverträglich. Dazu ist es aber 
nötig, dass er seine Handlungsfreiheit und sein Selbstbestimmungs- 
recht nicht völlig aufgegeben hat, und vor allem, dass ihm die Mög- 
lichkeit derartige Verpflichtungen zu lösen nicht nur formell, sondern 
tatsächlich offen steht. Im übrigen muss die Frage im Einzelfall ent- 
schieden werden. 

2) Die auswärtige Vertretung des Schutzstaates wird hierdurch 
oft im Wesentlichen dem Protektor übertragen. — So verbindet sich 
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beiden Fällen ziemlich gering sein. Auch zweiseitige und 
sogar einseitige vertragsmässige Einschränkungen des Ver- 
tragsschliessungsrechtes, insbesondere der Freiheit Allian- 
zen einzugehen kommen aber auch zwischen unstreitig 
souveränen Staaten vor ^). Prinzipiell beruhen jedoch der- 
artige mehr oder minder weitgehende Einschränkungen 
auf Verträgen zwischen gleichberechtigten Parteien und 
sind darum aufhebbar, wenn auch tatsächlich bedeu- 
tende Verschiedenheiten in ihnen vorhanden sein können» 
Bei souveränen Staaten sind die vertragsmässigen Ein- 
schränkungen vollkommen freiwillig auferlegt und ohne 
Schwierigkeiten aufzuheben; bei Protektoraten und ihnen 
nahekommenden einseitigen Abhängigkeitsverhältnissen > 
die sozusagen eine völkerrechtliche capitis deminutio be- 
deuten, sind sie dagegen Bestandteile oder Folgen eines 
Zustandes, der etitweder zur völligen Inkorporation des 
abhängigen] Staates führt oder wenigstens auf die Dauer 
abgezielt ist und auf einem Vertrag beruht, welcher nicht» 
wie politische Staatsverträge zwischen gleichberechtigten 



der Herrscher von Abessinien im itaüenisch-abessinischen Protektorats- 
vertrage sich für alle Verhandlungen mit fremden Mächten der italie- 
nischen Regierung zu bedienen. — Bornhak S. 41. 

1) Eine von den obenerwähnten, direkt durch Vertrag begrün- 
deten Einschränkungen zu unterscheidende tatsächliche Begrenzung 
liegt darin, dass u. U. ein zwischen zwei oder mehreren Staaten be- 
stehendes Bündnis Verhältnis die Vertragsgenossen von weiteren Alli- 
anzen, vielleicht auch von gewissen anderen politischen Abmachungen 
abhält. Zuwiderhandeln in dieser Hinsicht kann zuweilen als Ver- 
tragsuntreue bezeichnet werden und die Auflösung der Allianz zur 
Folge haben. 
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Parteien, in normaler Weise, nach erfolgter Kündigung 
aufhebbar ist. 

Neben den gewöhnlichen Vertragsverpflichtungen giebt 
es aber völkerrechtliche Institute, welche, anfänglich im 
Vertragswege gegründet, als integrierende Bestandteile des 
internationalen Rechtszustandes dastehen. Ursprünglich ver- 
tragsmässige Gestaltungen, haben sie unzweideutig objek- 
tiv den Rechtscharakter angenommen, sich zu allgemeinen, 
typischen Völkerrechtsinstituten herausgebildet. — Es giebt 
Staaten mit einem eigenartigen völkerrechtlichen Charakter 
— durch besondere völkerrechtliche Eigenschaften gekenn- 
zeichnet — der wenigstens nicht in erster Linie als Folge 
ihnen obliegender Vertragsverpflichtungen aufzufassen ist. 

Hierbei kommen insbesondere die sog. dauernd neu- 
tralen oder — um ihren internationalen Charakter gemäss 
heutiger völkerrechtlicher Auffassung anzugeben — die 
Staaten mit garantierter Neutralität in Betracht. Die be- 
züglich der hier in Frage stehenden Staaten geschaffe- 
nen Verhältnisse gelten, wie Ullmann bemerkt, auch 
für jene Mächte, die nicht formell an dem ihre jetzige 
Stellung begründenden Vertrage beteiligt waren, als 
ein dauernder Bestandteil der internationalen Ordnung, 
so dass die Neutralisierung von Staaten gewissermas- 
sen als ein Institut des internationalen Rechtes aufge- 
fasst werden kann ^). In dieser unleugbaren Tatsache 
liegt vielleicht ein sehr wertvoller Keim zu einer im 
folgenden des näheren zu besprechenden künftigen Ent- 
wicklung dieses Institutes in der Richtung nämlich, dass 

1) Ulimann S. 59. 
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die dauernde Neutralität ganz unabhängig von dem fer- 
neren Bestehen des zu Grunde liegenden Garantie- 
beschlusses, von politischen Konjunkturen und Machtfra- 
gen, als wesentlich selbstgewählter, ausschliesslich nach 
objektiven Völkerrechtssätzen zu beurteilender interna- 
tionaler Charakter eines Staates besteht. — Die Ein- 
schränkungen der Allianzfähigkeit weisen bei diesen Staa- 
ten die grösste Bedeutung auf. Zufolge ihres oben ange- 
geben internationalen Gehaltes rühren diese Einschrän- 
kungen, im Gegensatz zu den oben besprochenen, weder 
aus reinen Vertragsbestimmungen zwischen gleichgestellten 
Kontrahenten noch aus gewissen Abhängigkeitsverhält- 
nissen her. — Sie sind nicht Beschränkungen vorüberge- 
hender Art, sondern im völkerrechtlichen Wesen des Staa- 
tes selbst begründete und von ihm untrennbare Begren- 
zungen seiner nach aussen gerichteten Tätigkeit. ^) — 

1) Die Bezeichnung dieser Neutralität als ewiger ist nicht in dem 
mit dem Wesen des Staates unvereinbaren Sinn aufzufassen, dass sie 
mit dem Dasein und der Persönlichkeit des Staates derart verbunden 
wäre, dass ihr Vorhandensein eine begriff smässige Existenzbedingung 
des Staates wäre, ihr Aufhören auch seinen notwendigen Untergang 
bezeichnete, sondern soll nur besagen, dass die Neutralität ohne jede 
absehbare und beabsichtigte, jedoch nicht unter allen Umständen aus- 
geschlossene Beendigung, also ohne zeitliche Begrenzung und unab- 
hängig von dem ihr ursprünglich zu Grunde liegenden Vertragsakt, 
als selbständige Schöpfung bestehen soll. — Die Ansichten über die 
Möglichkeit die beständige Neutralität zum Aufhören zu bringen gehen 
übrigens sehr auseinander. So findet Hagerup, La neutralite permanente 
(in der Revue generale de droit international public 1905, XII), dass eine 
Kündigung der beständigen Neutralität oder ein Abstehen von ihr 
von Seiten irgend eines Beteiligten unmöglich ist. Eigentümlicher- 
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In der Allianzfähigkeit kann man bei diesen Staats- 
wesen gewissermassen zwei Seiten unterscheiden: ein- 
mal die formelle Fähigkeit derartige Verträge mit ir- 
gendwelchen rechtlichen Wirkungen abzuschliessen, zwei- 
tens die materielle rechtliche Fähigkeit des betreffenden 
Staates, unbeschadet seiner eigenartigen internationalen 
Rechtslage, tatsächlich an Allianzverhältnissen teilzuneh- 
men und gegebenen Falls für die Ausführung und Ver- 
wirklichung der Vertragsverpflichtungen einzutreten. — Da 
es nun zweifelsohne wenigstens einige Arten von Allianz- 
verträgen giebt, welche mit der beständigen Neutralität 
ganz entschieden unverträglich sind, so fragt es sich, 
welche Wirkungen der trotzdem erfolgte Abschluss eines 
derartigen Vertrages mit sich bringt. Hagerup (La neu- 
tralite permanente) erklärt J' Observation de pareilles Con- 
ventions (par lesquelles an Etat ossäre an autre Etat 
de son assistance), mais non pas leur conclusion mime 
incompatible avec la neutralite permanente", — Ein so 

weise behauptet hinwieder Carnazza-Amari (Traitd de droit inter- 
national, Übersetzt von Montanari-Revest, S. 469), dass die Neutralität, 
um gültig zu sein, nur für einen bestimmten Krieg und für gewisse 
Fälle verabredet sein dürfe, weil Jes traites perpituels ne sont 
pas valables*. Deswegen und weil die neutralisierten Staaten in 
Europa selbst an dem Neutralisierungsakt keinen Teil genommen 
hätten, seien die bestehenden Garantieverträge ^radicalement frappes 
de nulliti". Er betont aber hierbei allzu sehr die Bedeutung des 
grundlegenden Vertragsaktes an sich und übersieht die Bedeutung 
der internationalen Garantie und der beständigen Neutralität als völ- 
kerrechtlicher Rechtsschöpfungen, die durch einen rechtssetzenden in- 
ternationalen Vertragsakt begründet worden sind. Es soll aber nicht ge- 
leugnet werden, dass die in Frage stehenden völkerrechtlichen Institute 
einer erheblichen völkerrechtlichen Weiterentwicklung fähig sind. 
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wesentlicher praktischer Unterschied darf jedoch zwischen 
den beiden Seiten der Allianzfähigkeit nicht gemacht wer- 
den. Im Gegensatz zu der Auffassung Hagerups schei- 
nen denn auch die meisten Autoren der Ansicht zu sein, 
dass ein neutralisierter Staat auch in Friedenszeiten, in 
der Ausübung seines Vertragsschliessungsrechtes sich alles 
dessen zu enthalten hat, was ihn im Krieg zu einem mit 
seiner Neutralität unverträglichen Verhalten verpflichten 
würde, also überhaupt dessen, was ihn gemäss seinen 
Verpflichtungen in einem künftigen Kriege zum Kriegs- 
genossen eines anderen Staates machen würde. Hiermit 
ist aber noch nicht gesagt, dass der blosse Abschluss ei- 
nes solchen unerlaubten Vertrages und seine Betätigung, 
d. h. die Verwirklichung des casus foederis, für die inter- 
nationale Rechtslage jenes Staates von gleicher juristischer 
Erheblichkeit und politischer Bedeutung wären. Dieser 
Auffassung ist — mit den im folgenden darzulegenden 
Modifikationen — zweifelsohne beizupflichten : der neutra- 
lisierte Staat darf nicht in Friedenszeiten durch Vertrag 
eih Verhalten in Aussicht stellen, welches im Kriege — 
bei der Verwirklichung des casus foederis — unerlaubt 
wäre, indem es eine Zuwiderhandlung gegen seine Neu- 
tralitätsstellung bedeuten würde. Ein solcher Akt ist des- 
wegen ganz entschieden mit der ewigen Neutralität dieses 
Staates unvereinbar. Aber wenn auch ein Staat von die- 
sem politischen Charakter überhaupt keine Allianzverträge 
abschliessen darf, so kann er es wohl tun: der vorge- 
nommene Akt ist keine Nullität; der Mitkontrahent hätte 
zwar diese seine Eigenschaft kennen sollen, kann aber 
seinen Vertragsgenossen, der seine internationale Sonder- 
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Stellung freiwillig aufs Spiel gesetzt hat und die Folgen 
seiner Handlung auf sich genommen haben muss, bei 
Nichterfüllung seiner Vertragsverpflichtungen des Vertrags- 
bruches zeihen. Die entgegengesetzte Auffassung würde 
mit der Souveränität und der Selbstbestimmung auch des 
neutralen Staates in Widerspruch geraten ^). Welche prak- 
tischen Folgen ein voreiliger und unbedachtsamer Ab- 
schluss eines nach objektiver Auffassung völkerrechtlich 
unerlaubten Allianz Vertrages — ohne Zweifel eine ziem- 
lich entfernte Möglichkeit — zwischen einem neutralisier- 
ten Staat und einer anderen Macht haben würde, soll 
hier nicht näher erörtert werden. Dem Abschluss ei- 
nes derartigen Vertrages, resp. seinem fortwährenden 
Bestände würde wohl in den meisten Fällen durch diplo- 
matische Vorstellungen, ja durch Intervention seitens der 
Garantiemächte vorgebeugt werden; würde der neutrali- 
sierte Staat trotzdem auf dem Abschluss des Vertrages be- 
stehen, resp. auf dem Vertrage beharren, dann würde es 
wohl von der Bedeutung der damit verbundenen poli- 

^) Der neutralisierte Staat hat — wenigstens theoretisch — schon 
in Friedenszeiten die Möglichkeit seine Neutralität aufzugeben. Er 
kann, mit anderen Worten seinen besonderen internationalen Charak- 
ter aufgeben und in volle Ausübung aller Befugnisse des souveränen 
Staates treten. Die Verfassungen dauernd neutraler Staaten enthalten 
daher mit Recht Bestimmungen über die Zuständigkeit verschiedener 
Staatsorgane Krieg zu erklären, Bündnisverträge abzuschliessen u. s. w. 
Etwas anderes ist es aber, dass ein neutralisierter Staat, welcher von 
seiner Neutralität in der Weise abstehen wollte, von Seiten seiner Ga- 
ranten Schwierigkeiten und Widerstand begegnen könnte und also 
nicht ohne ihre Zustimmung eine solche Veränderung seiner inter- 
nationalen Rechtsstellung zustande zu bringen vermöchte. 
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tischen Umstände abhängen, ob der Vorfall unbeanstan- 
det bleiben würde oder aber ob die Mächte die Aufhebung 
des Vertrages erzwingen, eventuell ihre Garantie entziehen 
würden ^). 

Da die Annahme, dass ein neutralisierter Staat in 
unnötiger und frivoler Weise und ohne dazu durch schwer- 
wiegende Umstände gezwungen zu sein, sich politischen 
Verwicklungen aussetzen oder gar seine Neutralität gefähr- 
den wollte, beinahe ausgeschlossen erscheint, muss eben, 
wenn er eine solche Allianz eingeht, in dem Abschluss 
des Allianzvertrages seitens des neutralierten Staates eo ipso 
die Behauptung liegen, dass ihm auch die materielle Al- 
lianzfähigkeit in dem durch diesen Vertrag angegebe- 
nen Umfange zukommt, und dass die Exekution desselben 
innerhalb seiner rechtlichen Möglichkeit liegt. Er nimmt 
nur eine ihm seines Erachtens zukommende Befugnis in 
Anspruch und übt sie aus. Dieser logische Zusammen- 
hang besteht also zwischen den beiden Formen, in denen 
die Allianzfähigkeit zum Vorschein kommt. Daran ist 
festzuhalten: die Weise, in welcher, und die Bedingungen ^ 
unter denen ein neutralisierter Staat an einem Kriege mit- 

1) Hierbei würden die Art sowie die näheren Bestimmungen 
des Vertrages entscheidend sein. Wenn ein ewig neutraler Staat einen 
offenbar offensiven Vertrag abschlösse, was ja so gut wie ausserhalb 
des Gebiets der Möglichkeit liegt, würde dies einer Aufgebung seiner 
Neutralität gleichkommen. In den seltensten Fällen würden wohl auch 
defensive Allianzen, welche den dauernd neutralen Staat zur Vertei- 
digung eines anderen verpflichteten, von den Garantiemächten gut- 
geheissen werden. Doch würde wahrscheinlich der blosse Abschluss 
eines solchen Vertrages dieselben kaum dazu veranlassen jenem Staat 
seine Neutralität zu entziehen. 
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beteiligt sein kann, ist auch für sein Recht an Allianzen 
teilzunehmen massgebend; die Frage der Allianzfähigkeit 
ist einheitlich zu beurteilen. — Etwas ganz anderes ist 
es, wie schon bemerkt, dass der blosse Abschluss und 
die Verwirklichung eines solchen Vertrages ungleiche prak- 
tisch-politische Folgen haben können. — Wie steht es 
also auf diesem Gebiete des politischen Lebens mit der 
Aktionsfähigkeit des ewig neutralen Staates? — Die An- 
sichten hierüber oder vielleicht in höherem Grade die 
Ausdrucksweisen der Autoren gehen in der Tat ziemlich 
weit auseinander. Einige sprechen ihm das Recht Bünd- 
nisse und ihnen gleichkommende Verträge abzuschliessen 
kurzum ab. v. Liszt findet, dass der dauernd neutrale Staat 
auch im Frieden keine Verträge schliessen darf, die ihn 
(wie Bündnisse und Garantieverträge) zur Kriegsführung 
verpflichten könnten. Nach Bonfils darf er nur solche 
Verbindlichkeiten übernehmen, die im Frieden erfüllt wer- 
den können ^). Eine ausnahmslose Enthaltsamkeit in die- 
ser Hinsicht scheinen dem dauernd neutralen Staat u. a. 
auch Milovanovitch, Jellinek, Funck-Brentano & Sorel 
und Pradier-Fodere aufzuerlegen ^). Im erheblichen Gegen- 
satz zu den genannten will Arrendt dem • dauernd neutra- 
len Staat das Recht zugestehen sich durch Defensivallian- 
zen mit einer anderen Macht zu verbinden. Ebenso erklärt 
Oppenheim: „A neutralised State can be the subject of 
an alliance for the purpose of defence", und Hemberger 
sieht in dem Recht und der Pflicht des dauernd neutra- 



1) V. Liszt S. 52; Bonfils, S. 184; Milovanovitch, S. 28; Jellinek, 
Staatenverbindungen S. 136; Funck-Brentano [und Sorel, S. 153 u. 
154; Pradier-Fodere II. T. S. 628. 



81 

len Staates seine Neutralität zu wahren und zu verteidigen, 
die Berechtigung Defensivallianzen einzugehen und mo- 
mentan seine Neutralität aufzugeben, um durch dieses 
Mittel sich die Neutralität für die Zukunft von neuem 
zu sichern ^). Wheaton erklärt: »It may form treaties of 
amity, and even of alliance with other States; provided 
it does not thereby incur obligations, nvhich, thoughper- 
fectly lawful in time of peace, would prevent its fulfil- 
ling the duties of neutrality in time of war"" '^). Giebt 
man aber ohne Reservation die sozusagen defensive Alli- 
anzfähigkeit der in Frage stehenden Staaten zu, dann 
folgt natürlich daraus, dass auch der ewig neutrale Staat 
seinerseits zur Hülfeleistung verpflichtet sein muss, wenn 
ein Angriff auf seinen Verbündeten erfolgt. Es verhält 
sich wohl so, dass die Autoren, welche die Allianzfähigkeit 
in diesem Umfange zugeben, dabei fast ausschliesslich das 
Selbstverteidigungsbedürfnis des neutralisierten Staates im 
Auge haben, ohne ihm im übrigen Gelegenheit geben 
zu wollen an der internationalen Grosspolitik effektiv 
teilzunehmen; um dies aber klar zum Ausdruck kommen 
zu lassen, ist eine Begrenzung dieser allgemeinen defen- 
siven Allianzfähigkeit notwendig, eine Begrenzung, die 
sich sowohl mit seiner Neutralitätspflicht wie mit seiner 
Selbsterhaltung verträgt. Mit diesem Umstand vor Augen er- 
klärt Hagerup die dauernde Neutralität als „non inconciliable 



1) Arrendt, Essai sur la neutralite de la Belgique S. 90, Oppen- 
heim S. 571, Hemberger, Zur Lehre vom Neutralitätsrecht S. 28. — 
In gleichem Sinn äussert sich auch Piedelievre, Precis de droit inter- 
national public QU Droit des gens I. S. 257. 

2) Wheaton S. 574. 

6 
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avec alUances defensives unilaterales''. Auch Rivier will 
ihm gestatten, wenigstens einseitige Defensivbündnisse 
einzugehen, durch welche nur die Gegenpartei sich zum 
Schutz des neutralen Staates verpflichtet, welche aber auf 
Seiten dieses Staates kein ungezwungenes Heraustreten 
aus der Neutralität beabsichtigen, ihm also keine mit sei- 
nem besonderen internationalen Charakter unvereinbaren 
Verpflichtungen auferlegen. Wheaton nimmt von dem 
Allianzverbot des dauernd neutralen Staates ausdrücklich 
diejenigen Defensivallianzen aus, die mit anderen neutra- 
len Staaten eingegangen sind „/or the maintenance of 
thc neutrality of the contracting parties against any po- 
wer by which it might be threatened with violation". 
Hilty erklärt, dass der Art. 8 der schweizerischen Bundes- 
verfassung, wonach der Bundesrat befugt ist Bündnisse 
einzugehen, mit der ewigen Neutralität nicht in Einklang 
stehe, „sofern man nicht eben das Allianzrecht für den 
Fall der Verteidigung als selbstverständlich ansieht". An- 
derenorts äussert er, dass der ewig neutrale Staat auf je- 
den Allianzvertrag verzichtet, erklärt ihn aber später für 
„bedingt allianzfähig", nämlich für den Fall, dass seine 
Neutralität verletzt wird ^). Die Ansicht Hiltys dürfte dem- 
nach in der Weise aufgefasst werden müssen, dass die 
Allianzfähigkeit erst angesichts der unmittelbar drohenden 
Gefahr einer Neutralitätsverletzung durch eine fremde 
Macht ins Leben tritt. Auch Piccioni spricht eine gleiche 
Ansicht in folgenden Worten aus: „5/ les alliances lui 
sont interdits des le t-emps de paix, il a toute liberte 

1) Rivier II. S. 74 f. f. Wheaton S. 547. Hilty, Die Neutralität 
der Schweiz in ihrer heutigen Auffassung S. 48, 70, 76. 
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pour se defendre militairement et diplomatiquement dis 
que sa neutralitä a ete effectivement lesee". ^) Auch Des- 
pagnet will dem ewig neutralen Staat die Defensivallianz 
nur gestatten »pour sauvegarder sa neutralite menacee", 
und dazu gehört nach ihm „que Fattaque contre tEtat 
neutre soit dejä prononcee, une alliance contractee en 
temps de paix, en prevision de la violation de la neu- 
tralite, pouvant compromettre la Situation de VEtat neu- 
tre; car son allie exigerait toujours son aide dans le 
cas oii il aurait besoin lui-mäme de secours, et le pays 
neutre se trouverait ainsi entraine ä une guerre pour la 
defense dautrui". 

Die Beurteilung der grösseren oder geringeren Allianz- 
fähigkeit dauernd neutraler Staaten ist in der Tat in vor- 
ragender Weise davon abhängig, erstens, was als Essen- 
tiale zum Charakter der dauernden Neutralität gehört, 
insbesondere ob diese ohne Garantie denkbar ist, und 
zweitens, welche Verpflichtungen den Garanten bezüglich 
des neutralisierten Staates obliegen. Diese Vorfragen kön- 
nen indessen hier nur in Kürze berührt werden. 

Was nun den ersten in Frage stehenden Umstand betrifft, 
so ist Hilty der Meinung, dass es sehr wohl eine ewige 
Neutralität ohne Garantie, ja selbst eine anerkannte ewige 
Neutralität ohne Garantie geben könne. ^) Im Gegensatz 
zu ihm sehen die meisten anderen in der Garantie eine 
begriffsmässige Voraussetzung jener internationalen Rechts- 



1) Piccioni, Essai sur la neutralite perpetuelle S. 9. — Despag- 
net, Cours de droit international public S. 148. 

2) Hilty S. 66. Derselben Ansicht ist Schweizer, Geschichte der 
schweizerischen Neutralität S. 602 ff, 814. 
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läge. So Piccioni: „La neutralite perp^tuelle est la Si- 
tuation d'un Etat auquel une Convention conclue avec 
d'autres Etats, dits garants a garanti une paix perpe- 
tuelle" ^). — In der Tat kann es wohl auch eine nicht 
vertragsmässig garantierte, aber vertragsmässig anerkannte 
dauernde Neutralität geben, wie die eigenartige Neutralität 
des Kongostaates -^ und auch die allerdings nicht ununter- 
brochene schweizerische Neutralität auf ihren früheren 
Stadien zeigt. Jedenfalls ist die dauernde Neutralität hin- 
sichtlich des ihr zu Grunde liegenden Rechtsfaktums heut- 
zutage immer eine konventionelle, vertragsmässige, und es 
erscheint wenigstens sehr zweifelhaft, ob ein Staat aus 
eigener Vollkommenheit sich durch freiwillige Erklärung 
denselben rechtlichen Charakter einer ewiger Neutralität, 
wie ihn die unter Garantie neutralisierten Staaten besitzen, 
würde beilegen können. Wenn auch diese Erklärung, 
wie V. Liszt annimmt, die ausdrückliche oder stillschwei- 
gende Zustimmung der übrigen Mächte fände, so würde 



1) Piccioni S. 9 Vgl. Jellinek, Staatenverbindungen S. 135, Mi- 
lovanowitch S. 21. — Bry, Precis elementaire de Droit international 
public S. 127, definiert die dauernde Neutralität als Ja Situation 
speciale ordinairement garantie par les Puissances ä un pays, qui 
ne peut faire des gäerres offensives et n'a avec d'autres Etats que 
des relations pacifiques" . 

2) Die Vertragsmächte verpflichten sich die Neutralität der Ge- 
biete oder Teile von Gebieten, welche den erwähnten Ländern ange- 
hören zu achten, so lange die Mächte, welche Souveränitäts- 
oder Protektoratsrechte über diese Gebiete ausüben oder ausüben 
werden, von dem Rechte, sich für neutral zu erklären, Gebrauch ma- 
chen und den durch die Neutralität bedingten Pflichten nachkommen. 
Art. 10 der Kongoakte. 
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er doch unter den jetzigen Verhältnissen kaum mit voller 
Zuversicht auf die Unverletzbarkeit seiner Neutralität ver- 
trauen können. Andererseits wäre auch keine Sicherheit 
dafür vorhanden, dass er selbst, ohne sich in wirklicher 
Zwangslage zu befinden, bei günstiger Gelegenheit seine 
Neutralität aufgeben würde, wofür er allerdings weder 
eines Vertragsbuches noch einer sonstigen Rechtsver- 
letzung geziehen werden könnte. Es würde ihm gewiss 
auch eine weitergehende Allianzfähigkeit zukommen als 
dem Staate mit garantierter Neutralität, denn es würde 
ihm ja an der Sicherheit mangeln, welche in der Garantie 
liegt und ausser welcher er gewöhnlich keiner wei- 
teren bedarf. — Dem sei' nun, wie ihm wolle; zur zeit 
versteht man unter der dauernden Neutralität einen durch 
Vertrag entstandenen völkerrechtlichen Zustand, welcher 
gewöhnlich unter ausdrücklicher rechtlicher Garantie an- 
derer Mächte steht '^. Nur in diesem Sinn kann man von 
wirklich neutralisierten Staaten reden. Beiläufig möge be- 
merkt werden, dass die genannten Merkmale streng ge- 



1) Vgl. die von einander abweichenden Darstellungen v. Liszt's 
S. 52 und Verraes', II. T. S. 25. 

2) Mit dem oben geäusserten soll keineswegs das Wünschens- 
werte einer solchen Entwicklung des Völkerrechts geleugnet werden, 
dass jeder Staat durch eigenen Willen sich eine dauernde und un- 
verletzbare Neutralität verschaffen könnte. Dazu ist aber eine interna- 
tionale Ausbildung des Neutralitätsrechtes und der Schiedsgerichts- 
barkeit erforderlich. 

^) Vgl. die durchaus berechtigte Bemerkung bei Verraes, 
II. T. S. 37 Fussnote, dass auch die Neutralität des Kongostaates 
ihre tatsächlichen Garantien hat. 
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nonimen nur für die Entstehungsweise, aber nicht not- 
wendigerweise für die Fortdauer des Neutralitätscharakters 
eines neutralisierten Staates entscheidend sind. Hat nämlich 
der Staat selbst seine Neutralitätspflichten nicht verletzt, 
haben die Garanten ihm aber trotzdem ihre Garantie ent- 
zogen, so vermag dieser Umstand ihn seines bisherigen 
Charakters nicht zu berauben oder denselben zu verändern, 
es sei denn, dass er ihm zufolge des Wegfalls der Garantie 
eine weitere politische Aktionsfähigkeit — auch hinsichtlich 
des Eingehens von Allianzen — verleiht ^). 

Haben wir es also eigentlich nur mit der völkerrecht- 
lich garantierten dauernden Neutralität zu tun, so erheischt 
ihre Beantwortung die Frage,^wieweit sich die Verpflich- 
tung der Garanten hinsichtlich der neutralen Stellung des 
neutralisierten Staates erstreckt. Vorherrschend dürfte die 
Auffassung sein, dass die Garantie die Garanten zur Ver- 
teidigung des neutralisirten Staates gegen Angriffe und 
Bedrohungen seiner Neutralität, seiner Unabhängigkeit 
und seines territorialen Besitzstandes verpflichtet ^). ^La 
garantie de la neutralite perpetuelle contient impilicite' 



^) Verraes, II. T. S. 26. — Hagerup dagegen ist der Ansicht, 
dass die Kündigung des NeutraÜsierungsvertrages auf Seiten sämt- 
licher Kontrahenten ausgeschlossen sei, eine Behauptung, die indes- 
sen hinsichtlich der Garantiemächte nur soweit stichhaltig ist, dass 
diese durch ihren — einzelnen oder gemeinschaftlichen — Austritt 
nicht imstande sind ihm seine dauernde Neutralität zu nehmen. Ihre 
Stellung als Garanten müssen sie aber — so bedenklich ein solches 
Benehmen in völkerrechtlicher Hinsicht auch erscheinen möge — auf- 
geben können. — Vgl. auch v. Liszt S. 53. 

2) Ulimann S. 59. 
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ment la garantie de tintigriU et de tindependance" '). 

— „ ün Etat, auquel une Convention a garanti 

une paix perpetuelle*' ^. Nach dieser Auffassung verpflich- 
tet also die Garantie die Garanten den neutralisierten Staat 
gegen direkte kriegerische Angriffe zu schützen. — Nach 
Hagerup dagegen liegt in ihr keine derartige unmittelbare 
Pflicht sie vor Angriffen zu bewahren, die in keinem Zu- 
sammenhang stehen mit einem zwischen dem Angreifer 
und anderen Mächten ausgebrochenen Konflikt und also 
nicht im eigentlichen Sinn als Neutralitätsverletzungen be- 
zeichnet werden können. „A defaut de cette connexion 
il parait diff teile de baser un devolr d' Intervention sur 
une garantie qui, d' apres la teneur de l'acte qul a etabll 
la garantie, suppose seulement un semblable confW^, 
Nach dieser Ansicht würde also die Neutralitätsgarantie an 
sich keine Garantie gegen Verletzungen der Selbständig- 
keit und der territorialen Integrität des neutralisierten Staa- 
tes bieten. Ohne Zweifel ist in dieser Frage der ersterwähn- 
ten, vorherrschenden Auffassung beizupflichten. Die ewige 
Neutralität des neutralisierten Staates wird wohl mit Recht 
in der Weise zu verstehen sein, dass er eines „bestän- 
digen Friedens" geniessen darf und dass die ihm zukom- 
mende Garantie sich sowohl auf die Integrität und Selb- 
ständigkeit wie auf die beständige Neutralität erstreckt. 
Die entgegengesetzte, von Hagerup verfochtene Auf- 
fassung würde die unter Garantie gestellte Neutralität fast 



1) Milovanowitch S. 21. 

2) Piccioni S. 9. 

3) Hagenip S. 599. 
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wertlos machen; praktisch vollkommen unhaltbar ist ja 
auch die Ansicht, dass eine Neutralitätsverletzung, gegen 
den neutralisierten Staat begangen, die Garanten zum 
Einschreiten verpflichten würde, ein direkter Angriff auf 
ihn dagegen nicht. Dies hiesse den neutralisierten Staat 
selbst fast aller Vorteile der Neutralitätsgarantie berauben 
und dieselbe einseitig vom Interesse der Garanten bestim- 
men lassen. In diesem Falle würde für ein schwaches 
Staatswesen die einfache Garantie seines Besitzstandes 
und seiner Unabhängigkeit vorteilhafter sein als die ewige 
Neutralität ^). Indessen, die politische Wirklichkeit bringt 
jedenfalls tatsächlich Einschränkungen in dieser rechtlichen 
Stellung mit sich. Eigentlich sollte, wie Hilty bemerkt, 
die Neutralitätsgarantie zur Folge haben, dass die Garan- 
ten den betreffenden Staat gegen jede derartige Verletzung 
schützten ; diese Regel wird sich jedoch keineswegs immer 
zu dem Zweck praktisch wirksam zeigen. »Den Bestand 
der Neutralität", sagt er, „kann man eigentlich weniger 
tatsächlich garantieren als den Staat selbst in seinem Be- 
sitzstand" ^. Es liegt also seines Erachtens die eigent- 
liche Sicherheit des neutralisierten Staates, welcher ohne 
eigene Verschuldung in Krieg geraten ist, darin, dass er 
nach Beendigung des Kampfes die Wiederherstellung des 



1) Ober die Verschiedenheit der Integritäts- und der NeutraÜtäts- 
garantie näheres unten. 

2) Hilty, Die Neutralität der Schweiz in ihrer heutigen Auffas- 
sung S. 76. — Wie aus dem obigen hervorgeht, sind die Ansicht 
Hagerups und diejenige Hiltys in dem berührten Punkt einander 
gewissermassen gerade entgegengesetzt; jener betrachtet den Schutz 
der Neutralität, dieser den Schutz der Integrität als das tatsächliche 
Essentiale dieser Art internationaler Garantie. 
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Status quo ante beanspruchen kann. Mag auch Hilty den 
durch die Garantie tatsächlich verliehenen Schutz etwas 
zu ungünstig darstellen, auch die Geschichte zeigt, dass 
die neutralisierten Staaten nicht immer auf den rechtzeiti- 
gen Schutz seitens der Garanten zu rechnen haben. Wird 
ein dauernd neutraler Staat durch die Politik einer ande- 
ren Macht auch nur bedroht, kann er die Garanten um 
Hülfe für seine gefährde Neutralität anrufen; diese sind 
verpflichtet ihm mit allen zweckmässigen Mitteln beizu- 
stehen. Hat aber eine Verletzung seines Rechtes trotz- 
dem vor sich gehen können, dann giebt ihm die Garan- 
tie, die ihm ja in erster Linie der geschehenen Verletzun- 
gen, wie überhaupt der Notwendigkeit ohne eigene Ver- 
schuldung Krieg zu führen, hätte entheben sollen, nun- 
mehr das Recht die Wiederherstellung des früheren Zu- 
standes sowie Entschädigung zu fordern. — In Betreff 
dieser Sichefung seiner Unabhängigkeit und seines Besitz- 
standes ist nun sicherlich kein praktischer Unterschied zu 
machen zwischen dem Fall, dass er aus Anlass eines 
zwischen fremden Mächten geführten Krieges in sei- 
ner Neutralität oder anderen Rechten verletzt worden ist, 
und der — übrigens ziemlich entfernten — Möglichkeit, 
dass er ohne eigene Schuld der Gegenstand eines direk- 
ten Angriffes gewesen ist, eines Angriffes, welcher als 
eine um so gröbere Verletzung erscheint, weil er sich 
nicht durch die wirkliche oder angebliche tatsächliche 
Notwendigkeit einer Kriegspartei die Neutralität eines an- 
deren Staates zu gefährden oder preiszugeben, erklären 
und u. U. gewissermassen entschuldigen lässt. — Eine 
andere Frage ist es, inwieweit die Garanten ihren Ver- 
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tragsverpflichtungen in dem einen wie in dem anderen 
Fall nachkommen; die rechtliche Beurteilung wird dadurch 
nicht berührt. — Ausser den Gründen, welche dafür spre- 
chen unter einem dauernd neutralen Staat einen solchen 
zu verstehen, der, so viel auf ihn selbst ankommt, die 
Pflicht, aber auch das Recht hat sich jedes Kriegs zu 
enthalten ^) und auch der ihm zukommenden Garantie 
den vollen Inhalt und die entsprechende Bedeutung zu 
geben, besagt überdies der Anerkennungsakt der schwei- 
zerischen Neutralität vom 20. November 1815, dass die 
Mächte Jui garantissent Cintegrite et V inviolabilite de 
son territoire" . Es ist auch keine Ursache vorhanden 
die Bestimmungen über die Neutralität Belgiens und Lu- 
xemburgs, trotz ihrer kürzeren Abfassung, in anderer 
Weise zu verstehen. 

Die obigen Bemerkungen über Zweck und Inhalt der 
Neutralität und insb. der Neutralitätsgarantie sowie über 



1) Descamps (La neutralite de la Belgique S. 369) und nach ihm 
Hagerup wollen von der regelmässigen Allianzunfähigkeit eine Aus- 
nähme machen für „ailiances conclues en vue d'une defense rici- 
proque parfaite au cas et dans la mesure oü eile serait rendue ni- 
cessaire par une guerre qui, en globant en mime temps deux pays 
dans le meme attaque, ferait däpendre Vefficaciti de leur däfense 
respective de la combinaison de leurs efforts communs". Hierbei 
wird besonders an Holland und Belgien gedacht. Gegen einen derart 
begrenzten Vertragsinhalt ist wohl eigentlich nur einzuwenden, dass 
das neutrale Belgien doch Holland seine Hülfe im voraus versprechen 
würde, was mit der ewigen Neutralität nicht recht vereinbar erscheint, 
um so mehr als Belgien unter Umständen verpflichtet sein könnte 
seine Kriegsführung weiter auszudehnen und länger fortzusetzen, als 
es die eigene Verteidigung notwendig machen würde . 
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die Formen und Bedingungen, unter denen diese Garan- 
tie sich betätigt, wurden vorausgeschickt, weil die Beant- 
wortung der Frage der Allianzfähigkeit des neutrali- 
sierten Staate zum Teil von ihnen abhängt. Mit der Auf- 
fassung, welche Hagerup hinsichtlich der Bedeutung und 
des Inhaltes der dem neutralisierten Staate gewährten 
Garantie vertritt, würde man u. E. der Allianzfähigkeit 
derartiger Staaten einen grösseren Umfang und eine aus- 
gedehntere Betätigunsfreiheit geben müssen. Denn es 
dürfte einleuchten, dass die Ausdehnung und die Festig- 
keit der Garantie einerseits, die Möglichkeit des neutrali- 
sierten Staates seine politischen Interessen durch Einge- 
hung von Bündnissen wahrzunehmen anderseits, zu ein- 
ander in umgekehrtem Verhältnis stehen: je weiter und 
bedeutender die in der internationalen Garantie enthaltene 
rechtliche und tatsächliche Sicherheit und Gewährleistung, 
desto entbehrlicher, ja unangemessener sind für den dau- 
ernd neutralen Staat besondere rein politische Gesellschafts- 
verhältnisse, und umgekehrt: zeigt sich die Garantie bei 
eingehenderer Prüfung in rechtlicher Hinsicht als relativ 
inhaltslos und prekär in praktisch-politischer, so bedarf der 
dauernd neutrale Staat eines Ersatzes an grösserer interna- 
tionaler Aktionsfähigkeit und verschiedenartigen Möglich- 
keiten zur Verteidigung seiner staatlichen und politischen 
Lebensinteressen. — Auf die konsequente Beantwortung 
der Frage, wie weit die Allianzfähigkeit, vorausgesetzt die 
Richtigkeit der Ansicht Hagerups, auszudehnen wäre, ist 
indessen hier nicht näher einzugehen. Die hier gemach- 
ten Bemerkungen dürften genügen, um darzulegen, wie 
«ehr die völkerrechtliche Stellung des neutralisierten Staa- 
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tes im ganzen genommen für seine Bündnisfähigkeit mass- 
gebend sein muss. An und für sich giebt die Tatsache, 
dass ein gegebenes Vöikerrechtssubjekt ein dauernd neu- 
traler Staat ist noch keine genügende Erklärung hierfür; 
vielmehr ist die Frage an der Hand aller relevanten recht- 
lichen und politischen Umstände zu entscheiden. Ein 
näheres Eingehen auf jene Eventualität möge indessen 
dahingestellt bleiben. 

Beurteilt man mit den von uns verteidigten Gesichts- 
punkten vor Augen die Allianzfähigkeit der dauernd neu- 
tralen Staaten, so ist leicht einzusehen, dass für sie kein 
grosser Spielraum übrig bleibt. Unter normalen Verhält- 
nissen und in Friedenszeiten scheint ein Allianzverhältnis 
zwischen dem neutralen Staat und einer anderen Macht 
wenig Zweck zu haben. Mit dem internationalen Cha- 
rakter des erstgenannten Kontrahenten wäre ohne Zweifel 
eigentlich nur ein einseitiges, eine causa foederis nur zu 
seinen Gunsten anerkennendes Defensivbündnis möglich, 
eine Beziehung, welche indessen zu den grössten Selten- 
heiten gehören wird und ausserdem leicht in eine Art 
von Protektoratverhältnis übergehen und somit die ganze 
Neutralität aufheben würde. Am wenigsten wäre sie zwi- 
schen ihm und einer einzelnen der Garantiemächte als 
möglich und mit dem Verhältnis im übrigen verträglich 
zu erachten. Aber auch in anderen Fällen dürfte ein der- 
artiges Defensivbündnis, wenn auch nicht vollkommen 
ausgeschlossen, so doch weder prinzipiell recht zu empfeh- 
len noch praktisch von eigentlichem Nutzen sein. Recht- 
lich kann die Eingehung desselben wohl nicht verworfen 
werden; politisch aber muss dasselbe als mit dem Ga- 
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rantievertrag, seinem Sinn und Zweck schwer verträglich 
bezeichnet werden. In der Regel wird und soll sich der 
neutralisierte Staat an dem durch die Garantie gebotenen 
Schutz und Sicherheit genügen lassen um so mehr» als 
er seine Interessen durch diplomatische Mittel und Schieds- 
gerichtsbarkeit zu wahren vermag und insbesondere be- 
rufen erscheint die letztgenannte Institution zu betätigen 
und weiter zu entwickeln ^). — Die tatsächliche Unzu- 
länglichkeit der Garantie in praktisch-politischer Hinsicht 
könnte es wohl für den neutralisierten Staat unter Umstän- 
den wünschenswert erscheinen lassen seine äussere Stel- 
lung schon im Vorbedacht unerwünschter Eventualitäten 
durch Bündnisse zu befestigen, die prinzipielle, rechtliche 
Natur der dauernden Neutralität und der Neutralitätsga- 
rantie aber steht ihm hierin meistens im Wege und legt 
ihm eine entschiedene politische Abgeschlossenheit ob. 
Wie andere Subjekte des Völkerrechts ist auch der dau- 
ernd neutrale Staat der relativen Unsicherheit und Ver- 
änderlichkeit der politischen Verhältnisse und Machtfra- 
gen, der unfreiwilligen Konnexität der Grosspolitik in der 
Staatengemeinschaft ausgesetzt, Faktoren, welche bei kri- 
tischen Ereignissen auch seine Sonderstellung gefährden 
können, denen er sich aber dadurch vergebens zu entzie- 
hen suchen wird, dass er sich mit einem einzelnen Nach- 
bar auf besondere politische Vorkehrungen einlässt. 



1) Vielleicht darf man die Erwartung hegen, dass es den ewig 
neutralen Staaten in ihren Verhältnissen zu fremden Mächten, zuerst 
aber untereinander, geh'ngen wird die Idee der prinzipiell obligatori- 
schen Schiedsgerichtsbarkeit zu verwirklichen und dadurch ihre Vor- 
aussetzungen und ihre Möglichkeit darzulegen. 
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Das oben angeführte betrifft die Stellung des neu- 
tralisierten Staates in normalen Friedenszeiten ^). Er kann 
aber ohne eigene Schuld in Krieg verwickelt werden, und 
dann sind Fälle und Situationen möglich, in denen er mit 
der in der Garantie liegenden Sicherheit nicht auszukom- 
men vermöchte. Wenn es den Garantiemächten an Wil- 
len oder Fähigkeit gebräche ihm den verbürgten Schutz 
zu gewähren, was z. B. bei einem Krieg zwischen den 
Garanten untereinander oder sonst während eines grösse- 
ren Kriegs eintreffen kann, dann mtisste ihm ohne Zwei- 
fel das Recht zugestanden werden sich zum Schutz der 
eigenen Neutralität und Integrität irgend einer anderen 
Macht, unter Umständen sogar einem einzelnen der Ga- 
ranten durch eine Defensivallianz anzuschliessen ^. Mit 
einem der ursprünglichen Kriegführenden in ein solches 
Verhältnis zu treten würde indessen, von besonderen 
Zwangslagefällen abgesehen, vom Gesichtspunkte seiner 
Neutralität aus sehr bedenklich erscheinen. — Findet der 
neutralisierte Staat, dass seine Neutralität bedroht ist, dann 
hat er natürlich in erster Linie den Beistand der Garanten 
anzurufen ; wird unter diesen hinsichtlich der zu treffen- 
den Massnahmen kein Einverständnis erzielt, dann muss 



1) Bei einem unmittelbar drohenden und bevorstehenden Angriff 
auf sein Gebiet oder seine Neutralität muss er, falls die Garantie aas 
irgend einer Ursache versagt oder sich nicht effektiv genug bewährt, 
berechtigt sein sich nach fremder Hülfe umzusehen. 

2) Da die defensive und die offensive Eigenschaft einer Allianz 
nicht immer leicht auseinanderzuhalten sind, darf man vielleicht so 
weit gehen, dass man ihm gestattet sich in Ausnahmefällen sogar an 
einem zugleich defensiven und offensiven Bündnis zu beteiligen. 
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jeder einzelne Garant das Recht und die Pflicht haben 
das in der Garantie liegende Hülfsversprechen nach Kräf- 
ten zu erfüllen ^). — Bleiben die Bestrebungen des neu- 
tralisierten Staates den Konflikt in einer mit seiner Neu- 
tralität vereinbarer Weise zu verhindern oder zu beendigen 
ohne Erfolg, indem sämtliche Garantiemächte ihre Ver- 
pflichtungen hintansetzen oder tatsächlich ausser Stande 
sind zu erfüllen, dann bleibt ihm, sowohl bei Verletzung 
als auch schon bei ernstlicher Gefährdung seiner Lage, 
nur übrig seine Schicksale in eigene Hände zu nehmen. 
Auch in einer derartigen Zwangslage hat er seinen dau- 
ernd neutralen Charakter nur teilweise und zeitweilig 
aufgegeben und hat demgemäss natürlich darauf zu 
achten, dass er nichts mit seinem Neutralitätscharakter 
absolut Unvereinbares vornimmt, sondern sich in sei- 
nen Verträgen sowie in seinen Kriegsoperationen von 
dem Selbstverteidigungszweck leiten lässt. Demgemäss 
werden auch die Bündnisverhältnisse, die er zu diesem 
Zweck hat eingehen können, einen provisorischen Charak- 
ter haben und somit ihre Gültigkeit verlieren und auf- 
hören, sobald der dauernd neutrale Staat selbst sich aus- 
ser aller Gefahr befindet und seine internationale Rechts- 
lage wiederhergestellt ist. Den Garanten wird es gege- 
benen Falls fortwährend obliegen die Wiederherstellung 
seiner territorialen Integrität und seiner Neutrialität durch- 
zusetzen, nicht aber ihm Gebietserweiterungen zu ver- 
schaffen. — Bei alledem gilt natürlich als Voraussetzung, 



1) Auch ohne Inanspruchnahme ihrer Hülfsaktion seitens des ga- 
rantierten Staates haben die Garantiemächte u. U. aus eigener Initia- 
tive einzugreifen. 
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dass der bezügliche Staat seinen bisherigen internationalen 
Charakter auch nach Wiederherstellung des Friedens zu 
behalten beabsichtigt. 

Es seien schliesslich einige Worte über eine Art von 
Bündnissen gesagt, die mit der dauernden Neutralität nicht 
als unvereinbar angesehen werden sollten. — Wie zufäl- 
lige bewaffnete Neutralitätsbündnisse der Staatengemein- 
schaft erhebliche Dienste geleistet haben und von einigen 
als das einzige effektive, neutralen Staaten zu Gebote ste- 
hende Mittel bezeichnet werden, so sind auch dauernde 
Neutralitätsbündnisse zwischen dauernd neutralen Staaten 
als mit der Neutralitätsidee prinzipiell wohl übereinstim- 
mende politische Gestaltungen zu erachten ^). Unter den 
jetzigen Verhältnissen würde zwar ein solcher Bund wenig 
Zweck haben; er würde wohl auch von einigen als mit 
dem geltenden Neutralitätsbegriff schwer verträglich ange- 
sehen werden ^). Und doch hat dieser Gedanke, dessen 
Verwirklichung vielleicht der Zukunft vorbehalten ist, an 
sich nichts Anormales oder Widersprechendes. Wie 
der neutralisierte Staat jetzt das Recht und die Pflicht hat 



1) Hautefeuille, Des droits et devoirs des nations neutres S. 428. 
Bei der heutigen hohen Ausbildung und Anerkennung der Neutrali- 
tät scheinen die NeutraÜtätsbündnisse zwischen neutralen (nicht neu- 
tralisierten) Staaten nunmehr ihre frühere Bedentung grösstenteils verlo- 
ren zu haben. Dagegen dürfte man die Bildung von Allianzen unter 
dauernd neutralen Staaten gern als eine Zukunftsaufgabe betrachten. 

2) Doch hebt Piedelievre I, S. 257 ausdrücklich hervor, dass der 
dauernd neutrale Staat unbehindert sei y,de former avec d'autres Etats 
des aUiances defensives pour le maintien de leur neutralite respec- 
tive". In derselben Richtung geht die oben zitierte Äusserung Whea- 
tons S. 574. 
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seine Neutralität, wenn nötig durch gewaltsame Mittel, zu 
schützen und zu wahren, so würde es die Aufgabe einer 
ausgebildeten weltpolitischen Neutralität, eines dauernd 
neutralen Staatensystenies sein die Neutralität an sich 
und im allgemeinen, insbesondere die Unverletzlichkeit 
aller dauernd neutralen Staaten, gemeinschaftlich zu schüt- 
zen und aufrechtzuerhalten. Anstatt der jetzigen beschränk- 
ten, bescheidenen, ja sogar schutzbedürftigen dauernden 
Neutralität vereinzelter Staaten, die nur für ihre eigene Stel- 
lung zu sorgen haben und notwendigerweise von einer 
eigentlichen international-politischen Aktivität ausgeschlos- 
sen sind, würde eine derartige Staatengesellschaft, inmit- 
ten des politischen Lebens, wichtige Interessen auf dem 
Gebiet des internationalen Rechtes und der zwischenstaat- 
lichen Beziehungen zu verwirklichen, wahrscheinlich auch 
völkerrechtliche Aufgaben zu lösen haben. Verwerfende 
Beurteilungen der herrschenden politischen Macht- und 
Gewaltverhältnisse gehören heutzutage weniger als je zu 
den Seltenheiten, weniger auch zu den frommen platoni- 
schen Wünschen. Die oft untereinander abweichenden 
positiven Vorschläge und Postulate, die Forderungen er- 
wünschter Neuerungen auf diesem Gebiete würden, so- 
weit sie einen gesunden, praktischen und entwicklungs- 
fähigen Sinn und Inhalt haben, auch in einer derartigen 
Ausbildung der dauernden Neutralität eine teilweise Er- 
füllung und zugleich ein wertvolles Beförderungsmittel fin- 
den. Es ist wohl wahr, dass die Idee der dauernden Neu- 
tralität in den letzten Jahrzehnten nur geringe Verbreitung 
unter den kleineren Staaten und nur gemässigte Sympa- 
thien bei ihnen gefunden hat. — - Die Neutralitätserklärung 

7 
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der skandinavischen Staaten hat diese natürlich nicht 
in die Stellung neutralisierter Staaten versetzt, da, von 
anderen Umständen abgesehen, auf dem heutigen Rechts- 
standpunkte ein Garantiebeschluss als hierzu notwendig 
anzusehen ist ^). Der Grund dazu, dass in der jüngsten 
Epoche keine neuen dauernd neutralen Staaten (mit Aus- 
nahme des in eigenartiger Stellung befindlichen Kongo- 
staates) entstanden sind, liegt wahrscheinlich darin, dass 
der Neutralisierung (Belgien und Luxemburg) resp. der 
Bestätigung des neutralen Charakters irgend eines Staates 
(die Schweiz im Jahre 1815) immer nur besondere ge- 
schichtliche und politische Verhältnisse vorangegangen 
sind und dieselbe bedingt haben. Ohne das Vorliegen 
solcher Umstände fehlt der unmittelbare Anlass zu einem 
solchen grossen internationalen Akt, wie ihn der Garantie- 
beschluss bezeichnet. Vielleicht mangelt es den kleineren 
Staaten auch an Vertrauen in die Untrüglichkeit und Zu- 
verlässigkeit der internationalen Garantie. Und darin ist 
ihnen gewiss Recht zu geben, denn solange die Neutrali- 
tätsgarantie ihr Vorhandensein und ihre Aufrechterhaltung 
wesentlich politischen Verhältnissen zu verdanken hat und 
nicht in der allgemeinen und von der Politik unabhängi- 
gen Anerkennung objektiver, unerschütterlicher Völker- 
rechtssätze ihre völlig genügende Stütze findet, eröffnet 
die dauernde Neutralität an und für sich dem politisch 
schwächeren Staate keine absolut sichere international- 
politische Freistätte. 

^) In der jüngsten Zeit sollen ernstliche internationale Verhand- 
ungen über die Neutralisierung Norwegens eingeleitet worden sein. 
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Um einen besser gesicherten Zustand zu ermöglichen, 
wäre aber auch das Neutralitätsrecht, vor allem die recht- 
lichen und tatsächlichen Voraussetzungen und Eigenschaf- 
ten der dauernden Neutralität, einer Revision und Festset- 
zung zu unterziehen. — Nicht — jedenfalls nicht in er- 
ster Linie — in der vertragsmässigen Garantie einiger 
Mächte, sondern in einer Vereinigung der dauernd neu- 
traler Staaten untereinander zum Schutze einer wirklichen 
und unabhängigen Neutralität sowie vor allem in der Sank- 
tion und Garantie des Völkerrechts würden sie ihre ei- 
gentliche Sicherheit erblicken. 

Was oben von der beschränkten Fähigkeit der ewig 
neutralen Staaten eigentliche Allianzen abzuschliessen, aus- 
geführt wurde, gilt im Grossen und Ganzen auch — und in 
der Regel in noch höherem Grade — betreffs ihrer Fähig- 
keit sich durch andere ähnliche politische Verträge zu 
verpflichten. Insbesondere liegen die eigentlichen Garan- 
tieverträge, d. h. die vorwiegend aktive Rolle, die des Ga- 
ranten, ausserhalb ihrer Kompetenz ^) ; ebenso ist, wie 
die aktive, so auch — mit beibehaltener dauernder Neu- 
tralität — die passive Rolle eines Protektoratsverhältnisses 
ausgeschlossen. Ob und inwieweit verschiedene Gebiete 
der internationalen Politik, wie die Fähigkeit durch Ver- 
trag neue Territorien zu erwerben, Kolonialpolitik in die- 
ser oder jener Weise zu treiben u. s. w. dem ewig neu- 
tralen Staate offen stehen, kann an diesem Ort nicht nä- 
her erörtert werden -). 



1) V. Liszt S. 52., Milovanowitch S. 28. 

2) Eine zwangsweise aufrechterhaltene Kolonialmacht ist mit der 
dauernden Neutralität eines europäischen Staates nicht gut verträglich. 
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Ein Staat wie Griechenland, dessen Besitzstand und 
Integrität, nicht aber dauernde Neutralität, unter Vertrags- 
massige kollektive Garantie gestellt sind, ist wohl gewöhn- 
lich in seiner Aktionsfähigkeit und -freiheit prinzipiell 
uneingeschränkt — tatsächlich und politisch aber kann 
seine auswärtige Politik — insb. auch auf dem Gebiete 
der Allianzverhältnisse bedeutenden Einschränkungen un- 
terworfen sein. Abgesehen davon, ob der Garantievertrag 

— welcher vielleicht ohne Mitwirkung und Einwilligung 
des garantierten Staates selbst abgeschlossen worden ist 

— ihnen solche Befugnisse ausdrücklich erteilt oder nicht, 
betrachten sich die Garantiemächte oft als berechtigt, zu- 
weilen vielleicht auch als pflichtig eine Art Vormundschaft 
über jenen Staat auszuüben. Mit Wohlwollen und Mässi- 
gung gehandhabt kann eine solche Fürsorge wohl auch in 
vielen Fällen ihre guten Gründe haben. Dass die Garanten 
eines Staates sich derartige, sonst als unerlaubt angese- 



Dagegen wäre zwischen ihm und seinem Kolonialgebiet ein zeitweili- 
ges und auf freier Einwilligung des letzteren beruhendes Verhältnis 
möglich. — Bonfils (S. 184) wirft die Frage auf, ob Belgien im Jahre 
1900 ungehindert gewesen wäre an der international-politischen Ak- 
tion zur Unterdrückung des sog. Boxerauf Standes teilzunehmen. Hier- 
auf ist zu antworten, dass zurzeit von einem rechtlich geregelten inter- 
nationalen Exekutionsverfahren noch immer keine Rede ist, und dass 
diejenigen Fälle, die man vielleicht darunter rubrizieren möchte, ih- 
rem Zweck und ihren Betätigungsformen nach sich von gewöhnlichen 
— und zwar oft genug offensiven — Kriegsakten kaum unterscheiden 
Hessen, deren Ausübung dem neutralen Staate der Regel nach unter- 
sagt ist. — Wohl lässt es sich aber denken, dass Akte der internatio- 
nalen Exekution in der Zukunft eben einem Bunde dauernd neutraler 
Staaten übertragen werden könnten. 
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hene Interventionsmassregeln tatsächlich gestatten, ist von 
verschiedenen Autoren hervorgehoben worden und wird auch 
von der politischen Staatengeschichte bestätigt. So bemerkt 
Despagnet in Betreff des griechisch-türkischen Krieges 
1897: „L'action des puissances, quant ä la condusion de 
la paix, etait malgre les apparences — une Interven- 
tion veritable une Intervention caracterisee par le 

maintien d'un statu quo qui etait ä leur convenance" ^). 
— Allzu weit geht jedenfalls die Behauptung Bringolfs: 
„Ein Garantievertrag involviert nicht nur ein volles Inter- 
ventionsrecht, sondern auch eine Interventionspflicht" -). 
Wenigstens indirekt können also derartige Umstände der 
tatsächlichen Vertragsfreiheit eines Staates, dessen Unab- 
hängigkeit und Integrität garantiert sind, gewisse Grenzen 
setzen. Eigentlich liegt es oder sollte es doch im Zweck 
und Wesen der Garantie liegen weitere intime Gesell- 
schaftsverhältnisse jenem Staate entbehrlich und unnütz 
zu machen. 

Die internationale Stellung eines unter Protektorat 
stehenden Staates ist oben zum Teil schon berührt wor- 
den. Die Beziehungen, in welchen er zu dem Protektor 
steht, werden in der Regel während des Bestandes des 
Protektorates jede Art anderer Allianzen und Allianzver- 
hältnisse ausschliessen. Bei der verhältnismässigen Un- 
sicherheit und Verschiedenartigkeit der als Protektorate 

1) Despagnet, La diplomatie de la troisieme Republique S. 679 ff. 

2) Bringolf, Völkerrechtliche Verträge als Quellen von Interven- 
tion bei internationalen Verwicklungen S. 45; vgl. auch Milovanowitch 
S. 16; Morand, Les origines de la neutralit^ perpetuelle (in der Re- 
vue generale du droit intern, public I) S. 522 ff. 
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bezeichnieten einseitigen Abhängigkeitsverhältnisse kann 
jedoch die Allianszfähigkeit und ihre Betätigung nicht je- 
dem „Schutzstaat*" ohne weiteres völlig abgesprochen oder 
untersagt werden. In erster Linie ist natürlich der Ver- 
tragsinhalt hierbei massgebend. Während die mangelnde 
Allianzfähigkeit des dauernd neutralen Staates auf seinem 
eigenen internationalen Rechtscharakter beruht, ist die ge- 
nannte Fähigkeit bei dem unter Protektorat stehenden Staate 
nicht prinzipiell und kraft objektiver Rechtssätze, sondern 
entweder vertragsmässig oder tatsächlich, infolge politischer 
Ursachen, aufgehoben oder vermindert. Seine Betätigungs- 
möglichkeiten auf diesem Gebiet sind durch den Protek- 
toratsvertrag, entweder gänzlich oder zum Teil, schon so- 
zusagen präokkupiert oder in Anspruch genommen ^). — 
So werden durch die Begründung eines Protektoratsver- 
hältnisses die von dem nunmehr untergeordneten Staat 
mit einer dritten Macht früher eingegangenen Allianzver- 
hältnisse, wenigstens im gewöhnlichen Fall, eo ipso kraft- 
los und aufgehoben. Das widerspruchslose Geschehen- 
lassen und Annehmen des Protektorates seitens dieser 
Macht kommt in der Regel einem Verzicht auf den Ver- 



1) Bringolf, S. 37, scheint der Ansicht zu sein, dass ein unter 
Protektorat stehender Staat mit fremden Mächten gültige Allianzen 
eingehen kann. Es ist indessen entschieden unrichtig ihm diese Fäh- 
igkeit im allgemeinen zuzuerkennen; vielmehr ist sie oft durch den 
Protektorats vertrag eingeschränkt. Wohl kann aber der Schutzstaat sich 
bei Gelegenheit über solche Bestimmungen tatsächlich hinwegsetzen 
und sich sogar mit fremden Mächten gegen den Protektor selbst alli- 
ieren, Fälle, analog dem Verfahren des unter türkischer Suzeränität 
stehenden Rumäniens im Jahre 1877. — Ein solcher Akt bedeutet na- 
türlich eine einseitige Auflösung des Abhängigkeitsverhältnisses, 
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trag gleich ^). Nur ausnahmsweise können derartige Ver- 
hältnisse bestehen bleiben oder auch während des Bestan- 
des des Protektorates eingegangen werden, was dann sei- 
nen Grund in dies gestattenden Vertragsbestimmungen, 
in der Nachlässigkeit oder Duldsamkeit des übergeordne- 
ten Staates haben kann. Da aber der unter Protektorat 
stehende Staat unzweifelhaft und nach vorherrschender 
Auffassung wirkliche Kriege in völkerrechtlichem Sinn füh- 
ren kann, und da der zwischen Protektor und Schutzstaat 
entstandene Kriegszustand, wie Heilborn bemerkt, dem 
Protektoratsverhältnis eo ipso ein Ende macht, so ist nicht 
anzuzweifeln, dass eine fremde Macht in normaler 
und verbindlicher Weise sich als sein Verbündeter 
am Kriege beteiligen kann. Unberechtigter Interven- 
tion kann jene Macht also nicht geziehen werden '^). 
Ein schon während eines bestehenden Protektoratsverhält- 
nisses zwischen dem unter Protektorat stehenden Staat 
und einer fremden Macht abgeschlossener Allianzvertrag 
würde also, auch wenn sein Inhalt mit dem genannten 
Verhältnis in Widerspruch stände und er also wenig- 
stens von dem Protektor als ungültig behandelt werden 
könnte, sobald er zur Exekution gelangt, die causa 
foederis also eingehalten wird, die regelmässigen Wirkun- 
gen eines gültigen Bündnisverhältnisses ins Leben rufen. 
Wenn auch in einigen Bundesstaaten den Einzelstaa- 
ten eine beschränkte Betätigungssphäre gelassen ist, so 
ist ihnen natürlich in jedem Fall die Allianzfähigkeit gänz- 

1) Pic, L'influence de Tetablissement d'un Protectorat (Revue 
generale III) S. 637. 

2) Bringolf, S. 37. 
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lieh abhanden gekommen. Im Staatenbunde ist dies nicht 
notwendigerweise der Fall. Abgesehen von den gemeinsa- 
men Bundesangelegenheiten, hinsichtlich deren die Mitglie- 
der notwendigerweise eine gemeinsame auswärtige Politik 
treiben und ipso jure als miteinander Verbündete gelten, 
können die beteiligten Staaten vom Bunde ganz unabhän- 
gige politische Beziehungen unterhalten und somit auch, 
wie es Österreich im Jahre 1859 getan, sowohl Krieg füh- 
ren als in besondere Allianzverhältnisse eintreten, voraus- 
gesetzt, dass diese nicht gegen den Bundeszweck Verstössen. 
Zum Schluss erübrigt es noch in diesem Zusammen- 
hang eine die Allianzfähigkeit und Allianzverhältnisse in 
concreto berührende rechtliche Grundfrage in aller Kürze 
zu erörtern. — Es gehört zu den allgemeinen Lehren des 
Staats- und Völkerrechts zu entscheiden, wann ein Staats- 
wesen, sowie auch, wann ein völkerrechtliches Subjekt, 
welches zu früher vorhandenen Subjekten in Beziehungen 
tritt, entstanden und tatsächlich vorhanden ist. Für uns bie- 
tet nun insbesondere der Fall Interesse, dass ein Gebiet, wel- 
ches früher kein Staat, sondern ein Staatsteil, oder aber ein 
Staat ohne eigene völkerrechtliche Persönlichkeit war, im 
Begriff steht sich aus seiner früheren Verbindung loszureis- 
sen, sich als selbständiges Staatswesen konstituiert und sich 
für ein Subjekt des Völkerrechts erklärt. Die verschiedenen 
Phasen oder Entwicklungsstufen eines solchen völkerrecht- 
lich-staatlichen Werdens hinsichtlich ihrer rechtlichen Bedeu- 
tung nach aussen zu würdigen und zu bestimmen, bietet 
oft Schwierigkeiten dar. Auf welchem Punkt kann ein 
derartiger Staat mit anderen Völkerrechtssubjekten mit 
rechtlichen Wirkungen in Verhandlungen und überhaupt 
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in Beziehungen treten? Und wie ist die Hülfe zu beur- 
teilen, die ihm eine fremde Macht zugehen lässt, und die 
dazu beiträgt dem um Erreichung und Befestigung seiner 
Unabhängigkeit ringenden Gemeinwesen zu gesicherter 
eigener staatlicher Existenz zu verhelfen? Bei der Beur- 
teilung hierhergehörender Fälle kann man in der Tat 
nicht umhin zuzugeben, dass nicht alle Regeln, welche 
für das internationale Vertrags- und Vertragsschliessungs- 
recht im allgemeinen gelten, ohne gewisse Modifikationen 
auf die Allianzverhältnisse anzuwenden sind. Denn das 
Recht der Allianzverhältnisse ist sozusagen zweiseitig, ei- 
nerseits gehört es zu dem internationalen Vertrzigsrecht, 
andererseits aber auch zu dem „Recht des Krieges und 
des Friedens", welches seine besonderen Eigenschaften 
hat. - Wenn irgend ein Gebiet des internationalen Verkeh- 
res, so entzieht sich dieses einer durchgehenden recht- 
lichen Regelung. Möge man auch die Rechtssätze über 
den Kriegszustand und die Kriegführung entwickeln und 
ausbilden, das „Recht zum Kriege", die Rechtssätze be- 
treffs der justa causa belli, beschränken sich auf einige 
vage, spärliche und streitige Regeln ohne grossen prakti- 
schen und sogar ohne grossen völkerrechtlichen Wert; 
der Krieg kann in dieser Hinsicht ganz entschieden nicht 
als rechtlicher Zustand oder als internationales Rechts- 
verhältnis bezeichnet werden -). Diese Tatsache ist 
unter Umständen nicht ohne Einfluss auf die Allianz- 



1) Vgl. Jellinek, System S. 315: „Der Krieg aber, so sehr er 
durch Rechtsregeln eingeschränkt werden kann, ist und bleibt physi- 
sche Gewalt, die als solche der Beurteilung durch Recht gänzlich ent- 
zogen ist*. 
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Verhältnisse; auch diese können nicht immer in stren- 
ger und konsequenter Weise nach gewöhnlichen Rechts- 
grundsätzen, nach den allgemeinen Regeln der völkerrecht- 
lichen Vertragsverhältnisse betrachtet und beurteilt werden. 
— Um einen naheliegenden Fall hier in Erinnerung zu 
bringen, so sei darauf hingewiesen, dass die für die ge- 
wöhnliche internationale Kriegführung geltenden Rechts- 
sätze meistens auf die streitenden Parteien und den 
Kampf im sog. Bürgerkriege Anwendung finden, obgleich 
dieser vom völkerrechtlichen Standpunkt gewissermassen 
als eine Anomalie erscheint. Wäre dem aber nicht so, 
wer wäre wohl dann zuständig zu entscheiden, an wel- 
chem Punkt ein ursprünglicher Bürgerkrieg möglicher- 
weise in einen internationalen oder Staatenkrieg übergeht? 
Aber nicht nur in dieser Beziehung ist ein Kampf des 
hier angedeuteten rechtlichen Charakters sozusagen gemäss 
erweiterten Völkerrechtsregeln zu beurteilen. Auch in sei- 
nem Verhältnis nach aussen, dritten Staaten gegenüber, 
muss der Bürgerkrieg in seinen verschiedenen Formen 
völkerrechtlich relevante Wirkungen herbeiführen können. 
Es ist nun zuerst zu beachten, dass die sog. Bürgerkriege 
im weiteren Sinn zwei wesentlich verschiedene Typen auf- 
weisen. Der innerhalb eines Staates — d. h. hier eines 
Völkerrechtssubjektes entbrannte Kampf kann, wenn wir 
hierbei von den Staatenverbindungen absehen, entweder 
zwischen dem Staatsindividuum, d. h. der bestehenden 
Staatsmacht und einem Staatsteil, der sich von ihm loszu- 
reissen bestrebt ist, geführt werden — ein Befreiungskrieg, 
ein Separationskrieg, ein Nationalitätskampf — oder aber 
unter internen, um die einheitliche Macht innerhalb des 
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Staates ringenden Parteien, welche zwar verschiedenartige 
Zwecke verfolgen können, keinenfalls aber auf die gänzliche 
Zersplitterung des bestehenden Staatswesens und die Grün- 
dung eines neuen internationalen Rechtssubjekts abzielen. 
Eine Revolution, ein Bürgerkrieg im eigentlichen Sinn — 
nämlich ein solcher, der über die Grenzen des wirklichen 
innerstaatlichen Kampfes weder hinausgeht noch hinaus- 
zugehen beabsichtigt — gehören zu dieser Gruppe. 

Nun ist zwar die Grenze zwischen den beiden Fällen 
zuweilen unsicher und schwebend ; der Zweck des Kamp- 
fes kann sich inzwischen verändern, wenn z. B. eine auf- 
ständige Provinz, welche ursprünglich keine Trennung 
von dem Mutterstaate, sondern nur irgend eine Verbesse- 
rung ihrer Rechtslage im Einheitsstaate bezweckt hat, sich 
nunmehr zufolge des Sieges ihrer Waffen im Stande sieht 
ihre völlige Selbständigkeit durchzusetzen. Prinzipiell — 
und meistens auch praktisch — lässt sich indessen eine 
Unterscheidung der angedeuteten Art zwischen den bei- 
den Fällen durchführen. Uns interessiert hier, wie schon 
oben angedeutet worden, in erster Linie der erstgenannte 
Fall, wenn ein neues Staatswesen aufkommt und seine 
ersten Betätigungsformen entfaltet. Wie verhält es sich 
nun in diesem Fall mit der iMöglichkeit und Fähigkeit 
des neuaufkommenden Staates Allianzverhältnisse mit frem- 
den Mächten zu begründen und kriegerisch zu betätigen? 

Dass die Regeln der internationalen Kriegführung im 
wesentlichen auf. solche ihrem Ursprung nach innerstaat- 
lichen Kämpfe Anwendung finden, wurde oben bemerkt. 
Dasselbe scheint zu einem gewissen Grade auch hinsicht- 
lich der Sätze des Allianzrechtes zu gelten. Obgleich, wie 
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selbstverständlich ist, im eigentlichen Sinn und in erster 
Linie auf Verhältnisse zwischen vollmündigen und voll- 
ständig anerkannten Subjekten des internationalen Rechts 
bezüglich, finden doch die berührten Sätze — wiewohl 
mit Modifikationen — unter Umständen auch auf der- 
artige politische Ausnahmeverhältnisse und die daran 
beteiligten Parteien Anwendung. 

Es mag etwas an sich Abnormes darin liegen, dass 
Verhältnisse wie Bündnisse, welche ihrer Natur gemäss 
völkerrechtliche Verträgsverhältnisse sind, auch zwischen 
anderen Kontrahenten als einwandsfreien und als solche 
qualifizierten Völkerrechtssubjekten nicht völlig ausgeschlos- 
sen sind sondern, relative Anerkennung finden müssen; 
dass dies nichtsdestoweniger der Fall ist, ist als ein Ko- 
rollarium und als eine kaum zu bedauernde Konsequenz 
der an sich inmitten eines internationalen Rechtszustandes 
abnormen und mit dem Recht selbst unvereinbaren Institu- 
tion des Krieges sowie der mit diesem wieder in Zusam- 
menhang stehenden allgemeinen Art und Beschaffenheit 
der zwischenstaatlichen Politik, die sich ja so oft über das 
Recht hinwegsetzt, anzusehen. Und es kommt nun unter 
Umständen vor, dass diese an sich wenig erquicklichen Tat- 
sachen zuweilen auch solchen Bestrebungen wie der Frei- 
heit, der Humanität und den Rechten der Nationalitäten 
dienen könrten. Dies kann eben bei Ereignissen der hier 
berührten Art der Fall sein: die Hülfe fremder Mächte 
hat nicht selten die berechtigten Freiheitsbestrebungen ei- 
ner Nation mächtig befördert, ja sogar ermöglicht. Weni- 
ger lautere Motive, wie Eigennutz, Machtbegier und an- 
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dere politische Berechnungen sind natürlich dabei nicht 
immer ausgeschlossen gewesen. 

Das oft als hinreichend bestimmter Völkerrechtssatz 
angesehene Non-Interventionsprinzip, welches vielleicht als 
Ausschliessungsgrund aller hier in Frage stehenden Allianz- 
verhältnisse angeführt wird, ist im Grunde nicht viel mehr 
als eine variable politische Maxime, deren Bedeutung, wie 
Heilborn mit Recht bemerkt, dadurch erheblich gebrochen 
wird, dass das Recht einen anderen Staat zu bekriegen, 
die verhängnisvollste Interventionsform, ungeregelt und un- 
gebunden ist ^). Diejenige „Einmischung", welche kriege- 
rischen Charakter hat, erscheint infolgedessen gewisser- 
massen als erlaubter als jedes andere Interventionsverfahren, 
und die den Aufständischen geleistete Kriegshülfe fällt 
demgemäss, soweit sie nun als bewaffnete Intervention zu 
betrachten ist, unter die Beurteilung der Berechtigung oder 
Nichtberechtigung eines Krieges gegen den „legitimen" 
Machthaber. — Ein Umstand, welcher ausserdem in Be- 
tracht kommt, ist der, dass die Staatsmacht, gegen welche 
der „Aufstand" gerichtet ist, ihrerseits im Stande ist sich 
fremden Beistandes zu bedienen, wie es z. B. Österreich 
1849 gegen Ungarn getan hat. Wie weit grössere Be- 
rechtigung kann nicht in manchen Fällen derjenigen Partei 
zukommen, die ihre berechtigten Unabhängigkeitsbestrebun- 
gen verficht, sowie auch dem, der dieselben unterstützt. 

Belgien, Griechenland, die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika u. a. Staatswesen sowie auch gewisse auto- 
nome Gemeinwesen haben ihre Selbständigkeit resp. ihre 

1) Heiiborn, Das System des Völkerrechts, entwickelt aus den 
völkerrechtlichen Grundbegriffen S. 364 ff. 
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Autonomie der in dieser oder jener Form geleisteten Hülfe, 
„Intervention" oder Anerkennung ^) frelnder Mächte mehr 
oder weniger zu verdanken. Kommt doch auch oft bei 
grossen internationalpolitischen Abmachungen, wie auf in- 
ternationalen Kongressen, wo streitige und verwickelte Ver- 
hältnisse zwischen Staaten geregelt werden, sozusagen 
eine Intervention im grossen vor, die keineswegs als mit 
den Grundsätzen des Völkerrechts unverträglich bezeichnet 
wird. — Auch kann, solange kein autoritatives und in je- 
dem Fall anzurufendes internationales Gericht vorhanden 
ist, welches Streitigkeiten der Staaten und Nationen schlich- 
tet, sowie keine internationale Exekution stattfindet, so- 
lange also auf diesem Gebiet Taten des grössten Unrechts 
möglich sind, dem einzelnen Staat — dem Interventions- 
prinzip zum Trotz — das Recht nicht abgesprochen werden 
im Einzelfalle zu prüfen, ob er im Interesse des Rechts, 
der Humanität und der richtig aufgefassten internationalen 
Ordnung eine Intervention der hier besprochenen Art aus- 
üben darf. — Lauterkeit der Motive und Absichten sowie 
offenes Vorgehen ist es, was man unter solchen Ver- 
hältnissen von der hülfeleistenden Macht jedenfalls zu 
fordern hat. Übrigens ist natürlich die Berechtigung einer 
derartigen Einmischung jederzeit im Einzelfalle zu prüfen; 
leicht ist die Entscheidung immerhin in den meisten Fällen 
nicht. — Damit aber von einem, wenn auch vom normalen 
Typus abweichenden Allianzverhältnis im eigentlichen Sinn 
die Rede sein könne, gilt es, weil ja nur Staaten unterein- 

1) Eine wirklich oder vermeintlich vorzeitige Anerkennung eines 
neuen Staates kann oft als eine Intervention gegenüber der früheren 
Staatsgewalt aufgefasst werden. 
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ander Staatsverträge abschliessen, als Voraussetzung, dass 
diejenige Partei, der die seitens der fremden Staat geleis- 
tete Hülfe zu gute kommt, als Träger einer, wenn auch 
gewissermassen unvollendeten Staatsgewalt erscheint. Sie 
muss sich als Staat, als Völkerrechtssubjekt konstituiert 
und erklärt haben ^) und als solches mit der dritten Macht 
in Verhandlungen getreten sein, auch wenn sie bei wei- 
tem nicht allgemein als internationales Rechtssubjekt 
anerkannt ist. Vor allem muss sie aber von der hül- 
feleistenden Macht als solches anerkannt sein, für welche 
Anerkennung auch eigentlich auf Seiten der letztgenannten 
die Überzeugung als Voraussetzung gilt, dass der neuent- 



1) pn Gemeinwesen, welches schon von früherher Staatscharak- 
ter hat, obgleich es nicht in vollem Grade oder gar nicht als Subjekt 
des Völkerrechts bezeichnet werden kann, tritt aus diesem Grunde 
durch seinerseits erfolgte und erklärte Lösung seiner früheren Verbin- 
dung ohne Zweifel in den Bereich völkerrechtlicher Beziehungen, Ver- 
pflichtungen und Rechte ein ; nach erfolgter Unabhängigkeitserklärung 
kann seine Allianzfähigkeit somit nicht beanstandet werden. — Auch 
ein Gemeinwesen, dessen innere staatliche Unabhängigkeit aufgehoben 
oder so gut wie völlig vernichtet worden, kann trotzdem das Gefühl 
seiner nationalen IndividuaHtät und den Willen zur Unabhängigkeit 
dergestalt beibehalten haben, dass eine von ihm bei Gelegenheit vor- 
genommene Freiheitsbewegung nur als ein natürlicher Ausschlag na- 
tionaler und geschichlicher Faktoren anzusehen ist. Über diese Frage 
bemerkt Rotteck, Das Recht der Einmischung S. 42, dass es keine 
unberechtigte Intervention in die inneren Angelegenheiten Russlands, 
sondern „eine erlaubte Allianz mit der polnischen Nation" gewesen 
wäre, wenn die europäischen Mächte im Jahre 1830 Polen eine be- 
waffnete Unterstützung hätten zuteil werden lassen. Dies um so mehr, 
da der Wiener Kongressakt der polnischen Nation Rechte einer weit- 
gehenden Autonomie zusichert. 
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standene Staat die Erfordernisse und Qualifikationen einer 
besonderen staatlichen und internationalen Existenz besitzt. 
Auf welchem Punkt eine neue Staatsgewalt wirklich dieje- 
nigen Garantien hinsichtlich der Festigkeit, Berechtigung 
und Autorität abgiebt, dass das zur Selbständigkeit stre- 
bende Gemeinwesen als Staat mit fremden Völkerrechts- 
subjekten in Verhandlungen treten und wenigstens gewisse 
Vertragsarten abschliessen kann, soll an diesem Ort nicht 
näher ausgeführt werden. Es sei nur nochmals darauf 
hingewiesen, dass Allianzverträge oder, näher angegeben, 
direkte Kriegshülfeverträge hinsichtlich staatlicher Vollbe- 
rechtigung und internationaler Aktionsfähigkeit hierbei un- 
ter weniger strengen Bedingungen stehen als andere Staäts- 
verträge, indem diese das unzweifelhafte und unumstrittene 
Dasein eines Staates, d. h. eines internationalen Rechts- 
subjektes voraussetzen, jene sodann erst sein endgültiges 
Zustandekommen und seine in allgemeiner und unbezwei- 
felter völkerrechtlicher Anerkennung resultierende volle 
Verwirklichung zur Aufgabe haben. 

Ist man nun unter den hier berührten Umständen 
berechtigt von einem vom normalen Typus abweichen- 
den Allianzverhältnis zu sprechen, so liegt vielmehr 
eine wirkliche Intervention oder eine Quasi-Allianz in 
dem Falle vor, wenn noch kein neues Staatswesen kon- 
stituiert und proklamiert worden ist, sowie auch dann, 
wenn ein fremder Staat einer Bewegung seinen Beistand 
zugehen lässt, die entweder gar keine Begründung eines 
neuen Staatswesens beabsichtigt, sondern andere Zwecke 
verfolgt, oder aber — falls sie wirklich einen neuen Staat 
herzustellen bestrebt ist — deren Gelingen schon im vor- 
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aus ganz ausgeschlossen oder deren Zweck prima facie 
verwerflich erscheint. In solchen Fällen liegt eine Art — 
nur ausnahmsweise berechtigter — Intervention vor. 

Um noch in Kürze den Fall zu berühren, welcher 
oben als Bürgerkrieg im engeren Sinn dem ersten, 
schon erörterten Typus anfänglich innerstaatlicher aber 
darüber hinaus auf neue Staatenbildung abzielender Strei- 
tigkeiten gegenübergestellt wurde, so ist zu bemerken, dass 
eine bewaffnete Intervention in den Kampf rein innerstaat- 
licher Parteien, die um die Macht im Staate kämpfen, 
ohne eine Spaltung oder Teilung des Staates sdbst auch 
nur eventuell zu beabsichtigen, im allgemeinen von sehr 
zweifelhafter Berechtigung sein wird. Nur in Ausnahme- 
fällen können schwerwiegende allgemeine, insb. Humani- 
tätsinteressen eine derartige Einmischung in fremde An- 
gelegenheiten berechtigt erscheinen lassen. — Wie sollen 
aber derartige politische Beziehungen aufgefasst und cha- 
rakterisiert werden? Wenn nun zuerst mehrere Staaten 
gemeinschaftlich an einer solchen Intervention teilnehmen, 
so liegt unter ihnen ein allianzenähnliches Verhältnis vor. 
Zwischen der einen oder anderen der sich bekämpfenden 
innerstaatlichen Parteien — sei es der „legitimen" oder 
der „aufständischen" — und dem oder den Intervenien- 
ten existieren nur Beziehungen ad instar eines Allianz- 
verhältnisses. Zur Kategorie der verschiedenen Allianz- 
verhältnisse können sie indessen kaum gerechnet werden, 
weil jene erstens — mit den oben angeführten Modifika- 
tionen — Staaten als Parteien voraussetzen, und zwei- 
tens sich auf ausserstaatliche oder international-politische 
Zwecke und Aufgaben beziehen. 

8 
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Um das oben über das Verhältnis zwischen Interven- 
tionen und Allianzverbindungen geäusserte kurz zusammen- 
zufassen, so ergiebt sich aus verschiedenen Gründen, dass 
ein allgemein umfassendes, strenges und ausnahmsloses 
Interventionsverbot nicht als unbedingt gültiger Völker- 
rechtssatz aufgestellt und gehandhabt werden kann und 
man somit auch den Bündnissen und ihnen nahekommenden 
Beziehungen keine sehr engen Grenzen ziehen darf. Als 
solche Ursachen wirken vor allem: erstens, das Dasein 
des Krieges in seiner noch immer vorhandenen Gestalt, 
ein Faktor, der gar manche Völkerrechtssätze auf den 
Kopf stellt; zweitens, die nicht unbedeutende Schwierig- 
keit in jedem Fall zu entscheiden, ob die Aktion eines 
Staates als Intervention zu bezeichnen ist oder nicht; drit- 
tens fallen Gründe der Gerechtigkeit und der Humanität 
schwer ins Gewicht, insb. solange das innere und äus- 
sere Leben der Staaten und Nationen noch immer so er- 
hebliche Schattenseiten aufweist. 

Es waltet selbstverständlich keine Meinungsverschie- 
denheiten darüber, dass eine im Prinzip anerkannte 
und zügellos ausgeübte internationale Interventionspolitik 
beinahe eine völlige Rechtlosigkeit bedeuten würde, dass 
sie fast zur Verneinung und Aufhebung des Völkerrechts 
führen würde. Diese Tatsache darf aber die rechtliche Beur- 
teilung und die politiche Handlungsweise nicht zu dem ent- 
gegengesetzten Extreme führen. Sofern nicht unzweifelhafte 
und absolute Völkerrechtssätze im Wege stehen, wo also das 
Völkerrecht Mängel und Lücken aufweist, da soll man seine 
Rechtsüberzeugung und sein Verhalten eher von ethischen 
und allgemein-rechtlichen Grundsätzen als von Prinzipien 
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leiten lassen» welche sich mit Vorliebe als vollgültige Völ- 
kerrechtssätze darstellen, im wesentlichen aber vage poli- 
tische Normen sind, die allzu oft teils in politischer Selbst- 
sucht, teils in politischer Abgeschlossenheit ihren Grund 
haben^ Hiermit wird nun selbstverständlich nicht geleug- 
net, dass in und unter häufig missbrauchten und ver- 
drehten Prinzipien, deren eben das Non-Interventionsprinzip 
eines ist, höchst bedeutende völkerrechtliche Grundsätze 
und Gedanken liegen, wenn auch teils unrichtig aufge- 
fasst und gedeutet. In seiner jetzigen Form und Anwen- 
dung kann das sog. Non-Interventionsprinzip nicht als 
ein wahrer Völkerrechtssatz anerkannt werden. Damit 
wird nicht behauptet, dass es nicht wirkliche unleugbare 
völkerrechtliche Grundsätze gäbe, die eine ungebundene 
und rücksichtslose Intervention in fremde Angelegenheiten 
aufs entschiedenste ausschliessen. Dies liegt vielmehr schon 
in dem Bestehen einer internationalen Rechtsordnung, es 
liegt im Wesen des Staates als eines internationalen 
Rechtssubjektes begründet. Aber es ist ebenso wenig 
zu leugnen, dass es auch andererseits zurzeit wenig- 
stens in der Politik erlaubte Interventionsformen — 
das Wort im weitesten Sinn aufgefasst — giebt, welche 
wahrscheinlich von dem zukünftigen, entwickelteren Völ- 
kerrecht verworfen werden. Als rein politische Normen 
gehandhabt, sind also sowohl ein allgemeines Interventions- 
verfahren als das an sich zweifelsohne höher stehende Non- 
Interventionsprinzip unzureichend, um der internationalen 
Moral und einem entwickelteren Völkerrecht auf die Dauer 
genügen zu können. So giebt das Non-Interventionsprin- 
zip, insb. wenn man das „Recht zum Kriege" mit ihm 
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tu Verbindung bringt, allzu leicht zu Missbtäuchen Änlass, 
Indem aus diesem angeblichen Rechtsgrund Hülfe und 
Einschreiten seitens fremder Staaten oft da versagt, wo 
es itti Gesamtinteresse der Menschheit und der Staaten- 
gesellschaft lieget würde, andererseits aber zuweilen ge- 
wältsartie und selbstsüchtige Einmischung da vorkommt, 
wo sie entweder ausgeschlossen sein oder wenigstens in 
anderfer Weise erfolgen sollte. Selbstverständlich wird 
niemand daran denken auch nur relativ wertvolle und 
genügende Ergebnisse und Gewinne der bisherigen völ- 
kerrechtlichen Entwicklung aufzuopfern und zu den pri- 
mitiven internationalen Verhältnissen vergangener Zeiten 
zurückzukehren. Ein Anderes ist es aber die Fortschritte 
auf dem völkerrechtslichen Gebiete festzusetzen und mit 
Zufriedenheit anzuerkennen, efn Anderes an bestehenden 
Verhältnissen Kritik zu üben, Mängel aufzudecken und 
weitere Entwicklungsbedürfnisse und -möglichkeiten her- 
vorzuheben. Und es dürfte in der Tat anerkannt wer- 
den müssen, dass vieles — darunter eben auch Sätze der 
Interventionslehre — , was heute lediglich noch vorwiegend 
als eine Frage der Politik erscheint und als solche behan- 
delt und ausgeübt wird, durch eine etwa in der Zukunft zu 
erwartende Verrechtlichung der zwischenstaatlichen Bezie- 
hungen sowie durch eine wachsende Solidarität innerhalb 
der Staatengesellschaft teils verschwinden, teils wesentlich 
verändert und erneuert werden wird. — Ja vielleicht darf 
man sogar die Hoffnung aussprechen, dass die ganze 
Interventionsfrage, wie sie im Laufe der Entwicklung in 
verschiedener Weise aufgetreten und im internationalen 
Leben aufgefasst worden ist und sich noch heutzutage 
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darstellt, in der Zukunft zufolge Umgestaltungen des in- 
ternationalen Lebens und Rechtes an praktischer Bedeu- 
tung erheblich einbüssen oder vielleicht dieselbe ganz ver- 
lieren wird. 



IV KAPITEL. 



Historisch-kritische Übersicht der Allianzver- 
hältnisse im 19:ten Jahrhundert und in der 

neuesten Zeit. 

Das neunzehnte Jahrhundert bezeichnet eine grossar- 
tige Entwicklung auf verschiedenen Gebieten des öffent- 
lich-rechtlichen Lebens. In den innerstaatlichen Verhält- 
nissen sind vor allem die gewaltigen, zeitweilig unterbro- 
chenen, aber immer wieder auflebenden und endgültig 
stabilisierten Fortschritte des Konstitutionalismus und der 
Demokratie zu verzeichnen; auf der Übergangsstufe von 
innerstaatlichen zu zwischenstaatlichen Lebensformen tre- 
ten uns die mannigfaltigen Staatenverbindungen entgegen, 
deren Ausbildung ebenfalls im wesentlichen Grade ein Pro- 
dukt der jüngsten Epoche ist, und welche insbesondere 
in dem Bundesstaatsrecht eine ganz eigenartige, hoch ent- 
wickelte Erscheinungsform gefunden haben. — Nicht un- 
bedeutend ist auch die Entwicklung auf dem Gebiet der 
internationalen Beziehungen. In dieser Hinsicht ist auf die 
Ausbildung des Kriegs- und Neutralitätsrechtes, auf die 
Schiedsgerichtsbarkeit u. s. w., sowie im allgemeinen auf die 
staunenswerten Fortschritte des internationalen Verkehrsie- 
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bens und — im Zusammenhang damit — der verschieden- 
artigen Vertragsbeziehungen hinzuweisen. Die rein poli- 
tischen Beziehungen von Staat zu Staat waren in frühe- 
ren Zeiten entschieden die wichtigsten. Behauptet man 
nun, dass diese ausgeprägt politischen Beziehungen zwi- 
schen den Völkerrechtssubjekten zurzeit in den Hinter- 
grund getreten sind, so wird damit selbstverständlich nicht 
geleugnet, dass, solange verschiedene Staatsindividuen vor- 
handen sind, auch „politische*' Beziehungen, im eminen« 
ten Sinne des Ausdruckes, zwischen ihnen bestehen müs- 
sen. Befinden sich diese Beziehungen aber sozusagen im 
normalen Gleichgewichtszustand, dann treten sie in dem 
Verhältnis von Staat zu Staat gewöhnlich nicht in beson- 
ders erheblicher Weise hervor, sondern es herrschen zwi- 
schen den resp. Staaten gewöhnliche freundschaftliche 
und gleichmässige Relationen, welche als feste Basis der 
gegenseitigen ökonomischen und kulturellen Interessen die- 
nen. ZAvar bestehen jedenfalls auch Verträge und Ver- 
tragsverhältnisse, welche friedliche politische Einzelzwecke 
regeln und umfassen; Fragen allgemein-politischer Art, 
welche Lebensinteressen oder sozusagen das Verhalten der 
beteiligten Staaten als „Mächte" in besonderer Weise berüh- 
ren, kommen, wenn ein solcher Gleichgewichtszustand zwi- 
schen zwei Staaten besteht, unter ihnen gewöhnlich nicht 
vor ^), Verträge und Vertragsverhältnisse oder anders gear- 



1) Hier sei auf die obige Unterscheidung und Klassifizierung der 
verschiedenen Arten von Verträgen hingewiesen, insb. auf den Unter- 
schied zwischen politischen und ökonomischen oder Verwaltungsver- 
trägen. Im weitesten Sinne sind wohl alle internationalen Beziehun- 
gen .politisch*, im engeren Sinn aber wird diesem Ausdruclc ein be- 
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tele n Beziehungen** eminent politischer Art gtebt es solcheiH 
falls zwischen ihnen also nicht, und deswegen auch kdae 
anderen hierhergehörigen Rechte und Verpflichtungen als 
die, weiche im objektiven Völkerrecht selbst begründet 
sind. — Giebt es dagegen besondere allgemein-politische 
Relationen zwischen den in Frage stehenden Staaten, Re- 
lationen, welche ihre äussere Machtstellung und interna- 
tionale Politik berühren, so sind sie Tatschen entwe- 
der kriegerischer — dann ist der von rechtlicher Ord- 
nung unberührte Kriegszustand vorhanden — oder u. U. 
sonst feindlicher Art, oder aber friedliche auf intime In»' 
teressengemei nschaft basierte Vertragsverhältnisse, resp. 
sich in kriegerischer Kooperation betätigende Bündnisver- 
hältnisse. Beziehungen der ersteren Natur sind selbst- 
verständlich die direkte Negation rechtlich geordneter 
und geregelter internationaler Verkehrsverhältnisse und 
wirken sogar zum Teil zerstörend auf dieselben. — 
Politische Verträge, welche die Parteien zu gemein- 
schaftlichem politischen Vorgehen verbinden, setzen da- 
gegen ein besonderes Vertrauensverhältnis zwischen den 
Parteien voraus oder begründen ein solches zwischen ih- 
nen, ein Verhältnis, wie es in internationalen Vertrags- 
verhältnissen, welche nicht-politische Angelegenheiten 
zum Gegenstand haben, nicht vorhanden ist. Die Be- 
ziehungen politischer Art weisen somit die grössten Un- 

schränkterer Inhalt beigelegt, indem er die auf die äussere Machtstel- 
lung der Staaten bezüglichen Verhältnisse umfasst. Unter diesen tre- 
ten hinwieder in erster Linie diejenigen Verträge und Vertragsveiiiält- 
nisse hervor, welche nicht bestimmte Einzelzwecke, sondern eine Ge- 
samtheit politischer Interessen zum Gegenstand haben. 
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terschiede und Differenzen auf; einerseits politische Tat- 
sachen sozusagen von negativer Beschaffenheit, d. h. feind* 
liehe Verhältnisse, insb. kriegerische Verwicklungen, an- 
dererseits ungewöhnlich innige und durch mehr oder 
weniger ausgedehnte politische Schicksalsgemeinschaft cha- 
rakterisierte Rechtsverhältnisse und Beziehungen. Der ei- 
nen Art internationaler Relationen liegt also ein Interessen- 
gegensatz, der anderen eine Interessengemeinschaft zu 
Grunde. Aber wie es sich auch immer verhalten mag, 
so zeichnen sich diese politischen internationalen Rela- 
tionen meistens durch ihre Veränderlichkeit und ge- 
ringe Dauerhaftigkeit aus. Während in der modernen 
Staatenwelt die Regelung ökonomischer, zur Verwal- 
tung gehörender u. a. internationaler Verhältnisse in ei- 
ner zwar der Entwicklung Rechnung tragenden, aber 
dennoch relativ gleichmässigen und dauerhaften Weise 
geschieht, indem zwar die auf verschiedene Verkehrsge- 
biete bezüglichen Staatsverträge selbst zeitlich begrenzt, 
veränderlich und aufhebbar sind, das betreffende Gebiet 
aber notwendigerweise rechtlich geregelt sein muss, wech- 
seln die rein politischen Beziehungen von Staat zu Staat 
jederzeit und ohne dass in ihnen ein herrschendes Prin- 
zip oder eine einheitliche Entwicklungslinie zu entdecken 
wäre. Oder richtiger ausgedrückt: in seiner Art besteht 
zwar eine Entwicklung und ein Zusammenhang im Gan- 
zen, in der Staatengesellschaft als Totalität, aber im Ver- 
hältnis der Staatsindividuen untereinander herrscht viel- 
mehr das Prinzip der politischen Veränderlichkeit. So 
können zwei Staaten sich zu einer gegebenen Zeit im in- 
nigsten Bändnisverhältnis mit einander befinden und kurz 
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darauf einander im offenen Krieg gegenüberstehen. — Dort 
herrscht das Prinzip der, wenigstens relativen, Kontinuität, 
hier dass der Diskontinuität und einer ganz unberechen- 
baren Veränderlichkeit der internationalen Relationen. In 
wesentlichem Grade steht dieser Umstand im Zusammen- 
hang mit dem Gegensatz von Recht und Politik; inter- 
nationale Relationen, in denen der ökonomische oder der 
administrative Charakter vorherrschend ist, fordern mit 
Notwendigkeit eine bestehende rechtliche Regelung, poli- 
tische Einzelzwecke dagegen setzen im allgemeinen nur ein 
geringes Mass objektiven Rechtes voraus. Das wichtigste ist 
hierbei, dass die gegenseitigen Rechte und Pflichten der 
Parteien hinreichend und in unzweifelhafter Weise festge- 
setzt sind. — Mit dem hier angeführten soll nun keines- 
wegs bestritten werden, dass es auch ausgeprägt poli- 
tische Vereinbarungen und Verträge giebt, welche die dau- 
ernde und relativ unveränderliche Regelung irgend eines 
Verhältnisses zum Zweck haben. Das Werk eines inter- 
nationalen Kongresses oder einer Konferenz zur Ordnung 
internationaler Rechtsverhältnisse, ein Friedensvertrag, auch 
ein Schiedsgerichtsvertrag u. s. w. können in dieser Hin- 
sicht als Beispiele dienen. Hierbei ist aber folgendes zu 
bemerken. Vereinbarungen und Verträge der hier ange- 
deuteten Art regeln in den meisten Fällen konkrete inter- 
nationale Rechtsverhältnisse — entweder innerhalb einer 
weiteren Staatengesellschaft oder zwischen gewissen Staats- 
individuen — endgültig und gehen also darauf aus un- 
mittelbare Rechtsgestaltungen zu bewirken und nicht fort- 
währende politische Beziehungen zwischen den Parteien 
zu begründen. Oder auch kann zwar das letztere der 
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Fall sein, dann haben jedoch auch die betreffenden Verein- 
barungen den ausgeprägt politischen Charakter abgestreift 
und immer mehr den Rechtscharakter angenommen, durch 
welchen sie sich den Verwaltungsverträgen nähern und 
sich ganz wesentlich von rein politischen Abmachungen 
unterscheiden. — In der Weise verhält es sich in besonders 
hohem Grade mit den Schiedsgerichts vertragen, in welchen 
das politische Element durch den rechtlich erheblichen Fak- 
tor der Rechtssprechung wesentlich herabgedrückt und be- 
einträchtigt wird. Mit diesen Modifikationen dürfte das oben 
über die Wesensverschiedenheit und die Unterscheidungs- 
merkmale der eminent politischen Beziehungen einerseits, 
der übrigen internationalen Rechts- und Vertragsverhält- 
nissen anderseits ausgeführte seine Richtigkeit haben. 

Gleichwie die Beziehungen von Individuum zu Indi- 
viduum Veränderungen unterworfen sind, wie ihre Arten 
und Formen wechseln, im Grossen und Ganzen aber in 
der Richtung nach einer grösseren Solidarität hin fort- 
schreiten, am wenigsten aber eine Auflösung bestehender 
Verbindungen und Relationen aufweisen, so zeigen auch 
die zwischenstaatlichen Relationen eine Tendenz nach Ver- 
vielfältigung und Differenzierung, zugleich aber nach fes- 
terer Normgebundenheit und formaler Ausbildung. 

Wie schon erwähnt, sind im internationalen Verkehr 
in neuerer Zeit die rein politischen Verträge, insb. die 
Allianzen, bedeutend seltener geworden; dagegen haben 
sich diejenigen Vereinbarungen, die den Zwecken und In- 
teressen der Verwaltung und des ökonomischen Lebens 
gewidmet sind, in gewaltigem Zuwachs befunden. Es ist 
nun ganz unleugbar, dass der Krieg, solange er als völ- 
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kerrechtlich anerkannte Institution in den internationalen 
Beziehungen einen Paktor bildet, sehr oft im Dienste ihrer 
Natur nach friedlicher und — im engeren Sinne des Wortes 
— nicht politischer Bestrebungen und Interessen steht und 
zu ihrer Verwirklichung angewandt wird. Wie häufig haben 
nicht vorwiegend ökonomische, unter einander streitige In- | 

teressen der Nationen gewaltige Kämpfe verursacht? Es ist 
sogar für die Kriege der jüngsten Zeit in manchen Fällen 
charakteristisch, dass unter ihren Ursachen ökonomische 
Gegensätze oft als Hauptfaktoren mitspielen. Dazu ist 
übrigens zu bemerken, dass Elemente rein politischen Art, 
d. h. Macht- und Herrschaftsbestrebungen einerseits, öko- 
nomische Rücksichten und Interessen anderseits oft in 
unzertrennbarer und intimer Verbindung vorkommen und 
mit einander in Wechselwirkung stehen. An sich ist 
ein Krieg selbstverständlich eine rein politische Tat- 
sache, aber seine Ursachen und Gründe können im ei- - 
nen Fall vorwiegend politischer, in einem anderen vor- 
wiegend ökonomischer Art und Beschaffenheit sein, um 
diese allerdings nicht einwandsfreien Attribute als Gegen- 
sätze anzuwenden; mitunter kommen sie vermischt vor. 
Dasselbe gilt im wesentlichen auch von den Staatsverträ- 
gen; ist ja doch ein Allianz vertrag ausgeprägt politischen 
Charakters, aber wie sehr können nicht z. B. eben ökono- 
mische Interessen als entferntere Ursachen seinen Ab- 
schluss bedingt und veranlasst haben. Mit Hinsicht hier- 
auf kann man sagen, dass die Unterscheidung politischer 
und ökonomischer Verträge und Beziehungen im praktisch- 
politischen Leben keine scharfe und durchgehende sein 
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kann ^). Doch giebt es zweifellos gewisse Arten von 
Verwaltungsverträgen und Beziehungen, welche in dem 
Grad von gleichmässigem und objektivem Interesse für die 
Staatengesellschaft sind, dass sie von politischen Macht- 
fragen fast ganz unabhängig sind % — Dagegen haben 
die Mitglieder jener Gesellschaft oft genug Einzelinter- 
essen ökonomischer Art, die sich allzu leicht zu Interes- 
sengegensätzen verschärfen und den Charakter politischer 
Machtfragen erhalten. Die Richtigkeit dieser Bemerkung 
braucht nicht näher dargelegt werden ; sie springt in die 
Augen, weiin fttan die Interessen und Interessenkonflikte 
der Mächte' auf kolonialpolitischem Gebiete betrachtet. 
Das ' Vorhandensein des Krieges als des in letzter In- 
stanz voraussichtlichen Entscheidungsmittels giebt gegen- 
seitigen Forderungen gesteigerten Nachdruck, verleiht der 
internationalen Konkurrenz und Rivalität eine besondere 
Heftigkeit und Schärfe und spitzt sie in gewissen Mo- 
menten zu einem aufs Leben gehenden Interessenkampf 
zu. Würde der Krieg in seiner jetzigen Gestalt aus der 



1) Vgl. Jeilinek, Staatenverbindungen S. 107. 

2) Vgl. Nippold, Die Fortbildung des Verfahrens in völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten S. 31 : „Nun unterliegt es ja, wie gesagt, keinem 
Zweifel, dass die Politik die Staatenbeziehungen auch heute noch in 
erster Linie beherrsicht. Aber, was die neuere Entwicklung vor der 
älteren Zeit auszeichnet, ist das, dass wir heute Gebiete des interna- 
tionalen Rechts haben, die von der Politik völlig unabhängig sind 
oder sein können, weit sie eben mit der Politik an und für sich gar 
nichts zu tun haben. Der Weg der Entwicklung des neuen interna- 
tionalen Rechts führt gewissermassen immer weiter fort von der Po- 
litik, was man vom Rechtsstandpunkte aus sicherlich nur warm be- 
grüssen kann." 
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Welt geschafft, so wären damit auch die ihrer Natur 
nach friedlichen internationalen Beziehungen auf eine 
wesentlich . neue, von dem politischen Element wesentlich 
unabhängige Grundlage gestellt. 

Wenn nun die zum friedlichen internationalen Ver- 
kehr und zum ökonomischen Leben der Nationen gehö- 
renden Beziehungen von Staat zu Staat, zufolge des oben 
angedeuteten eigenartigen Charakters der international- 
politischen Verhältnisse, oft mit politischen Machtfragen 
intim zusammenhängen und manchmal kriegerische Kon- 
flikte veranlasst haben, so sind dieselben, in ihrer Ten- 
denz zu rechtlicher Ordnung und Stabilität der zwischen- 
staatlichen Relationen, nichtsdestoweniger gemäss ihrem 
eigenen Begriff und Wesen grösstenteils sozusagen die 
Negation des „kriegerischen Verkehrs" und der Gegen- 
satz zu ihm, zu ungebundenen, rücksichtslosen poli- 
tischen Bestrebungen. Je nachdem das Schwergewicht 
der internationalen Relationen auf Beziehungen jener 
Art fällt, wird sich auch tatsächlich die Herrschaft 
und die entscheidende Bedeutung dieser Bestrebungen 
in einem gewissen Grade einschränken. Es vermin- 
dert sich die Anzahl der kriegerischen Entscheidun- 
gen, indem teils die Ursachen internationaler Konflikte 
abnehmen, teils die entstandenen Konfliktfälle in nicht 
kriegerischer Weise beigelegt werden. Während in ver- 
gangenen Zeiten ein gewaltiger und ausgedehnter Krieg 
oft fast sämtliche Rechts- und Vertragsverhältnisse zwi- 
schen den kämpfenden Mächten zerstprte und auch un- 
beteiligten Mächten bedeutenden Eintrag verursachte, lie- 
gen die Verhältnisse jetzt wesentlich anders. Keine Na- 
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tion kann sich eigenwillig aus der völkerrechtlichen Gemein- 
schaft der Kulturnationen losreissen, und eine dritte Macht 
darf womöglich durch den Kampf zwischen den Kriegs- 
parteien keinen direkten Eintrag erleiden oder sich selbst, 
es sei denn als offener Gegner, aus rechtfertigendem 
Grunde an demselben beteiligen^). Auch zwischen den 
Kriegsparteien selbst macht der Krieg zurzeit nur weni- 
gen Vertragsverhältnissen von selbst ein Ende, gewisse 
andere Vertragsverhältnisse sowie gewisse nach objektivem 
Völkerrecht selbst in Friedenszeiten geltende Beziehungen 
hebt er nur zeitweilig auf. ^enn also politische Ereignisse 
eine allerdings nur teilweise und vorübergehende Isolierung 
eines Staatswesens einem oder mehreren anderen gegenüber 
als unumgängliche Wirkung im Gefolge haben, so ist die 
Wiederherstellung der vor dem Kriege vorhandenen, auf 
friedliche Beziehungen und teilweise — wenn auch nicht 
politische — Interessengemeinschaft basierten Zustände 
selbstverständlich. Derartige Tatsachen und Ergebnisse 
der Entwicklung bedeuten eine nicht unbeträchtliche, 
wenn auch zum Teil nur indirekt bewirkte Herabdrückung 
des kriegerischen Elementes und der politischen Willkür 
zu Gunsten einer wirklichen internationalen Rechtsord- 
nung und einer allgemein-menschlichen Solidarität. — 
— — Die Entwicklung der jüngsten Zeit zeigt, be- 
sonders in dem Institut der Schiedsgerichtsbarkeit, eine 
erfreuliche Annäherung der politischen Prinzipien und 
Lebensformen an eine allgemeinere Annerkennung eines 
wirklich verbindlichen Rechtes und einer internationalen 

i) An die Mediation wird hierbei selbstverständlich nicht gedacht. 
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Rechtsordnung, die allmählig immer mehr von der Ab- 
hängigkeit von Gewaltmitteln und Willkür zu befreien 
ist. Ohne hierin irgendwelche radikalen Umwälzungen 
und Sprünge in der Entwicklung zu erwarten, ist zu hof- 
fen, dass die Verwaltung und die Rechtssprechung im 
internationalen Leben neue Oebiete gewinnen und neue 
Aufgaben erhalten werden. 

Die hier in Kürze angedeutete Entwicklung tritt ziem- 
lich klar zutage, wenn man die Art und den Zweck der 
im Laufe der Zeiten von den Kultumationen untereinan- 
der abgeschlossenen Staatenverträge in Betracht zieht. 
Verträge und Vereinbarungen, zu denen der Krieg den 
Anlass gegeben oder die mit ihm in Aussicht eingegangen 
worden sind, stehen in noch nicht so lange dahingeschwun- 
denen Zeiten unmittelbar im Vordergrunde, was sogar 
zur Folge hat, dass auch der Bestand und die Innehaltung 
anderer Vertragsverbindungen nicht selten ziemlich prekär 
sein kann. In dieser Hinsicht hat sich, wie oben bemerkt, 
vieles geändert. Derartige Verträge, welche, wie insbe- 
sondere die Friedens- und die Bündnisverträge, mit dem 
Krieg in notwendigem Zusammenhang stehen, sind, im 
Verhältnis zu anderen Staats vertragen, in neuester Zeit 
relativ seltene Erscheinungen geworden. Auch die rein 
politischen Beziehungen von Staat zu Staat finden na- 
türlich noch immer in zahlreichen verschiedenartigen 
Verträgen Ausdruck; ihren Inhalt aber schöpfen sie zum 
wesentlichen Teil aus Beziehungen, die auf den Krieg we- 
nigstens keinen direkten Bezug haben. 

Eine in grossen Zügen abgefasste Übersicht desjeni- 
gen, was die geschichtlichen Ereignisse der neueren Zeit 
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für die Allianzverhältnisse und ihre Stellung im modernen 
Völkerrecht Bedeutsames und Charakteristisches darbieten, 
soll im folgenden versucht werden. 

Die Teilung Polens, welche mit Recht als eine der 
gröbsten Rechtsverletzungen der neueren Zeit bezeichnet 
worden ist, steht am Eingang des 18. Jahrhunderts. Die 
Vorgeschichte und der Abschluss dieses Aktes bezeichnen 
einen Machtmissbrauch, einen Triumph der Gewalt und 
der rücksichtslosen politischen Diplomatie, ein Zusammen- 
wirken und eigenartige Bündnisverhältnisse zwischen drei 
Mächten zu unlautern und unerlaubten Zwecken, d. h. 
zur Vergewaltigung, Unterdrückung und schliesslichen Ver- 
nichtung eines Staatsindividuums — alles unter dem Scheine 
rechtmässiger und erlaubter Vertragsformen. »Cette en- 
tente paisible pour le depouillement dun peuple ätait 
precisiment ce qvCil y avalt de plus scandaleux, et (fest 
eile qui rendait Pavenir encore plus incertaln pour la 
liberti des natlons" ^). In der Tat: dieses erste Unrecht 
sollte andere nach sich ziehen : die Verletzung und schliess- 
liche Vernichtung des garantierten Krakauischen Freistaa- 
tes sowie im übrigen die Verstösse gegen den Art. I des 
Wiener Kongressaktes. Zur Genüge haben diese Ereignisse 
gezeigt, in welcher prekären Lage sich oft das Recht den 
Anmassungen der Politik gegenüber befindet. 

Die Ära der französischen Revolution und Napoleons 
ist die Zeit der gewaltigen, aber kurzdauernden und ver- 



1) Milovanowitch S. 109. — Jellinek, Staatenverbindungen S. 
80, bezeichnet die Teilung Polens als eine durch einseitigen Staatsakt 
erfolgte Inkorporation, der die rechtliche Sanktion durch allgemeine in- 
ternationale Anerkennung erst in einem späteren Zeitraum zu Teil wurde. 

9 
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änderlichen, ausgeprägt kri^erischen Bündnisverhältnisse, 
Koalitionen der Mächte, noch bedeutender als zur Zeit 
Ludwigs XIV. Zuerst die Koalition gegen die Revolution ; 
eine ungeheure kriegerische Intervention in die Angelegen- 
heiten der französischen Nation und gegen die ganz Eu- 
ropa bedrohende „Anarchie", wie es oft in politischen 
Verträgen der Folgezeit heisst ^), eine Intervention, welche 
für die nächstfolgenden Zeiten von grosser prinzipieller 
Bedeutung sein sollte ^. 

Aber erst die Allianzen aus Anlass der Napoleonischen 
Kriege zeigen eine wirkliche bunte Mannigfaltigkeit. In 
seiner Rolle als Protektor schwächerer, ihm tatsächlich 
mehr oder weniger unterworfener Klein- oder auch 
Marionettenstaaten schliesst Frankreich eine Menge von 
Allianzverträgen ab, welche in Wirklichkeit eine protekto- 
ratähnliche Abhängigkeit begründen. Hierher gehören der 
schon erwähnte Allianzvertrag mit der Cisalpinischen Re- 
publik vom Jahre 1798, die defensive und offensive Alli- 
anz mit der Helvetischen Republik vom 19. August 1798, 
welche ebenso wie die vorhergehende eine ganz allgemeine 
politische Gemeinschaft zwischen den Kontrahenten be- 



^) Siehe die Ingresse zum britisch-russischen provisorischen Alli- 
anzvertrag vom 29. Dezember 1708, zum britisch-türkischen Allianzver- 
trag vom 5. Januar 1799 und zum Allianzvertrag zwischen England 
und Beiden Sizilien vom 1. Dezember 1798. 

2) Wie Basdevant, La revolution francaise et le droit de la guerre 
continentale S. 19, bemerkt, dauerte es nicht lange, bis die Erobe- 
rungspläne der Verbündeten zum Vorschein kamen und die anfangs 
als Hülfeleistung gegen die Revolution verkündigte bewaffnete Inter- 
vention diesen Charakter verlor und in wirklichen Krieg überging. — 
Vgl. die Bemerkungen Ullmanns S. 308, 309. 
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gründen. Zu derariigen Verträgen, welche dem einen 
Kontrahenten in der Kriegsführung oder sonst eine ent- 
schiedene Superiorität verleihen, gehört auch Frankreichs 
Allianzvertrag mit Bayern vom 23. September 1805 und 
mit der Schweiz vom 27. September 1803. 

Zuweilen wird in diesen Verträgen Interventionsrecht 
und -pflicht des einen Kontrahenten hinsichtlich der inneren 
Angelegenheiten des anderen vereinbart; dies ist der Fall 
mit dem erwähnten französisch-helvetischen Vertrag, nach 
welchem Frankreich seinem Verbündeten „les secours, 
dont eile aurait besoin pour triompher des attaques in- 
tärieures ou exterieures contre eile" leisten sollte. Oft 
wird durch den Vertrag ein überaus intimes Gesellschafts- 
verhältnis zwischen den Parteien begründet. — So stellt 
die defensive und offensive Allianz zwischen Frankreich 
und Spanien vom 19. August 1796 eine Form einer zu 
jener Zeit nicht ungewöhnlichen allgemeinen kriegerischen 
Communio dar. Der Art. VIII des Vertrages lautet: »La 
demande que fera l'une des Puissances des secours sti- 
pulees suffira pour prouver le besoin qu'elle en a, et im- 
posera ä l'autre Puissance l* Obligation de les disposer, 
Sans qu'il soit necessaire d'entrer dans aucune discussion 
relative ä la question si la guerre qu'elle se propose est 

offensive ou defensive." — Derartigen, auf sehr 

intime Beziehungen hindeutenden Vertragsbestimmungen 
zum Trotz weisen die Bündnisse jener Epoche die stau- 
nenswertesten^ Wandlungen und die grösste Veränderlich- 
keit auf. Je innigere Freundschafts- und Vertrauensbezie- 
hungen die Kontrahenten sich im Vertrage zuschreiben, 
je festere und dauerhaftere politische Gemeinschaft zwi- 
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sehen ihnen dem Namen nach begründet wird, in desto 
prekärer und trügerischerer Weise bewährt und verwirk- 
licht sich nicht selten das Bündnis im praktischen Leben. 
Äusserst wenige von den Allianzen jener Zeit haben sich 
in ganz regelrechter — d. h. vertragsmässiger — Weise 
betätigt oder bis zum Ende der vereinbarten Vertragsdauer 
bestanden. Gewaltsame politische Ereignisse, welche der 
völkerrechtlichen Ordnung oft allzu wenig Rechnung tru- 
gen, nicht selten sogar Zwang und übermächtige Gewalt, 
stürzten die Staaten Europas aus einer politischen Verbin- 
dung in eine andere, der vorherigen oft ganz entgegen- 
gesetzte und feindliche. Dynastien und Regierungen, Staats- 
formen und Besitzverhältnisse, nicht selten auch die Staats- 
individuen selbst, wechselten, entstanden und gingen un- 
.ter in rascher und unberechenbarer Folge. In Überein- 
stimmung hiermit wechselten auch die Bündnisse sowie 

die politischen Beziehungen überhaupt. Die gegen 

Frankreich und den ungeheueren Eroberer Bonaparte ge- 
richteten Bündnisse und Koalitionen treten bald in den 
Vordergrund. Eine eingehende geschichtliche Darstellung 
derselben kommt hier nicht in Frage ; für die Doktrin bie- 
ten sie auch ziemlich wenig von Interesse. Nur einige 
charakteristische Züge mögen hier Erwähnung finden. In 
dem Vertrag zwischen Gross-Britannien und Beiden Sizi- 
lien vom 1. Dezember 1798, der als eine Erneuerung des 
Vertrages von 1793 bezeichnet wird und während des 
Krieges geschlossen wurde, um die Restitution sämtlicher 
Plätze, Gebiete u. s. w., die den Parteien vor Anfang des 
Krieges gehört hatten, durchzusetzen, wird im Ingresse be- 
hauptet, dass diejenigen, welche in Italien die Macht der 
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französischen Regierung ausübten, „]tde politische und 
moralische Ordnung zerstörten". In gleicher Weise er- 
klären England und Russland in dem provisorischen Al- 
lianzvertrag vom 29. Dezember 1798 sich vereinbaren zu 
wollen hinsichtlich derjenigen Massregeln, ^qui puissent 

s^opposer aax succis des armes francaises, ainsi 

qu'ä la propagation des principes d'anarchie**. Übrigens 
unterscheiden sich die dieser Kategorie angehörenden 
Verträge ziemlich wenig von einander. Sie sind gewöhnlich 
mit Rücksicht auf einen nahe bevorstehenden oder schon 
ausgebrochenen Krieg abgeschlossen worden, .oft ohne 
ausdrückliche zeitliche Begrenzung. Bei dem weit ausge- 
dehnten Kriegszustand, der zu jener Zeit oft herrschend 
war, kommen zuweilen eigenartige Einschränkungen der 
Kriegsgemeinschaft der verbündeten Staaten vor, derart 
dass in einem Kriege unter Beteiligung mehrerer Staaten der 
eine Verbündete gewissen Feinden des anderen gegenüber 
neutral bleiben soll, während er ihm gegen andere Hülfe lei- 
stet. — So heisst es in dem schon berührten französisch- 
spanischen Vertrag vom Jahre 1796: „L'Angleterre etant 
la seule Puissance contre laquelle l'Espagne ait des griefs 
directs, la präsente alliance n'aura son execution que con- 
tre eile pendant la guerre actuelle, et l'Espagne restera 
neutre ä Pägard des autres Puissances arntees contre la 
Räpubllque" . — Eine entsprechende Klausel findet sich 
in dem offensiven und defensiven Allianzvertrag vom 5. 
April 1797 zwischen Frankreich und Sardinien; der letzt- 
genannte Staat sollte in dem gegenwärtigen Krieg nur 
gegen Deutschland streiten, hinsichtlich der übrigen Geg- 
ner Frankreichs aber neutral bleiben. 
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Aus der späteren napoleonischen Zeit sind zu nennen : 
der seinem Inhalt nach unbekannt gebliebene russisch- 
französische Tilsiter Vertrag, defensiv und offensiv, vom 
7. Juli 1807; der französisch-preussische Bündnisvertrag 
vom 24. Februar 1812, der sich öffentlich einen defensiven 
und Garantiecharakter beilegt, in geheimen Separatartikeln 
dagegen sich als ^offensive et defensive dans toutes les 
guerres des deux hautes Parties contractantes" enthüllt; 
die defensive Allianz mit Garantieklauseln zwischen Frank- 
reich und Österreich vom 14. März 1812, die in Töplitz 
abgeschlossenen Allianzverträge unter vier beteiligten Mäch- 
ten, sowie die Bündnisverträge Österreichs mit Bayern 
und Württemberg, welche letzterwähnten Staaten sich ver- 
pflichteten aus dem Rheinischen Bunde auszutreten. 

Gegen Frankreich richtet sich auch der Chaumonter Ver- 
trag vom 1. März 1814, in dem Österreich, Preussen, Gross- 
Britannien und Russland sich verbanden den Krieg mit 
allen Kräften und in völligem Einverständnis fortzusetzen, 
für den Fall dass Frankreich nicht auf die Friedensbedin- 
gungen eingehen würde. Sollte der eine oder andere der 
Kontrahenten von Frankreich angegriffen werden, dann 
sollte es den anderen obliegen, zuerst friedlich zu inter- 
venieren, widrigenfalls mit Kriegshülfe beizustehen. Der 
Vertrag nennt sich eine Defensivallianz und wurde nur 
mit Hinsicht auf einen bestimmten Krieg, trotzdem aber 
auf volle zwanzig Jahre abgeschlossen. Nachdem die 
alliierten Mächte binnen kurzem den ersten Pariser Frie- 
den erlangt hatten, und der Wiener Kongress zu seinen 
grossen Aufgaben der politischen Reorganisation in Eu- 
ropa geschritten war, veränderten sich auch die Allianz- 
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formationen bald, und der Vertrag der vier Orossmächte 
war von kurzer Dauer. Sobald von Seiten Frankreichs 
keine Gefahr mehr zu drohen schien, die Interessen der 
früheren Verbündeten aber nahe daran waren untereinan- 
der in Widerstreit zu geraten, wurde jenes gegen Frank- 
reich gerichtete Bündnis vor dem Ablauf eines vollen Jah- 
res durch den Sekreten Allianzvertrag vom 3. Januar 1815 
ersetzt, der in Wien zwischen Österreich, England und 
Frankreich gegen die russisch-preussischen Anmassungen 
eingegangen wurde. Zufolge der Vertragsbestimmungen 
war jeder Verbündete verpflichtet dem angegriffenen Ver- 
tragsgenossen mit 150,000 Mann zu Hülfe zu kommen ^). 
Drei Mittelstaaten, Baiern, Hannover und Holland, traten 
später unter besonderen Bedingungen dem Vertrage bei. 
— Das Wiedererscheinen Napoleons auf dem politischen 
Schauplatz sollte jedoch die auseinandergehenden Bestrebun- 
gen der Mächte in eine gemeinsame Richtung zwingen. Am 
24. März d. J. unterzeichneten Gross-Britannien, Österreich, 
Preussen und Russland einen Vertrag, durch den sie den 
tatsächlich vernichteten Chaumonter Vertrag wieder er- 
lebten und sich verbanden „d maintenir dans tonte leur 
intägritä les conditions du traiti de paix conclu ä Paris, 
le 30 mal 1814, ainsi que les stipulations arrities et 
signees au Congris de Vienne dans le but de compUter 
les dlspositions de ce traiti, de les garantir contre toute 
atteinte et particuliirement contre les desseins de Napo- 
leon Bonaparte", Angeblich sollte diese Vereinbarung 
kein eigentliches AlHanzverhältnis im strengsten Sinn be- 



1) Vgl. Milovanowitch S. 70 ff. 
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gründen, sondern, wie Art. 8 erklärt, nur den Zweck 
haben : „soutenir la France et tout autre pays enva/u 
conire les entreprises de Bonaparte et de ses adhärents^, 
also eine Art internationaler Exekution und allgemein- 
politischer Polizeigewalt auszuüben. Mit Hinsicht darauf, 
dass sich das französische Volk jedoch eher mit Bona- 
parte als mit dem verjagten Monarchen abfinden zu wol- 
len schien, und da das Vorhaben der Mächte unter sol- 
chen Umständen gar zu sehr einer gegen das Selbstbe- 
stimmungsrecht der französischen Nation gerichteten Inter- 
vention gleichkam, wurde dasselbe schliesslich nach ver- 
schiedenen Erklärungen dadurch begründet, dass die Herr- 
schaft Napoleons mit dem Pariser Vertrage unvereinbar 
wäre, und dass sich somit die Mächte Frankreich gegen- 
über in derselben Stellung — in dem Kriegszustande — 
befänden als vor dem 30. Mai 1814. Damit erklärten sich 
aber die Mächte als Gegner der französischen Nation selbst; 
der Fall war analog mit der älteren gegen die Revolution 
gerichteten kollektiven „Intervention" der Mächte^). Die 
weitere Entwicklung der Ereignisse braucht hier nicht be- 
rührt zu werden. Der zugleich mit dem zweiten Pariser 
Frieden am 20. November 1815 zwischen den früheren 
vier verbündeten Grossmächten abgeschlossene Vertrag 
versetzte Frankreich in eine Sonderstellung, gewisser- 
massen unter die Vormundschaft der Vertragsmächte. 
Die Dynastie wie andere Angelegenheiten Frankreichs 
wurden unter ihre Aufsicht und Garantie^) gestellt und 



1) Vgl. Milovanowitsch S. 77 ff. 

2) Art. I des Vertrages besagt : ^Les hautes parties contractantes 
se promettent reciproquement de maintenir dans sa force et vigeur 
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Schutzmassregeln für die benachbarten Staaten einge- 
räumt. Als Folge hiervon ergab es sich, dass auch die 
auswärtigen Angelegenheiten Frankreichs durch Vermitt- 
lung der fremden Diplomatie gehandhabt wurden, und es 
somit zeitweilig kaum eine selbständige Politik treiben 
konnte ^), — Sein politisches „Wohlverhalten" sollte es 
jedoch, nach Ablauf der im Friedensvertrage als unterste 
Zeitgrenze der Besetzung vorgeschriebenen drei Jahre, die- 
ser Erniedrigung entheben. Auf dem Aachener Kongress 
1818 wurde die Räumung des einstweilig okkupierten Ge- 
bietes bewilligt und Frankreich „die Stellung zugesichert, 
welche ihm im europäischen Staatensysteme zukommt", 
unter der Verpflichtung seinerseits dem herrschenden 
friedlichen und wohlwollenden System der europäischen 
Mächte beizutreten. Die Bevormundung Frankreichs durch 
die Mächte war hierdurch a.uf gehoben, und die bisherige 
„Quadrupelallianz" hatte .sich zur „Quintupelallianz" er- 
weitert. 

Die Erlebnisse in den schreckensvpllen Kriegszeiten 
der eben abgelaufenen Epoche, welche die verhängnisvol- 
len Wirkungen einer ungebundenen kriegerischen Politik 
dargelegt hatten, und die gegen dieselben entstandene 
Reaktion bestimmten wesentlich die Richtung und den 
Charakter der europäischen Grosspolitik in der Folgezeit. 
Auf den internationalen Kongressen und Konferenzen betä- 
tigten die leitenden Mächte eine ordnende und schaffende 



le traite signä aujourd'hui avec S. M. Tres Cretienne, et de veiller 

ä ce que les stipulations de ce traitä soient strictement et fi- 

dilement exäcutees dans toute leur ätendue.* 

1) Milovanowitch S. 85. . 



138 

friedlich-politische Herrschaft. Die Ära der friedlichen Di- 
plomatie war gekommen. Der Gedanke lag nicht fem 
das kurz vorher gegen Bonaparte und Frankreich gerichtete, 
mit schliessiichem Erfolg gekrönte Kriegsbündnis in eine 
^friedliche Allianz^ unter dauernder Hegemonie der Gross- 
mächte zu verwandeln und zu diesem Zweck gewisse For- 
men und Mittel zu finden. Schon der oben erwähnte 
Vertrag der vier Verbündeten vom 20. November 1815 
hatte im Art. 6 gemeinsame Zusammenkünfte in Aussicht 
gestellt, die zu gewissen Zeiten abgehalten werden und 
grossen gemeinschaftlichen Interessen, dem Glück und der 
Ruhe der Völker sowie dem allgemeinen Frieden dienen- 
den Massregeln gewidmet sein sollten. — Nach Aufnahme 
Frankreichs unter die Grossmächte formuliert nun das 
Aachener Protokoll vom 15. November 1818 die Prinzipien 
und die Prozedur des neuen Fünfstaatenkonzertes, welches 
indessen kein Bündnisverhältnis im eigentlichen Sinn be- 
deutet. Demgemäss werden wiederkehrende, im diploma- 
tischen Wege in casu vorzubereitende Zusammenkünfte 
der fünf Vertragsstaaten in Aussicht gestellt ^poury trat- 
ter en commun de leurs propres inUrits en tant qu'ils 
se rapportent ä Fobjet de leurs däliberations actaelles", 
und es wird zugefügt: „dans les cos ou ces reunions 
auraient pour objet des affaires specialement liees aux 
interets des autres Etats d'Europe, elles rCauront liea 
qvCä la suite dune invitation formelle de la part de ceux 
de ces Etats que les dites affaires concerneraient, et sous 
la reserve expresse de leur droit d'y participer directe- 
ment, ou par leurs plenipotentiaires" . — Die Heilige Al- 
lianz vom 26. September 1815 darf in diesem Zusammen- 
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hang nicht unerwähnt bleiben. Zwar giebt es zu jener 
Zeit andere Verträge und Vertragsverhältnisse, welche 
grössere praktische Bedeutung gehabt haben, aber sie 
ist sozusagen ein Sinnbild und ein prägnanter Aus- 
druck der Anschauungsweise und der politischen Prin- 
zipien jener Epoche. Sie bezieht sich nicht allein auf in- 
ternationale Verhältnisse, sondern auch auf die innere 
Politik der europäischen Staaten. Eine Fürstenallianz, 
welche vieles sagen und wirken wollte, tatsächlich aber 
wenig enthielt und noch weniger praktische Resultate zu 
verzeichnen hatte, proklamierte sie das zwar an sich wert- 
volle Prinzip der internationalen Solidarität, aber zugleich, 
in vagen, aber doch vorbehaltslosen Worten, das Inter- 
ventionsprinzip — Jls (les monarques contractants) se 
preteront en toute occasion et en tout Heu assistance, 

aide et secours*', Neben dieser theokratisch-mysti- 

sehen, auf der Grundlage der Legitimität und der Für- 
stengewalt aufgebauten, prinzipiell allumfassenden und brü- 
derlichen Allianzchimäre ^) geht die bewusste und positive 
Ausbildung einer besonderen Grossstaatensuprematie ein* 
her. Zwar hatte der oben angeführte vierte Punkt des 
Aachener Protokolls vom 15. November 1818 den übrigen 
Staaten Europas das Recht vorbehalten sich an der Ent- 
scheidung sie selbst berührender Angelegenheiten zu be- 
teiligen, und in einer für jene Staaten bestimmten Dekla- 
ration vom gleichen Tage erklären die Souveräne als Grund- 
lage ihrer „Union": ^de ne jamais s'ecarter de 



1) Ober die H. Allianz näheres bei Seignobos, Histoire politique 
de TEurope contemporaine S. 711 ff.; v. Liszt S. 21 ; Bluntschli S. 
252; Pradier-Fod^re S. 531 ff.; Jellinek, Staatenverbindungen S. 124. 
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t Observation la plus stricte des principes du droit des 

gens, principes qui peuvent seuls garantir effica- 

cement C indäpendance de chaque gouvernement et la sta- 
bilUe de l'association generale" ^). Solche feierlichen Ver- 
sicherungen wurden indessen keineswegs immer ernstlich 
gehalten und verwirklicht, oder vielmehr: sie wurden in 
einem wesentlich verkehrten Sinn aufgefasst und abgege- 
ben, in missbräuchlicher Weise in Taten umgesetzt. Die 
Auffassung, dass eigentlich die Souveräne und nicht die 
Staaten selbst miteinander verbunden waren, und die im 
Zusammenhang damit stehende, in durchaus unglücklicher 
und destruktiver Weise gehandhabte Intervention zeigten 
ihre Wirkungen in den Beschlüssen und der Tätigkeit der 
Kongresse von Troppau, Laibach und Verona, welche u. a. 
die durch bewaffnete Intervention erfolgte Unterdrückung 
der Freiheitsbestrebungen in Italien und Spanien zur Folge 
hatten — Ereignisse, die hier nur beiläufig erwähnt wer- 
den ^. Auf die Dauer vermochte sich dieses im Zeichen 
der H. Allianz stehende System nicht zu halten. Es hatte 
als oberste Voraussetzung eines dauernden Friedens und 
einer öffentlichen Ordnung die Rechte der legitimen Herr- 
scher und die bestehenden Regierungen garantieren wol- 



1) Hierzu bemerkt Milovanowitch S. 88 : „La garantie de Vindi- 
pendance des gouvernements annoncee dans la declaration signifiait, 
en effet, finde peridance des souverains envers les nations qu'ils 
gouvernaient, et non pas l'indäpendance des ßtats vis-ä-vis de 
l'^tranger." 

2) Näheres hierüber siehe Seignobos S. 717 ff.; Milovanowitch 
S. 89 ff; Ullmann S. 309 u. a. 
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len ^). Es hatte eine Art dauernden Friedensbundes mit 
weitgehenden Aufgaben hinsichtlich der inneren Angele- 
genheiten der Staatsindividuen, namentlich der schwächeren 
Staaten gründen wollen. Die eigentlichen Bündnisaufga- 
ben desselben sollten, wie es einem „Friedensbündnisse" 
geziemt, in der Regel sozusagen nur potentieller und vor- 
beugender Art sein, aber gegebenenfalls — wenn der ca- 
sus foederis in der Form von Aufständen, unberechtigten 
Kriegen u. ä. vorliegen würde, sollte es als eigentliche 
Allianz aktuell werden. Alle christlichen Mächte in Eu- 
ropa sollten sich an diesem Gesellschaftsverhältnisse 
beteiligen, die leitende Rolle und die ausschlaggebende 
Stimme sollten aber der engeren Verbindung der Gross- 
mächte zukommen, welche auch, als eigentliche Garan- 
ten der internationalen Gesellschaftsordnung vorwie- 
gend die Exekution ausüben sollten. Diese, zum Teil 
schon einige Zeit in der Praxis betätigten Pläne einer 
derartigen Ordnung sollten an ihrer eigenen Unhalt- 
barkeit, an ihrem inneren Widerspruch sowie an dem 
Drang der Entwicklung scheitern. Die Stürme der Juli- 
revolution und ihre Nachwirkungen rüttelten allgemein 
gewaltig an veralteten Anschauungen und eröffneten der 
nationalen und politischen Freiheit teilweise Siege und 
neue Aussichten. Das Legitimitätsprinzip und der inter- 
nationale Konservatismus mussten dabei radikale Verstösse 
erfahren; mit ihrer Garantie war es prinzipiell schon da- 
mit aus. England, welches sich schon früh nur wider- 
willig in das reaktionäre und völkerrechtlich bedenkliche 

^) Despagnet, Cours de droit international S. 556; Milovano- 
witch S, 99. 
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System gefunden und seine Mitwirkung oft verweigert 
hatte, entzog sich ihm allmählig gänzlich, und die briti- 
sche Regierung erklärte fernerhin an keinem Kongress 
teilnehmen zu wollen, der die Regelung innerer Angelegen- 
heiten unabhängiger Staaten zum Gegenstand haben 
würde ^). Durch den Einfluss Englands wurden ja auch 
Frankreich und Russland veranlasst allen Bedenklichkeiten 
und angeblichen Prinzipien zum Trotz den griechischen 
Emanzipationsbestrebungen Gehör zu schenken. Ebenso 
wurde schliesslich die Unabhängigkeit der ehemaligen spa- 
nischen Kolonien in Amerika verwirklicht und anerkannt. 
— Die in dem hier behandelten Zeitraum vor sich gegan- 
gene Entwicklung sollte jedoch, trotz dem Sturz des herr- 
schenden Systemes selbst, für die Gestaltung der Zukunft 
von grosser Bedeutung werden, teilweise hat sie auch 
manchen picht zu unterschätzenden, bestehenden Gewinn 
gebracht. Der allgemeine Friede in Europa wurde tat- 
sächlich Jahre hindurch aufrechterhalten; das Völkerrecht 
blieb von den Erfahrungen jener Zeiten nicht unberührt; 
trotz manchen Verkehrtheiten und Missbräuchen entstand, 
wenn auch in verschwommener Gestalt, die Idee einer 
internationalen Solidarität. In dieser und in der nächst- 
folgenden Zeit machte sich der Gegensatz zwischen dem 
Interventions- und dem Non-Interventionsprinzip geltend. 
In leicht erklärlicher Reaktion gegen die Missstände in der 
auf den Wiener Kongress folgenden Zeit wurde später oft 
eifrig eine strenge Non-Interventionsmaxime verfochten % 

1) Milovanowitch S. 97; Seignobos S. 721. 

2) Vgl. Pillet, Recherches sur les droits fondamentaux des Etats 
dans l'ordre des rapports internationaux; in der Revue generale V 
(1898), S. 74. 
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Im Laufe der Zeit hat man aber die Erfahrung machen 
müssen und ist zu der Einsicht gelangt, dass auch ein 
striktes und ausnahmsloses Non-Interventionsprinzip weder 
eine an sich vollgültige Völkerrechtsnorm enthält noch eine 
konsequent zu befolgende, endgültige politische Handlungs- 
norm abgiebt. Hier hat man sozusagen mit einem zwei- 
schneidigen Schwert zu tun, dessen Nutzen oder Schäd- 
lichkeit davon abhängt, wie es gehandhabt wird ; die Frage 
nach der Berechtigung oder Nichtberechtigung der Inter- 
vention im internationalen Leben kann somit nicht in ab- 
stracto entschieden werden, sondern hängt von der jewei- 
ligen völkerrechtlichen, politischen und kulturellen Ent- 
wicklung ab. — In diesem Zusammenhang mag übrigens 
auf das oben im dritten Kapitel über das Verhältnis von 
Allianz und Intervention ausgeführte hingewiesen werden. 
Fasst man einseitig die möglichen Vorteile eines in auf- 
geklärter Weise und ohne Eigennutz — also eines ideel- 
len — Interventionssystemes ins Auge, so kann man fast 
der Äusserung eines der jüngsten völkerrechtlichen Auto- 
ren zustimmen : „Le droit d* intervention est theoriquement 
la reconnaissance du droit de rhumanite, d'une solida- 
rite morale et materielle entre toutes les nations et totis 
les individus, dominant lears constitutions et leurs lois 
particuliäres*' ^). Oder — wie Jahns ausspricht: „Der 



1) Verraes, I S. 33. — Vgl. Brusa, Dell'odierno Diritto inter- 
nazionale publico S. 252 u. 257. — Camazza Amari, 11 S. 436 u. 
I. S. 601. — Catellani, Le droit international au commencement du 

20 sitele S. 407. Rotteck S. 41 ff. Dagegen wird an dem 

Non-Interventionsprinzip streng festgehalten von v. Liszt S. 63, weni- 
ger streng von Ullmann S. 305 ff. — Ohne Zweifel beruhen die Ab- 
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jetzt so laut gepredigte Satz, dass kein Staat sich in die 
inneren Angelegenheiten eines anderen oder in den Streit 
zweier anderen Staaten einmischen darf, ist in jener All- 
gemeinheit vollkommen unhaltbar'' ^). — Wenn somit auch 
eine Interventionspolitik, gemäss den Grundsätzen der H. 
Allianz ausgeübt, auf dem gegenwärtigen Standpunkt als 
verkehrt und verwerflich, und nach derartigen Prinzipien 
eingegangene Verträge als völkerrechtlich nichtig zu erach- 
ten wären % so kann andererseits nicht jede Art von sog. 
Intervention, solange internationales Unrecht und auch in- 
nerstaatliche Missverhältnisse, insb. Unterdrückung lebens- 
fähiger Nationalitäten in ihrer Selbstbestimmung, vorkom- 
men, prinzipiell verworfen und gänzlich aufgegeben wer- 
den. Die besondere politische Machtstellung einiger Gross- 
oder Weltmächte, wie sie sich in der ersten Periode des 
neunzehnten Jahrhunderts ausbildete und in der Folgezeit 
entwickelt hat, ist auch unleugbar mit einer streng und kon- 
sequent durchgeführten Non-Interventionsidee theoretisch 
und praktisch-politisch unvereinbar, denn eine derartige 
Suprematie gewisser Mächte betätigt sich gegebenenfalls 
durch ein Interventionsverfahren in die Angelegenheiten 
anderer Staaten ^. Schwerwiegende Bemerkungen lassen 

weichungen zum Teil darauf, dass der Begriff der Intervention in ver- 
schiedener Weise aufgefasst wird. 

1) Jahns, Krieg, Frieden und Kultur S. 26. 

'O Vgl. Carnazza-Amari, I S. 565. 

3) Mit einer gewissen Übertreibung behauptet Castellani, S. 408, 
dass die Intervention in der jetzigen Staatengemeinschaft keine recht- 
liche Funktion zu vertreten vermöge; sie sei mit Notwendigkeit ,w/i 
fait politique, an instrument de domination du plus fort sur le plus 
faible'. 
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sich gegen diese unvollkommene, rein politische Organi- 
sation in der heutigen Staatenwelt vorbringen ; nichtsdesto- 
weniger ist ihr und ihren Aufgaben relative Berechtigung 
zuzugestehen. Seit den Zeiten Ludwigs XIV., gegen des- 
sen Machtbegier seine Gegner bestrebt waren das „euro- 
päische Gleichgewicht" aufrechtzuerhalten, hat die interna- 
tional-politische Oleichgewichtsfrage eine hervorragende 
Rolle gespielt. Zu dem Zweck sind oft Allianzverbindun- 
gen eingegangen worden ; später ist diese Funktion zum 
Teil auf die Gross, resp. Weltmächte selbst übergegangen. 
Und es dürfte kaum geleugnet werden können, dass diese 
politische Organisation in manchen Fällen zur Erhaltung 
des Friedens beigetragen hat insbesondere dadurch, dass 
sie die Verbreitung eines schon ausgebrochenen Krieges 
auf immer weitere Staatenkreise einigermassen verhindert 
hat. Auch hat sie zweifelsohne dazu beigetragen, dass die 
Allianzen in neuster Zeit ihrer Zahl nach geringer gewor- 
den sind und ihren früheren Charakter in manchen Hin- 
sichten geändert haben. Insbesondere auf internationalen 
Kongressen und Konferenzen, wo die Grossmächte als 
die führenden und ausschlaggebenden auftreten, sind be- 
achtenswerte Massregeln zur Regelung internationaler Ver- 
hältnisse getroffen worden, wenn auch eben hier manche 
Nachteile und Unbilligkeiten dieses politischen Surrogates 
einer wirklichen festen internationalen Rechtsordnung her- 
vortreten ^). Jedenfalls tendiert aber eine tätsächlich be- 



1) In seinem schon angeführten Aufsatz äussert Pillet : ,Bien que 
d'une nature avant tout politique ces questions ont un cöte juridi- 
que que Von a grand tort de laisser dans l'ombre, L'equilibre de 
puissance entre Btats ou entre groupes d'ttats, n'est pas le droit 

10 



146 

stehende und angenommene politische Ordnung der Dinge 
zu einem gewissen Grade dazu den Anschein und die 
Autorität einer zu Recht bestehender Ordnung anzuneh- 
men. Es liegt somit eine gewisse quasirechtliche Ord- 
nung vor ^), die allerdings aller Wahrscheinlichkeit nach 
nur eine vorübergehende Phase in der Entwicklung des 
internationalen Lebens darstellt. 

Nach einer relativ friedlichen Zwischenzeit hat wieder 
die Mitte des 19:ten Jahrhunderts einige gewaltige Kriege 
und mit ihm zusammenhängende Allianzverhältnisse auf- 

lui-mime, mais il est la meilleure garantie du droit, üequilibre est 
capable de faire plus pour le maintien de la paix que ies projets 
de paix perpituelle Ies plus müris'. In diesen Worten liegt indes- 
sen eine ziemliche Übertreibung der unzweifelhaften Tatsache, dass 
einer derartigen politischen Organisation, auf äussere Gewalt und 
Machtmittel gestützt, so lange sie aufrechterhalten wird, eine recht- 
licher Bedeutung vergleichbare Autorität zukommen und dieselbe recht- 
lichen Zwecken dienen kann. Ohne bedauerliche Aufopferungen be- 
rechtigter Interessen, und ohne dem politischen Prinzip, auf Kosten 
des rechtlichen, eine allzu grosse Herrschaft einzuräumen, ist eine sol- 
che tatsächlich politische Organisation nicht aufrechtzuerhalten. Giebt 
man der Politik, was der Politik gebührt, und dem Recht, was dem 
Recht gebührt, so kann man nicht umhin zuzugeben, dass nach gel- 
tenden völkerrechtlichen Normen weder gewissen Einzelstaaten, noch 
Allianzen oder anderen Vertragsgemeinschaften prinzipiell und ipso 
jure irgendwelche besonderen und weiteren Rechte und Befugnisse 
zukommen, als den Staaten im allgemeinen. — Vgl. v. Martens, I S. 303 : 
„Nur kann man einem Staat oder Staatenallianz, wie die Pentarchie 
etwa eine war, auf keinen Fall das ausschliessliche Recht vindizieren, 
sich in die gegenseitigen Beziehungen anderer Mächte zu mischen 
oder über alle internationalen Verhältnisse, die innerhalb eines be- 
stimmten Festlands, resp. Weltteils walten, gewissermJassen Aufsicht 
zu führen". 
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zuweisen. Schon zur Zeit des griechischen Freiheitskamp- 
fes hatte die orientalische Frage zu politischen Konstella- 
tionen und Verbindungen der Grossmächte Anlass gege- 
ben, und kraft des Art. 4 des Londoner Vertrages vom 7. 
Mai 1832 wurde die Unabhängigkeit und die monarchische 
Staalsform Griechenlands unter die Garantie der drei, 
einst zu seinem Beistand verbündeten Mächte gestellt. — 
Weit grössere Verwicklungen sollte die türkische Frage 
veranlassen. Durch die zu Unkiar-Iskelessi am 8. Juli 1833 
»auf ewige Zeiten" abgeschlossene defensive Allianz (Dauer 
des Vertrages selbst acht Jahre), die nebst dem beigefüg- 
ten geheimen Separatartikel als „Instrument le plus 
tranchant que la diplomatie ait Jamals Invente pour per- 
mettre ä un Gouvernement une dqmlnatlon suprime sur 
les destlnees dun autre Etat"" bezeichnet worden ist, ^) 
gewann Russland entschieden die Oberhand in Osteuropa. 
Der ihm durch diesen Vertrag zugesicherte Vorteil (aus- 
schliesslicher Eintritt durch die Dardanellenstrasse) ging ihm 
jedoch schon durch die in den Jahren 1840 und 1841 von 
sämmtlichen Grossmächten und der Türkei abgeschlosse- 
nen Verträge verloren. — Es sollte indessen nicht viel 
länger als ein Jahrzehnt dauern, bis die streitigen Interes- 
sen der Mächte in Osteuropa zu neuer Parteiverteilung 
und zu einem schweren Zusammenstoss führten. Durch 
den Allianzvertrag vom 12. März 1854, durch eine kurz 
darauf eingegangene britisch-französische Separatallianz 
befestigt, machten sich die Westmächte, England und 
Frankreich, denen sich später Sardinien anschloss, zu 



L) Vgl. Milovanowitch S. 309. 
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Kriegsgenossen der Türkei in dem schon zwischen ihr und 
Russland ausgebrochenen Kri^e, ^) der die gesammte 
europäische Politik so ausserordentlich leUiaft beschaftigie 
und nahe berührte. Um die Einzelheiten dieses ausser- 
gewöhnlichen historischen Schauspieles, soweit sie unser 
Thema berühren, nur in aller Kürze anzudeuten, sind von 
den folgenden Ereignissen zu erwähnen: der zwischen 
Osterreich und Preussen am 20. April 1854 eingegangene 
Allianzvertrag, durch welchen sich die Kontrahenten ge- 
genseitig ihren Besitzstand während des Kri^es garan- 
tierten, die Annäherung Österreichs an die Westmächte 
durch den Vertrag vom 2. Dezember 1854, welcher schon 
seinen eventuellen Beitritt zu ihrem Kri^sbündnis in Aus- 
sicht stellte, die langwierigen, schliesslich gescheiterten 
Verhandlungen der Wiener Konferenz, das am 1. Februar 
in Wien als präliminarer Friedensvertrag unterzeichnete 
Protokoll und endlich der völkerrechtlich bedeutsame Pa- 
riser Kongress ^^ % Der Friedensvertrag vom 30. März 
1856 enthält im Art. 7 die Verpflichtung der Vertrags- 
mächte die Unabhängigkeit und den Territorialbestand 
des Ottomanischen Reiches zu achten sowie die gemein- 
schaftliche Garantie der genauen Beobachtung dieser Ver- 
pflichtung. Ausserdem wurde zwischen Österreich, Frank- 
reich, Orossbritanien und der Türkei am 15. April d. J. 



1) Calvo, IV S. 115, bemerkt, dass diese Allianz npräsupposait 
en qiielque sorte le casus foederis et plafait immediatement les trois 
alliees sus la mime Ugne ä l'egard de la nation tierce. •. 

2) Vgl. Seignobcs S. 750; Milovanowitch S. 320 ff. 

3) Auch der sog. Novembertraktat (vom 21. November 1855) ge- 
hört zur Geschichte des Krimkrieges, darüber Näheres oben S. 41. 
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ein besonderer Vertrag eingegangen, durch welchen die 
dfiei erstgenannten Mächte „garantissent conjointement et 
separäment t independance et l'integrite de t Empire Ot- 
toman ". Der Art. 9 des Friedensvertrages ent- 
hält einerseits das Versprechen oder, formell, den Beschluss 
und die Erklärung des Sultan in seinem Reiche innere 
Reformen durchzuführen, andererseits verbinden sich die 
Mttkontrahenten sich jeder Intervention in die inneren An- 
gelegenheiten des Ottomanischen Reiches zu enthalten. 
Die Artikel 7, 8 und 9 sind indessen notwendigerweise 
derart von einander abhängig — sonst würden sie unter- 
einander in Widcirstreit geraten — , dass die Verwirklichung 
des Reformprogrammes die selbstverständliche Bedingung 
dafür ist, dass die Pforte der Vorteile des Völkerrechts, insb. 
des normalen inneren Selbstbestimmungsrechtes teilhaftig 
sei, sowie auch in vollem Umfang der Garantie der Unab- 
hängigkeit und des Territorialbestandes sich erfreuen dürfe. 
Ohne Zweifel lässt der Vertrag an Deutlichkeit, Schärfe 
und Nachdruck der Forderungen manches zu wünschen 
übrig. Mit diesen Nachteilen stehen, wie bekannt, die 
Ereignisse der Folgezeit und das Benehmen der europäi- 
schen Mächte leider nur allzu sehr im Einklang ^). Dem 
politischen Oleichgewicht sind allzu bedeutende berech- 
tigte Interessen, insb. schwerwiegende Humanitätsinteressen, 
zum Opfer gebracht worden. — Andererseits würde die 
Türkei, der Garantie zum Trotz, sich selber und seinem 
Schicksale überlassen. 



1) Vgl. die interessanten Bemerkungen hierüber bei Milovanowitch 
5. 340 ff, 
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Durch die den Donaufürstentümern und Serbien tm 
Pariser Frieden gewährte Kollektivgarantie der Mächte 
wurden dazu neue internationale Garantieverhältnisse kon- 
stituiert, welche jedoch, nachdem jene Staaten später völ- 
lige Selbständigkeit errungen hatten, von vorübergehender 
Bedeutung sein sollten. 

Auf den Krimkrieg folgte der italienische Krieg im 
Jahre 1859 mit dem geheimgehaltenen französisch-sardi- 
nischen, seinem Zweck nach offensiven AlKanzvertrag ^). 

Die Integrität der dänischen Monarchie und die ange- 
nommene neue Successionsordnung waren durch den Lon- 
doner Vertrag vom 8. Mai 1852 von den auf der damals 
tagenden Konferenz vertretenen Mächten, denen sich 
später die meisten anderen Staaten anschlössen, an- 
erkannt und garantiert worden, ^ was die Eroberungslust 
und Machterweiterungsbestrebungen der Alliierten von 
1864, Preussens und Österreichs, nicht hat unterdrücken 
können. Wiederum ein Sieg der Politik über zu Recht 
bestehende Vereinbarungen und garantierte Rechte. Die 
letzte grosse kriegerisch verwirklichte Allianz in der Mitte 
des 19:ten Jahrhunderts ist die italienisch-deutsche, auf die 
kurze Dauer von drei Monaten unter gegenseitiger Garan- 
tie geschlossene offensive Allianz vom 8. April 1866. Nach 
diesem Vertrag sollte Italien Preussen in seinen Bestre- 
bungen hinsichtlich der Reorganisation Deutschlands bei- 
stehen, Preussen hinwieder verband sich die Zession Ve- 



1) Seignobos S. 754 ff. 

2) Art. 2 des Vertrages besagt : ^Les haute« parties contractantes 
reconnaissent comme permanent le principe de l'intägritä de la mo- 
narchie danoise," 
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netiens an Italien durchzusetzen. Dieser Allianz stand im 
Kriege das Bündnis Österreichs mit mehreren deutschen 
Staaten gegenüber. — Nach Beendigung des Krieges stand 
Preussen als einziger Befehlender in Deutschland da; die 
übrigen Staaten mussten sich in die von ihm auferlegten 
Bedingungen, u. a. in die defensiven und offensiven Alli< 
anzen finden, die nur eine Übergangsstufe zur Aufrichtung 
des Deutschen Reichs sein sollten. 

Die Ära der grossen nationalen Einheitsbestrebungen 
und der mit ihnen zusammenhängenden Allianzverhält- 
nisse war zu Ende. — Zum Teil hat es seine Richtigkeit 
damit, was Rolin-Jaequemyns von dem Einfluss der gros- 
sen nationalen Bewegungen des Jahrhunderts auf die Ge- 
staltung und den Charakter der Allianzverhältnisse jener 
Zeit äussert: „Le mouvement national a jete dans le jeu 
des alliances le plus complet desarroi: rendu les allian- 
ces modernes rares, timides et essentiellement passage- 
res. Chacun hesite ä unir sa destinee ä celle d'un voi- 
sin, dont un coup d'Etat, une revolution, an crime, peut 
modifier, d'un Jour ä Cautre, la politique etrangere, non 
moins que la Constitution Interieure" ^). In der Tat zeich- 
nen sich ja die letztberührten Erscheinungen auf dem Ge- 
biete der neueren Allianzverträge insbesondere dadurch 
aus, dass sie vielmehr eine Umgestaltung als eine Auf- 
rechterhaltung bestehender Zustände bezweckten, gewisse 
womöglich auf einmal zu verwirklichende, ihrer Beschaf- 
fenheit nach zielbewusst bestimmte politische Zwecke ver- 
folgten. Die kurze Dauer und die vorübergehende Be- 



^) Rolin-Jaequemyns, La triple alliance, Revue generale XX. 
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schaffenheit haben sie mit den meisten Allianzen der na- 
poleonischen Zeit gemein, von denen sie sich hinwieder 
durch ihr vereinzehes und ungezwungenes Auftreten, so- 
wie durch ihre selbständigen und konkret bestimmten 
Zwecke unterscheiden. Von dem Charakter der aller- 
letzten Allianzbildungen in unseren Tagen weichen sie, 
wie unten näher dargestellt werden soll, in vielen Hin- 
sichten ab. — Ehe zu diesen übergegangen wird, sollen 
jedoch einige aus der Epoche seit 1866 zu verzeichnende 
internationale Verhältnisse und Erscheinungen berührt 
werden. Im Jahre 1870 verbanden sich die an dem aus- 
gebrochenen Kriege unbeteiligten vier Grossmächte, durch 
diplomatische Korrespondenz, eine neutrale Haltung zu 
beobachten ^). — Bei der naheliegenden Möglichkeit ei- 
ner Gefährdung der belgischen Neutralität seitens der Krieg- 
führenden brachte Grossbritannien mit Frankreich und 
Preussen gleichlautende Verträge zustande, welche während 
des Krieges und ein Jahr nach der Ratifikation des Frie- 
dens zum Schutz der besagten Neutralität gelten sollten. 
Die Verträge bezeichnen sich als „un acte subsidiaire et 
accessoire" zu dem allgemeinen Garantievertrag vom 
Jahre 1839 *'^. Der russisch-türkische Krieg in den Jahren 
1877 — 78 verlief ohne aktive Beteiligung der Mächte, nur 
unter Teilnahme der meisten Balkan Staaten. Kurz nach 
dem Friedensabschluss brachte jedoch das mit Russland 
im Osten rivalisierende England, um asiatischen Erobe- 
rungen des letzteren auf türkische Kosten vorzubeugen, 
mit der Türkei den defensiven Bündnisvertrag vom 4. 

1) Despagnet, Cours de droit intern. S. 553. 

2) Milovanowitch S. 405. 



153 

Juni 1878 stistande, dufch welchen England dem Ottottia- 
nischen Reiche für dessen asiatischen Besitz seinen Schutz 
zusicherte, die Tüiitei hinwieder darein einwilligte, dass 
Cypern unter englische Verwaltung gestelk wurde. Durch 
den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 erhielt der Kampf 
in Osteuropa seine Lösung, und die orientalische Frage 
war auf lange Zeit im wesentlichen erledigt. Keine der 
kriegführenden Hauptparteien hatte für sich erheblicheren 
Gewinn geerntet. Dagegen hat das grosse diplomatische 
Werk des Berliner Kongresses den anderen in Osteuropa 
interessierten Mächten keine geringen Vorteile verschafft. 
Die Vorteile und Interessen der verschiedenen Balkanstaaten 
selbst durften allerdings bei der Regelung der Verhältnisse 
keine bedeutende Rolle spielen. „Les resolations du Con- 
gres de Berlin'' bemerkt Milovanowitch, ,,ne sont pas de 
nature ä inspirer une gründe confiance aux Etats fatb' 
les dans la justice Etats forts" ^). 

Die letztberührten grossen Allianzen in der Mitte des 
Jahrhunderts trugen, wie bemerkt, einen entschieden krie- 
gerischen Charakter und hatten in weit höherem Grad 
eine Umgestaltung als eine Aufrechterhaltung bestehender 
Macht- und Besitzverhältnisse zum Gegenstand ihrer Ab- 
sichten. Es war nicht in erster Linie das Gleichgewichts- 
prinzip, welches für die Kriege und die Allianzen bestim- 
mend war, auch nicht die Gefährdung desselben durch 
eine nach Alleinherrschaft strebende Einzelmacht, sondern 
es waren hauptsächlich Bestrebungen und Willensäusse- 
rungen des staatlichen und nationalen Lebens, welche die 
Kriege und die mit ihnen verbundenen Kombinationen 

1) Milovanowitch S. 393. 



1 
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der äusseren Politik veranlassten! — Seitdem die gros- 
sen nationalen Bewegungen in Europa ihre Ziele im we- 
sentlichen erreicht hatten — freilich nicht immer ohne 
sich wiederum an fremden Nationalitäten zu vergreifen — 
und auch die osteuropäische Frage in ihren wichtigsten 
Punkten erledigt worden war, haben sich die international- 
politischen Schwerpunkte in Europa bedeutend verscho- 
ben und weitgehende Veränderungen in den internationa- 
len Lebensverhältnissen vollzogen. Auf die jüngsten Ge- 
staltungen auf dem Gebiet der Bündnisverhältnisse sind 
diese Umstände selbstverständlich nicht ohne Einfluss ge- 
blieben. Ein Versuch die heutigen Allianzen zu charak- 
terisieren hat also verschiedene massgebende Paktoren zu 
berücksichtigen. — War das erste Viertel des 19. Jahr- 
hunderts an defensiven und offensiven Bündnissen über- 
aus reich, so trat hierin schon in der nächstfolgenden 
Zeit eine entschiedene Veränderung ein. Noch mehr betrifft 
diese Bemerkung die letzten Jahrzehnte; dieselben zeich- 
nen sich durch einige wenige, aber dauerhafte und solide 
Allianzen zwischen einzelnen leitenden Mächten aus. Diese 
Tatsache hat in keiner Zufälligkeit ihren Grund. — Der 
rege Verkehr und die Regelung des friedlichen Zusammen- 
lebens der Staaten nehmen deren Interessen und Tätigkeit 
immer mehr in Anspruch und absorbieren dadurch gewisser- 
massen die entgegengesetzten Triebe oder schwächen ihre 
Intensität ab. Selbstverständlich haben diese Beziehungen 
die Bedeutung der reinen politischen Machtfragen, mit denen 
sie ja oft aufs engste verknüpft sind, bei weitem weder ber 
seitigen und substituieren noch ihre Funktionen ersetzen 
können^ indessen ist eine nicht zufällige Umgestaltung der 
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zwischenstaatlichen Relationen in dieser Richtung nicht zu 
leugnen. Ein wachsendes internationales Solidaritätsgefühl 
und ein ziemlich allgemeiner Widerwille gegen Kriege ge- 
hören auch zu den Erscheinungen der Jetztzeit ^). Mili- 
tärische Rüstungen erheischen zwar ungeheure ökonomi- 
sche Opfer, helfen aber in ihrer Weise den Frieden sicher- 
stellen, sowie sie auch, bei der Unberechenbarkeit der 
jetzigen Kriege, nicht besonders geeignet sind Kriegsbünd- 
nisse leicht entstehen zu lassen. — Die Anzahl der euro- 
päischen Staaten, vor allem die Zahl der selbständigen 
Personen des Völkerrechts, hat sich bedeutend verringert. 
— Die Anmassung der Grossmachthegemonie für die 
übrigen Staaten die Vorsehung zu spielen, steht zwar mit 
der prinzipiell anerkannten Gleichheit der Staaten in ei- 
nem gewissen Widerspruch, praktisch hat diese Organi- 
sation jedoch in manchen Fällen dazu beigetragen Krie- 
gen vorzubeugen, und dies schon dadurch, dass sie die 
mittleren und kleinen Staaten meistens der Möglichkeit 
enthebt in dem international-politischen Leben eine selb- 
ständige aktive Rolle zu spielen. Diese werden ihren Vor-^ 
teil überhaupt nicht in Bündnisverhältnissen oder in an- 
deren intimen politischen Beziehungen mit mächtigen 

1) Hiertiber bemerkt Seignobos S. 790: » tous les peuptes 

en ont pris an tel horreur que les gouvernements n'osent plus mSme 
en employer la menace pour soutenir leur politique, Tous s'accorr 
dent ä prendre pour rägle fondamentale de la politique le maintien 
de la paix". — Hierzu ist aber zu bemerken, dass das Verhältnis 
oft ein entgegengesetztes sein kann in der Art, dass in der Nation 
eine momentane chauvinistische Gesinnung oder eine kriegerische 
Tagesopinion vorherrscht, welcher die Regierung, mit klarerer Einsicht 
j.i die reale international-politische Lage, entgegentreten muss^ 
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Staaten, welche nicht selten tatsächlich mit Abhängige 
keitsverhältnissen Ähnlichkeit haben, sondern in der Weiter- 
entwicklung und Herrschaft des Völkerrechts, in den 
von ihm gebotenen Schutz und Institutionen, insb. in 

einer ausgebildeten Schiedsgerichtsbarkeit finden. 

„Der Staatsmann der Vergangenheit'' sagt Ratzenhofer, 
„sah seine Operationen zu sehr durch Hof- und Cabinets- 
intriguen bestimmt, um zu einem klaren Verständnisse 
der Staatsinstitutionen und der politischen Kräfte des Staa- 
tenkreises zu gelangen. Der Staat, wie er sich unter dem 
Einfluss des absolutistischen und freisinnigen Zleitgeistes ent- 
wickelte, entriss zufälligen Interessen den Hauptteil ihres 
massgebenden Einflusses und hob jenen der natürHchen 
Interessen, die eine gewisse Dauer haben und die Voraus- 
sicht des Politikers auf eine sichere Grundlage stellen.'' 
Es liegt in dieser Bermerkung eine Wahrheit» obgleich die 
H natürlichen Interessen" verschiedener Staaten nach ihrer 
subjektiven Auffassung gewiss leicht in Kollision mitein- 
ander geraten können, und die Einsicht in dieselben, an 
und für sich allein, nicht, wie Ratzenhofer zu meinen 
scheint, notwendigerweise zu dauernhaften Erfolgen und 
auch zu „Friedensbündnissen" leitet ^). Jedenfalls hat ja 
die Entwicklung im Staatsleben, die Verantwortlichkeit 
der Staatsmänner, die Bedeutung der in der Nation vor- 
handenen öffentlichen Meinung u. a. innerstaatliche Um- 
stände auch die international-politischen Verhältnisse und 
Beziehungen in manchen Hinsichten beeinflusst. In dem 
zwischenstaatlichen Verkehr hinwieder haben sich die di- 
plomatischen Relationen von Staat zu Staat ausserordent- 

1) Ratzenhofer, Wesen und Zweck der Politik, IL S. 97 ff, 
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lieh entwickelt und vervielfältigt; die Bedeutung des Kamp^ 
fes, der Austragung und der Vereinbarungen durch diplo^ 
matische Mittel hat sich ohne Zweifel auf Kosten derje- 
nigen des Schwertes und der Kanonen mächtig erweitert. 
— Im Vergleich mit der Vergangenheit werden heutzutage 
die Kri^smöglichkeiten sorgfältiger erwogen, wie auch im 
übrigen die äusseren Schicksale des Staates mit grösstem 
Vorbedacht geleitet werden. Welche grosse politische und di- 
plomatische Vorbereitung geht nicht z. B. dem Abschlüsse 
eines wichtigen Staatsvertrages, in$t>esondere eines Alli- 
anzvertrages, voraus. Und was besonders hervorzaheben 
ist, die Allianzen selbst operieren heutzutage oft in erster 
Linie mit friedlichen Mitteln; die gesteckten Ziele sollen 
möglichst auf diesem Wege erreicht und verwirklicht wer- 
den, wenn auch die Kriegsdrohung und die Kriegsgefahr 
ihre innerste raison d'itre sein und ihnen Effektivität 
verleihen sollen. Diese Verschlungenheit der. Diplomatie mit 
dem an sich einfachen schlichten Charakter des Bändnis- 
ses geht so weit, dass bei der Beurteilung und Prüfung 
der modernen Allianzen einige ganz neue Gesichtspunkte 
Beachtung verlangen. — Schon dieser Umstand ist eini- 
germassen geeignet den überwiegend, wiewohl, wenn man 
so sagen darf, nur relativ friedlichen ^) Charakter der 
grossen modernen Allianzen hervorzuheben. Sowohl in 



1) In der Regel wünscht zwar jede iVlacht den Frieden, aber ei- 
nen Frieden unter den für sie selbst vorteilhaftesten Bedingungen, 
wozu zurzeit insb. gehört, dass sie den Bereich ihrer Herrschaft und 
ihres Einflusses in fremden Weltteilen ungehindert soll erweitern kön- 
nen. Eine sokrhe Situation enthält an und für sich keine besonders 
vorzügliche Friedengarantie. 
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diesein wie in ainderen Punkten sind diese indessen in ab- 
weichender Weise beurteilt worden. Eine nähere Unter- 
suchung Ober kihah» Wesen und Aufgaben der in den letzten 
Jahrzehnten entstandenen Allianzen, insoweit sie nicht in 
Heimlichkeiten gehüllt sind, soll im folgenden versucht 
werden. 

Die europäische Politik während des letzten Viertels 
des neunzehnten Jahrhunderts und noch darüber hinaus 
ist ganz erheblich vom deutsch-österreichischen Bündnisse, 
itit Jahre 1879 eingegangen, erst 1888 veröffentlicht, wel- 
ches sich 1883 zum allbekannten Dreibünde erweiterte, 
beeinflusst und bestimmt. Hier ist nicht der Ort die Vor* 
geschichte und Entstehung dieser merkwürdigen Allianz- 
formation, dieser grossen diplomatisch-politischen Betäti- 
gung des vereinigten Deutschlands, eingehend zu erör- 
tern ^). Dieses Allianz Verhältnis hat gezeigt, wie „nach 
dfem blossen Calcül über die politischen Kräfte und Bünd- 
nisse der Einfluss der Staaten wechselt" % sowie auch, 
welche ungeheure Bedeutung hinsichtlich der Erhaltung 
des Gleichgewichts, dadurch aber auch hinsichtlich der 
Erhaltung des internationalen Friedens den modernen AN 
lianzverbindungen zukommt ^). Zu Beginn der sieb- 



1) Siehe hierüber die Ausführungen bei Bismarck, Gedanken und 
Erinnerungen; Despagnet, La diplomatie de la troisieme RepubÜque; 
Geffcken, Frankreich, Russland und der Dreibund; Seignobos u. a. 

2) Ratzenhofer, I S. 96. 

3) Im Jahre 1857 hat Bismarck geäussert: »Alle die Nuancen 
von Möglichkeit, Wahrscheinlichkeit oder Absicht, für den Fall eines 
Krieges dieses oder jenes Bündnis schliessen, zu dieser oder jener 
Gruppe gehören zu können, bleiben doch die Basis des Einflusses, 
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ziger Jahre hatte der deutsche Reichskanzler das im we^- 
sentlichen auf mündlichen Verabredungen der Souveräne 
beruhende Dreikaiserbtindnis zustandegebracht, welches, 
wenn auch als Bündnis bezeichnet, kein Vertrag im ei- 
gentlichen Sinn war und auch keine förmliche Allianz be- 
gründete. Dieser Tatsache hat Bismarck in einer Reichs- 
tagsrede dahin Ausdruck gegeben, „das Dreikaiserverhältni^, 
welches man gewöhnlich ein Bündnis nennt, beruhe auf 
keinerlei geschriebenen Verpflichtungen und verbinde kei- 
nen der drei Kaiser, sich von den anderen beiden tiber- 
stimmen zu lassen" ^). — Dieses Verhältnis sollte indessen, 
infolge Veränderungen der Politik, insbesondere der deutsch- 
russischen Beziehungen, binnen kurzem seine Bedeutung 
verlieren und aufgelöst werden. — Mit Österreich, seiniem 
Gegner von 1866, sollte Deutschland nun aufs neue zu- 
sammengehen. Die vorübergehende Idee Bismarcks eine 
eigenartige organische auf Verfassungsbestimmungen ge- 
gründete Verbindung zwischen den beiden Orossmächten 
herzustellen, wurde nicht verwirklicht''^), im Gegenteil 
wurde die Allianz anfangs in die gewöhnliche offizielle 
Sekretesse gehüllt; nicht als eine Staats- und völkerrecht- 
liche Zwischenform, aber in anderen Hinsichten sollte das 
neue Bündnis, diese nach dem Ausdruck Bismarcks „stra- 
tegische Position" als eine in seiner Art einzige Erschei- 



den eilt Staat heutzutage in Friedenszeiten üben kann". — Bismarck, 
Gedanken und Erinnerungen, I S. 181. 

1) Neumann, a. a. O. S. 74 — Geffcken, Frankreich, Russland und 
der Dreibund S. 101 — Salzer, Bismarcks Anschauungen über Bünd- 
nisse, in .Nord und Süd« 1906. — 
2) Bismarck, 11 S. 277. 
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nung dastehen. — Die deut$ch*österreichische Konvention 
vom 11. November 1878, veröffentlicht erst im Februar 
des folgenden Jahres, welche durch Aufhebung des Art. 5 
des Prager Friedensvertrages Preussen das Recht auf 
Schleswig endgültig sicherstellen sollte und über deren recht- 
liche Zuständigkeit abweichende Meinungen geäussert wor- 
den sind, bildet sozusagen den nächstliegenden Ausgangs- 
punkt des Bündnisses, welches am 7. Oktober 1879 ab- 
geschlossen wurde und durch den nach der französischen 
Besetzung von Tunis erfolgten Beitritt Italiens ihre Ergän- 
zung und Erweiterung zum Dreibund fand. Während der 
Inhalt des zwischen dem deutschen Reich und Osterreich- 
üngsürr^ bestehenden Bündnisses 1888 kundgegeben wurde, 
«um den Zweifeln ein Ende zu machen, welche an den 
rein defensiven Intentionen desselben auf verschiedenen 
Seiten und zu verschiedenen Zwecken verwertet werden", 
bestehen hinsichtlich der mit Italien eingegangenen Ver- 
träge nur mehr oder weniger zuverlässige Mitteilungen. 
Ihnen zufolge hat sich Österreich-Ungarn zu wohlwollen- 
der Neutralität in einem eventuellen Krieg zwischen Italien 
und Frankreich verpflichtet; Italien hinwieder zu einer 
gleichen Haltung in einem eventuellen österreichisch-rus- 
sischen Kriege. Dazu liege zwischen den beiden Mächten 
eine Verständigung in Betreff der Interessen im Mittelmeer 
und auf der Balkanhalbinsel vor. — Zwischen dem Deut- 
schen Reich und Italien soll eine unbeschränkte Defensiv- 
allianz für den Fall eines französischen Angriffes bestehen. 
Wenn aber Franreich und Russland einen gemeinsamen 
Angriff gegen Deutschland und Österreich oder auch nur 
gegen Deutschland allein unternehmen sollten, würden 
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die gesamten Sireiikräfte der drei Mächte gemeinsam ins 
Feld rücken ^). Bei der mangelnden Bekanntmachung 
der in Frage stehenden Vereinbarungen ist eine nähere 
Prüfung derselben ausgeschlossen, sowie sie auch, we- 
nigstens nach wiederholten Behauptungen in der Presse, 
zufolge der italienischersei ts bewiesenen „Unzuverlässigkeit** 
und allzu selbständigen politischen Haltung und trotz des 
formalen Portbestandes des Dreibundes in den allerletzten 
Zeiten an praktisch-politischer Bedeutung bedeutend ver- 
loren haben dürfte. 

Der Ingress des deutsch-österreichischen Bündnisver- 
trages giebt gleich die friedlichen und konservierenden 
Absichten der Vertragsmächte kund. Der Vertragstext 
zeichnet sich durch Knappheit und Präzision aus. Man 
sieht es den Vertragsbestimmungen sofort an, dass das 
Bündnis von einer die bestehenden Besitz- und Machtver- 



1) v. Liszt S. 298 u. 299. Rolin-Jaequemyns S. 15. — Vgl. 
Geffcken, Frankreich, Russland und der Dreibund S. 153 ff. Über die 
defensive Art der mit Italien getroffenen Vereinbarungen, über eine 
teilweise .stille Teilnahme" Englands an den Intentionen des Bünd- 
nisses, sowie über eine behauptete einseitige deutsch-österreichische 
Garantie zu Gunsten Italiens. 

2) In einem Aufsatz „Deutschland und die äussere Politik* in 
der deutschen Revue, Mai 1906, ist folgendes zu lesen: „Italien hat 
die Grundlinien seiner politischen Stellung so verschoben, dass es in 
einem Streit zwischen Deutschland uud Frankreich der Republik ge- 
genüber Verpflichtungen hat und von ihr an seine Vertragstreue ge- 
mahnt wird. Gehört die Marokkofrage nicht in die Ziele des Drei- 
bundes, so gestatten doch wiederum die Zwecke des Dreibundes eine 
so weit gehende Intimität mit dem einen der vermutlichen Gegner 

nicht.« 

11 
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hältnisse, soweit sie die Sphäre der Alliierten berührten, 
konservierenden, Kri^sausbrüchen vorbeugenden Gesin- 
nung belebt ist; nennt sich doch auch der Vertrag selbst „einen 
Bund des Friedens und der gegenseitigen Verteidigung**. 
Die Allianz ist auf die Dauer angelegt; der Vertrag be- 
stimmt keine Zeitbegrenzung oder Kündigungsfrist, doch 
ist er bekanntlich zu verschiedenen Malen erneuert worden. 
Er rechnet mit bestimmten, genau angegebenen Kriegsmög- 
lichkeiten, gemäss welchen er seine Ziele und Bestrebun- 
gen aufstellt. Im Zusammenhang mit dieser Beschränkt- 
heit der in Aussicht gestellten gemeinschaftlichen Interes- 
senverteidigung steht der Umstand, dass keine gegenseitige 
Garantie des Besitzstandes vereinbart ist, jene unbestimmte 
und praktisch wenig nützliche Klausel, welche überwiegend 
nur in Verträgen, die in unmittelbarer Erwartung einres 
Krieges abgeschlossen worden sind, angemessen erscheint. 
Die tatsächlichen Garantien, welche die Vertragsnfächte \i\ 
diesem Fall benötigen, werden durch die knappeti Vertrags- 
bestimmungen zur Genüge verbürgt. Es sind freilich auch 
kriegerische Angriffe bedacht, für welche dem Angegriffe- 
nen kein unbedingter Anspruch auf Hülfe zusteht; solchen- 
falls soll jedoch der Mitkontrahent ihm gegenüber min- 
destens eine wohlwollende neutrale Haltung beobachten. 
Beim Eintritt des casus foederis sollen die Verbündeten 
einander mit voller Heeresmacht unterstützen, in Gemein- 
schaft Krieg führen (Art. 2 Mom. 2) sowie — was schon 
ohne ausdrückliche Bestimmungen als selbstverständlich 
zu betrachten ist — gemeinsam und übereinstimmend 
Frieden schliessen. Einzelfragen in Bezug auf Kriegs- 
ftihrung u. a. finden, in Übereinstimmung mit dem all- 
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gemeinen Charakter der Allianz, keine Erwähnung im Ver- 
trage^ Wie ist nun die „wohlwollende Neutralität" 

aufzufassen und zu beurteilen, ein Ausdruck, dessen An- 
wendung in dem Bündnisvertrage von völkerrechtlichen 
Autoren ziemlich allgemein beanstandet und verworfen 
wird ^), wenn auch die Vermutungen und Ansichten über 
den Sinn und Zweck jener Klausel auseinandergehen? 
Hat der Ausdruck einen positiven und praktischen Inhalt, 
oder wird er nur als gewohnheitsmässiges — bei der jet- 
zigen strengen Auffassung der Neutralitätspflichten freilich 
jedenfalls unpassendes — diplomatisches Attribut gebraucht 

— vielleicht par courtoisie oder um den Fortbestand der 
Allianz als solcher trotz ihrer eventuellen Nichtbetätigung 
in diesem oder jenem Falle ausser Zweifel zu stellen? 
Oder sollte darin vielleicht ein Versprechen diplomatischer 
Unterstützung durch völkerrechtlich erlaubte Mittel, Me- 
diation oder gute Dienste, zu finden sein? — Dass die 
Autoren des Allianzvertrages eine früher oftmals betätigte 
und auch in der Doktrin verteidigte sog. partielle Neutra- 
lität mit irgend einer Art mittelbarer Kriegshülfe, etwa in 
der Form eines Durchzugsrechtes oder — um einen Aus- 
druck des Vertrages selbst (Art. 2 Mom. 2) anzuwenden 

— gewisser militärischer Massnahmen als möglich und 
zulässig hätten bezeichnen wollen, ist wohl kaum anzu- 
nehmen. Es auf den Gegner selbst ankommen zu lassen, 
ob er eine derartige tatsächlich „unwohl wollende Neutra- 
lität" als casus belli ansehen und sich somit einen neuen 
offenen Feind verschaffen wolle, oder es aber vorziehe den 



1) Ullmann S. 350. ~ Verraes, I S. 17 Note. — v. Liszt S. 358. 
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Neutralitätsbrecher, der jedoch als Neutraler gelten und be- 
handelt werden will, zu dulden ist zweifellos eine dem 
modernen Staate unwürdige sowie völkerrechtlich bedenk- 
liche Politik. Die Worte „mindestens eine wohlwollende 
neutrale Haltung*' ^) vermögen indessen eine Deutung, 
welche dieser Auffassung nahe kommt, nicht gänzlich aus- 
zuschliessen. In einem Bündnis mit offensiven Zwecken 
wäre eine derartige Bestimmung sicher unzulässig^). 

Seine Bemerkungen über den allgemeinen internatio- 
nalen Charakter des Dreibundes fasst Rolin-Jacquemyns 
folgcndermassen zusammen: „Sous quelque aspect qu'on 
renvisage et de la pari de chacune des puissances qui en 
fönt partie, CalUance des trois grands Etats de l'Europe 
centrale se präsente comme exclusive de toute idee d'ag- 
gression, conservatrice de U ordre internationale existant, 
et pacifique." Nachdem er hervorgehoben, dass die Idee 
eine Friedensgarantie in einem gegenseitigen defensiven 
Abkommen zu suchen, allzu natürlich ist, um sich nicht 
schon früher geltend gemacht zu haben, fährt er fort: 
„// s'en faut de beaucoap cependant que la defence mu- 
tuelle contre des attaques du dehors ait ete, en general, 
le seul objet des alUances entre Etats surtout entre gran- 



^) Basdevanti La revolution francaise et le droit de la guerre 
contiJientale S. 201—202, will das Verfahren Frankreichs in seinen 
Verträgen mit anderen Staaten sich ein militärisches Durchzugsrecht 
vorzubehalten, mit der Bemerltung rechtfertigen: „Elle n'avait pas ä 
se preoccuper des rapports entre lui et l'ennemi. Cetait au con- 
tractant ä voir si la politique de neutralite ätait compatible avec 
les obligations qu'il avait ainsi assumäes." 

2) Vgl. Rolin-Jaequemyns S. 18—19. 
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des puissances" ^). Selbstverständlich sind auch weit 

weniger' vorteilhafte Beurteilungen des Dreibundes laut 
geworden. So behauptet Bonfils, die Trippelallianz garan- 
tiere nicht den Frieden, sondern zwinge Europa nur zu 
unsinnigen Rüstungen % — Despagnet hinwieder macht» 
ohne den Charakter des Dreibundes direkt anzugreifen, 
Bemerkungen über Bündnisse im allgemeinen, welche 
sich offenbar zum Teil gegen die Trippelallianz richten. 
Er hebt hervor, dass es, wie in den meisten Fällen, so 
auch hier, nicht der Schwierigkeiten entbehre »daf firmer 
avec certitude que les apparences defensives ä'une alli- 
ance n'en dissimulent pas les tendences offensives. Quand 
fadversaire &oentüel contre lequel on pretend s'unir n'in- 
spire aucune inquiätude särieuse, la pritendue alüance 
däfensive peut degen^rer en une veritable provocation; 
ou bien eile peut Hre une association ayant pour bat de 
fournir aux alliäs le moyen de satisfaire certaines con- 
voUises, en icartant davance les reclamations qu'elles 
pourraient provoquer de la pari d'autres puissances; il 
n'y a alors action däfensive de droits präsentemment ac- 
quis, ce qui est lägitime, mais bien union defensive pour 
des desseins dont on veut davance assurer les räsultats, 
sans qu'il soit encore dämontre qu'ils sont conformes 



1) Rolin-Jaequemyns S. 17 ff. — In überschwänglichen Worten 
preist Ratzenhof er die Aufgabe der »Friedensbündnisse', die den Ge- 
waltkampf innerhalb eines Staatenkreises verhindern, durch Bedrohung 
mit politischen Kräften dem Friedensbrecher die Aussicht auf Erfolg 
nehmen und wegen der Furcht vor dem Misserfolge eine sichere Bürg- 
schaft für den Frieden leisten. 

2) Bonfils S. 456. 
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aux rigles du droit et de la Justice"* V- Wenn 

man nun auch bereitwillig anerkennen itiussi dass der 
Dreibund der Erhaltung des Friedens in Europa in be- 
trächtlichem Grade gedient hat, so ist daraus allein noch 
kein Schluss zu ziehen auf seine Eigenschaften als eines 
idealen oder auch nur eines relativ vollkommensten nFrie- 
densbündnisses''. Zwar sind die Bestrebungen zur Erhal* 
tung des Friedens im allgemeinen berechtigt und lobens- 
wert, aber ein Friede quand mime, der Friedenszustand 
und die dauernde Aufrechterhaltung der bestehenden Ver- 
hältnisse um jeden Preis, unter Beibehaltung internationa- 
ler Ungerechtigkeiten und mit Aufopferung berechtigter 
Interessen kann wohl dem Interesse eines bestimmten 
Staatenkreises, nicht aber dem menschlichen Gesamtinter- 
esse entsprechen. Mit diesen Bemerkungen soll nicht 
der Dreibund an sich angegriffen oder als unlauterer Be- 
strebungen verdächtig hingestellt werden, sondern es soll 
nur hervorgehoben werden, dass nicht alle Allianzverhält- 
nisse, die prima facie als wahre „Friedensbündnisse" auftre- 
ten und als solche gelten wollen, ohne weiteres einer einheit- 
lichen Beurteilung unterliegen, sondern in cäsu und mit 
Rücksichtnahme auf die gesamten diesbezüglichen politi- 
schen Verhältnisse, auf ihren Inhalt und Zweck tM prüfen 
sind, wonach der Umstand, dass eine Allianz — wenn 



^) Despagnet, La diplomatie de la troisi^me R^publique S. 143. 
— Vgl. auch einen äusserst heftigen Aufsatz, La tiiple AUiance, in der 
Revue des deux-mondes, Februar 1891, wo der Frieden des Dreibun- 
des als ^une paix lourde et tuineuse" bezeichnet wird. »A des effroy- 
ables calamitis la triple alliance a vouä le tnonde civilis^. — L'in- 
tärit ginäral de l'Europe la desavoue et la condamne'. 
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auch mit der Wahrheit übereinstimmend — ihren fried- 
lichen Charakter bezeugt, nicht an und für sich als hin- 
reichender Beweis ihrer allseitigen Vorzüglichkeit aufzu- 
fassen ist ^). Die Stichhaltigkeit dieser Bemerkungen dürfte 
schon daraus zu ersehen sein, dass ein Staat, welcher 
grosse Eroberungen gemacht und einen erheblichen Zu- 
wachs seiner politischen Macht erfahren hat, sich in sei- 
nem eigensten Interesse dazu verstehen kann, sich wenig- 
stens bis auf weiteres zufrieden zu geben und seinen Be- 
sitzstand durch eine kluge Politik sicherzustellen, einem 
vorsichtigen Spieler gleich, welcher nach einem grossen 

Gewinn sein Spiel abzubrechen vermag. — Eine 

Prüfung des Dreibundes an der Hand dieser Gesichts- 
punkte kommt hier nicht in Frage. Ohne seine Verdien- 
ste und relative geschichtlich-politische Berechtigung in 
Abre'de zu stellen, scheint man ihn doch in der Richtung 
beurteilen zu dürfen, dass diese Allianz von keinen aus- 
sergewöhnlieh hohen Zwecken bestimmt ist und das At- 
tribut eines Friedensbündnisses im eminenten Sinn kaum 
beanspruchen kann. 

Der remarkable Gegenpart der Trippellallianz, das rus- 
sisch-französische Bündnis, .ist, vor allem in seinem 
festen und anerkannten Dasein, viel späteren Da- 
tums — verkündet erst 1897 — entzieht sich aber exak- 
ten Darstellungen und Beurteilungen, weil sein Inhalt bis 
zum heutigen Tage geheim gehalten ist. — Bei den fried- 



^) Aus den ganz erklärlichen Abweichungen in der subjektiven 
Auffassung von der Berechtigung und dem Nutzen eines Bündnisses 
— wie hi€r der Trippelallianz — gehen auch die oben angeführten 
dlvergierendeti Beurteilungen desselben oft grösstenteils hervor. 
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liehen Tendenzen der Trippelallianz hat die Verbindung 
der westlichen und der östlichen Grossmacht — eine Ver- 
bindung, welche schon wegen der völligen Ungleich artig- 
keit der beiden Nationen hinsichtlich des kulturellen und 
politischen Niveaus sonderbar erscheint — ihrerseits, so 
sehr sie auch zum Frieden geneigt ist, bei der Erhaltung 
des Friedens vielleicht keine allzu grosse selbständige Rolle 
gespielt, wenn sie auch als Gegengewicht gegen den Drei- 
bund in dieser Hinsicht nicht ohne Bedeutung gewesen 
ist ^). Die defensiven Tendenzen der neuen Allianz sind 
bekanntlich in manchen Äusserungen der beteiligten, lei- 
tenden Staatsmänner bezeugt; dies sowie der Umstand, 
dass die Vereinbarung mit Russland Frankreich mächtig 
dazu verholfen hat aus seinem bis dahin isolierten Zu- 
stande hervorzutreten, dass sie den beiden Verbündeten, 
insb. Frankreich, einen erheblich gesteigerten politischen 
Einfluss gegeben und das europäische Gleichgewicht her- 
gestellt und aufrechterhalten hat, sind jedenfalls als bedeu- 
tungsvolle Tatsachen der jüngsten internationalpolitischen 
Entwicklung zu bezeichen ^). Als hervortretendstes Merk- 



1) Hierüber Hansen, L'alliance franco-russe, S. 132: ,dans tous 
lies cos l'alliance franco-russe a puissamment contribuä d maintenir 
la paix gänärale et le concert europien, lequel est certainement une 
Oeuvre diplomatique de la plus haute imporiance" * Vgl Seignobos 
S. 789: ,Toutes deux (die beiden grossen Allianzen der Jetztzeit) 
ayant le mime but diclari, le maintien de la paix, leur Opposition 
a produit en Europe le mime effet pratique qu'une entente gine- 
rale". 

2) Hansen, Chap. IX Portee de l'alliance.. — Lamy, A propos. 
d'alllance russe, Revue des deux-mondes April 1894, erkennt sowohl 
der französisch-russischen als auch der Trippelallianz nicht nur n^it 
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mal dieser beiden grossen europäischen Allianzen ist die 
Tatsache zu bezeichnen, dass sie, ohne dass der casus 



Rücksicht auf die beteiligten Mächte selbst, sondern für ganz Europa 
und den Weltfrieden grosse Bedeutung zu. Trotz dem nicht-kriege- 
rischen Charakter des Dreibundes, sagt er, und obgleich dessen Teil- 
nehmer sich durch gegenseitige Rivalität abweichender Interessen .im- 
mobilisiert' haben, war doch die tatsächliche Obermacht dieser Allianz 
^une tentation permanente', welche aber durch die Bildung der neuen 
Koaliation neutralisiert wurde. In Zusammenhang hiermit stellt der Ver- 
fasser einige eigenartige Hypothesen auf. >yill die Trippelallianz die 
Oberhand gewinnen, muss sie sich durch neue Alliierte verstärken, 
was jedoch die ähnliche Wirkung auf Frankreich-Russland ausüben 
wird. — nPltis s'accrottra chacun des groupes, plus se fortifieront 
les chances de paix' — dies darum, weil es bei zuwachsender 
Anzahl der Verbündeten immer unwahrscheinlicher wird, dass diese 
aus derselben Ursache und zu gleicher Zeit einen Krie^ würd^ her- 
beiführen wollen. ^Les vastes alliances contiennent les caprices indi- 
viduelles des peuples, les longues alliances sont le commencement 
des i^dirations, et les fid^rations la plus süre garantie de la paix'. — 
Die Vermutung, dass den modernen Alltanzen eine derartige Entwick- 
lung bevorstehe, hat jedoch äusserst gering^ Wahrscheinlichkeit und 
ist auch nicht durch die bisherigen Erfahrungen bestätigt worden. 
Auch sie sind ohne Zweifel nur vorübergehende Erscheinungsformen 
des internationalen Lebens, die zwar unter Umständen in Verbindung 
mit anderen Faktoren Kriegsausbrüche verhindern können, nichtsdesto- 
weniger aber Ausschliessungsmittel des Krieges par priference-^^^^x 
sind noch sein können. Die Ujigleichheit der beiderseitigen Inter- 
essen hinwieder, der Lamy für die Lebensfähigkeit und die fried- 
lichen Tendenzen einer Allianz so grosse Bedeutung beimisst, muss 
schliesslich bei einem gewissen Grade der Intensität (allzu divergie- 
rende Interessen) oder der Extensität (allzu zahlreiche Teilnehmer) zur 
Auflösung des Verbandes und zu neuen politischen Kombinationen 
führen. — Mit diesen Einschränkungen können indessen die Bemer- 
kungen Lamys einen gewissen Grad von Berechtigung besitzen^ 
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foederis Jahre, Jahrzehnte hindurch oder sogar niemals 
eintritt, intime Beziehungen friedlicher, diplomatischer 
Beschaffenheit herstellen und eine sehr erhebliche Rolle 
im international-politischen Leben und hinsichtlich des 
politischen Gleichgewichts spielen. Hierdurch nähern sie 
sich ganz bemerkenswert den allgemein-politischen Verein- 
barungen oder Ententen, welche ohne eine Kriegsgemein- 
schaft irgendwie in Aussicht zu stellen und darauf bezüg- 
liche Verpflichtungen zu enthalten und somit ohne ein 
Bündnis zu begründen, doch eine mehr oder weniger in- 
nige politische Interessengemeinschaft und ein einheitliches 
Vorgehen in gewissen Punkten voraussetzen. In prak- 
tisch-politischer Hinsicht braucht ja zwischen den beiden 
Vertragsarten kein sehr grosser Unterschied vorhanden zu 
sein; •an internationaler Tragweite und Bedeutung können 
sie in Friedenszeiten einander aufwiegen und gewisser- 
massen substituieren. Zudem ist die Möglichkeit vorhan- 
den, dass jene Vereinbarungen zu kritischen und zugespitz- 
ten Zeitpunkten in Allianzen übergehen. Als hervorragen- 
des Beispiel neueren Datums sei in dieser Hinsicht auf 
das britisch-französische Abkommen vom 8. April 1904 
hingewiesen ; auch sollen ja politische Annäherungen zwi- 
schen Grossbritannien und Italien sowie zwischen Frank- 
reich und Italien stattgefunden haben. Derartige Verstän- 
digungen oder „Ententen" können u. U. zu Bündnissen 
führen sowie auf frühere Allianzverhältnisse zwischen den 
Parteien und dritten Mächten auflösend wirken.^) Es erscheint 



1) Nicht selten werden ja auch derartige Vertragsverhältnisse 
Allianzen genannt. 
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die Möglichkeit nicht ausgeschlotöen, dass sich genteinsame 

politische Interessen befreundeter Staaten in Priedenszeiten 

immer mehr durch solche Vertragsverhältnisse betätigen 
werden. 

Es ist ja von der englischen Politik behauptet wor- 
den, dass sie überhaupt, aus Prinzip, den Staat 
nicht durch förmliche, bestimmte Allianzen an andere 
Mächte bindet ^), sondern die Stärke im ÄUeinstehen und 
in grösstmöglicher Aktionsfreiheit zu finden glaubt.^) Die- 
sem zwar nicht ganz ohne Ausnahmen beobachteten Grund- 
satz hat sich Grossbritannien jedoch im Jahre 1902 durch 
den Abschluss eines Allianzvertrages mit der ostasiatischen 
Weltmacht in gewissem Sinn untreu gezeigt — doch 
auch nur in gewissem Sinn, denn hier handelt es sich ja 
nicht um eine jener gewöhnlichen innereuropäischen Al- 
lianzverhältnisse, sondern um eine politische Neuigkeit von 
besonderem Interesse. Dieses am 30. Januar 1902 einge- 
gangene Bündnis beweist zu voller Evidenz, wie sich das 
grosspolitische Leben, der Bereich der internationalen Po- 
litik in anderer Bedeutung und Ausdehnung als früher 
allmählig zu wirklicher Weltbeherrschung erweitert. — 
Zuvörderst treten die Vereinigten Staaten von Nordame- 
rika, die ja seit lange, ihrem Non-Interventionsprinzip zum 
Trotz, im amerikanischen Weltteil für die Staaten zweiten 
und dritten Ranges die Vorsehung und den — oft selbst- 

1) So äussert sich Despägnet, La diplomatie de la troisieme Repub- 
Hque S. 474—75, in folgender kräftiger Weise: „Pflr tradition immu- 
able et calcuUe, l'Angleterre ne se lie jamais par une alliance for- 
melle et portant sur un objet däfini. une entente avec lui 

est toujours däpendente des modifications impossibles ä prevoir dans 
fes relations internationales." 
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ernannten — Schiedsrichter gespielt haben, aus diesem 
freilich nicht allzu engen Rahmen heraus, um, ohne 
dennoch die Monroe-Doktrin aufzugeben, ihre Herr- 
schaft auch in fremden Weltteilen zu betätigen. — Und 
kurz darauf schliesst der siegreiche asiatische Inselstaat mit 
seinem alten europäischen Gegenstück einen höchst mo- 
dernen Allianzvertrag ab, einen Vertrag, der im kolonial- 
politischen Interesse Englands und im Interesse der natio- 
nalen Expansion und der asiatischen Grossmachtstellung 
Japans die Aufrechterhaltung des status quo und des all- 
gemeinen Friedens im äussersten Westen zu befördern 
bezweckt. Diese Allianz unterscheidet sich also hinsicht- 
lich ihrer Zwecke ganz beträchtlich von den beiden oben 
berührten europäischen Bündnisverträgen. — Im Ingresse 
erklären sich die Kontrahenten „specially interested in 
maintalning the independence and territorial integrity of 
the Empire of China and the empire of Corea*", Im Art. 
i behaupten die Verbündeten, welche die Unabhängig- 
keit Chinas und Koreas anerkannt haben, von jeder ag- 
gressiven Tendenz in Betreff dieser Gebiete unbeeinflusst 
zu sein ^). Dazu gestatten die Mächte einander in den be- 
treffenden Ländern zum Schutze ihrer Interessen diejenigen 
Massregeln zu treffen, welche entweder durch fremde An- 
griffe oder durch innere Unruhen daselbst eventuell veran- 
lasst werden. 

Art. 2 enthält Bestimmungen, welche der bisherigen 



1) Der Vertrag enthält tatsächlich eine Art von Garantie zum 
Schutze Chinas und Koreas, allerdings im Interesse der Vertrags- 
parteien selbst. 
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Entwicklung und den Erfordemtssen des Völkerrechts völlig 
Rechnung tragen : Jf either Great-Britain or Japan, In 
the defence of their respective interests as above descri- 
bed, shouM become involved in war with änother Power, 
the other High Contracting Party will maintain a strict 
neutraUty, and use its efforts to prevent other Powers 
from joining in hostilities against its ally*. — Also keine 
zweideutige „ wohlwollende ** Neutralität, sondern ein stren- 
ges Festhalten an dem, was zu den für alle nicht-krieg- 
führenden Staaten gleichen Neutralitätspflichten gehört ^). 
Andererseits aber versprechen die Vertragsmächte fremde 
Mächte nach Kräften am Anschluss an die Feindselig- 
keiten zu hindern, was uns die Bestimmungen im zweiten 
Titel des Haager Friedenskonferenzaktes in Erinnerung 
bringt. 

Art. 3 behandelt den casus foederis: „If, in the above 
event, any other Power or Powers should join in hosti- 
lities against that alfy, the other //. C. P. will come to 
its assistance, and will conduct the war in common, and 
make peace in mutual agreement with it". Dieser Arti- 
kel bezieht sich also offenbar auf den Defensivkrieg — also 
muss der im Art. 2 erwähnte Fall („should become invol- 
ved in war with another Power") mit Umschreibungen 

auf den Offensivkrieg hindeuten. Der Vertrag hat 

auch für andere als Kriegsfälle Verabredungen getroffen, 
indem bestimmt ist, einmal, dass die eine oder andere 



1) Eine anders geartete Neutralität, auch eine »wohlwollende", 

« 

iiesse sich ja auch in Anbetracht der Beschaffenheit des hier vorher- 
gesehenen Kriegsfalles keineswegs rechtfertigen, selbst wenn man sie 
bei rein defensiven Vereinbaningen für zulässig erachten würde. 
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Macht, wenn ihre obenerwähnten Interessen in Gefahr 
geraten sollten, sich mit dem Verbündeten frei und offen 
verständigen wird, zweitens, dass keine von ihnen hinter 
dem Rücken des anderen mit ii^end einer fremden Macht 
besondere Verabredungen und Übereinkünfte („separate 
arrangements'*) treffen darf, welche mit den vertragsmäs- 
sigen Interessen der Parteien in Widerstreit geraten wür- 
den (Art. 4 u. 5). — Art. 6 Mom. 1 : ,The present 
Agreement shall come into effect intmediately after the data 
of its Signatare, and remain in force for 5 years from 
that date;" also eine genaue Zeitbestimmung hinsichtlich 
der Vertragsdauer. Auch Mom. 2 präzisiert mit unge- 
wöhnlicher Deutlichkeit diejenigen Punkte, welche in Be* 
treff der Kündigung und eventueller Prolongation infolge 
von Krieg in Frage kommen können. — In mehr als ei- 
ner Hinsicht präsentiert sich somit der Vertrag als das 
Muster einer modernen Allianz. Geschickt grenzt er die 
Interessensphären der beiden Mächte gegen einander ab; 
er bezeichnet also auch eine Verständigung zum Ausschluss 
eventueller Kollisionen und hat hierin die Aufgabe einer 
internationalen Entente. Es ist zudem für diesen Vertrag 
charakteristisch, dass er sich nicht auf wirkliche Lebens- 
fragen der Parteien selbst, nicht einmal auf ihre Kolonial- 
gebiete im eigentlichen Sinn, sondern auf ihre Interessen- 
sphären in fremden Ländern bezieht und diese, im Inter- 
esse der Kontrahenten selbst, einer Garantie unterstellt. 
Die Bündnisaufgaben sollen in erster Linie durch friedliche 
Mittel verwirklicht werden, und der casus foederis nur 
zum Zweck der Defensive eintreten. Nichtsdestoweniger 
bewirken die oben bemerkte Beschaffenheit der Allianz 



175 

und ihre Zwecke, dass sie dem normalen Typus eines 
rein defensiven Bündnisses gewiss nicht völlig entspricht, 
weil Machterweiterungaswecke einem solchen prinzipiell 
fremd sind. Demr eine strikt defensive Allianz hat aus- 
schliesslich den Zweck bestehende Rechte zu wahren und 
zu erh^en. Selbst charakterisiert sich der Bündnisvertrag 
weder mit dem einen noch mit dem anderen Attribut; 
auffallend ist es aber, dass er z. B. bei Wheaton als of- 
fensiv und defensiv bezeichnet wird. ^) — Später — am 
12. August 1905 — haben die beiden Mächte, zunächst 
aus Anlass des russisch-japanischen Krieges, einen den 
älteren komplettierenden Allianzvertrag abgeschlossen ^. 
Darin wird im Art. 2 erklärt, dass, wenn die eine oder 
andere der verbündeten Mächte zufolge eines nicht pro- 
vozierten fremden Angriffes in Krieg geraten würde, »potir 
la däfense de ses intirits territoriaux ou d'un des inte- 
rets speciaux ", dann ihr die andere unmit- 
telbar zu Hülfe kommen soll. Nach dem Art. 6 wurde 
bestimmt, dass England im russisch-japanischen Kriege 
neutral bleiben sollte; würde aber eine dritte Macht sich 
mit Russland gegen Japan verbinden, dann sollte der 
casus foederis eintreten. — Die Dauer des Vertrages wurde 
auf zehn Jahre festgesetzt (Art. 8). 

Das neunzehnte Jahrhundert hat das Eingehen sowie 
auch das Aufhören mehrerer internationaler Garantiebe- 
schlüsse bezeugt. Die zurzeit bestehenden wichtigsten 
Garantieverhältnisse beziehen sich vorwiegend auf die 
dauernde Neutralität einiger Staaten. Auch die sog. In- 

1) Wheaton S. 24. 

2) Abgedrückt in der Revue Generale, XII (1905). 
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tegritätsgarantie, nämlich die, welche selbständig besteht 
und nicht nur eine Bestimmung eines Allianzvertrages 
ausmacht, ist noch immer von praktischer Bedeutung. Da 
die Struktur dieser Garantiebeschlüsse und die durch sie 
begründeten Rechtsverhältnisse weit mehr als ihre Ge- 
schichte für unser Thema von Interesse sind, wurden diesel- 
ben im vorhergehenden schon berührt und sollen im nach- 
folgenden eingehender erörtert werden. 



V KAPITEL. 

Wirkungen und Betätigung der Alllanzverhält- 
nisse nach innen und nach aussen. 

Ebenso schwankend wie die Entscheidung über den 
Nutzen, welchen die wechselnden Erscheinungen auf dem 
Gebiete der Allianzverhähnisse der Staatenwelt als Ge- 
samtheit bringen können, sowie auch oft über ihre Berech- 
tigung ist, ebenso unmöglich ist es allgemeine Gesichts- 
punkte aufzustellen, allgemeine Urteile über den Nutzen 
und die Vorteile zu fällen, welche die Allianzen und die 
Allianzverhähnisse im allgemeinen, ihre besonderen Arten 
im besonderen, den einzelnen Staaten verschaffen können. 
Ausgeschlossen werden müssen hierbei zuerst diejenigen, 
welche, ohne Voreingenommenheit beurteilt, entschieden, 
wenn auch in höherem oder geringerem Grade, gegen 
allgemeine Rechtsprinzipien und insbesondere gegen aner- 
kannte Völkerrechtssätze Verstössen, denn was vor dem 
Recht und dem Rechtsbewusstsein nicht Stand hält, das 
lässt sich auch durch rein politische Rücksichten schwer- 
lich rechtfertigen; derartige Fälle scheiden daher bei der 
Beurteilung aus. Indessen ist es ja keineswegs immer 

leicht zu entscheiden, wann und wo das rechtlich Erlaubte 

12 
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aufhört und das Unrechtmässige beginnt. In dieser Hin- 
sicht sei darauf hingewiesen, was im vorigen über die 
Mängel im internationalen Leben sowie über andere 
einschlägige Fragen geäussert worden ist. Wie die Ver- 
hältnisse gestaltet sind, versagt und schweigt ja oft die 
rechtliche Beurteilung gänzlich. Das international-politische 

— wie im allgemeinen das politische — Leben bietet 
nämlich Erscheinungen und Fragen, welche mit dem Recht 
dergestalt einfache und elementare Berührungspunkte ha- 
ben, dass sie sich im grossen und ganzen nur zu einem 
sehr geringen Grade unter rechtlichen Gesichtspunkten 
beurteilen lassen. Es ist, wie oben zu wiederholten Ma- 
len bemerkt, im allgemeinen höchst wünschenswert, sowie 
es auch von der Entwicklung zu erwarten ist, dass auch 
derartige internationale Tatsachen und Beziehungen im- 
mer mehr in den Kreis der rechtlich relevanten und dem 
Rechte untergeordneten Verhältnisse hineingezogen wer- 
den, aber so lange dies nicht der Fall ist, sind sie im 
wesentlichen unter den Gesichtspunkten der Zweckmässig- 
keit und des Vorteilhaften zu beurteilen. Demgemäss 
ist es auch nicht wohl angemessen, für verschiedene 
internationale Verhältnisse absolute Rechtssätze und 
Rechtsregeln — etwa in der Form eines „Gesetzbuches" 

— künstlich aufzukonstruieren zu suchen, ohne die 
Gewissheit zu haben, dass dieselben sich im Leben selbst, 
wenigstens annähernd, als solche bewähren ^). Dagegen 



1) «Man darf behaupten*, sagt Jellinek (System S. 321), „dass 
neun Zehntel der herkömmlichen völkerrechtlichen Lehrsätze nicht ob- 
jektives Völkerrecht sind." 
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mag man wohl aus allgemein-rechtlichen und Völkerrecht- 
liehen Prämissen Regeln und Prinzipien auch für Verhält- 
nisse der hier berührten Art herleiten, ohne dabei zu ver- 
gessen, dass man hier oft zu Resultaten gelangt, mit denen 
die tatsächlichen Verhältnisse manchmal schlecht überein- 
stimmen. Auch ist es von Bedeutung den internationalen 
Usus auf diesem oder jenem Gebiet darzulegen, z. B. ge- 
wisse gleichmässige Vertragstypen aufzuzeigen. Und zu- 
letzt darf auch eine ethisch-kritische, auf zukünftige Aus- 
bildung und Verrechtlichung hindeutende Beurteilung nicht 
unterschätzt werden. 

Das oben ausgeführte trifft zu einem nicht geringen 
Teil bei den Allianzverhältnissen, insb. bei den Bündnis- 
sen im engeren Sinne, zu. Hier ist die Möglichkeit einer 
rechtlichen Beurteilung der tatsächlichen Gestaltungen kei- 
neswegs ausgeschlossen, aber im grossen und ganzen 
greift dieselbe, was die Struktur und den Charakter der 
Allianzverhältnisse an und für sich betrifft, in keinem er- 
heblicheren Masse Platz. Dagegen sind die Beziehungen, 
in welchen diese internationalen Gesellschaftsverhältnisse 
zu gewissen völkerrechtlichen Sätzen und Instituten stehen, 
in ziemlich hohem Grade geeignet auch rechtlich bedeut- 
same Fragen entstehen zu lassen. 

Sieht man zuerst von den rechtlichen Gesichtspunk- 
ten ab, um gewisse politische Verhältnisse nach Zweck- 
mässigkeitsgründen und Rücksichten der politischen Vor- 
teile zu beurteilen, so ergeben sich aus einer derartigen 
Wertschätzung selbstverständlich nur sehr schwankende 
Urteile von relativem Wert. Unter solchen Gesichtspunk- 
ten ist es somit fast unmöglich allgemeine Urteile über 
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verschiedene internationale Erscheinungen, u. a. über die 
Allianzvdrhältnisse, zu fällen. Hier wird selbstverständ- 
lich vieles von der jeweiligen internationalen Lage, von 
der Machtstellung und dem Einfluss der Verbündeten, 
von dem Zweck der Vereinigung und der Bedeutung der 
eingegangenen Verpflichtungen und der mit ihnen ver- 
bundenen Gefahr u. s. w. abhängen. Leider wird der 
Aufrichtigkeit, der Vertragstreue und dem wirklichen In- 
halt der Verpflichtungen nicht immer in gebührendem 
Masse Rechnung getragen; es sind öfter als einmal un- 
verzeihliche Vertragsbrüche und Abweichungen von den 
abgegebenen Versprechen vorgekommen, und dies sowohl 
bei eigentlichen Bündnisverhältnissen als bei internationa- 
len Garantieverhältnissen. Schon dieser Umstand muss 
offenbar bewirken, dass die ex ante, d« h. auf dem Stand- 
punkte des Vertragsabschlusses, oft auch der friedlichen 
Betätigung, erfolgende Beurteilung über den Nutzen und 
die Vorteile eines Bündnisvertrages im allgemeinen sehr 
unsicher und problematisch sein muss, weil fast immer 
die Möglichkeit vorhanden ist, dass sich die Allianz, nach 
eingetretenem casus foederis, nicht in normaler, vertrags- 
mässiger und erwünschter Weise betätigen wird. Solchen- 
falls ist es sogar nicht ausgeschlossen, dass ein Staat zu- 
folge seiner Allianz mit einem anderen in Gefahren und 
Misserfolge gerät, denen er sonst entgangen wäre. Es kann 
nämlich eintreffen, dass er, auf die Bestimmungen des Bünd- 
nisvertrages vertrauend, sich in verhängnisvolle Kriege ein- 
lässt, seine Hoffnung auf Hülfe aber sich in dem entscheiden- 
den Momente trügerisch erweist. Erst nachträglich, wenn 
es seine Wirkungen schon erwiesen hat, lässt sich somit 
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ein ÄUianzverhältnis in dieser Hinsicht richtig beurteilen. Ins 
Grenzenlose kann die politische Unzuverlässigkeit hinsicht- 
lich der Erfüllung aufgenommener Allianzverpflichtungen 
allerdings nicht gehen, und mit der Entwicklung der inter- 
nationalen Beziehungen hat sie auch immer mehr abgenom- 
men. Schon aus politischen Gründen darf und will kein Staat 
sich auf die Möglichkeit verlassen seine Verpflichtungen 
und Obliegenheiten ohne zwingende Ursachen zu verab- 
säumen; eine Politik, die sich ausschliesslich und rück- 
sichtslos vom eigenen Vorteil diktieren lässt und darüber 
unzweideutige Vertrags- oder andere Pflichten vernachläs- 
sigt, wird eben leicht eine zweischneidige Waffe, die sich 
früher oder später gegen ihren Handhaber selbst wenden 
kann. Trotz den relativ schwachen rechtlichen Garantien 
des Völkerrechts, trotz dem Mangel einer prüfenden, urtei- 
lenden und ausführenden obersten Autorität muss auch hier 
als oberstes Prinzip die in jeder Gesellschaft unerlässliche 
Regel: pacta sunt servanda gelten. Die Politik selbst muss 
der zügellosen Freiheit und Ungebundenheit Schranken 
setzen und die allgemeine Gültigkeit mindestens einiger Prin- 
zipien und Rechtsnormen anstreben und dieselbe aner- 
kennen. Es wird dann, wie bemerkt, die Aufgabe der 
Entwicklung, des Rechtes und Rechtsbewusstseins sein, die- 
se Bedeutung des rechtlichen Elementes nicht auf einem 
elementaren Standpunkt beharren zu lassen, sondern der 
Rechtsidee zu immer grösseren Geltung und Vollkommen- 
heit zu verhelfen ^) Es darf übrigens mit Fug be- 



1) Das internationale Leben hat einen bedeutenden ursprünglichen 
Unterschied aufzuweisen zwischen demjenigen Gebiet, wo infolge der 
Natur der Verhdltni^se und des wachsenden Verkehres eine Entwick- 
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hauptet werden» dass Allianzverbindungen heutzutage mit 
grösserer Aufrichtigkeit abgeschlossen und auch die 
Vertragsverpflichtungen überhaupt treuer erfüllt und tie- 
fer aufgefasst werden als manchmal in älteren Zeiten, 
wo die Bundesgenossen einander nicht selten sehr viel 
versprachen, aber wenig hielten. Zurzeit dagegen sind die 
eigentlichen Bündnisse von geringerer Anzahl ; sie sind mit 
grösserer Vorsicht und gewöhnlich im Hinblick auf genau 
bestimmte Möglichkeiten eingegangen, was alles zu Gun- 
sten ihrer grösseren Dauerhaftigkeit und ernsteren Absich- 
ten spricht, wenn es auch jetzt mit der Zuverlässigkeit 
und mit der Vertragstreue nicht immer so tadellos be- 
stelh ist 1). 

Es ist in der Tat kein Geringes, wozu ein Allianz- 
verhältnis nach dem Eintritt des casus foederis die Ver- 
bündeten gegenseitig verpflichtet. In älteren Zeiten, wo 
das heutige strenge Neutralitälsrecht, eines der bedeu- 



lung der rechtlichen Beziehungen und der rechtlichen Regelung sozu- 
sagen von selbst erfolgt — dies ist vorwiegend das Gebiet der kul- 
turellen, ökonomischen und administrativen Interessen — und demje- 
nigen, wo die zwischenstaatlichen Relationen und Verhältnisse sich 
wegen ihrer eigenen Beschaffenheit einer Regelung durch objektives 
Recht nur widerstrebend und teilweise unterordnen. Hier, auf dem 
politischen Gebiete im eigentlichen Sinn, wo es die Existenz und 
die Machtstellung der völkerrechtlichen Subjekte gilt, entwickelt sich 
das Recht aus spärlichen, oft durch Ausnahmen gebrochenen Normen 
nur unter beträchtlichen Schwierigkeiten zu grösserer Herrschaft und 
Bedeutung. Dass der Krieg, einer der Hauptfaktoren in der interna- 
len Politik, sowie er jetzt aufgefasst und ausgeübt wird, letzten Endes 
die prinzipielle Negation der Rechtsordnung bezeichnet, ist oben her- 
vorgehoben worden. 

1) Vgl. Jellinek, Staaten Verbindungen S. 123, 
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tehdsten Ergebnisse* der völkerrechtlichen Entwicklung in 
neuerer Zeit, noch nicht beobachtet wurde, gehörte das 
Versprechen und die tatsächliche Leistung einer beschränk- 
ten Kriegshülfe oder eines damit vergleichbaren Beistan- 
des ohne wirkliche Kriegsgefahr und ohne eigentliche, so- 
zusagen „persönliche" Teilnahme der „Nebenpartei" an 
dem Kriege, nicht zu den Seltenheiten. Anders verhält 
es sich jetzt. Ungeachtet der Parteiverabredungen wird 
der Krieg im allgemeinen sowohl den prinzipalen Gegner 
wie auch seinen Alliierten — selbstverständlich unter der 
Voraussetzung, dass der casus foederis verwirklicht ist 
und von dem Verbündeten weder mit Recht (wenn ein 
rechtlich anerkannter und anzuerkennender Befreiungsgrund 

vorliegt) noch vertragswidrig und mit Unrecht, in Abrede 

• 

gestellt und unbeobachtet gelassen ist — in gleicher Weise 
in den Strudel des Kampfes mit hineinziehen. Auch in 
Garantieverhältnissen liegt trotz ihres gewöhnlich äusserst 
entfernten und hinsichtlich der eventuellen kriegerischen 
Verwirklichung politischen Misslichkeiten ausgesetzten Bünd- 
nisfalles, jedenfalls prinzipiell dieselbe Eventualität vor. 
,,Une alliance ou une garantie", sagt Milovanowitch, 
,,obligent souvent les Etats qui les ont contradees ä 
exposer toutes leurs forces pour la defense d'autrul et 
ä solidariser leur propre existence avec celle de leur 
allie ou du garanti' ^). Die Tatsache, dass es sich u. 
U. wirklich 30 verhält ^, wird bisweilen als ein Grund 

~ 1) Milovanowitch S. 395. 

^ Als allerjtingstes Beispiel hierfür sei nur auf das Bündnis 
zwischen der Südafrikanischen Republik und dem Orangefreistaat hin- 
dgewiesen; treu an dem kriegerischen Gesellschaftsvertrage festhalted 
fanden sie beide zugleich den Untergang. 
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gegen den politischen Nutzen der Allianzen vorge- 
bracht, andererseits aber wird diese g^enseitige Gebun- 
denheit als für die Staaten selbst vorteilhaft bezeichnet ^). 
Die Entscheidung hängt zum Teil von den zur gegebenen 
Zeit obwaltenden international-politischen Verhältnissen 
im allgemeinen, zum Teil von den inneren und äusseren 
Zuständen und Ressourcen der resp. Staaten ab und lässt 
sich schwerlich unter generellen Gesichtspunkten beur- 
teilen. Ebenso wie die Allianzen in der Gross- und Welt- 
politik nach den jeweiligen Verhältnissen verschiedene 
allgemeine Bedeutung gehabt haben, so wechselt auch ihr 
sozusagen subjektiver Nutzen und ihre subjektive Berech- 
tigung, d. h. ihre Bedeutung für die resp* beteiligten Staa- 
ten als Individuen, für ihr Gedeihen, ihre Würde und ihre 
Fähigkeit ihre Aufgaben zu erfüllen. Unter Umständen 
entsteht ein Bündnisverhältnis zwischen zwei oder meh- 
reren Staaten fast mit Notwendigkeit zufolge allgemeiner 
internationaler Ursachen und Zustände, z. B. wenn 
zwei mit einander bisher nicht verbundene Staaten je- 
der für sich mit demselben Gegner in Krieg verwickelt 
werden — dann liegen in manchen Fällen „natürliche" 
Voraussetzungen eines sich sofort kriegerisch betätigenden 
Kriegsbündnisses vor % ebenso in vielen Fällen von Welt- 



1) Lamy, A propos d'alliance russe (Revue des deux-mondes 
1894) behauptet: ,Le meilleur moyen de preparer la paix est pour 
chaque peuple de nouer des alliances avec ceux en ^qui il a le plus 
de foL Tout peuple qui cesse d'itre seul est ä la fois moins me- 
naci parce qu'il est plus fort, et moins menafant parce qu'il lui 
faut soumettre ä une autre volonte ses disirs — ". 

^ Selbstverständlich ist- es aber möglich, dass zwei Mächte jede 
für sich und ohne irgendwelche Verbindung untereinander denselben 
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kriegen wie den Napoleontschen, wo Existenz und Heil 
verschiedener Nationen nur durch gemeinschaftliche An- 
strengungen und unter Hintansetzung zufälliger Einzelin* 
teressen und Streitpunkte zu bewahren und zu retten sind. 
Der Notzwang ^) oder wenigstens die unumgängliche Kon- 
sequenz der Umstände bringt in solchen Fällen Aliianz- 
verhältnisse zustande. — Es kann ein politischer Vertrag, 
auch wenn er dem Staate Vorteile bringt, diesen herab- 
würdigenden Bedingungen unterwerfen und ihn in ein tat- 
sächliches Abhängigkeitsverhältnis versetzen. Bei einem 
Protektorate liegt dies gewissermassen in der Natur der 
gegenseitigen Beziehungen; in anderen Fällen, wo die 
Gleichheit der Parteien äusserlich bewahrt ist, kann es 
in verhüllter Form und indirekt zum Vorschein kommen. 
Ein Allianzvertrag kann unter solchen Bedingungen ein- 
gegangen sein oder, zufolge der politischen Verhältnisse 
und der Ungleichheit in der Machtstellung der Parteien, 
tatsächlich zu einem solchen Verhältnis führen. Es ver- 



Gegner bekriegen, obgleich ihre Territorien nicht an einander grenzen 
und sie auch nicht zur See leooperieren können. Aber auch solchenfalls 
ist ein Allianzverhältnis zwischen ihnen keineswegs ausgeschlossen, 
wenn es sich auch nur in dem Fall als wirkliche Kriegsgenossenschaft 
darstellt, dass sie im Feindeslande tatsächlich zusammenwirken kön- 
nen. Aber auch dann, wenn dies nicht der Fall ist, können doch die 
Friedensbedingungen gemäss einem gemeinschaftlichen Plan geregelt 
und vereinbart sein; ebenso können natürlich Subsidien in Geld vor- 
kommen. 

1) Hiervon zu trennen ist der äussere, Gewalt ausübende Zwang, 
die vis compulsiva, die auch zuweilen zum Abschluss von Staatsverträ- 
gen, zur Eingehung von zufälligen oder dauernden Gesellschaftsver- 
häUnissen sowie zu kriegerischer Kooperation im Einzelfalle geführt hat, 
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hält sich hiermit wie Funck-Brentano und Forel bemerken : 
Jl est difficile que tEtat le plus fort respecte longtemps 
un allU qui s'est mis ä sa discretion, II est tente de 
l'exploiter — — — ".^) Es zeigt ja auch die politische 
Geschichte — seit den Tagen des alten Roms und noch 
älteren Zeiten — wie verhasst aufgezwungene und drük- 
kende Bündnisverhältnisse der inferioren Partei gewesen 
sind; dasselbe geht aus der Napoleonischen Periode her- 
vor, wo z. B. Frankreichs Bündnisgenossen von gestern 
bei gegebener Gelegenheit nicht gezögert haben seine 
Waffen gegen es selbst zu richten, um ihre eigene Befrei- 
ung herbeizuführen. Auch Garantieverhältnisse, wenn sie 
im Grunde, wiewohl nicht dem Anschein nach, im Inter- 
esse der Garanten selbst eingegangen worden sind, kön- 
nen dem unter Schutz stehenden Staat gefährlich, wenig- 
stens lästig und von sehr problematischem Nutzen sein, 
wie es die Beispiele Krakaus und auch der Türkei zeigen. 
Am bedenklichsten erscheint, wie früher bemerkt, vom 
allgemeinen völkerrechtlichen Gesichtspunkte die Sachlage 
dann, wenn der Vertrag einen Kontrahenten in eine schiefe 
und zweideutige Stellung versetzt, insbesondere wenn er 
ihm unter geheimen Bedingungen und wie auf Umwegen 
Verpflichtungen auferlegt, die gegebenen Falls mit seinen 
Neutralitätspflichten und mit seinerseits behaupteter Beob- 



1) Funck-Brentano & Sorel S. 142. — Über den französisch- 
preussischen Allianzvertrag vom 24. Februar 1812, dessen geheime 
Artikel die Allianz für ^offensive et defensive dans toutes les guer- 
res des deux parties en Europe" erklärt, bemerkt Qeffcken, S. 133, 
dass derartige Bestimmungen de facto eine Unterwerfung des Schwäche- 
ren unter den Stärkeren bedeuten. 
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achtung der Neutralität in Widerspruch geraten. Eine 
Vereinbarung aber, die in völkerrechtlicher Hinsicht nicht 
ohne Bedenken ist, lässt sich, wie oben hervorgehoben, 
schwerlich mit dem Hinweis auf ihren Nutzen für den 
einen oder anderen beteiligten Staat selbst verteidigen. 
Zudem kann sie insb. einem schwächeren und unterge- 
ordneten Bündnisgenossen selbst gefährliche Nachteile 
bringen, dessen Unabhängigkeit und völkerrechtliche 
Persönlichkeit u. U. sogar mit dem Untergang bedrohen. 
Es liegt auch, wie auch die Erfahrung neuerer Zeiten 
zeigt, meistens im Interesse der mittleren und kleinen Staats- 
wesen ihre Schicksale nicht allzu eng mit denjenigen 
mächtiger Nachbaren zu verbinden, sowie — in positiver 
Hinsicht — die Möglichkeiten zur friedlichen Schlichtung 
von internationalen Streitigkeiten zu benutzen und weiter 
auszubilden. Die Gegensätze zwischen Recht und Politik 
womöglich auszugleichen würde sich wohl in erster Linie 
als internationale Aufgabe dieser Staaten darstellen, die 
ja selbst in der Respektierung objektiver Völkerrechtssätze 
den besten Schutz ihrer eigenen Existenz finden. Auf 
dem Gebiete der Allianzen dürften ihnen vielleicht in der 
Zukunft die oben berührten Bündnisse dauernd neutra- 
ler Staaten untereinander würdige und erhebliche Aufga- 
ben vorlegen. 

Gewöhnlich teilt man die Allianzen in defensive und 
offensive ein. Einerseits hat diese Unterscheidung nicht 
nur für gewöhnliche Allianzverträge, für Bündnisse im en- 
geren und eigentlichen Sinn, sondern einigermassen auch 
für Allianz- und allianzenähnliche Verhältnisse im allge- 
meinen Bedeutung, andererseits aber hat dieses, schon 
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an sich unsichere und unbestimmte Unterscheidungsprin- 
zip bei der grösseren Mannigfaltigkeit und den Neugestal- 
tungen der jetzigen international-politischen Beziehungen er- 
heblich an praktischer Bedeutung verloren und macht sich 
hauptsächlich nur bei den Kriegsbündnissen im eigentlichsten 
Sinne, d. h. bei denjenigen Allianzen, welche unmittelbar 
auf einen bestimmten Kriegsfall Bezug haben und auf 
unmittelbare kriegerische Betätigung angelagt sind, prak- 
tisch geltend. Immerhin ist diese Distinktion in einigen 
Hinsichten, z. B. für die Frage von dem casus foederis, 
einigermassen relevant und darf nicht aufgegeben werden. 
Bei der Bezeichnung einer Allianz als offensive oder als 
defensive kann man nun entweder äussere Kennzeichen, 
also die Art und Weise, wie sich der Vertrag selbst be- 
zeichnet, seinen direkt ausgeprochenen Zweck u. s. w., 
als ausschlaggebend betrachten, oder aber unter Zuzie- 
hung auch entfernterer Gründe und Gesichtspunkte und 
insbesondere, soweit möglich, eventueller geheimgehalte- 
ner Vereinbarungen, den vorliegenden Fall in der Mitte 
und Gesamtheit verschiedener einwirkender politischer 
Faktoren beurteilen. Geheime Klauseln können natürlich 
den Charakter eines Vertrages, wie er sich prima facie 
darstellt, durchaus verändern. Dagegen ist entfernteren 
Umständen keine allzu grosse Bedeutung beizulegen, sonst 
würde man nicht selten die ganze Frage wesentlich ver- 
schieben und die Beurteilung auf ein ganz anderes Ge- 
biet übertragen. Zwar kann ein äusserlich verborgener 
offensiver Nebenzweck oder eine rein provokatorische Ten- 
denz derart einleuchtend und zweifellos sein, dass Zweck 
und Wesen der Vereinbarung sich in verändertem Lichte 
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darstellen; urgiert man aber übermässig die Bedeutung 
peripherischer Ursachen und Bedingungen» so geht leicht 
der ursprüngliche Gesichtspunkt verloren, und man wird 
den in Frage stehenden Unterschied von defensiven und 
offensiven Allianzen einigermassen mit Prinzipien der recht- 
lichen und moralischen Beurteilung verwechseln, was selbst- 
verständlich entschieden unrichtig ist. 

Eine offensive Allianz kann unter Umständen ihre 
Berechtigung haben, und wiederum können zuweilen so- 
gar „Friedensbündnisse" politischen Zwecken dienen, wel- 
che, wenn auch nicht völkerrechtswidrig, doch von einem 
höheren ethischen Gesichtspunkte betrachtet als unlauter 
und für die Entwicklung nicht glückbringend bezeichnet 
werden müssen. Doch ist es unzweifelhaft, dass eben 
die Offensivallianzen, ganz wie die Angriffskriege, leicht 
unlauterer und unerlaubter Zwecke verdächtig werden. Sie 
haben gewissermassen gegen sich die Präsumtion man- 
gelnder Berechtigung, die wohl auch meistens, aber nicht 
in jedem Fall, stichhaltig ist. Nur wer den Krieg als solchen 
schon auf der heutigen Entwicklungsstufe unbedingt verwirft 
oder höchstens nur als notgezwungenes Verteidigungsmittel 
dulden mag, wird aber jede Art kriegerischer Offensive ohne 
weiteres unbedingt verurteilen. — Solange im Völkerrecht 
äusserst geringe Klarheit und Übereinstimmung in der Frage 
herrscht, was als justa causa belli anzuerkennen sei, werden 
gewöhnlich gleiche prinzipielle und praktische Schwierig- 
keiten der Bestimmung der justa causa foederis, mangels 
deren ein berechtigter casus foederis ausgeschlossen ist, 
im Wege stehen. Wenn nun auch die Entscheidung, ob 
ein Bündnisvertrag einen berechtigten Grund hat, nicht 
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immer leicht ist, so muss es gleichwohl feststehen, dass die 
Forderungen hinsichtlich Zulässigkeit und Lauterkeit der 
zu verfolgenden Zwecke auf Seiten der beiden oder sämt- 
licher Beteiligten unter gleichem Gesichtspunkte zu beur- 
teilen sind. Hieraus ist zu folgern: Wenn die Kriegspar- 
tei A. einen unberechtigten Krieg unternommen hat, so 
kann ihr Verbündeter B. selbstverständlich nicht kraft 
des Allianzvertrages allein, sondern nur dann, wenn er 
eine selbständige völkerrechtlich erlaubte causa belli hat, 
zu dem in Frage stehenden Kriege besser berechtigt sein 
als A. ' — Beim ersten Anblicke weniger einleuchtend ist 
die Konsequenz, dass, wenn auf Seiten der Kriegspartei 
A. eine gutzuheissende causa belli vorliegt, dies nicht not- 
wendig mit ihrem, als koordinierte Hauptpartei oder als 
Nebenpartei auftretenden Verbündeten B. der Fall zu sein 
braucht. Der seitens des letzteren vorhandene Mangel an Be- 
rechtigung, an causa sufficiens, kann nicht ohne weiteres 
durch den zureichenden Grund des A. wettgemacht wer- 
den. Die entgegengesetzte Auffassung würde dahin füh- 
ren, dass ein an sich unberechtigter Krieg notwendiger- 
weise oder wenigstens eventuell durch ein Kriegsbündnis 
mit einer dritten Macht berechtigt sein würde. Ob- 
gleich nun dieser Gesichtspunkt Beachtung verdient, lässt 
es sich nicht leugnen, dass im gewöhnlichen und norma- 
len Falle beide oder sämtliche Bündnisgenossen, von Grad- 
unterschieden abgesehen, entweder erlaubte oder aber 
unerlaubte Zwecke verfolgen und somit in concreto in we- 
sentlich gleicher Weise zu beurteilen sind. 

Der casus foederis oder der Bündnisfall setzt logisch 
entweder einen schon gegebenen oder einen eventuellen 
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Kriegsgrund, eine causa belli, voraus. Bei dem Abschluss 
des Allianzvertrages, also bei der Entstehung der causa 
foederis, ist die praktische Verwirklichung des casus foe- 
deris gewöhnlich noch nicht unmittelbar bevorstehend, 
sondern erst in Aussicht genommen. Es giebt aber Fälle, 
wo diese Momente gewissermassen zusammenfallen, näm- 
lich wenn der Bündnisfall unausbleiblich ist, wo also die 
Allianz während eines schon ausgebrochenen Kriegs oder 
vor demselben eingegangen ist. Was hinwieder die rechtliche 
Beurteilung betrifft, so sind in jedem Allianzverhältnisse 
diese Momente derart mit einander verbunden, dass, da- 
mit die Eingehung des Vertrages einen berechtigten Grund 
habe, auch eine, nähere oder entferntere, rechtmässige 
Kriegsursache, bei deren Eintritt das Bündnis sich betä- 
tigen soll, in Betracht gezogen sein muss. Soll sich nun 
das eingegangene Bündnis sogleich kriegerisch betätigen, 
dann haben die Parteien gleich den casus foederis vor 
Augen, und jede von ihnen kann die Berechtigung der 
causa belli auf Seiten des oder der Mitkontrahenten ziemlich 
sicher beurteilen. Solchenfalls kommt es sogar vor, dass 
keine casus foederis-Frage in der gewöhnlichen Be- 
deutung vorliegt, nämlich dann, wenn jeder der Verbün- 
deten aus ganz selbständigem Grunde den gemeinsamen 
Gegner bekriegt. Der Bündnisfall ist hier ohne weiteres 
gegeben, der zwischen ihnen bestehende Gesellschaftsver- 
trag erzeugt nicht die Frage, unter welchen Vorausset- 
zungen der eine dem anderen zu Hülfe kommen und die 
Kriegsgemeinschaft entstehen soll; jene Gemeinschaft ist 
vielmehr ohne weiteres gegeben, und es macht sich nur 
die Frage praktisch geltend, wie sie miteinander zusam- 
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men wirken sollen. — Es sind indessen die Fälle selten, 
in welchen die praktische Erheblichkeit der Frage 
nach dem casus foederis dergestalt in den Hintergrund 
tritt. Auch dann, wenn ein Bündnis im unmittelbaren 
Hinblick auf einen Krieg geschlossen worden, trifft dieser 
oft direkt und in erster Linie nur den einen Ver- 
bündeten oder geht von ihm aus, und der andere hat 
zunächst zu prüfen, ob der casus foederis vorhanden ist, 
ob er somit vertragsmässig verpflichtet ist seinem Mit- 
kontrahenten als Kriegsgenosse zu Hülfe zu kommen. 
Während aber die Prüfung dieses Umstandes auch dann 
ziemlich leicht und einfach ist, giebt sie in dem entge- 
gengesetzten Falle, d. h. wenn der Abschluss des Bünd- 
nisvertrages und der wirkliche oder vermeintliche Eintritt 
des casus foederis zeitlich weit auseinander fallen, nicht 
selten zu Meinungsverschiedenheiten und Zweifeln An- 

lass. Was sonst die Beurteilung eines derartigen 

Bündnisses betrifft, so ist es, da der Bündniszweck, um 
berechtigt zu sein, eine erlaubte Kriegsursache voraus- 
setzt, nicht ausgeschlossen, dass schon in der blossen 
Eingehung des Bündnisvertrages, bevor sich die Allianz 
praktisch betätigt hat, etwas Unrechtmässiges und 
Verwerfliches liegen kann. Von diesem allerdings relativ 
seltenen Fall abgesehen, geht der wirkliche Charakter ei- 
ner Allianz, und gehen die Zwecke und die Gesinnung 
der Bündnisgenossen oft erst in der Folgezeit, vor allem 
aus den Kriegsursachen, aus der causa belli der Bünd- 
nisgenossen hervor. Es ist aber nicht zu verkennen, 
dass, je mehr die friedlich-politischen Zwecke und Auf- 
gaben der Allianzverhähnisse sich auf Kosten der rein 
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kriegerischen geltend machen, sich der allgemeine Cha- 
rakter einer Allianz unmittelbar schon in der Phase des Ver- 
tragsabschlusses und der Betätigung des Vertrags Verhält- 
nisses in Friedenszeiten einigermassen beurteilen und erken- 
nen lässt. Wie oben hervorgehoben, sind ja tatsächlich auch 
über moderne Allianzverbindungen, z. B. über den Dreibund, 
auf jenem friedlichen Vertragsstadium untereinander ab- 
weichende Urteile gefallen. -- Man findet oft in völkerrecht- 
lichen Lehrbüchern den Satz, dass der Vertragswille der 
Kontrahenten eines Allianzvertrages in der Weise aufzu- 
fassen und zu interpretieren sei, dass keiner sich habe 
verpflichten wollen dem anderen in einem unrechtmäs- 
sig, injuste, unternommenen Kriege beizustehen. Hiermit 
mag es zwar gewöhnlich als Interpretationsregel seine 
Bewandnis haben, aber es sind doch Fälle nicht aus- 
geschlossen, in welchen ein Staat mit Bewusstsein und 
mit Einsicht in die Ungerechtigkeit des Bündniszweckes, 
also mala fide, in eine Allianz eingetreten ist und sich 
mithin, wenigstens äusserlich und politisch, einer Nicht- 
erfüllung seiner Allianzverpflichtungen schuldig machen 
würde, falls er sich weigerte, den ungerechten casus 
foederis als verpflichtend anzuerkennen, Fälle also, in 
denen die Präsumtion einer stillschweigenden, eine justa 
causa belli voraussetzenden Klausel unstatthaft ist. — 

Die Frage, wann die Bündniszwecke und die Bestre- 
bungen alliierter Mächte als unrechtmässig und verwerflich 
zu bezeichnen sind, ist äusserst schwer in genereller Weise 
zu beantworten. Hier kommen wieder, wie oben bemerkt 
worden ist, die Beurteilungspunkte des Krieges in Be- 
tracht, und diese geben auf dem jetzigen Standpunkte 

13 
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eben zu einer rechtlichen Beurteilung keinen bedeutenden 
Anhalt. Demgemäss können wohl, ausser solchen nun- 
mehr relativ seltenen Allianzen, die ein System anerkannt 
völkerrechtswidriger Einmischung in innere Staatsangele- 
genheiten begründen, nur diejenigen Bündnisse wegen ih- 
res blossen Vorhandenseins unbedingt verworfen werden, 
die von reiner, wenn auch verdeckter Eroberungs- und 
Gewaltpolitik diktiert sind. Also derselbe Gesichts- 
punkt, der bei der allgemeinen Beurteilung der Berechti- 
gung des Krieges in Betracht kommt ^). Dagegen braucht 
ein sich als offensiv bezeichnendes Bündnis nicht immer 
einen Verstoss gegen rechtliche Normen einschliessen. Die 
Defensivallianzen haben gewöhnlich die Präsumtion einer er- 
laubten causa foederis für sich, was allerdings nicht hin- 
dert, dass auch eine wirklich oder vermeintlich defensive 
Allianz u. U. unerlaubter Bestrebungen verdächtig sein kann* 
Die grossen modernen Allianzen schreiben sich im 
allgemeinen defensive Absichten zu; bei ihnen kommt da- 
her die Distinktion der defensiven und der offensiven 
Bündnisse einigermassen in Wegfall. Da sie keine als völ- 
kerrechtswidrig zu bezeichnenden Zwecke und Absichten ver- 
folgen, kann ihnen eine zu Grunde liegende erlaubte causa 
foederis nicht abgesprochen werden. Dieses schliesst aber 
nicht die Möglichkeit aus, dass in einem Vertrage einzelne 
Bestimmungen vorkommen können, welche mit diesem oder 



1) Eine, allerdings höchst zweifelhafte, Ausnahme machen hierbei 
nach allgemeiner international-politischer Auffassung, welche rechtliche 
Bedenken allzu leicht zum Schweigen bringt, kolonialpolitische, mehr 
oder weniger ^zivilisatorische* Machterweiterungs- und Eroberungs- 
kriege. 
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jenem Völkerrechtssatz schwer verträglich sind. Auch ist 
es möglich, dass ein Bündnis, in dessen Wesen an und 
für sich nichts Rechtswidriges zu finden ist, doch in Anbe- 
tracht der allgemeinen international-politischen Lage, des 
konkreten „Milieu" y in dem es seinen Bestand hat, als 
unangemessen und sogar verwerflich bezeichnet werden 
kann; z. B. dann, wenn es durch seine Existenz den Welt- 
frieden zu gefährden oder eine Drohung zu enthalten 
scheint, wo keine Gefahr oder Gegendrohung vorhanden 
ist. — Von diesem Gesichtspunkt gehen zurzeit auch die 
— unter einander allerdings ziemlich abweichenden — 
Beurteilungen aus, welche zuweilen den modernen Bünd- 
nisverträgen zuteil werden und ihre Tendenzen nicht sel- 
ten scharf angreifen. 

Bekannt ist der alte Satz Bynkershoeks, dass alliierte 
Staaten untereinander „unam constltüunt clvltatem'\ ein 
Ausdruck, der allerdings im eigentlichen Sinn nur auf solche 
Bündnisgenossen Bezug hat, in deren gegenseitigem Verhält- 
nis der casus foederis verwirklicht ist und welche also mit- 
einander in Kriegsgemeinschaft stehen. In früheren Zeiten, 
wo die Kriegsidee die internationale Politik noch viel stärker 
als heute beeinflusste und bestimmte, und die Bündnisse zu 
sehr voraussichtlichen und dringenden Kriegszwecken einge- 
gangen wurden, war wohl mit einem Übergang von dem 
friedlichen Vertragsverhältnis zu einer kriegerischen commu- 
nlo sicherer zu rechnen als heutzutage. Indessen bewirkten 
andere Ursachen, dass ein Allianzvertrag doch nicht immer 
tatsächlich zu einer solchen Kriegsgemeinschaft führte. Er- 
stens kam es nämlich nicht allzu selten vor, dass ein 
Allianzvertrag „fehlschlug", d. h. dass der casus foederis 
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verwirklicht worden war, oder wenigstens der eine Kon- 
trahent dessen zweifelloses Vorhandensein behauptete und 
sich also auf den Vertrag berief, um den Mitkontrahenten 
zur Erfüllung des Vertrages zu bewegen, dieser aber die 
Vertragserfüllung verweigerte. Man nahm es eben mit den 
Vertragsverpflichtungen nicht immer so genau, und ins- 
besondere wurden demzufolge Bündnisse nicht selten 
ebenso leicht gebrochen wie eingegangen. Weiter wurde 
dem Mitkontrahenten oft nur eine beschränkte Kriegs- 
hülfe versprochen; zufolge des wenig ausgebildeten Neu- 
tralitätsrechtes sowie auch gewisser faktischer Verhältnisse, 
z. B. der wenig entwickelten Verkehrsmittel, war einem 
Bündnisgenossen die Leistung nur partieller Kriegshülfe 
tatsächlich eine Möglichkeit. Obgleich also der Kriegs- 
zweck bei den älteren Allianzen gewöhnlich prägnant her- 
vortrat, so findet mithin der zitierte Ausdruck auch auf sie nur 
mit beträchtlichen Modifikationen Anwendung. Viel mehr 
als es früher der Fall war, haben sich in unserer Zeit die 
Allianz auf dem Stadium des blossen Vertrages und ihre 
schliessliche Betätigung und Entfaltung durch einen Krieg 
sozusagen von einander differenziert. Seitdem der Gedanke, 
durch einander entgegengesetzte Allianzen zwischen ver- 
schiedenen Mächten das internationale Gleichgewicht zu 
erhalten, aufgekommen war und eine Rolle zu spielen be- 
gonnen hatte, war wohl die Entwicklungslinie für neue 
Phasen und Aufgaben der in der Form von Allianzen 
auftretenden politischen Assoziationen gegeben, aber erst 
den neueren Zeiten sind die wesentlich mit friedlichen 
und diplomatischen Mitteln operierenden, hinsichtlich des 
Kriegsausbruches sogar prohibitiven Allianzen eigen. Die 
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Tatsache, dass ein Bündnis, obgleich sein kriegerischer 
casus foederis nie zur Verwirklichung gelangt, nichtsdesto- 
weniger eine erhebliche Rolle spielen und in Friedenszeiten 
die Interessen der Verbündeten mächtig befördern kann, 
dürfte in dem grösseren Vertrauen in die Untrüglichkeit 
der gegenseitig aufgenommenen Verpflichtungen, sowie in 
der Oberzeugung dritter Mächte, dass sich das Bündnis 
gegebenenfalls, d. h. nach Eintritt des casus foederis, in 
vertragsmässiger Weise kriegerisch betätigen würde, ihre 
Hauptursachen haben. Diese Faktoren tragen nämlich 
selbstverständlich dazu bei, einerseits die Beziehungen der 
Verbündeten untereinander an Intimität zunehmen zu las- 
sen, andererseits dem Gesellschafts Verhältnisse eine gestei- 
gerte Effektivität nach aussen zu verleihen. Die Tatsache, 
dass die Aussicht, den casus foederis kriegerisch verwirk- 
licht zu sehen, in den modernen, überwiegend friedlich und de- 
fensiv angelegten Bündnissen gewöhnlich entfernter ist 
als zuvor, hat somit hierin sozusagen ihren Ersatz und 
Ausgleich an Festigkeit und politischer Gemeinschaft gefun- 
den. — Als Konsequenz daraus, dass die modernen A 
anzen auch in Friedenszeiten gemeinsame politische Ziele 
der Verbündeten verfolgen, ergiebt sich eine gewisse Neu- 
gestaltung und Erweiterung der auf den casus foederis 
bezüglichen Momente. Oder richtiger: der casus foederis, 
der Bündnisfall besteht wohl unverändert in seiner Bedeu- 
tung des Kriegsfalles, der die Vertragsgenossen zu gegen- 
seitiger Kriegshülfe verpflichtet, aber neben diesem tradi- 
tionellen casus foederis treten sozusagen casus foederis 
zweiten Ranges oder „friedliche Bündnisfälle" auf. — Es 
erheischen nämlich die Interessengemeinschaft und die 
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Vertragstreue auch in Friedenszeiten eine Anzahl aus- 
drücklich vereinbarter oder konkludenter Verpflichtungen, 
als deren wesentlicher Inhalt angesehen werden kann: die 
Beförderung der politischen Interessen des Bündnisgenos- 
sen, nicht nur soweit sie in den Rahmen der direkten Al- 
lianzzwecke fallen, sondern auch, in einer hier nicht näher 
anzugebenden Weise, sonst, wenn es ohne Schädigung 
oder Vernachlässigung wichtiger eigener Interessen sowie 
ohne Verletzung eigener Verpflichtungen möglich ist. Dies 
soll im folgenden näher besprochen werden. 

Die genaue Angabe und Bestimmung des casus 
foederis, des Falles, wö sich der Zweck des Bündnisses 
effektiv durch Krieg betätigen soll, hat sich meistens als 
eine schwierige -önd verwickelte Aufgabe erwiesen. Am öfte- 
sten ist es ja auch unmöglich die Entfaltung der Ereignisse 
genau vorauszusehen, die realen Verhältnisse und Kombi- 
nationen mit Sicherheit im voraus zu berechnen. Sowohl 
bei bona wie bei mala fides auf Seiten des einen oder 
anderen Bündnisgenossen sind, wie die Geschichte zeigt, 
oft Meinungsverschiedenheiten in Betreff dieses Punktes 
zwischen den Verbündeten entstanden, welche die Ver- 
fehlung des Bündniszweckes sowie gewöhnlich die Ver- 
nichtung des Gesellschaftsverhältnisses selbst zur Folge 
gehabt haben. Hinsichtlich der Frage nach dem casus 
foederis besteht übrigens, wie oben angedeutet, zwischen 
den verschiedenen Allianztypen ein nicht unerheblicher 
Unterschied. Bei denjenigen, welche für einen Einzelfall 
oder wenigstens für bestimmte Kriegsmöglichkeiten und 
mit unmittelbarer Rücksicht auf einen bevorstehenden Krieg 
geschlossen worden sind, was überhaupt für die Offen- 
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sivallianzen oder die zugleich offensiven und defensiven, 
zuweilen aber auch für die defensiven charakteristisch 
ist, macht die casus foederis-Frage ziemlich geringe Schwi- 
erigkeiten. Der Eintritt des Bündnisfalles folgt hier oft 
fast gleich auf den Abschluss des Btlndnisvertrages. Je 
mehr aber diese Momente auseinanderfallen, desto schwie- 
riger wird es oft sein den Kriegsfall genau zu bestimmen. 
Zwar ist die Möglichkeit jeder Zweifel hinsichtlich des 
casus foederis zuweilen durch den Vertrag selbst gänzlich 
ausgeschlossen, nämlich dann, wenn entweder jeder belie- 
bige oder auch ein in unzweifelhafter Weise bestimmter 
Krieg des einen oder anderen Kontrahenten an und für 
sich nach dem Vertrage als hinreichender Grund gilt die 
Hülfe des Vertragsgenossen in Anspruch zu nehmen. 
Auch in Allianzverträgen anderen Inhalts können die Fälle, 
wo die Kriegsgemeinschaft eintreten soll, deutlich genug 
angegeben sein, um wenigstens jeden Zweifel über die 
formalen Bedingungen für den Eintritt des casus foederis 
auszuschliessen. Dies ist allgemein mit den modernen 
Allianzverträgen der Fall, hier aber treten wegen ihres 
oft weiten Umfanges und ihrer verschiedenartigen poli- 
tischen Aufgaben anders geartete Umstände hinzu, welche 
gleich Exzeptionen das Verhältnis in materieller Hinsicht 
beeinflussen und verwickeln, insbesondere Umstände, 
die es zweifelhaft erscheinen lassen, ob und inwieweit das 
formal gültige und unaufgehobene Verhältnis zwischen 
den verbündeten Mächten noch in ursprünglicher Gestalt 
und voller Kraft besteht oder als wesentlich verändert 
betrachtet werden darf. Ausschliesslich nach dem Wort- 
laut und den Bestimmungen des Vertrages selbst lässt es 
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sich also nicht jedesmal befriedigend entscheiden, ob der 
prima facie vorliegende casus foederis wirklich mit abso- 
luter rechtlicher Gültigl<eit vorhanden und verbindlich ist 
Es sind aber auch Allianzverträge vorgekommen, deren 
diesbezüglicher Inhalt an sich derart schwebend und unbe- 
stimmt gewesen ist, dass Meinungsverschiedenheiten hin- 
sichtlich des Vorhandenseins oder Nichtvorhandenseins des 
Bündnisfalles nicht ohne Ursache haben aufkommen kön- 
nen. Insbesondere bei Defensivallianzen und Garantie- 
verträgen kann zudem, auch bei präzisen Vertragsbestim- 
mungen, in dem realen Vorgange, der Kriegsereignisse 
Unsicherheit darüber obwalten, wer als eigentlicher An- 
greifer, und wer als Angegriffener anzusehen ist. Der 
eine Kontrahent einer defensiven Allianz behauptet an ge- 
griffen worden zu sein, der zur Erfüllung seiner Vertrags- 
verpflichtungen angerufene Mitkontrahent dagegen sieht 
in ihm selbst den Angreifer und bestreitet das Vorhanden- 
sein des casus foederis. Auch dann, wenn ein ursprüng- 
lich in offensiver Absicht unternommener Krieg, zufolge 
der Fügungen des Schicksals, diesen seinen Charakter ver- 
liert und der einstige Angreifer genötigt wird sich aus- 
schliesslich auf die Defensive zu beschränken, kann die 
Frage entstehen, ob nicht derartige veränderte Umstände 
den nachträglichen Eintritt des casus foederis bewirken, 
ob nicht sein Krieg nunmehr als defensiv zu betrachten 
sei und den Vertragsgenossen zur Teilnahme verpflichte. 
Im vorangehenden ist schon bemerkt worden, dass die 
gegen- oder einseitige Garantie der Unabhängigkeit 
oder des Besitzstandes eines Staates, wenn aus den 
Vertragsbestimmungen nicht ein anderes hervorgeht, eine 
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derartige eventuelle Teilnahme auch an einem in defen- 
siven Krieg übergegangenen, ursprünglich offensiven Kri^ 
begnffsmässig zu involvieren scheint. Auch die defensiven 
und zugleich mehr oder weniger hervortretend offensiven 
Allianzverträge können einen in dieser Weise aufzufassen* 
den casus foederis enthalten; reine Defensivallianzen ha- 
ben dagegen auf Angriffskriege keinen solchen Bezug. 
Solche Distinktionen geben aber im praktisch-politischen 
Leben keineswegs immer hinreichende Aufklärung und 
Entscheidung, und zwar schon deshalb nicht, weil der 
Charakter einer Allianz und der Vertragswille der Kontra- 
henten sich nicht immer mit Gewissheit aus den Worten 
des Vertrages erkennen lässt. 

Manche Bündnisse, die nach dem Vertrage eine äus- 
serst intime und dauerhafte Verbindung hätten begründen 
sollen, haben sich im Leben als nichts weniger denn halt- 
bar und zuverlässig erwiesen. Zurzeit strebt man in weit 
höherem Grade als zuvor nach Präzision der Vertragsver- 
pflichtungen und im Zusammenhang damit nach grösst- 
möglicher Sicherheit ihrer Erfüllung. Daher dürften wohl 
z. B. Bündnisse mit gegenseitiger unbeschränkter Garantie 
kaum mehr zu erwarten sein. Die Schwierigkeiten die Er- 
füllung des Vertrages und seine normale Entfaltung sicher- 
zustellen, werden indessen nicht ausschliesslich und sogar 
vielleicht nicht in erster Linie von der Untreue des einen 
oder anderen Kontrahenten oder von dem oft vorhande- 
nen allzu grossen Umfang, der Ungenauigkeit und Un- 
deutlichkeit der zu Grunde liegenden Vertragsbestimmun- 
gen verursacht, sondern sie beruhen hauptsächlich auf der 
unvermeidlichen Nicht-Übereinstimmung zwischen dem Ver- 
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trag und dem von ihm Vorausgesehenen einerseits und 
den konkreten Gestaltungen in der politischen Realität 
andererseits. Denn es ist unmöglich in dem Btindnisver- 
trage die tatsächliche Entwicklung der Dinge genau a 
priori vorauszusehen und alle relevanten Umstände in An- 
schlag zu bringen. Im obigen ist schon darauf hinge- 
wiesen worden, dass die Entscheidung, ob in einem kon- 
kreten Fall ein defensiver oder ein offensiver Krieg vor- 
liegt, zweifelhaft sein und somit zu Meinungsverschieden- 
heiten hinsichtlich des Vorhandenseins des casus foederis 
Anlass geben kann. Nicht von mangelnder Präzision und 
Vollständigkeit der Vertragsbestimmungen brauchen also 
die Dubien herzurühren, wosl aber von der Beurteilung und 
Auffassung der Tatsachen. In anderen Fällen hinwieder 
kann ein im Bündnisvertrag vorausgesetzter casus foederis 
nicht nur anscheinend, sondern auch materiell, zweifellos ver- 
wirklicht sein, Umstände aber, die mit der Allianz selbst 
im Zusammenhang stehen, und sogar solche, die ausserhalb 
derselben liegen, wirken auf ihren Bestand oder ihre Be- 
tätigung aufhebend oder verändernd ein. Es wird solchen- 
falls nicht der Bündnisfall an und für sich, in seiner konkre- 
ten Gestalt, also nicht sein Vorhandensein gemäss dem Ver- 
trag in Abrede gestellt, aber verschiedenartige politische 
Tatsachen lassen die Frage entstehen, ob sich nicht in dem 
ursprünglichen Allianzverhältnis selbst Veränderungen und 
Modifikationen vollzogen haben, welche der Beschaf- 
fenheit sind, dass sie sozusagen den Tatbestand des Gesell- 
schaftsverhältnisses selbst alterieren, die Rechte und Ver- 
pflichtungen der Vertragsparteien umgestalten. In theo- 
retischer Hinsicht lassen sich demzufolge die Umstände, 
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welche sich jeweilig als Einwände gegen den behaupteten 
Btindnisfail anführen lassen und somit für die Frage nach 
dem casus foederis relevant sind, in drei Kategorien ein- 
teilen, für deren Unterscheidung die oben bemerkten ver- 
schiedenen Gesichtspunkte allerdings nicht ohne weiteres 
einschlägig sind. Obgleich diese Klassifizierung keine be- 
sondere praktische Bedeutung hat, verdient sie doch, 
da sie sich auf den allerwichtigsten Punkt in der Lehre 
von den Allianzen, auf den casus foederis bezieht, eine 
eingehendere Beachtung. Wir haben also zuerst den Fall, 
wo es zweifelhaft erscheint, ob der casus foederis gemäss 
dem in seiner Gültigkeit in keiner Weise beanstandeten, 
sondern als unverändert gültig und verbindlich aner- 
kannten Allianzvertrag selbst, wirklich vorhanden ist. 
Hier, wo es sich um eine Auslegung des Vertrages 
und zugleich, und zwar hauptsächlich, um eine Beur- 
teilung relevanter Tatsachen handelt, könnte man viel- 
leicht von Anzweiflungsgründen reden. Ihnen gegen- 
über stehen teils Exkusationsgründe oder Befreiungs- 
gründe im eigentlichen Sinn, d. h. Ursachen, welche 
den einen oder anderen Kontrahenten, wenn er sich auf 
dieselben beruft, seiner an sich allerdings unzweifel- 
haften und nicht zu leugnenden Vertragsverpflichtung 
mit Rücksicht auf gewisse relevante praktisch-poHtische 
Umstände in dem Einzelfall entheben können; teils sind 
diejenigen Gründe zu beachten, die den Vertrag selbst und 
seine Bestimmungen in aufhebender oder verändernder 
Richtung beeinflussen können. — Nach diesem Einteilungs- 
prinzip umfasst die erste Kategorie solche Fälle, wo der 
von der einen Partei behauptete casus foderis, nach der 
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Ansicht ihres Verbündeten, in Ermanglung irgendwelcher 
nach objektivem Recht oder nach den Vertragsbestimmun- 
gen erforderlichen Bedingungen, materiell nicht verwirk- 
licht ist. Hierher gehören als Hauptfall die oben schon 
erwähnten Differenzen in Betreff des defensiven oder of- 
fensiven Charakters eines Krieges. Die eine Partei ei- 
nes defensiven Bündnisses verneint den casus foederis aus 
dem Grunde, weil sie behauptet, die andere Partei sei 
nicht der Angegriffene, sondern der Angreifer gewesen. 
Besondere Beachtung fordert der jenem Fall nahekom- 
mende und ihn teilweise in sich schliessende Einwand 
der causa injusta belli. Mit ziemlicher Einstimmigkeit 
wird von den Autoren hervorgehoben, dass ein Staat 
nicht so betrachtet werden darf, als ob er sich zur 
Beteiligung an einem offenbar unrechtmässigen Kriege 
verpflichtet hätte. So lässt sich schon Grotius hierüber 
aus : „Sciendum est ad injusta bella nullam esse obliga- 
tionem. Quod si foederati inter se committantur causis 
utriusque inJustiSj utraque parte abstinendam est". Vat- 
tel betrachtet jede Allianz als mit der stillschweigenden 
Klausel einer guerre juste eingegangen; er fügt jedoch 
die Bemerkung hinzu: ^en cos douteux, vous devez pre- 
samer que votre allie est fondä, puisque (fest son af faire". 
Ganz derselben Auffassung giebt auch Klüber Ausdruck ^). 

1) Grotius, L. II, C. XV, XIII, — Vattel, Livre III, chap. VI S. 
33—84. — Klüber S. 318. Ausserordentlich weit geht Vattel im fol- 
genden Passus: .// n'y a Jamals de casus foederis dans une alliance 
offensive, puisqu'une guerre offensive n'est Jamals Juste, ä molns 
qu'elle n'a pour objet de se difendre par Prävention : auquel cas la 
guerre ätant defensive en principe, on est ramen^ au casus foederis 
de l'alllance defensive' (Vattel, Livre III, VI, T. II, S. 429. 
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Und Bluntschli äussert: „In einem offenbar unberechtigten 
Kriege die Hülfe verweigern heisst nicht die Allianz bre- 
chen, sondern die völkerrechtliche Pflicht üben. Verträge 
zu gemeinsamem Kriegsangriff ohne rechtmässige Kriegs- 
ursache sind völkerrechtswidrig und nicht verbindlich.** 
Pradier-Fodere bemerkt, dass Verträge, deren Zweck es 
wäre ,yd' attaquer en commun et sans cause legitime", 
eine Rechtsverletzung enthalten, und ein Staat der eine 
solche Verpflichtung auf sich genommen habe, könne je- 
derzeit seine Verpflichtungen rückgängig machen ^). Zitiert 
sei schliesslich die teilweise recht zutreffende Bemerkung 
Verraes': ^Les traites ayant pour but une violation du 
droit n'obligeani point les parties contractantes, nul doute 
que les alliances conclues pour entamer et poursuivre 
une lutte manifestement contraire ä toute justice, ä toute 
equite ne soient sans valeur aucune. Toute alliance mi- 
litaire renfermant implicitement la clause qu'elle respec- 
tera les principes du droit international, celui qui refu- 
se le secours ä son alliä dans une guerre manifestement 
inj aste ne rompt point l' alliance ^). II est donc permis 
ä tallie de peser en pleine liberte la justice ou l'injus- 
tice du difßrent en vue duquel on fait appel ä son aide. 
Cette rdgle trouve principalement son applicatiön en cas 

d alliance offensive, — Lopinion la plus ration- 

nelle est que, dans le cas dune alliance defensive, l'allie 



,1) Bluntschli S. 253. — Pradier-Fodere II S. 578. 

2) Diese Behauptung ist allerdings, wie oben bemerkt, nicht ganz 
stichhaltig, da ein Staat wohl, auf der Grundlage eines Vertrages, in 
eine solche Kollision geraten kann, dass er entweder den Vertrag ver- 
letzen oder aber gegen objektives Völkerrecht handeln muss. 
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sera aussi en droit de juger du bien-fonde de la gaerre, 
poar appräcier ses propres obligations. Si la partie prin- 
cipale dans une alllance defensive pouvait invoquer Vaide 
de son allie das qa'elle est attaquäe, sans avoir egard 
aux circonstances, il serait bien inutile de faire une 
difference entre une alliance defensive et une alllance 
offensive, car il y a toujours moyen de provoquer une 
attaque' ^). 

Die ganze Frage von der Bedeutung der justa causa 
belli für den casus foederis hängt nun zuerst mit der 
Frage nach der Nichtigkeit völkerrechtswidriger Bündnis- 
verträge zusammen. Aus unseren obigen Ausführungen 
dürfte teils schon hervorgehen, dass, obgleich völkerrechts- 
widrige Vereinbarungen im Rechtssinne als nichtig ge- 
stempelt werden müssen, auf diesem Gebiete doch kaum 
von einer gleichen absoluten Nichtigkeit wie im inner- 
staatlichen Recht die Rede sein kann. Die Politik trägt 
nämlich den rechtlichen Gesichtspunkten allzu wenig Rech- 
nung und setzt einen Staat, der aus rechtlichen Bedenken 
die Erfüllung übernommener Verpflichtungen verweigert, 
allen Folgen eines Vertragsbruches aus. Es scheint auch 
keine grosse Unbilligkeit darin zu liegen, dass ein Staat, 
welcher, ohne Zwang und Gewalt, freiwillig in Vertragsbe- 
ziehungen rechtlich unerlaubten Inhalts eingetreten ist, sich 
auch in das Dilemma finden muss, entweder eine, wenn auch 
rechtswidrige Vertragsverpflichtung zu verletzen oder aber 
gezwungen zu sein gegen objektive Völkerrechtssätze zu 
handeln. Hierin mag ein gewisser Widerspruch liegen; 

1) Verraes, I S. 76. 
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es ist aber zu bedenken, dass auf diesem Gebiete eine 
in Vertragsbestimmungen enthaltene Rechtswidrigkeit der 
absoluten Nichtigkeit nicht völlig gleichkommt, dass die 
praktische Bedeutung unerlaubter und missbräuchlicher 
Verträge nicht damit aus der Welt geschafft wird, dass 
man auf ihre rechtliche Nichtigkeit hinweist. 

Hat nun das hier ausgeführte für diejenigen Verträge, 
welche offenbar rechtswidrige Vereinbarungen enthalten, 
seine Gültigkeit, so ist dagegen ein Vertrag, der nur we- 
gen seines umfassenden Inhaltes, seines vieldeutigen Wort- 
lautes und der weitgehenden Verpflichtungen auch rechts- 
widrige Unternehmungen der Kontrahenten involvieren 
und voraussetzen zu können scheint, mit Hülfe der selbst- 
verständlichen Klausel zu interpretieren, dass keiner von 
ihnen sich zu Unrecht, zu einem völkerrechtswidrigen 
Benehmen, verpflichtet haben kann. Diese selbstver- 
ständliche Regel ist natürlich nicht völkerrechtlichen 
Vereinbarungen allein, sondern dem Vertragsrecht über- 
haupt eigen. Indessen kann eine objektiv sehr umfas- 
sende und unterschiedslose politische Vertragsgemein- 
schaft zwischen Staaten wegen der ausserordentlich gros- 
sen Bedeutung des rein politischen, vom Rechte ungebun- 
denen Prinzips in den internationalen Beziehungen unter 
Umständen gewissermassen als eine Drohung erscheinen, 
eventuell auch verwerfliche politische Machtmittel rück- 



1) Wenn einzelne untergeordnete Vertragsbestimmungen recht- 
lichen Normen zuwiderlaufen, sind sie wohl an sich als nichtig zu erach- 
ten, vermögen aber im allgemeinen nicht den Vertrag selbst seiner 
Gültigkeit zu berauben. 
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sichtslos anzuwenden und zu entfalten, und eine derartige 
Verbindung kan daher etwas Bedenkliches an sich tragen. 
Sieht man nun von der Eventualität ab, dass sich 
rechtliche Einwände oder Bedenken gegen den Inhalt des 
Allianzvertrages selbst erheben lassen und fasst die Frage 
nach der justa causa belli im engeren und eigentlichen 
Sinn auf, betrachtet man also den Fall, wo der Vertrag 
an sich keinen unrechtmässigen gemeinsamen Krieg vor- 
aussetzt, sondern die Frage nach der Berechtigung eines 
Krieges erst im konkreten Fall, als Folge der realen poU- 
tischen Kombinationen entsteht, so ist hierbei nun in 
Übereinstimmung mit der herrschenden Ansicht unwider- 
sprechlich daran festzuhalten, dass eine rechtlich erlaubte 
und genügende Kriegsursache die erste Voraussetzung für 
den Eintritt des casus foederis bildet, eine Regel, der in- 
dessen nicht immer erheblichere praktische Anerkennung 
zu teil geworden ist. Erstens stellen sich hier die Schwie- 
rigkeiten ein, welche sowohl in abstracto als insbesondere 
in concreto der Beurteilung über Berechtigung und Nicht- 
berechtigung eines Krieges anhaften. Und doch pflegen da- 
bei im allgemeinen nur die Kriegsgründe auf Seiten der pri- 
mären oder Hauptpartei berücksichtigt zu werden, derjenigen 
also, die zuerst angegriffen wird oder selbst angreift und 
dann ihrem Vertragsgenossen den vereinbarten casus foederis 
vorhält. Die schon oben berührte Frage ^), ob ein Krieg, 
der auf Seiten der Kriegspartei A. erlaubt und rechtmäs- 
sig erscheint, auch eo ipso und ausnahmslos, ausschliess- 
lich zufolge des Allianzvertrages, für seinen Verbün- 



1) Vgl. S. 190. 
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deten 6. als genügender Berechtigungsgnind zum Kriege 
gelten kann, wird fast allgemein übersehen. Die unbe- 
dingte Bejahung dieser Frage lässt u. E. die Relativität 
und die verschiedenen Grade ausser Acht, welche die 
Kriegsursachen und ihre Berechtigung aufweisen, ^) und ent- 
spricht jedenfalls kaum einem höher entwickelten Rechts- 
bewusstsein im internationalen Leben. Bei theoretischer 
Beurteilung dieser Frage ist nun viel daran gelegen, wie 
man im allgemeinen das Recht des Staates zum Kriege 
auffasst und beschränkt. Will man hier keine prinzipiellen 
Einschränkungen zugeben, ist man mit Rettich der An- 
sicht, dass „die Oberzeugung des Staates einen für sein 
Wohl nöthigen Zweck nur auf kriegerischem Wege errei- 
chen zu können, der stetsfort gültige Rechtstitel zur Er- 
klärung des Krieges ist'\ dann giebt man, wenigstens in 
Betreff der in einem Streit unmittelbar interessierten Staa- 
ten, den Gesichtspunkt des Rechtes völlig auf, würde wohl 
aber kaum dasselbe Prinzip in seinem ganzen Umfang 
auf einen nicht kraft einer selbständigen causa belli, son- 
dern nur auf Grund der Verpflichtungen eines Allianzver- 
trages am Kriege teilnehmenden Staat anwenden, sowie 
auch dann nicht, wenn man sich dem nicht ohne Reser- 
vation anzunehmenden Satz Bluntschlis anschliesst, dass 
die Existenz des eigenen Staates zu bewahren die erste 



1) Die Tatsache, dass die Entscheidung über streitige Ansprüche 
der Staaten untereinander und infolgedessen über die Berechtigung 
gegenseitiger Kriegsursachen überhaupt dem subjektiven und nicht 
unparteiischen Ermessen der resp. Staaten anheimgestelit ist, ist viel- 
leicht der wesentlichste Mangel der bestehenden internationalen Ord- 
nung. — Vgl. Verraes, T, I S. 26. 

14 
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und höchste Pflicht jeder Staatsgewalt ist. ^) Wenn man 
hinwieder mit Bulmerincq, Verraes, u. a. durch positive oder 
negative Bestimmungen das Recht zum Kriege enger be- 
grenzt, ^ dann ergiebt sich u. E. eben daraus, dass man 
prinzipiell von den beiden Verbündeten sozusagen ein ge- 
wisses Minimum von Kriegsberechtigung fordern muss, und 
dass in concreto die Beurteilung nicht immer in gleicher 
Weise ausfällt. Die Frage nach den erlaubten Kriegsgrün- 
den, nach dem „Recht zum Kriege", die sich auf dem 
jetzigen Stadium eher zu ethisch-spekulativen Auslegungen 
als zu objektiver völkerrechtlicher Prüfung und Feststellung 
darbietet, soll hier nicht näher erörtert werden. 

Die Entscheidung über die Rechtmässigkeit der Kriegs- 
ursache als Bedingung des casus foederis setzt eine 
womöglich objektiv-rechtliche Prüfung der Sachlage sei- 
tens des Bündnisgenossen voraus, die in der vieldeutigen 
Klausel rebus sie stantibus enthaltenen Gründe leiten 
sich dagegen vorwiegend aus subjektiv-politischen Erwä- 
gungen her. Diese behauptete stillschweigende Klausel 
erfreut sich gerade in den Allianzverhältnissen und in der 
Lehre von den Allianzen grosser Anerkennung, und „nir- 
gends" bemerkt Jellinek, „tritt die vertragsauflösende Kraft der 
Klausel; rebus sie stantibus öfter und deutlicher hervor, 
als bei den Allianzen. Es zeigt sich auch heute 



^) Rettich: Zur Theorie und Geschichte des Rechts zum Kriege 
S. 143. — Bluntschli S. 253. 

2) Bulmerincq, Die Systematik des Völlterrechts von Hugo Oro- 
tius bis auf die Gegenwart S. 357 — Verraes, I S. 27 ff. 
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immer und immer wieder der Sieg der Politik über das 

formelle Recht « ^). 

Der Satz, dass jede Allianz mit der Klausel rebus sie 
stantibus eingegangen sei, ist jedenfalls mit grosser Re- 
servation zu nehmen. Dass er nicht auf alle politischen 
Veränderungen ausgedehnt werden darf, welche sich in 
dem Verhältnis der Parteien untereinander oder sonst in 
der politischen Lage der einen oder anderen von ihnen 
zugetragen haben, ist ohne weiteres einleuchtend. Übri- 
gens lassen sich unter den Ursachen und Faktoren, 
weiche man gewöhnlich in jener Klausel zusammen- 
fasst, einerseits derartige unterscheiden, welche als 
Exkusationsgründe der einen Partei zustehen, ohne 
dass eine Verschuldung ihres Mitkontrahenten oder we- 
sentliche Veränderungen in dem Geseiischaftsverhältnis 
der. Kontrahenten vorhanden wären, andererseits sol- 
che, welche in der Haltung und den Handlungen des 
letzteren begründet und geeignet sind auf das Vertrags- 
verhältnis auflösend oder wesentlich modifizierend einzu- 
wirken. Auch ist es möglich, dass beiderseitig sich sol- 
che Akte oder sonstige Ereignisse vollzogen haben, dass 
beide Parteien sämtliche oder gewisse Vertragsbestim- 
mungen als ausser Kraft gesetzt betrachten *^. 



1) Jelliaek, Staaten Verbindungen S. 123. Vgl. die hiermit über- 
einstimmende Bemerkung Calvo's, IV S. 117. 

2) Theoretisch liegt der Unterschied zwischen den beiden hier er- 
wähnten Hauptfällen darin, dass, wenn das zwischen den Parteien be- 
stehende Geseiischaftsverhältnis selbst zufolge gewisser Umstände auf- 
gelöst oder wesentlich verändert worden ist, dann sich weder der eine 
noch der andere der Kontrahenten auf den Vertrag, resp. die entkräf- 
tigte Vertragsbestimmung berufen kann, um den anderen zu irgend 
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Was zuerst die eigentltchen Befreiungs- oder Exkusä- 
tionsgriinde betrifft, so kommen hier in erster Linie die 
Fälle einer gewissen poetischen vis major in Betracht. 
Wird die Erhaltung der eigenen Existenz und Integrität, 
die Wahrung der vitalen Interessen als oberste Aufgabe 
des Staates betrachtet, so ist die Möglichkeit solcher Fälle 
zuzugeben, in denen ein Staat Befreiung von vertrags- 
mässigen Bündnispflichten muss beanspruchen dürfen. So 
können es innerstaatliche Zustände, z. B. eine Revolution 
dem Staate beinahe unmöglich machen sein Hülfsverspre- 
chen einzulösen, oder er kann sich selbst in Krieg befin- 
den und deswegen ausser Stande sein sich auf einen 
neuen Krieg einzulassen. Inwiefern sonst eine nicht ab- 
solut zwingende Macht der Verhältnisse einen Staat von 
seinen Verpflichtungen befreien kann, ist eine schwierige, 
im Einzelfall zu lösende Frage. Man kann sich z. B. 
die Möglichkeit denken, dass der casus foederis verwirk- 
licht ist, aber unter wesentlich anderen Verhältnissen, als 
ursprünglich vorhergesehen war; es kann der in Krieg 
geratene Bündnisgenosse eine beträchtliche Schmälerung 
seiner verfügbaren Kräfte erlitten haben, oder er kann 
sich auf einmal mit mehreren unter einander verbündeten 



einer darin begründeten Leistung zu nötigen. Glaubt dagegen der eine 
Gesellschafter einen Befreiungsgrund nur für seinen eigenen Teil 
in Anspruch nehmen zu dürfen, welcher eine Nichterfüllung ver- 
tragsmässiger Verpflichtungen unter den gegenwärtifj^n Verhältnissen 
berechtigt, dann will er weder sich selbst noch seinen Mitkontra- 
henten gänzlich und engültig der gegenseitigen Vertragsverpflichtun- 
gen entbinden, obgleich wohl das totale Ausserkrafttreten des Bündnisses 
oft die Folge einer solchen verweigerten Vertragserfüllung sein wird. 
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Mächfen in Krieg befinden, darunter auch mit solchen, ge- 
gen welche sein Alliierter nicht vertragsmässig verpflich- 
tet ist Hülfe zu leisten. Würde der zur Erfüllung des ca- 
sus foederis angerufene Staat unter solchen Umständen 
auch andere Gegner erhalten als die, gegen welche er 
sich durch den Bündnisvertrag zur Kriegshülfe verpflich- 
tet hat, dann dürfte er, insb. wenn diese vereinigt eine 
entschiedene Übermacht darstellen, die Vertragserfüllung 
verweigern können. Wenn aus einem ursprünglichen 
Bündnisverhältnisse mit mehreren Gesellschaftern einer 
oder mehrere ausgeschieden sind, so haben sich mög- 
licherweise die Machtverhältnisse und Beziehungen der 
übrigen unter einander derart verschoben, dass auch dann 
eine vorzeitige Kündigung und somit eine Weigerung der 
hier erwähnten Art seitens eines von ihnen unter Um- 
ständen entschuldbar erscheint. Soweit möglich muss 
ein Staat, welcher aus irgend einem der hier berühr- 
ten Gründe Befreiung von seinen Vertragsverpflichtun- 
gen beansprucht, seinem Mitkontrahenten, wenn mög- 
lich, rechtzeitig Mitteilung machen, resp. den Ver- 
trag kündigen, damit jener nicht in der falschen Vorstel- 
lung bleibe, dass der Vertrag gegebenenfalls in normaler 
Weise erfüllt werde^). Kann man somit die Möglichkeit 
und relative Berechtigung derartiger Ausnahmefälle nicht 
verneinen, so sind die Formeln rebus sie stantibus und 
ad impossibile nulla obligati jedenfalls mit grösster Vor- 
sicht zu nehmen und anzuwenden ^). Die allgemein ver- 



1) UUmann S. 177. 

2) Es ist, wie oben bemerkt, ganz entschieden unrichtig die 
Ciütigkeit der Klausel ^rebus sie stantibus' im allgemeinen und 
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pflichtende Kraft politischer Staatsverträge darf nicht ge- 
leugnet werden; auch die vertragsmässig versprochene 
Kriegshülfe muss, wenn auch mit den grössten Aufopfe- 
rungen und mit eigener Gefahr, wirklich geleistet wer- 
den ^). Es bedarf ja eben in kritischen Situationen ein 
Staate die ihm zugesagte Hülfe am dringendsten. Wenn 
auch das Völkerrecht Ausnahmefälle der bezeichneten Art 
von der strikten Vertragserfüllung zugiebt, so sind doch 
vielleicht die meisten in der politischen Staatengeschichte 
vorgekommenen Fälle verweigerter Erfüllung des casus 
foederis eher politischer Selbstsucht als solchen rechtlich 
annehmbaren Gründen zuzuschreiben. Unbedingte Billi- 
gung und Achtung verdienen Fälle, wo mit einander ver- 
bündete Staaten, ohne vor den grössten Aufopferungen 
zurückzuschrecken, treu zu einander halten und ihre Schick- 
sale gemeinsam teilen. 

Unter die Formel rebus sie stantibus fallen, wie oben 
bemerkt, ausser den erwähnten Fällen, wenigstens zum Teil 

ohne Einschränkungen zu behaupten. In der Tat bleiben die politi- 
schen Macht- u. a. Verhältnisse fast nie ganz unverändert; schon 
daraus folgt, dass nur wesentliche, Lebensinteressen der resp. Staaten 
berührende Veränderungen und Umstände als Einwände gegen die 
Erfüllung des casus foederis Berücksichtigung verdienen können. Es 
muss beachtet werden, dass, wenn auch gerade in den Allianzverhält- 
nissen gewisse spezielle, in anderen Vertragsverhältnissen nicht vor- 
handene Weigerungsgründe gegen die Erfüllung der resp. Vertrags- 
verpflichtungen zugegeben werden müssen, andererseits in den AUi- 
anzen gewöhnlich so wichtige Interessen der Vertragsparteien auf dem 
Spiel stehen, dass ein frivoler Vertragsbruch hier, wenn irgendwo, 
verwerflich ist. 

1) Vgl. Verraes, T. I S. 77. — Ulimann S. 176, — v, Liszt S- 
179 ff. 
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auch diejenigen, wo, nach dem Ermessen des einen Staates 
oder beider Staaten, das zwischen ihnen bestehende AI-, 
lianzverhältnis solche Veränderungen erlitten hat, dass 
der Vertrag selbst als aufgehoben, oder gewisse seiner 
Bestimmungen als wesentlich modifiziert anzusehen sind. 
Man findet bei manchen Autoren die Bemerkung, dass 
ein erhebliches Zuwiderhandeln gegen die Zwecke der 
Allianz oder überhaupt gegen die Interessen des Bündnis- 
genossen seitens des einen Kontrahenten den anderen 
von dessen Vertragsverpflichtungen befreit, gestattet man 
ihm nun den Vertrag vorzeitig zu kündigen oder spricht 
man ihm das Recht zu denselben als ohne weiteres auf- 
gehoben zu behandeln. — Pradier-Fodere leitet aus dem 
zwischen verbündeten Mächten bestehenden Gesellschafts- 
verhältnis die Konsequenzen her, erstens: „l* Obligation 
(Vaser tous les moyens pour atteindre le bat commun** ; 
zweitens: ^ne faire aucun acte de nature ä causer preju- 
dice ä leurs alliäs' u. s. w. ^). 

Dass nun zuerst jeder an einem Allianzverhältnis Be- 
teiligte, wenn sein Mitkontrahent den Vertragsbestimmun- 
gen zuwiderhandelt, berechtigt sein muss aus dem Ge- 
sellschaftsverhältnis auszutreten, dürfte nicht bezweifelt 
werden können. Hier gilt der kurze und bündige Satz Gro- 
tius': „Si pars una foedus violaverit, poterit altera a 
foedere discedere, nam capiia singula conditionis vim 
habend' ^). Im allgemeinen gilt in solchen Fällen als 



1) Pradier-Fodere, II S. 751—752. 

2) Grotius, Über II, XV, XV. — Vgl. Verraes, T. I S. 77 — v. 
Liszt S. 180 — Ullmann S. 175, 176. Es steht selbstverständlich den 
Parteien frei eine Klausel des Inhalts zu vereinbaren, dass irgend eine 
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Regel, dass die AManz durch eitte solche Handlung ^f 
einen Partei nicht eo ipso aufgelöst, und der Bündnisver^ 
trag ausser Kraft gesetzt wird. Wäre der Bestand des 
Bündnisses in dieser Weise ohne weiteres aufgehoben, so 
würde ein Vertragsbuch einem untreuen Bündnisgenossen 
oft einen bequemen Ausweg geben eines unangenehmen 
Gesellschaftsverhältnisses quitt zu werden. Aber auch der 
m seinen vertragsmässigen Rechten verletzte Kontrahent 
darf im allgemeinen nicht ohne ausdrückliche diesbezüg- 
liche Erklärung das Bündnis als aufgehoben behan- 
deln — selbstverständlich ist er aber nicht an die 
vereinbarte Kündigungsfrist gebunden ^). Nur während 
oder unmittelbar vor einem Kriege, oder sonst, wenn die 
Ereignisse rasch auf einander folgen, kann ein abweichen- 
des Verhalten durch den Zwang der Umstände geboten 
und erlaubt sein. Hat aber die eine Partei ein sie sei- 
tens der anderen getroffenes Unrecht unbeanstandet ge- 

— und zwar gewöhnlich eine untergeordnete — Verletzung gewisser 
Vertragsbestimmungen nicht die Aufhebung des Vertrages selbst her- 
beiführen soll. Die Verletzung eines Vertrages seitens des einen Kon- 
trahenten berechtigt dagegen den anderen nicht* sich von irgend ei- 
nem anderen zwischen denselben Parteien bestehenden Vertragsver- 
hältnis als befreit zu betrachten, es sei denn, dass sie eine solche 
schwere Verletzung seiner politischen Interessen bezeichnet, welche, 
wie im folgenden auseinandergesetzt werden soll, den Bruch ei- 
nes Bündnisses rechtfertigen kann. Es sei auch hervorgehoben, dass 
u. U. äusserlich und zeitlich verschiedene Verträge, wenn sie densel- 
ben Gegenstand regeln und einander vervollständigen, z. B. mehrere 
ein und dasselbe Allianzverhältnis regelnde Verträge, in der Hinsicht 
als ein Ganzes angesehen werden müssen, dass die Verletzung eines 
von ihnen auch den Bestand der anderen alterieren kann. 
i)'Vgl. Ulimann S. 176, 177. 
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schehen and eventuell ehiige Zeit farAMestehen Ifissen, %a 
dürfte sie dadurch dem Vertragsgenossen in manchen Fal- 
ten zu der Oberzeugung berechtigten Anlass gegeben ha- 
ben, dass sie trotzdem im übrigen an dem Allianzvertrag 
weiter festhalten will. — Hiermit steht die anscheinend 
entgegengesetzte Tatsache nicht im Widerspruch, dass eben 
ein längerer Zeitabschnitt, während dessen ein formell unauf- 
gehobener Allianz vertrag sich noch immer in keiner Weise 
betätigt hat, dessen Bestimmungen vielmehr, wenigstens 
indirekt, zuwidergehandelt worden ist, das Allianzverhält- 
nis selbst aufgehoben haben kann. 

Ausser diesen vertragsauflösenden Wirkungen eigent- 
Kcher Vertragsbrüche giebt es, wie angedeutet, Fälle, in 
denen objektive Umstände, welche auch nicht als Exku- 

« 

sationsgründe bezeichnet werden können, auf die Ver- 
tragsverpflichtungen auflösend oder umgestaltend einwir- 
ken. Hierher gehört z. B. die von v. Liszt angeführte Hy- 
pothese, dass ein Staat das Gebiet eines anderen garan- 
tiert hat, dieser aber später durch neue Gebietserwerbun- 
gen vergrössert worden ist, und die Verpflichtungen des 
Garanten also wesentlich erhöht würden ; solchenfalls könne 
der letztere den Vertrag einseitig kündigen ^) — Die Frage 
hat nur für Allianzen mit Garantieklausel Bedeutung; bei 
anderen Allianzen würden Gebietserwerbungen des einen 
oder anderen Kontrahenten keine solche Frage ins Leben 
rufen. Zugegeben, dass die Bemerkung v. Liszt*s der 
Hauptsache nach richtig ist, sei jedoch nebenbei bemerkt, 
dass auch Fälle denkbar sind, in welchen aus den Ver- 
tragsbestimmungen eine entgegensetzte Absicht der Kon- 
i)V Liszt S. 180, 
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trahenten hervorgeht, wie sie gewöhnlich z. B. in dem 
Fall vorhanden ist, dass sich die Garantie nur auf einen 
bestimmten Teil des Staatsgebietes, aber nicht auf das 
ganze Gebiet erstreckt, sowie auch in dem ganz entgegen- 
gesetzten Falle, dass sowohl die zurzeit bestehenden wie 
auch die künftigen Besitzungen in der Garantie einbe- 
griffen sind. Ohne ausdrückliche Bestimmung ist aber nicht 
anzunehmen, dass die Garantie nur eine teilweise sei, dies 
ist vielmehr ein Ausnahmefall; in den meisten Fällen 
wird also die Bemerkung v. Liszt's stichhaltig sein. 

Schwieriger ist die Frage, inwieweit der Bestand einer 
Allianz an sich die Kontrahenten prinzipiell zu politischer 
Gemeinschaftlichkeit und Einstimmigkeit und zur Wahr- 
nehmung der gegenseitigen internationalen Interessen im 
allgemeinen verpflichtet, und zwar auch solcher Interes- 
sen, welche im Allianzvertrage selbst keine Beachtung und 
Erwähnung gefunden haben, inwieweit also eine Allianz 
die an ihr Beteiligten zu mehr und zu anderem verpflich- 
tet, als was aus dem Vertrage ausdrücklich hervorgeht. Die; 
Entscheidung dieser Frage ist für die auf den casus foe- 
deris bezüglichen Regeln von grösster Bedeutung, denn 
können die Vertragsgenossen aus den angedeuteten Gründen 
Ansprüche und Forderungen geltend machen, dann ergiebt 
sich hieraus die Möglichkeit sozusagen von Vertragsverlet- 
zungen zweiten Ranges, welche gegebenenfalls die Erfül- 
lung und den Bestand des Bündnisvertrages gefährden 
können. 

In ihrer Eigenschaft als auf gewisse gemeinschaftliche 
Lebensinteressen sowie auf gegenseitiges Vertrauen ba- 
sierte politische Gesellschaftsverhältniss^ sind die eigent- 
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liehen Allianzen von der Regel und der Voraussetzung 
beherrscht, dass möglichst freundschaftliche und auf So- 
lidarität gegründete politische Beziehungen zwischen den 
verbündeten Staaten obwalten sollen, so dass selbst der 
Bestand der Allianz bis zu einem gewissen Grade von 
dem Vorhandensein und der Dauer solcher Beziehungen 
abhängt. Zuvörderst gilt also hier der Satz, dass Alli- 
anzen und Allianzverhältnisse von selbst nicht zeitweilig 
suspendiert, sondern vielmehr ganz und gar aufgehoben 
werden, wenn die bisherigen Bündnisgenossen aus irgend 
welcher Ursache — auch wenn sie mit der Allianz als 
solcher keine Gemeinschaft hat — in Krieg miteinander 
geraten ^). Gerät der eine oder andere der Verbündeten 
in Krieg mit einer dritten Macht, so ist somit das we- 
nigste, wozu das bestehende Allianzverhältnis den ande- 
ren verpflichtet^ dass er eine strenge — wenn auch nicht 
eben „wohlwollende" — Neutralität beobachtet. — In 
früheren Zeiten, wo auf Grund der wenig entwickelten 
internationalen Relationen die auf Krieg und Frieden be- 
zügUchen, also eminent politischen Beziehungen von Staat 
zu Staat von entschieden vorherrschender Bedeutung wa- 
ren, mag eine solche gegenseitige friedliche Interessenge- 
meinschaft und Interessenverteidigung verbündeter Staa- 



1) Darin unterscheiden sich die Allianzverträge ebenso wie die 
die meisten Staatsverträge politischen Inhalts von den meisten Verwal- 
tungsverträgen. — Die Frage nach dem Einfluss des Kriegsausbruches 
auf den Bestand verschiedenartiger internationaler Verträge soll im 
übrigen an diesem Ort übergangen werden. Siehe hierüber die un- 
tereinander ejnigermassen abweichenden Ausführungen v. Liszt's S, 
181; Verraes* I, S. 58; Uilmanns S. 319 u. a. 
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Im itU fl ii sehen in Fn^ gekommen sein nach auch 
eriiebKchere Bedeutung gehabt haben. Je zahlreicher die 
infenMitioQalen Bcrflhrungspunkte, die verschiedenartigen, 
dnzchien und gemeinsanien politischen und ökonomischen 
Interessen der Staat« wurden, je wahrscheinlicher wurden 
somit auch \*on ihnen herrührende Interessenkollisionen, 
flesto umfassender wurden in manchen Fällen die gemein- 
samen Au^hen und Intetessen der Vertragsstaaten, desto 
rahlreicher die für dne Allianz und ihren Bestand schon 
in FriedensTeiten relevanten Umstände und Faktoren. 

Wie sich die Verhältnisse zurzeit gestahen, kann 
man sicherlich nicht umhin das von dem Krieg als tat- 
sächlichem Beendigungsgrund von Bündnisverhältnissen 
geltende in gewissem Grade auch auf andere Ereignisse 
und Konflikte des international-politischen Lebens auszu- 
dehnen« Nicht ausschliesslich durch Krieg kann ein Staat 
die Interessen eines anderen verletzen, nicht der Kriegs- 
zustand allein bezeichnet eine Situation, in welcher die 
abweichenden politischen Lebensinteressen zweier oder 
mehrerer Staaten in eine solche Kollision geraten sind, 
dass die Essentialien einer Allianz, eines durch Vertrauen 
und übereinstimmende oder jedenfalls nicht streitige In- 
teressen gekennzeichneten Verhältnisses, mit ihr absolut 
unvereinbar ist. Darum hat die oben erwähnte Maxime 
Pradier-Fodere's, richtig verstanden, ihre Berechtigung und 
Gültigkeit. Zwar ist jeder Staat in erster Linie berechtigt 
seine eigenen vitalen Interessen wahrzunehmen und sei- 
nem eigenen politischen Wohl innerhalb der Grenzen des 
Völkerrechts nachzugehen; hat er sich aber durch einen 
Allianzvertrag mit einem anderen Staat verbunden, so hat 
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er damit die Verpflichtung äbemotnmen die Interessen seines 
Verbündeten nicht durch eine rücksichtslose und eigen- 
nützige Politik zu verletzen und preiszugeben. Weit da- 
von entfernt, dass er sie umsonst schädigen dürfte, be- 
rechtigt ihn nicht einmal der subjektive Nutzen unbegrenzt 
zur Zurücksetzung der Wünsche und Bestrebungen seiner 
AUiierten. Es ist indessen äusserst schwer auch nur 
annähernd feste Regeln hierüber aufzustellen. Die prak- 
tische Tragweite der Frage wird nun aber dadurch ver- 
ringert, dass die wichtigsten und nächstliegenden Inter- 
essen alliierter Staaten gewöhnlich entweder schon in 
dein Allianzyertrag selbst vorhergesehen und durch 
ihn hinreichend geregelt werden, oder auch durch 
spätere ausdrückliche Vereinbarungen und Verständigun- 
gen festgesetzt, in Übereinstimmung gebracht und oft auch 
kundgegeben werden. Solchenfalls wird eine Verletzung 
derselben somit einen wirklichen Vertragsbruch bedeuten 
oder ihr an Bedeutung gleichkommen. Zuweilen machen 
nämlich die Allianzklauseln gewissermassen den inte- 
grierenden Bestandteil einer weiteren politischen Verein- 
barung, eines gemeinsamen politischen Programmes 
der Vertragsstaaten aus ^). Auch wenn andere poli- 
tische Vereinbarungen von grösserer Bedeutung, wel- 
che nicht mit dem Bündnisvertrag unmittelbar zusammen- 



1) Aus Anlass der britisch-japanischen Allianz erliessen die »ver- 
bündete französische und russische Regierung" am 20. März 1902 
eine auf die ostasiatischen Verhältnisse bezügliche Deklaration, 
obgleich jene Verhältnisse im ursprünglichen französisch-russischen 
Bündnisvertrag sicherlich nicht einer Vereinbarung unterzogen worden 
sind. 



222 

hängen, zwischen den alliierten Mächten bestehen, wird 
in manchen Fällen eine Verletzung einer derartigen Ver- 
einbarung oder ein sonst aus ihr entstandener Konflikt nicht 
ohne Einfluss auf das Allianz Verhältnis bleiben. — Von 
diesen Fällen abgesehen kann es aber selbstverständlich 
auch Beziehungen geben, bezüglich deren keine Vertrags- 
bestimmungen getroffen sind, welche aber von solcher 
Bedeutung sind, dass Divergenzen der alliierten Mächte 
hinsichtlich ihrer tatsächtlich zu vorzeitiger Auflösung der 
Bündnisgemeinschaft führen. Selbstverständlich giebt es 
aber auch politische Fragen und Beziehungen von unter- 
geordneter Bedeutung, in denen die mangelnde Überein- 
stimmung zwischen ihnen nur indirekt die Dauerhaftigkeit 
und Festigkeit des Bündnisses becinflusst, event. Modi- 
fikationen in demselben bewirkt. 

Spricht man also noch immer mit vollem Recht von 
einem casus foederis, von einem eigentlichen Bündnis- 
fall, welcher die kriegerische Verwirklichung des Allianz- 
vertrages bezeichnet, und dessen vertragswidrige Nichter- 
füllung fast immer zur Auflösung des Allianzverhältnisses 
führt, so kann man, in Anbetracht der gegenwärtigen 
international-politischen Verhältnisse, in entfernterem 
und übertragenem Sinn von den casus foederis zweiter 
und dritter Ordnung oder von „friedlichen Bündnisfäl- 
len" reden, d. h. von Fällen, in welchen die Fes- 
tigkeit und der Bestand des Gesellschaftsverhältnisses 
auf eine entscheidende Probe gestellt werden, und deren 
Ausgang somit auch für die Erfüllung oder Nichterfüllung 
des kriegerischen casus foederis von Bedeutung ist. Der- 
artige Fälle kommen bei der Entscheidung international- 
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oder weltpolitischer Fragen und Interess^enkonflikte auf 
Konferenzen» Kongressen sowie sonst im politischen Leben 
und im diplomatischen Verkehr vor. — Inwiefern eine 
Allianz derartige „untergeordnete Bündnisfälle" einbegreift 
und betätigt, sowie andererseits, in welcher Weise ihre 
Entscheidung auf den Inhalt und Bestand der Alltanz selbst 
einwirken kann, ist oben kurz berührt worden. Die Stel- 
lung Italiens im Dreibunde wird von manchen im Hin- 
blick auf die politischen Veränderungen, die in späteren 
Zeiten in der europäischer Qrosspolitik vor sich gegan- 
gen sind, als höchst problematisch bezeichnet; seine 
Politik und seine eigenen mit den Interessen der 
Allianzgenossen in wichtigen Hinsichten nicht über- 
einstimmenden Interessen hätten bewirkt, dass Italien 
tatsächlich für die Trippelallianz schon als „tot" anzuse- 
hen sei. Die Frage mag hier dahingestellt bleiben ; dass 
sie überhaupt aufgeworfen und lebhaft diskutiert worden ist, 
deutet jedenfalls auf die erhebliche indirekte Einwirkung der 
gesamten allgemein-politischen Beziehungen auf ein Allianz- 
verhältnis hin. Daran ist jedoch heutzutage als Regel 
festzuhalten, dass ein Bündnisvertrag, wenn er nicht durch 
gültige ausdrückliche Erklärung oder durch besondere 
Umstände, insb. vertragswidrige Nichterfüllung des casus 
foederis, ausser Kraft gesetzt worden ist, die Kontrahenten 
dauernd verpflichtet. 

Im Anschluss an das oben ausgeführte — zum Teil mit 
Rekapitulierung desselben — sei hier die Aufstellung 
folgender allgemeiner Gesichtspunkte in Betreff der ge- 
genseitigen Verpflichtungen alliierter Mächte in Friedens- 
zeiten erlaubt. — Wenn über eine gewisse international- 
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politische Frage oder ein Verhättnis wedö" in dem der 
Allianz zu Grunde liegenden Vertrag noch sonst Verein- 
barungen oder Verständigungen zwischen den Verbündeten 
getroffen worden sind, so ist hierbei weder ein gemeinschaft- 
liches und übereinstimmendes politisches Auftreten noch auch 
nur der Versuch zu gegenseitiger Verständigung prinzipiell 
für die Fortdauer des in einer Allianz liegenden Vertrauensver- 
hältnisses absolut notwendig. In geringfügigem und un- 
tergeordnetem Zuwiderhandeln gegen die kundgegebene 
Politik und die Interessen des Bündnisgenossen darf an 
sich noch keineswegs eine feindliche Gesinnung gesehen 
werden, wohl ist es aber, wie oben bemerkt, möglich, 
dass eine fortgesetzte Nichtbetätigung und Ausseracht- 
lassung des Allianzverhäitnisses als konkludenter Auflö- 
sungsgrund wirken kann. Wünscht z. B. der eine Bünd- 
nisgenosse in irgend einer politischen Angelegenheit eine 
Verständigung mit dem anderen zustande zu bringen, so 
braucht dieser seinen Willen und seine Haltung selbstver- 
ständlich nicht von jenem bestimmen zu lassen, wohl 
aber muss gefordert werden, dass er den Vorschlag nicht 
ohne Prüfung und Einigungsversuch zurückweist; dadurch 
würde er dem anderen eine gegen die in der Allianz als 
solcher begründeten Beziehungen verstossende Kränkung 
zufügen, eine prinzipielle Verneinung der in einem Bünd- 
nisse vorausgesetzten Interessengemeinschaft aussprechen- 
Eine schwerere, auf Lebensinteressen oder auf die 
— allerdings oft missverstandene — „Ehre" des ver- 
bündeten Staates gehende Schädigung würde den Aus- 
tritt des verletzten Bündnisgenossen aus der Allianz vor 
ihrem normalen, vertragsmässigen Ablauf völlig rechtfer- 
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tigen. Hierbei ißt aber zu bemerken, dass nicht aHes, 
was den Interessen — auch wichtigen Interessen — des 
anderen Staates zuwiderläuft, als absichth'che Schädigung 
bezeichnet werden darf. Insbesondere wenn die vermeint- 
liche Verletzung des Alliierten darin ihren Orund hat, dass 
dieser etwas Unrechtmässiges vorhat oder im Begriff steht 
zu begehen, dieses in Vorschlag bringt und dazu die Mit- 
wirkung öder Unterstützung seines Verbündeten in An- 
spruch nehmen will, ist selbstverständlich nicht von 
der entferntesten Verpflichtung seinerseits die Rede ^). Aber 
auch hiervon abgesehen setzt eine eigentliche Schädigung 
der Interessen des anderen eine ihm gegenüber feindselige 
Gesinnung voraus. Eine sonst entstandene, tatsächliche 
Interessenkollision dagegen wird, wenn sie nicht beigelegt 
wird, unter Umständen zu gegenseitiger, freiwilliger Auf- 
lösung des Bündnisses schon vor dem Endtermin führen ^. 
— An und für sich kann eine Politik, welche, ohne die 
Interessen des Verbündeten irgendwie direkt zu verletzen^ 
sich ausserhalb des Rahmens mit ihm bestehender Verein- 
barungen selbständig betätigt, von dem Mitkontrahenten 
nicht der Vertragswidrigkeit geziehen werden; sie kann 
nur die normale Auflesung der Allianz beschleunigen, resp. 

1) Hierbei scheinen nicht nur unbedingt anerkannte Völkerrechts- 
sätze, sondern auch allgemeine Rechtsnormen und Rücksichten der 
internationalen Aequitas und der Humanität zur Beurteilung heranzu- 
ziehen zu sein. Das Entscheidungsrecht des betreffenden Staates wäre 
demgemäss hier ausgedehnter als bei ausdrücklichen Vertragsbestim- 
mungen, bei deren Beurteilung nur die Regel zur Anwendung kommt, 
dass sie ihm keine völkerrechtswidrigen Verpflichtungen auferlegen 
können. 

2) Calvo, IV S. 107. 

15 
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ihre Erneuerung verhindern. Inwieweit insbesondere die 
Eingehung eines neuen AllianzverhäUnisses oder einer son- 
stigen wichtigen politischen Vereinbarung mit einer frem- 
den Macht auf eine ältere Allianz auflösend wirkt, hängt 
von den politischen Verhältnissen, insbesondere davon ab, 
inwiefern ein solcher Schritt namentlich gegen die Zwecke der 
bestehenden Allianz, wenn auch nicht formell, so doch 
tatsächlich verstösst oder den Interessen des Verbündeten 
sonst eine Verletzung zufügt bezw. dieselben wenigstens 
ernsthaft gefährdet. Relativ selten dürfte wohl ein Staat, 
ohne vorherige Beratung und Verständigung mit seinem 
Bündnisgenossen im diplomatischen Wege derartige wich- 
tige politische Akte vornehmen ^). Der Abschluss reiner 
Verwaltungsverträge mit dritten Mächten wird dagegen in 
der Regel in keiner Weise die gemeinsamen politischen 
Interessen der Alliierten berühren; auf diesem Gebiete 
wird. somit die völlige gegenseitige Aktionsfreiheit in kei- 



i) Dass an die politische Intimität verbündeter Staaten zuweilen 
ganz unangemessen weitgehende Forderungen gestellt werden, geht 
z. B. daraus hervor, dass nach einigen in Frankreich gefällten Äusse- 
rungen' Russland die Initiative zur ersten' Haager Frie<fenskonferenz 
nicht ohne vorherige Beratung mit seinem Atliierteif hätte ergreifen 
sollen. Despagnet, Opinion sur la note du Tsar, R6vue generale V, 
1898, teilt jene Bedenken nicht. Über dieselbe Angelegenheit äussert 
Brusa, ibidem: ,La France n'aurait aucune faison de se plaindre 
de la note du Tsar, mime si celle-ci n'eüt pas ete notifiee auparar 
vant ä son gouvernement : dans la dernidre Hypothese on ne lui 
aurait manque d'egard que pour ce qui touche ä la forme, L'alli- 

ance reste tout ä fait la mime, ce n'est que son caractere 

pacifique qui serait accentue davantage.' 
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ner Beztehutlg durch die politische Interessengetnetnsdiaft 
eingeschränkt. Anders kann es sich nur dann verhalten» 
wenn ein Vertrag, der an sich VerwaUungscharakter be- 
sitzt, etwa eine Zollunion, zugleich wichtige politische In- 
teressen berührt und eventuell auch politische' Folgen hat. 
Ehe die Erörterung des casus foederis und mit ihm 
zusammenhängender Umstände beendigt wird, möge noch 
eine durch die jüngste völkerrechtliche Entwicklung her^ 
vorgerufene, vorderhand zwar rein theoretische Frage be- 
rührt werden, nämlich das Verhältnis zwischen Allianzver- 
pflichtungen und den Bestimmungen eines Schiedsgerichts- 
vertrages. Es besteht z. B. nur zwischen dem einerl Bünd- 
nisgenossen und einer gewissen dritten Macht ein Schieds- 
gerichtsvertrag; ruft jenen nun sein Alliierter um Erfüllung 
des casus foederis gegen diese Macht an, so begegnet er 
ihm vielleicht mit der Erklärung die Streitsache, insofern 
sie ihn betrifft, dem Schiedsgericht überweisen zu wolleh. 
Auch können die beiden verbündeten Staaten mit dersel- 
ben dritten Macht durch inhaltlich gleiche Schiedsgerichts- 
verträge verbunden sein; gegebenenfalls beruft sich nun 
der eine auf ihn, während der andere z. B. seine Lebens- 
interessen oder seine Ehre zu verteidigen behauptet und 
eine friedliche Verständigung schon deshalb als im voraus 
ausgeschlossen beträchtet. Können sie sich hierüber nicht 
verständigen , so wird ein „fehlgeschlagener" casus foede- 
ris vorliegen. — Man kann sich auch denken, dass wäh- 
rend des Bestandes der Allianz der Abschluss eines derar- 
tigen Vertrages durch den einen Kontrahenten, vor allem 
wenn dies mit einem vermutlichen Gegner geschieht, die 
Missbilligung des anderen erweckt und vielleicht die Erfüllung 
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und den Bestand des Bündnisvertrages gefährdet. Derar- 
tige Eventualitäten sollen hier nicht näher erörtert und 
geprüft werden; diese Andeutungen dürften aber zeigen, 
dass Konflikte dieser Art im praktisch-politischen Le- 
ben vielleicht nicht ganz ausgeschlossen sind. Es ist so- 
mit denkbar, dass künftige Allianzverträge in Voraussicht 
derartiger Möglichkeiten spezielle diesbezügliche Klauseln 
enthalten werden. — Vielleicht wird einmal sogar der 
Fall eintreffen, dass eine streitig gewordene casus foederis- 
Frage von den resp. verbündeten Mächten dem Schieds- 
gericht überwiesen wird. 

Die theoretischen Hauptfragen der Lehre von den 
Allianzen beziehen sich auf den casus foederis im weites- 
ten Sinn und auf die mit ihm zusammenhängenden Ver- 
hältnisse. Im übrigen stellt sich der Typus der Allianz im 
engeren Sinn, insbesondere seine innere Seite oder das 
Gesetlschaftssverhältnis der Bündnisgenossen untereinander, 
als ziemlich einfach dar ^). — Es ist mehrmals hervorge- 
hoben worden, dass das Kennzeichen, welches die Allianz- 
verhältnisse, vor allem die Allianzen qder Bündnisse im 
eigentlichen Sinn, von anderen politischen Vertragsverhält- 
nissen zwischen Staaten unterscheidet, hauptsächlich in 
dem besonders charakterisierten casus foederis besteht. 
Dies ist aber auch der Punkt oder das Moment, welches 
nicht nur für die verschiedenen Arten von Allianzen das 
Hauptmerkmal abgiebt, sondern auch einer konkreten Al- 
lianz ihre jeweilige Gestaltung und Betätigungsform ver- 
leiht. Vor der Verwirklichung des casus foederis bewegt 



1) Jellinek, Staatenverbindungen S. 124. 
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und betätigt sich die Allianz in ganz anderer Weise als 
nachher. Erst die in normaler Weise erfolgte Verwirk- 
lichung des casus foederis macht das Sozietätsverhältnis 
unter den alliierten Staaten im eigentlichen Sinn aktuell 
und bezeichnet somit eine ganz neue Phase in seinem 
Dasein. An die Stelle der friedlichen politischen Gesell- 
schaft tritt die Kriegsgenossenschaft, welche anders gear- 
tete Rechte und Verpflichtungen mit sich bringt. Wie 
diese sich nun aber entwickeln wird, insbesondere welcher 
Gfad von Intimität und Schicksalsgemeinschaft dabei in 
die Erscheinung treten wird, hängt sowohl von den im 
voraus ziemlich unberechenbaren, tatsächlichen Ereignissen 
als von dem Inhalt der durch den Bündnisvertrag, viel- 
leicht auch nachträglich, eingegangenen Verpflichtungen 
ab. Die verschiedenen Formen, in denen sie auftreten, 

können hier nur kurz angedeutet werden. Die 

zu leistende Kriegshülfe kann uneingeschränkt oder aber 
eingeschränkt sowie auch qualitativ verschiedenartig sein. 
Die beschränkte und indirekte Kriegshülfe kam früher häu- 
fig vor ^) ; zurzeit ist sie ziemlich allgemein ausser Ge- 



i) Solchenfalls verspricht oft der eine Kontrahent eine beträcht- 
lichere Hülfeleistung als der andere. Als Beispiele von Allianzen mit 
beschränkter Kriegshülfe seien erwähnt : die defensive Allianz zwischen 
•der Kaiserin von Russland und dem König von Ungarn und Böhmen" 
vom 3. Juli 1792, der englisch-russische AUianzverlrag vom 7. Februar 
1795, der sekrete defensive Allianzvertrag zwischen Österreich, Eng- 
land und Frankreich vom 3. Januar 1815 u. s. w. Für den Fall, dass 
die beschränkte Hülfe nicht genügen sollte, wird zuweilen eventuell 
Hülfe mit allen Kräften zugesagt, so z. B. in dem britisch-holländi- 
schen Vertrag vom 15. April 1788 und in dem preussisch-britischen 
vom 13, Juli 1788, Übrigens steht eine Garantieklaus^l mit 
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brauch gekommen. Besonders bei beschränkter Kriegs- 
hülfe ist es nicht ungewöhnlich, dass anstatt der in erster 
Linie versprochenen militärischen Kriegshülfe fakultativ ein 
Äquivalent in Geld geleistet werden darf. (So z. B. in 
dem britisch-russischen Vertrag vom 7. Februar 1795 Art. 
IV, in dem britisch-holländischen und dem preussisch- 
holländischen Allianzvertrag vom 15. April 1788, Art. VIII 
und Art. IV u. a.). Auch reine Subsidienverträge, die als 
eine Abart der eigentlichen Allianzverträge zu bezeichnen 
sind, sind nicht selten vorgekommen. Als Beispiele seien 
erwähnt die englisch-schwedischen Subsidienkonventionen 
vom 8. Februar 1808 und 1. März 1809. 

Die näheren Umstände der Kriegsftihrung werden 
ziemlich selten schon durch den Allianzvertrag selbst im 
voraus geregelt, doch kommt dies zuweilen in älteren Ver- 
trägen vor. In einigen Fällen werden sie zugleich mit 
dem Allianzvertrag in besondere Vereinbarungen aufge- 
nommen, in anderen wird auf ihre spätere Regelung nach 
dem Eintritt des casus foederis hingewiesen. So enthält 
der Art. III der preussisch-französisichen Allianz vom 24. 
Februar 1812 die Bestimmung: „Z.^ cos d'alUance surve- 
nant et chaque fois qu'il surviendra, les dispositions ä 
prendre seront reglees par une Convention speciale", — 

Zuweilen wird selbständige Kriegsführung und volle 

Oleichberechtigung ausdrücklich vereinbart, zuweilen da- 
gegen willigt der eine Kontrahent in eine untergeordnete 
Stellung ein. Die Allianzen der neuesten Zeit, welche ja 

dem Versprechen nur beschränkter Kriegshülfe prinzipiell nicht gut 
zusammen, es sei denn, dass volle Kriegshülfe subsidiär zugesichert 
wird. 
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ira~ allgemeinen mit keinem unmittelbar bevorstehenden 
Kriege rechnen, gehen auch auf keine Regelung- der Kriegs- 
führung im voraus ein. Nur die Quantität der zu leisten- 
den Hülfe wird gewöhnlich angegeben und meistens auf 
volle Kriegsgemeinschaft festgesetzt (deutsch-österreichi- 
sches Bündnis: ,>mit der gesamten Kriegsmacht" — „mit 
voller Heeresmacht" — vgl. den britisch^japanischen Bünd- 
nisvertrag, Art. III „the other Parfy will 

come to ist assistance, and will conduct the war in com- 
mon"), Dass da, wo „keine andere Verabredung 

vorliegt, gleiche Rechte und Pflichten der Gesellschafts- 
glieder angenommen werden"^), folgt aus der allgemeinen 
Beschaffenheit der Allianzverbindungen. Es ist also prin- 
zipiell keiner der Verbündeten dem anderen einseitig un- 
tergeordnet oder steht in grösserer Abhähgigkeit von ihm 
als dieser von jenem, wenn keine diesbezüglichen Bestim- 
mungen vereinbart worden sind. Dagegen kann der eine 
wegen grösserer Opf^r und Kosten auch auf grössere 
Vorteile, Entschädigungen und Beuterechte Anspruch ha- 
ben ^. — Eine ziemlich grosse Bedeutung kommt in dem 
Kriegsrecht der Frage zu, welche Gewalt und welche Be- 
fugnisse ein Staat in Kriegszeiten auf d^m Gebiet iseines 
Bündnisgenossen ausüben darf. In der Kriegsgeschichte 
ist in der Tat nicht selten militärische Okkupation des 
Staatsgebietes eines Verbündeten vorgekommen, so z. B. 



^) Jellinek, Staatenverbindungen S. 123. 

2) Vgl. Pradler-Foderi II S. 573; Calvo, IV S. .117, 118: 
Jes avantages et les prejudices doivent itre proportionnös aux 
moyens mis respectueusement en jeu pour atteindre le but commun 
de la guerre' 
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in den auf die französische Revolution folgenden Kriegen. 
Gewöhnlich ist es solchenfalls eine grössere Macht, welche 
die Kriegsführung auf dem Gebiete ihres schwächeren 
Alliierten, resp. eines zur Kriegsgemeinschaft gezwungenen 
Staates, übernimmt. Dass ihr aber in keinem Falle ohne 
weiteres dieselben Rechte und Befugnisse wie in okkupier- 
tem Feindesland zustehen, ist selbstverständlich, wenn 
auch hierin viel gefehlt worden ist. Die Gesetze, die Be- 
hörden und das Privateigentum müssen auf diesem Ge- 
biete gewissenhaft respektiert werden. Ausnahmen hier- 
von können nur durch übermächtige Gewalt gerechtfertigt 
werden. — Auch in rein militärischen Angelegenheiten 
muss die Herrschaft und der Oberbefehl des fremden Staa- 
tes in einer mit den eingegangenen Vertragsverpflichtun- 
gen und seinen Souveränitätsrechten übereinstimmenden 
Weise anerkannt und respektiert werden, es sei denn, 
dass die feindliche Übergewalt dessen Tatkraft und 
Verteidigungsmöglichkeiten lahmgelegt oder vollends ver- 
nichtet hat, in welchem Fall ein energisches Eingreifen 
und das Übernehmen der gesamten Kriegsführung sogar 
in den Bündnispflichten des Verbündeten liegt. Keines- 
falls aber darf der eine oder andere Staat — im Kriege 
eben so wenig wie beim Friedensabschluss — die Schwä- 
che seines Verbündeten zur Benachteiligung desselben oder 
zu seinem eigenen Vorteil benutzen ^). 

Es wird mit Recht als eine in dem Gesellschafts- 
verhältnis, welches die Allianz darstellt, begründete Ver- 



^) Siehe die geschichtlichen und theoretischen Ausführungen bei 
Basdevant, La revolution fran9aise et le droit de la guen'e continen- 
tale S. 29 ff. 
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pflichtung bezeichnet, dass Iceiner der Bündni^enbssen von 
dem anderen oder von den übrigen getrennt mit dem 
gemeinsamen Gegner Frieden schliessen, im allgemeinen 
auch nicht andere darauf abzielende Vorkehrungen allein 
treffen darf. ^) Indessen bedarf diese Regel einer Begren- 
zung in dem Sinn, dass eine Kriegspartei ihren Verbün- 
deten zwar nicht im Stich lassen darf: sie darf sich nicht 
mit dem Gegner auf einzelne und geheime Verhandlungen 
und Übereinkünfle einlassen, aber — wie Verraes bemerkt 

— Jl liest pas tenu de continuer la gaerre pour satis- 
faire la rancune ou l'ambition de ses coalliäs, si fon 
peut obtenir pour toutes les parties des conditions rai- 
sonnables d accommodement — La bonne fol demande 
seulement, dans ce cos, qu'il fasse pari ä ses coaUies du 
commencement et de la marche des negociations et qu'il 
leur permette de s^adjoindre comme parties au traite. " ^) 

— Noch immer kommt aber in den Allianzverträgen oft 
die ausdrückliche Klausel vor, dass die Parteien den 
Frieden nur gemeinschaftlich abschliessen dürfen. Zu- 
weilen werden auch die Bedingungen, unter denen der 
Friede anzunehmen ist, im voraus stipuliert — Berechnun- 
gen, deren Verwirklichung aber in höherem Grad von 
äusseren Tatsachen und Ereignissen als von dem Willen 
der Parteien abhängen muss. Erscheint die Erreichung 



1) UUmann S. 315 — Pradier-Fodere, II S. 571, 572. 

2) Verraes, I S. 78. — Insbesondere ist es klar, dass eine Defen- 
sivallianz eine Macht nicht gegen ihren Willen verpflichtet übermässi- 
gen Erot>erungsplänen ihres Bündnisgenossen weiteren Beistand zu 
gewähren; mit billigen Entschädigungsansprüchen verhält es sich na- 
türlich ganz anders. 
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der ursprünglich ins '. Auge gefassten Zwecke aussichtslos, 
so ist die einzelne Partei berechtigt auch gegen den Willen 
ihres Bündnesgenossen zur Beendigung des Krieges zu 
schreiten. ^) — Eigentümlicherweise wird in einigen äke- 
ren Bündnisverträgen die Garantieklausel .auch auf den 
zukünftigen, d. h. den durch den Krieg zu erweiternden 
und durch den Friedensschluss zu sichernden Besitzstand 
eines oder beider Kontrahenten ausgedehnt, . eine eigen- 
tümliche Antizipation der Garantie, welcher oft eine offen- 
sive Tendenz innewohnt. Eine derartige Klausei sowie 
überhaupt die Bestimmung, dass der Krieg nicht ohne 
gewisse bleibende Gebietserwerbungen beendigt werden 
darf, ist indessen auch in einem sich als defensiv bezeich- 
nenden Allianzvertrag wohl möglich. In diesem Fall ist 
die Allianz zwar hinsichtlich des casus belli defensiv — 
N. B. wenn sie nicht auch hierin eine verhüllte offensive 
ist — sie verfolgt aber, wenn auch bedingt, nämlich unter 
der Voraussetzung des fremden Angriffes, gleiche durch 
Krieg zu verwirklichende Endziele, wie gewöhnlich die 
Offensivallianzen, nämlich eine Macht- und Gebietserwei- 
terung, Auch dieser Umstand zeigt, dass man die Allianzen 
nicht in schematischer Weise nach der jeweiligen Bezeich- 
nung und sogar nicht immer nach den auf den casus 
foederis bezüglichen Bestimmungen unbedingt zu der einen 
oder der anderen Kategorie zählen darf. 

Es sind nun die Spezialfragen zu berühren, welche 



^) Einem dauernd neutralen Staat, welcher gegen seinen Willen 
gezwungen worden ist seine Neutralität zeitweilig aufzugeben und 
gemeinsam^ mit einem anderen Staat Krieg zu führen, liegen auch in 
dieser Hinsicht nicht die regelmässigen AUianzverpflichtuungea ob, • 
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cifie Mehrzahl — d. h. eine grössere Zahl als zwei — 
untereinander verbündeter Gesellschaftsglieder in einem 
Btindnisverhältnisse veranlasst. Gewöhnlich sind ja auch 
solchenfalls die Rechte und Pflichten der Beteiligten durch 
Verträge zwischen je zwei der GesellschaiFter geregelt, 
und auch hier gilt, bei Mangel abweichender Verabre- 
dungen, die Gleichheit als Regel. — Demnach ist eine 
Allianzverbindung mit drei oder mehreren Mitgliedern 
nicht nach den Grundsätzen gewisser privatrechtlicher 
Gesellschaftsformen in -der Weise zu beurteilen, dass 
die Ausscheidung eines Beteiligten oder von ihm be- 
wiesene Untreue die Aufhebung der zwischen den an- 
deren bestehenden Gesellschaft bedeutete. Vielmehr blei- 
ben ihre Beziehungen bis zu einer eventuellen Revision 
oder Neuregelung der Vertragsbestimmungen unverändert, 
es sei denn, dass sich aus den dem ursprünglichen Bünd- 
nisverhältnis zu Grunde liegenden Vereinbarungen zwei- 
fellos ein anderes ergiebt. Aus der Beschaffenheit und 
dem Zweck desselben kann «nämlich eine derart intime 
gegenseitige Abhängigkeit — ein sozusagen korreales Ver- 
hältnis sämtlicher Alliierter — hervorgehen, dass der Wegfall 
eines Mitgliedes auch die vertragsmässigen Beziehungen 
der übrigen auflöst. Solchenfalls sind wohl die Rechte 
und Verpflichtungen der Beteiligten oft durch einen ge- 
meinschaftlichen Vertrag oder auch durch mehrere Ver- 
träge wesentlich gleichen Inhalts geregelt. ^) — Ist dies aber 



1) Siehe die Allianz mehrerer zentral- und südamerikanischer 
Staaten vom 10. Juli 1865 »pour faire obstacle ä V ingirence euro- 
pienne dans les affaires d'Amirique". 
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nicht der Fall, so werden durch den Austritt eines Ge- 
sellschafters die gegenseitigen Beziehungen der übrigen 
höchstens indirekt beeinflusst, so z. B. wenn die Stellung 
eines von ihnen zufolge der eingetroffenen Veränderung 
der Verhältnisse eine so bedeutende Verschiebung erfah- 
ren hat, dass ihm, gemäss den oben angegebenen Gesichts- 
punkten, ein sog. Exkusationsgrund zusteht, kraft dessen 
er von dem Vertrag durch vorzeitige Kündigung abstehen, 
in kritischen Ausnahmefällen sogar ohne Kündigung den 
casus foederis beanstanden darf. 

Sozusagen zu den klassischen Problemen der Lehre 
von den Allianzen gehört die Frage, wie eine von meh- 
reren verbündeten Mächten sich verhalten soll, wenn zwei 
von ihren Bündnisgenossen unter sich in Krieg geraten, 
und somit das Allianzverhältnis zwischen diesen bei- 
den aufgehört hat. Schon Vattel und Bynkershoek raten 
ihr solchenfalls, nachdem sich die Anerbietung ihrer 
guten Dienste zum Zweck einer Versöhnung als frucht- 
los erwiesen hat, demjenigen beizustehen, der im Recht 
zu sein scheint. — — Gegen diese Entscheitung kann 
natürlich nichts eingewandt werden; unter den jet- 
zigen Verhältnissen aber ist ein derartiger Fall fast aus- 
geschlossen; das klassische Beispiel ist veraltet und fast 
ohne praktische Bedeutung. Da sich nämlich die moder- 
nen Allianzen meistens auf genau bestimmte Einzelfälle 
beschränken, ist kaum anzunehmen, dass auf den Bünd- 
nisvertrag selbst bezügliche Umstände einen Staat in eine 
derartige Verlegenheit bringen würden. Ist aber der Streit 
zwischen seinen Bündnisgenossen ohne ursächliche Ver- 
bindung und Zusammenhang mit der Allianz selbst, wird 
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er nicht auf Grund seiner Teilhaftigkeit an derselben 
genötigt sein für den einen oder anderen der Streitenden 
Partei zu ergreifen, sondern kann er neutral bleiben. Steht 
dagegen der Streit der einstigen Bündnisgenossen aus- 
nahmsweise mit dem vormals unter ihnen bestehenden 
Allianzverhältnis in Zusammanhang, so ist es wohl möglich, 
dass der eine oder andere von ihnen ihm gegenüber den 
casus foederis vertragsmässig geltend machen kann. Dieser 
Fall wird jedoch selten sein, denn es ist kaum wahrsc|iein- 
lich, dass drei oder mehrere unter einander verbündete 
Staaten in ihren resp. Verträgen eine solche Möglichkeit 
auch nur indirekt vorhergesehen haben. Der Umstand 
allein, dass der eine Teil eine berechtigte Kriegsursache 
haben, seinem Gegner eine solche mangeln kann, nötigt 
ihn selbstverständlich nicht für den einen oder anderen 
effektiv einzuschreiten. In den meisten Fällen wird also 
der in Frage stehende dritte Staat begründete Ursache 
haben dem Konflikt als Neutraler zuzusehen. Ob er seine 
Allianzbeziehungen zu den beiden oder auch zu einem 
von ihnen ^) aufrecht erhält, oder ob das Gesellschaftsverhält- 
nis auch hinsichtlich seiner als aufgehoben zu betrachten ist, 
hängt davon ab, ob er zu den beiden in relativ selbständigen 



1) Es ist wohl möglich, dass seine AtÜanzbeziehungen zu der 
einen Partei, nämlich zu derjenigen, welche nach objektiver Prüfung 
im Recht ist, unverändert fortbestehen, dass er aber volle Ursache hat 
sich von der Verbindung mit der Gegenpartei wegen Vertragsbruches 
oder sonst unrechtmässigen Benehmens als losgelöst zu betnichten, 
obgleich nicht er selbst, sondern der gemeinsame BUndnisgenosse 
dieses Unrecht erUtten hat. 
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Bündnisrelationen steht; oder ob die Allianz zwischen 
sämtlichen Teilhabern — was allerdings in Zweifelfällen 
nicht anzunehmen ist — auf untrennbare Beziehungen 
zwischen den einzelnen basiert ist. Jedenfalls wird der 
Ausbruch eines solchen Konfliktes gewöhnlich eine Revi- 
sion und Neugestaltung der bezüglichen politischen Bezie- 
hungen zwischen den ursprünglichen Vertragsgenossen, 
veranlassen. 

Die Wirkungen und Konsequenzen einer Allianz nach 
aussen, dritten Staaten gegenüber, sind, soweit sie sich 
auf die Politik der verbündeten Mächte in Friedenszeiten 
beziehen, oben teilweise zur Erwähnung gelangt. U. a. ist 
bemerkt worden, dass die Freiheit der Verbündeten poli- 
tische Vereinbarungen und insbesondere Allianzverträge 
mit fremden Mächten einzugehen, zu einem gewissen Grade 
tatsächlich beschränkt ist. Ein solcher Vertrag kann näm- 
lieh unter Umständen als Verletzung der älteren Bündnis- 
pflichten oder sonst als Untreue gegen den Bündnisge- 
nossen angesehen werden und dadurch zur Auflösung 
der Allianz Anlass geben. Ein Akt dieser Art Seitens der 
einen oder anderen der alliierten Mächte ist hinsicht- 
licli seiner Bedeutung für und seines Einflusses auf ein 
älteres Allianzverhältnis als eine quaestio facti zu beur- 
teilen, d. h. es kommt auf eine Würdigung der konkreten 
Umstände im Einzelfalle an, ob hierin eine erhebliche, zur 
Auflösung berechtigende Verletzung der Allianzverpflich- 
tungen zu erblicken ist. Indessen hat es Allianzen gege- 
ben, in welchen die Eingehung gewisser Arten von Ver- 
trägen ohne Vorwissen oder Zustimmung des Bündnis- 



239 

genössen dem einen oder beiden Kontrahenten Im Ver- 
trage ausdrücklich untersagt ist. ^) Es fragt sich ifon, ob 
eine solche ausdrückliche Vertragsbestimmung in Bezug 
auf Verträge, welche dessenungeachtet abgeschlossen wor- 
den, besondere Wirkungen hat» etwa die Nichtigkeit solcher 
Vereinbarungen bewirkt. Die Frage ist im wesentlichen 
verneinend zu beantworten. Das im Vertrage enthaltene 
Verbot hat nicht die Wirkung eigentliche Nichtigkeit unter 
eventuellem Zuwiderhandeln entstandener Verträge her- 
beizuführen. ^) Nur bei völkerrechtlich anerkannten dau- 
erndcn einseitigen Abhängigkeitsverhältnissen, in welchen 
«ich die eine Partei ihres Vertragsschliessungsrechtes ganz- 

m 

lieh oder zum Teil begiebt, wird im allgemeinen das 
Gegenteil in der Weise obwalten, dass z. B. ein Allianz- 
vcrtrag zwischen dem abhängigen Staat und einer dritten 
Macht als solcher zwar ohne völkerrechtliche Gültigkeit ist, 
nach der trotzdem erfolgten Verwirklichung des casus foede- 
ris aber die normalen Wirkungen eines Kriegsbündnisses her- 
vorbringt. Um zwischen völlig gleichberechtigten Kontrahen- 
ten ein analoges Verhältnis mit Wirkungen nach aussen zu^ 
Stande zu bringen, genügen nicht gewöhnliche Vertragsbe- 
ziehungen, sondern dazu ist erforderlich, dass sie sich durch 
eine wirkliche Staatenverbindung zusammengeschlossen 
haben. Bei voller Rechtsgleichheit der Kontrahenten und 
reinen völkerrechtlichen Vertragsbeziehungen hat dagegen 



1) Art. IX des Allianzvertrages zwischen dem römischen Kaiser 
und dem König von Preussen vom 7. Februar 1792 legt den Parteien 
ob keine neue Allianz ohne das Vorwissen des anderen einzugehen. 

2) Vgl. das auf S. 206 über rechtswidrige völkerrechtliche Ver- 
träge ausgeführte. 
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ein Verbot des hier berührten Inhalts nach aussen keine 
besonderen rechtlichen Wirkungen. Nach innen hin- 
wieder, d. h. unter den Vertragsparteien selbst kommt 
einem ausdrücklichen VerlK>t gegen gewisse, ohne Beob- 
achtung i>estimmter Bedingungen eingegangene Verträge 
die Bedeutung zu, dass hier nicht, wie es in Ermangdung 
ausdrücklicher Vertragsbestimmungen der Fall ist, von 
dem Mitkontrahenten, der durch jenen Akt eine Ver- 
letzung erlitten zu haben meint, ein besonderer Nachweis 
der politischen Unvereinbarkeit des neuen, untersagten 
Vertrages mit der älteren Allianz zu fordern ist, um ihn 
zu deren Auflösung zu berechtigen; vielmehr ist dann eo 

■ 

ipso ein Vertragsbruch vorhanden. 

Dass die für die Allianzverhältnisse in Frage kommen- 
den Rechtssätze mit dem Neutralitätsrecht verschiedene 
Berührungspunkte haben, ist aus unserer Darstellung 
wiederholt hervorgegangen. Ein Staat, der sich einem 
anderen gegenüber zu irgendwelchen, mit den Pflichten 
neutraler Staaten unvereinbaren Leistungen verbunden 
hat, ist, sobald der casus foederis eingetreten ist, und 
jener sein Versprechen in die Tat umsetzt, der Alliierte 
des anderen Staates im weitesten Sinn des Wortes und 
der Gegner seines Gegners. Umgekehrt ist also im Krieg 
jede Art effektiver Kri^shülfe mit der Neutralität unver- 
träglich. ^) Diese Grundsätze hat erst die moderne völ- 

1) Hautefeuille, I S. 168: ^L'acte par lequel une nation s'oblige 

ä agir avec partialite. est un acte destructif de la neutralite . 

Cest un traite d'alliance; le peuple belligerant, contre lequel U est 
dir ige peut, avec justice, traite r le pretendu neutre en ennemi*, — 
Oppenheim, I S. 572: ^Every Convention concluded for the purpose 
of lending succour in time of war implies an alliance*. 
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kerrechtliche Entwicklung ausgebildet. Früher ging die 
allgemeine Auffassung in wesentlich anderer Richtung. 
Die Neutralität wurde weit weniger streng aufgefasst und 
sogar als mit gewissen partiellen Hülfeleistungen nicht 
absolut unvereinbar betrachtet. Man gab entweder dem 
Allianzbegriff einen beschränkteren Umfang als heute, 
oder aber man sah gewisse Arten von militärischen 
Hülfeleistungen als mit der Neutralität nicht unvereinbar 
an ; das praktische Resultat war dasselbe. Der im übrigen 
sehr fortgeschrittene Vattel bezeichnet mit Entrüstung die 
schon von einigen derzeitigen Autoren verkündete Doktrin, 
dass jeder, welcher meinem Feind mit Truppen, Geld- 
mitteln u. s. w. beisteht, dadurch auch mein offener Kriegs- 
gegner ist, als „d^cision cruelle et bien faneste au repos 
des nations", konstatiert aber, dass die Praxis in Europa 
glücklicherweise eine andere ist. ^) — Erst allmählig ge- 
winnt die ausgebildete, strengere Neutralitätslehre sowohl 
in der Doktrin wie in dem anerkannten Recht der Kultur- 
nationen entschieden die Oberhand, wenn auch noch 
immer im praktisch-politischen Leben Zuwiderhandlungen 
und Missbräuche in dieser Hinsicht vorkommen können, 
vor allem zum Nachteil in ihrer äusseren Machtstellung 
unterlegener Kriegsgegner. Einem mächtigen Kriegführen- 
den zu Gunsten glaubt man sich zuweilen als geheimer 
Gegner etwas erlauben zu können, was man angesichts 
des offenen Krieges nicht hätte wagen dürfen. Unter 
diese Beurteilung fällt, nach der fast allgemeinen Ansicht 



1) Vattel, L. III. S. 38. 

16 



242 

unparteiischer Beurteiler, die Haltung Portugals im letzten 
Burenkriege. ^) 

Die Neutralitätspflichten in ihrer heutigen Gestaltung 
und ihrem noch nicht ganz unbestrittenen Inhalt zu un- 
tersuchen, fällt ausserhalb unserer Aufgabe. Selbstver* 
ständlich kann nicht jede noch so untergeordnete Zuwi- 
derhandlung eines Staates gegen seine Pflichten als Neu- 
traler als Kriegshülfeleistung und somit als einem gehei- 
men Bündnis mit dem Gegner entsprungen bezeichnet 
und behandelt werden. Es wäre entschieden unrichtig, 
wenn eine kriegführende Partei jede geringfügige, ihr 
selbst von Seiten eines dritten Staates widerfahrene Neu- 
tralitätsverletzung, ohne vorherige Vorstellungen und andere 
geeignete Mittel anzuwenden, gleich als causa belli anse- 
hen und benutzen wollte. Zwar kann ein Neutralitäts^ 
bruch, welcher durch keine eigentliche Kriegshülfeleistung 
an den Gegner begangen wird, wenn schwererer Beschaffen- 
heit und wiederholt begangen, zum Krieg gegen den schul- 
digen Staat führen; dies gehört aber zu den Seltenheiten. 
Wie die Grenzlinie zwischen eigentlichen, auf ein geheimes 
Btindnisverhältnis hindeutenden Kriegshülfeleistungen einer- 
seits und leichteren Neutralitätsverletzungen seitens eines 
Staates, der als neutraler gelten will, andererseits zu ziehen 
ist, das ist nicht immer klar. So viel lässt sich jedenfalls fest- 
stellen, dass von einem angeblich neutralen Staat gewährte 
Htilfeleistungen, mögen sie in Subsidien, in der Bewilli- 
gung des Durchzuges o. a. bestehen, um auf eine „ver- 
hüllte" Allianz hinzudeuten, von der bewussten Absicht 



1) Despagnet, La guerre sud-africaine S. 247 fl. 
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des leistenden Staates ausgehen der einen Kriegspartei 
militärische Vorteile zu verschaffen, ihre Kriegsoperatio- 
nen zu befördern und zu erleichtern. Unter solchen Ver- 
hältnissen kann er von dem verletzten Staate als geheimer 
Verbündeter seines Hauptgegners behandelt werden. 

Ein im Krieg begriffener oder vor dem Kriege ste- 
hender Staat versichert sich zweilen aus Vorsicht durch 
Vertrag der Neutralität einer dritten Macht. Unter den 
heutigen Verhältnissen hat ein solcher Vertrag natürlich 
nicht den Sinn, dass jene Macht etwa auf das Begehen 
sonst möglicher Neutralitätsverletzungen verzichtete, sondern 
bedeutet, dass sie,, solange der Vertrag gilt, verpflichtet 
sei sich dem Kriegsgegner seiner Vertragspartei nicht 
anzuschliessen. Ein Vertrag dieses Inhalts ist natürlich 
in keiner Weise ein Bündnisvertrag, es sei denn, dass er 
Bestimmungen enthält wie z. B. die, dass die in Krieg be- 
findliche Vertragspartei ihrem Mitkontrahenten bei even- 
tuellen Angriffen seitens des Gegners beistehen soll ^). 

Es ist eine bemerkenswerte Tatsache, dass in Zeiten, 
wo die Auffassung der Neutralitätspflichten bei weitem 
noch nicht ihre jetzige Ausbildung und Strenge erreicht 
hatte, und wo also der Staat, welcher einem anderen be- 
schränkte oder indirekte Kriegshülfe leistete, in manchen 
Fällen vorteilhafter als jetzt gestellt war, andere Alliierte 
hinAvider sich in gewissen diesbezüglichen Hinsichten in 
einer ziemlich prekären Lage befanden. Es scheint näm- 
lich die Ansicht vorgeherrscht zu haben, dass eine Macht, 
welche sich durch Vertrag einer anderen gegenüber ver- 



1) Vgl. die Ausführungen über den , Novembertraktat", S. 41. 
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pflichtet hatte an dem Krieg der letzteren als Hauptkriegs- 
partei teilzunehmen, die also nach Verwirklichung des 
casus foederis zu voller Kriegsgemeinschaft, „societe de 
guerre", verbunden war, nach dem Ausbruch des Krieges 
von dem Gegner seines Bündnisgenossen eo ipso als 
Kriegspartei angesehen und behandelt werden dürfe. — 
Wenigstens scheint Hautefeuille dieser Ansicht zu sein: 
„// est evident que le peuple qui contracte une alliance 
de cette nature (alle Bündnisse im eigentlichen Sinn), 
bien qvCil riagisse pas hostilement, tant que le casus 
foederis riest pas arrive, est cependant, en riaiite, Cad- 

versaire du belligerant ennemi de son alliä . 

Cette nation ne peut donc pas serieasement se regarder 
comme neutre; eile peut itre traitäe comme ennemi, avant 
meme que les evenements taient amenee ä prendre une 
pari active aux hostilites" , ^) — Aus den Äusserungen 
der meisten anderen Autoren geht aber eine wesentlich 
abweichende Anschauung hervor. So bemerken Funck- 
Brentano und Sorel u. a.: „UEtat en guerre avec un des 
contractants, et qui connait Cexistence du trotte d' alliance 
ou de garantie qui unit l'Etat qui le combat avec un 
autre Etat qui ne le combat pas encore, est seuljuge de 

la conduite qriil doit tenir ä Vegard de cet Etat. 

UEtat en guerre considire donc les contractants 



1) Hautefeuille, I S. 178. Indessen schränkt Hautefeuille im 
folgenden die Tragweite jener Sätze ganz erheblich ein: Jes alliäs et 
les auxiliaires de l'un des belUgärants ne sont pas, par le seulfait 
du traitä, dächus du droit de rester neutres; ils le conservent s'ils 
peuvent se datier de leurs engagements' — op. cit. I S. 182. 
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comme des ennemis assuräs ou des ennemis possibles, 
suivant que le casus foederis est, ou non, immädiatement 
pose par la declaration de guerre. Si les Etats alliäs 
ne se declarent point, alors l'Etat menace par Falliance 
se dicide d'apräs les circonstances'' ^). — — Und Kleen 
äussert hierüber: „6/ un ^tat s'est engage par alliance 
avant ou pendant une guerre ä priter secours ä un autre 
Etat contre quelque attaque, soit en general, soitvenant 
d'un certain Etat, il cesse d'itre neutre aussitdt que la 
condition prevue pour Caide vient de se rialiser et qu'il 
a conjointement avec son allie pris une attitude hostile 
envers un tiers"* — , er fügt aber hinzu: „U alliance seule, 
comme teile et avant sa mise en exäcution, ne rompt pas 
näcessairement la neutralite*' ^. Verraes will in dieser 
Frage einen Mittelweg gehen. Er bemerkt, dass ein Staat 
grosse Gefahr liefe, wäre er gezwungen den alliierten 
seines Gegners fortwährend als neutral zu betrachten, bis 
es diesem bei Gelegenheit angemessen scheint sich an 
dem Kampf zu beteiligen. Er kommt zu folgendem, aller- 
dings nicht besonders praktisch wertvollem Resultat: ,// 
y a ici une question de fait ä resoudre, et la ligne de 
conduite ä suivre par le belligerant devra s'inspirer du 
principe de droit international, qui n'autorise un Etat ä 
engager Ugitimement les hostilites contre un autre Etat 



^) Funck- Brentano und Sorel S. 251. 

2) Kleen, I S. 78, vgl. S. 119. — Calvo, IV. S. 107 bemerkt in 

Betreff dieser Frage: , ce n .st pas le fait de la conclusion 

ou l'existence d'un traitä d' alliance qii fait perdre ä une nation le 
caractire neutre mais bien l'exäcution de ce traite". 
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que sHl y a necessiti, que si sa semriti personnelle et la 
protection de ses justes droits le reclament*' ^), 

Bei dem weiten Umfang mancher früheren Bünd- 
nisverhältnisse kann es nicht allzu sehr wunder nehmen, 
wenn Äusserungen wie diejenige Hautefeuilles bei älteren 
Autoren vorkommen. Auf dem jetzigen Standpunkt scheint 
die Frage in folgender Weise zu beurteilen zu sein: Der 
mit oder ohne förmliche Kriegserklärung entstandene 
Kriegszustand zwischen dem Staat A. und dem Staat B. 
erzeugt nicht eo ipso den Kriegszustand zwischen A und 
C, dem Verbündeten des B. Dieses zu verkennen hiesse 
die auf den casus foederis sich beziehende Prüfung des Al- 
liierten aufheben ^). Sind ja doch die Einzelheiten des 
Allianzvertrages, u. a. die Bestimmungen über den casus 
foederis, manchmal geheim gehalten worden und dadurch 
möglicherweise dem Gegner ein Geheimnis geblieben. — 
Gewöhnlich herrscht also zwischen dem Kriegsgegner und 
dem Vertragsgenossen des betreffenden Staates sozusagen 
ein Suspensivzustand, welcher indessen keine Zwischen- 
form von Neutralität und Kriegszustand % sondern wirkliche 

1) Verraes, II S. 48 — Hiermit stimmt folgende Äusserung 
Calvo's überein: „Permettre aux allies de conserver leur neutralite 
pour ne les traiter en ennemis qu' apres quHls se seront prononces 
ouvertement, ce serait m^connaitre les droits de la partie menacie, 
Celle-ci doit naturellement chercher ä rompre une aUiance qui est 
un danger pour eile ; eile peut donc, avant de les attaquer, poser 
aux allies V alternative de renoncer ä la coalition ou d'avoir ä subir 
les consäquences de la declaration de la guerre". 

2) Verraes, II S. 48. 

3) Vgl. Acollas, Le droit de la guerre S. 50: „ les au^ 

tres (die am Kriege noch unbeteiligten Bündnisgenossen) ne forment 
pas une catigorie ä part entre les belligerants et les neutres .■ 
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Neutralität ist, bis entweder die alliierte Macht du^ch 
ausdrückliche Erklärung oder durch Eröffnung der Feinde 
Seligkeiten das Vorhandensein des Bündnisfalles durch die 
Tat anerkennt und somit ihre Neutralität aufgiebt, oder 
aber — was allerdings nicht ausgeschlossen ist — selbst 
von dem Gegner seines im Krieg befindlichen Bündnis- 
genossen angegriffen wird. — In erster Linie hat also der 
zur effektiven Vertragserfüllung angerufene Alliierte einer 
Kriegspartei selbst zu prüfen und zu entscheiden, ob der 
casus foederis mit ihn selbst verpflichtender Wirkung 
vorhanden ist oder nicht. Findet er es mit seiner Pflicht 
und seinem Interesse übereinstimmend sich von dem Krieg 
fernzuhalten, dann tut er am sichersten sich mit dem 
eventuellen Gegner zu verständigen, um Gefährdungen 

seiner neutralen Haltung vorzubeugen Nimmt er 

dagegen eine zweideutige oder gar eine drohende Hal- 
tung ein oder verzögert er absichtlich seine Entscheidung, 
dann kann er die Gelegenheit über den casus foederis 
selbständig zu entscheiden leicht verscherzen, und er sieht 
sich vielleicht gegen seinen definitiven Willen gezwungen 
seine Neutralität preiszugeben. — Es sind aber auch 
Fälle möglich, wo der casus foederis objektiv und — 
zufolge des Vertragsinhaltes — schon gleich mit dem 
Beginn des Krieges unzweideutig vorliegt, wo also der 
Gegner nicht notwendig abzuwarten braucht, welchen 
Standpunkt der Alliierte einnehmen wird, sondern die 
beiden (resp. sämtliche) Verbündeten wirklich als „eine 
Macht", als einen „Gesamtgegner" betrachten kann. Der 
Bündnisvertrag kann z. B. festsetzen, dass alle Kriege 
ohne weiteres für die alliierten Mächte gemeinschaftlich 
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sein sollen, oder die Bestimmung enthalten, dass eine ein- 
fache Requisition seitens des einen Bündnisgenossen unter 
Umständen genügen soll, um den casus foederis unmit- 
telbar eintreten zu lassen. Auch kann eine offen oder 
verhüllt offensive Allianz an sich, wegen ihrer aggressiven 
Tendenz, als hinreichende causa belli gegen die beiden 
Alliierten angesehen werden. Schliesslich kann es bei ver- 
schiedenen Arten von Bündnissen eintreffen, dass der 
Alliierte durch seine dem Kriege vorangehende Haltung 
seine künftigen Absichten unverkennbar kundgegeben hat. 
Er hat z. B. seinem, nunmehr in Krieg verwickelten 
Bündnisgenossen Subsidien oder sonstige Hülfeleistungen 
zu bestimmten Kriegszwecken zugehen lassen. — In sol- 
chen Fällen kann der Kriegsgegner berechtigt sein den 
Bündnisgenossen seines Feindes als nicht einmal vorläufig 
neutral anzuerkennen, sondern ihn sogleich als Gegner 
zu behandeln. Dieser wird dann die Wahl haben, ent- 
weder den Krieg über sich ergehen zu lassen oder aber 
zu rechter Zeit — vielleicht unter Begehung eines Ver- 
tragsbruches gegen seinen Bündnisgenossen — zu ver- 
suchen seine Neutralität quand mime zu bewahren. 

Zurzeit wird beim Beginne eines Krieges eine förm- 
liche Kriegserklärung nicht mehr als völkerrechtlich not- 
wendig betrachtet. Doch dürfte es in Anbetracht der 
berührten Umstände in den meisten Fällen am angemes- 
sensten erscheinen, dass einem Staate, der nicht als „prin- 
zipale" Kriegspartei, sondern erst nachträglich, als Ver- 
bündeter des einen der streitenden Teile von dessen 
Gegner angegriffen wird, eine ausdrückliche Kriegserklä- 
rung zugeht, und umgekehrt, dass der Staat, welcher sich 
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seinem Vertragsgenossen anschliesst, dem Gegner den Krieg 
ausdrücklich erklärt. Indessen wird wohl heutzutage oft 
im Kriegsfall eine Solidarität derart zwischen den Bünd- 
nisgenossen vorhanden sein, dass die Feindseligkeiten sie 
beim Kriegesausbruch zugleich und in gleicher Weise treffen. 
In grossen und allgemeinen Kriegszeiten, wo derselbe 
Staat aus verschiedenen Gründen mit mehreren Gegnern 
im Krieg begriffen sein kann, ist es denkbar, dass ihm 
der Beistand eines Verbündeten nur gegen einen be- 
stimmten Gegner, nicht aber gegen die übrigen zur Ver- 
fügung steht ^). Solchenfalls kann die Frage entstehen, 
inwiefern nun dieser Bündnisgenosse im Kriege den letz- 
teren gegenüber wirklich eine neutrale Haltung bewahren 
kann. .Ziemlich gleicher Art ist die auch bei völkerrecht- 
lichen Autoren erörterte Frage, ob der Allianzgenosse des 
Staates A und derjenige des Staates B unter sich neutrat 
bleiben können, obgleich jener seinerseits den Staat B 
bekriegt und dieser hinwieder den Staat A. Hautefeuille 
findet es nicht möglich, dass ein Staat als Verbündeter 
eines anderen mit einem von den Gegnern desselben 
Krieg führen könnte, ohne mit sämtlichen in Krieg zu 
geraten, und bezweifelt, dass irgend eine darauf abzie- 
lende Allianz jemals gemäss der Absicht des Vertrages 



1) Wie oben bemerkt, war es in älteren Allianzverträgen, 
welche während eines Krieges oder unmittelbar davor abgeschlossen 
wurden, nicht selten, dass ein Staat einem anderen seine Kriegshülfe 
nur gegen einen gewissen Gegner versprach, sich aber seine Neu- 
tralität den anderen Gegnern gegenüber vorbehielt. 

2) Ober Kriegserklärung und Kriegsverkündigung Ulimann S. 
318; Wheaton S. 418 v. Liszt S. 318; Verraes, I S. 49, 50. 
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zur Ausführung gelangt sei ^). — Ebenso nimmt Kleen 
den Fall an, dass z. B. Deutschland von den verbün- 
deten Mächten Frankreich und Russland angegriffen 
wird; inzwischen geht Österreich-Ungarn, zufolge seines 
Vertrages mit Deutschland, auf Russland los, aber so weit 
von dem französisch-deutschen Kriegsschauplatz entfernt, 
dass die österreichisch-ungarischen Truppen in keine un- 
mittelbare Berührung mit den französischen kommen. 
Kleen erkennt hier nicht die unumgängliche Notwendig- 
keit des Krieges zwischen Frankreich und Österreich-Un- 
garn unter einander: „Si chacune des actions elait rigou- 
reusement localisee, de teile sorte que la marche franco- 
russe contre VAllemagne n'eüt avec la lutte austro-russe 
que ce seul point commun, ä savoir que les troupes rus- 
ses pourraient passer du theatre de la guerre en Alle- 
magne sur le territoire autrichien et vice versa, ni l'Au- 
triche-Hongrie, ni la France ne seraient obligees, au 
point de vue du droit international, de se departir d'une 
seule des conditions juridiques de la neutralite. II ne 
tiendrait qu'ä elles-mime de decider si elles voulaient 
rester neutres l'une ä l'egard de l'auire ou non"* ^. — 
— — Im grossen und ganzen liegt hier eine reine 
quaestio facti vor. Undenkbar ist ein Neutralitätszustand 
zweier Mächte unter solchen Umständen ja nicht, rechtlich 
unmöglich ist er auch nicht, obgleich er unter den heutigen in- 
ternational-politischen und militärischen Verhältnissen und 
bei der jetzigen strengen Auffassung der Neutralität fast 

1) Hautefeuille, I S. 179. 

2) Kleen, I S. 118. 
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ausgeschlossen» ja sogar als eine Anomalie erscheint. Am 
ehesten lässt es sich denken, dass ein Staat, welcher als 
Nebenpartei einer anderen Machts als Hauptkriegspartei 
beschränkte oder indirekte Hülfe leistet, von einem oder 
mehrerer Gegnern, insb. von denjenigen, die durch seine 
Operationen nicht unmittelbar berührt werden, tatsächlich 
in dieser „partiellen" Neutralität ungestört gelassen wird. ^) 
Unter mehreren Mächten, die als Haupkriegsparteien un- 
ter einander Krieg führen, wird aber eine Neutralität der 
hier berührten Art zwischen einzelnen von ihnen höchst 
unwahrscheinlich sein. Auch wenn sie nicht Nachbar- 
staaten, sondern vielleicht durch Land und Meer weit 
von einander getrennt sind, wird in diesem Falle die 
Aufrechterhaltung der Neutralität auf die Dauer höchst 
prekär sein, es sei denn, dass sie sich ausdrücklich zu 
dem Zweck vereinbaren den sonst fast unvermeidlichen 
Kriegszustand auszuschliessen und ihr eigenartiges Neu- 
tralitätsverhältnis allen Schwierigkeiten und, man möchte 
fast sagen, dem normalen Verlauf der Dinge zum Trotz 
wirklich zu bewahren vermögen ^). 

In diesem Kapitel sind die Verhältnisse verbündeter 
Mächte untereinander und dritten gegenüber hauptsächlich 
mit Hinsicht auf die Allianzen im engeren und eigentli- 
chen Sinne, welche ja auch die weitaus wichtigste Gruppe 
bilden, dargestellt worden. — Auch dann, wenn ein Staat 
dem anderen nur beschränkte oder indirekte Kriegshülfe 
leistet, gilt er heutzutage als Kriegsgenosse des letzteren 



1) Vgl. Ullmann S. 315. 

2) Vgl. Kleen, I S. 119. 
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und ist demgemäss anzusehen ^). Dagegen wird ein Vertrag 
solchen Inhalts vor dem Eintritt des casus foederis die Be- 
teiligten bei weitem nicht in dem Grade wie in den gros- 
sen Kriegsbündnissen an eine gemeinsame Politik binden. 
Und in „ungleichen" Allianzen ist es natürlich gewöhn- 
lich nur der untergeordnete Kontrahent, für welchen die 
Politik des mächtigeren Bündnisgenossen einseitig — aber 
um so nachdrücklicher — massgebend ist. Die casus foe- 
deris-Frage zeichnet sich in diesen Fällen oft durch ihre 
Cinfachheit und geringe Kompliziertheit aus. — Dagegen 
begründen, wie oben bemerkt, das Mass und die Art der 
kriegerischen Mitwirkung an sich keinen Unterschied be- 
züglich des Verhältnisses dritten Völkerrechtssubjekten ge- 
genüber, vor allem also bezüglich der Neutralitätspflichten % 
Das heutige Völkerrecht erkennt keine Grade oder Abstu- 
fungen der Neutralität an ; Versuche die Forderungen der- 
selben durch verdeckte Bündnisverhältnisse — alliances 
deguisees, um den Ausdruck Hautefeuilles anzuwenden — 
zu umgehen, sind nicht nur rechtlich verwerflich, sondern 
werden wohl meistens auch an praktischen Misslichkeiten 
scheitern. — In Protektoratsverhältnissen sind die loseren 
oder engeren bündnismässigen Beziehungen zwischen den 
Kontrahenten nur eine Seite oder eine Konsequenz des 
Verhältnisses als Ganzen. Da nun aber der Protektor 
und der Schutzstaat kein einheitliches völkerrechtliches 
Subjekt bilden, so kommen, wie auch schon hervorgehoben 
worden, zwischen ihnen wirkliche Kriege vor, in welchen 
dritte Staaten zur Neutralität verpflichtet sind und mit 

1) Calvo, IV. S. 108. 

2) UUmann S. 315. 
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dem Schutzstaat sich in gültigen Allianzen befinden kön- 
nen. Weiter folgt nicht aus dem Protektoratsvertrag an sich, 
dass der protegierte Staat notwendig an jedem Kriege des 
Protektors beteiligt sein und ihm seine Neutralität verloren 
gehen würde. Massgebend ist vielmehr in erster Linie der In- 
halt des oder der das Protektorat regelnden politischen Ver- 
träge zwischen beiden. Gilt es nach ihnen, dass Kriege des 
einen Staates eo ipso den anderen zur Kriegsführung ver- 
pflichten, ist also kein besonderer von der selbständiger Prü- 
fung des Schutzstaates auch nur einigermassen abhängiger 
casus foederis vereinbart, oder hat dieser Staat sonst vor- 
behaltslos zu Gunsten des Protektors ein mit seiner Neu- 
tralität unverträgliches Verhalten in Kriegszeiten — z. B. 
freien Durchmarsch der Truppen — versprochen, so hat 
er sich seiner Neutralität schon im voraus prinzipiell be- 
geben, wenn es dann auch möglich sein kann, dass er 
tatsächlich nicht in die Feindlichkeiten hineingezogen wird ^). 

— Ist aber ein besonderer, dem Ermessen des Schutzstaa- 
tes selbst unterworfener casus foederis aufgestellt, oder 
sind wenigstens gewisse objektive Voraussetzungen für 
den Eintritt der Kriegsgemeinschaft vorgeschrieben, dann 
müssen dieselben zuerst verwirklicht vorliegen, ehe der 
Gegner des Protektors die Neutralität des Schutzstaates 
als ausgeschlossen betrachten darf. Meistens wird wohl der 
Protektor tatsächlich in der Lage sein ihn zur Aufopferung 
seiner Neutralität zu bringen ; er nimmt z. B. das Recht in 
Anspruch sein Gebiet militärisch zu besetzen u. s. w. — 

— Schon diese Tatsache, dass der Protektor oft Hoheits- 



1) Bringolf S. 37. — Vgl. oben S. 101 fr. 
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rechte auf dem Gebiet des untergeordneten Staates aus- 
übt und seine äussere Politik im wesentlichen dirigiert» 
hat zur Folge, dass dieser leicht in die Kriege des er- 
sten verwickelt wird, vorausgesetzt, dass dies durch 
die praktischen Bedürfnisse der Kriegführung bedingt ist. 
Ob ein vom Schutzstaate begonnener Krieg den Pro- 
tektor zur Hülfe verpflichtet, hängt von dem Inhalt des 
Vertrages ab. Gewöhnlich hat ja der Schutzstaat kein 
selbständiges Kriegsführungsrecht; sollte er in einer mit 
seiner Stellung unvereinbaren Weise einen Krieg beginnen, 
so würde sich der Protektor wahrscheinlich veranlasst fin- 
den sich in dieser oder jener Art in den Streit einzumi- 
schen. — Ein bloss tributpflichtiger Staat hat mit seinem 
„Suzerän" durch die Tributzahlung an sich keine defensive 
oder offensive Allianz geschlossen noch seine Neutralität 
in den Kriegen desselben aufgegeben % — Eine rqin tat- 
sächliche, wenn auch praktisch bedeutsame und vielleicht 
offenkundige politische Abhängigkeit eines Staates von ei- 
ner grösseren Macht begründet natürlich an sich keine Ge- 
meinschaft in den Kriegen der einen oder anderen Partei ; 
wohl ist es aber möglich, dass ein solcher Staat durch 
übermächtige politische Verhältnisse und Rücksichten ge- 
zwungen wird seinem mächtigeren Vertragsgenossen di- 
rekte oder indirekte — mit der Stellung eines neutralen 
Staates unverträgliche — Kriegshülfe zu leisten. 

Die durch völkerrechtliche Garantie vertrage geschaf- 
fenen rechtlichen Beziehungen haben, was ihre Struktur 
und Wirkungsart betrifft, mit den eigentlichen Allianzen 

2) Kleen, I S. 115. 
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sowie mit anderen allianzenähnlichen Gesellschaftsverhält- 
nissen nur gewisse Kennzeichen und Eigenschaften gemein- 
sam. Die vorwiegend begriffsmässigen und formalen Sei- 
ten ihres besonderen Charakters sind in der vorhergehen- 
den Darstellung zum Teil besprochen worden. Es erüb- 
rigt hier noch einige auf ihre Wirkungen und Betätigung 
bezügliche Fragen, welche dabei nicht hinreichend zur 
Erörterung gelangt sind, in ihren Grundzügen zu berühren. 

Über die Bedingungen sowie über die Konsequenzen 
des Momentes, welches man in Garantieverhältnissen den 
casus foederis nennen kann, scheinen die Ansichten ziem*- 
lieh weit auseinander zu gehen. Es bedarf kaum aus- 
drücklich bemerkt zu werden, dass hierbei nicht von sog. 
Garantieallianzen, in welchen die Garantieklausel, obgleich 
ihr zum Teil die allgemeinen Merkmale der völkerrecht- 
lichen Garantie eigen sind ^), nur eine auf den Bündnis- 
fall bezügliche Modusbestimmung ist, sondern von den 
eigentlichen Garantieverträgen die Rede ist, nämlich von 
den Garantiebeschlüssen, wie sie in der einseitigen und 
prinzipalen Garantie der Unabhängigkeit und des Besitz- 
standes oder aber der dauernden Neutralität eines Staates 
zum Vorschein kommen. 

Den garantierten Staat verbindet mit den Garanten 
kein zweiseitiger casus foederis. Er steht seinerseits mit 
ihnen in keinem Bündnisverhältnis. Und wenn der Krieg, 
welchen die Garantie der Neutralität gerade ausschlies- 



1) Eine gewisse Ähnlichkeit zwischen einer „ Garantieallianz •• und 
einem durch kollektiven Garantiebeschluss begründeten Verhältnis 
lässt sich^ insb. was die theoretische Konstruktion des casus foederis 
betrifft, nicht leugnen. 
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sen soll, trotzdem den garantierten Staat trifft, dann sind 
wohl im normalen Fall die Garanten seine Verbündeten, 
welchen ihm gegenüber allgemeingültige Allianzverpflich- 
tungen und sogar besondere Pflichten obliegen, er aber 
kann, obwohl gewöhnlich mit ihnen in Kriegsgemein- 
schaft stehend, nicht als ihr Verbündeter im eigent- 
lichen Sinn charakterisiert werden. Seine Pflichten be- 
schränken sich nämlich auf die Innehaltung resp. Völker- 
rechtssätze und auf ein loyales Auftreten gegenüber seinen 
Bündnisgenossen ; dagegen liegen ihm keine besonderen, 
aus der Natur jeder Defensivallianz sonst herrührenden 
Gesellschaftsverpflichtungen ob. Vor allem muss dies mit 
dem Staate der Fall sein, dessen dauernde Neutralität ga- 
rantiert ist ; ist er gegen seinen Willen in Krieg verwickelt 
worden, so werden seine Bemühungen hauptsächlich nur 
darauf abzielen die Integrität seines Besitzstandes und 
seine besondere internationale Stellung wiederherzustellen. 
Um den Vorteil seiner am Kriege mitbeteiligten und für 
ihn eingetretenen Garanten braucht er sich nicht nach 
dem gewöhnlichen Massstabe eines Bündnisgenossen zu 
sorgen und darf es sogar — eben wegen seiner prinzipi- 
ell noch unaufgehobenen, wenn auch zeitweilig ausser Kraft 
gesetzten Neutralität — nicht uneingeschränkt tun. Im 
vorhergehenden ist bemerkt worden, dass die Garantie 
der dauernden Neutralität eines Staates auch die Garantie 
seiner Integrität involviert, weil das Wesen der Neutrali- 
tätsgarantie in dem Sinne aufgefasst, dass nur die Neu- 
tralität dieses Staates in Kriegen zwischen dritten Mäch- 
ten gesichert sein soll, an und für sich allein von äus- 
serst problematischer Bedeutung wäre. Doch ist in die- 
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ser Hinsicht ein Unterschied zwischen den beiden Arten 
von Garantieverträgen vorhanden. Die Integritätsgarantie ^) 
bezweckt nämlich zwar in erster Linie den garantierten 
Staat gegen Angriffe zu schützen sowie überhaupt vor 
unverschuldeten Kriegen und ihren Folgen zu bewahren. 
Aber — wie oben bemerkt — das Garantieversprechen 
kann und darf nicht streng hierauf beschränkt werden. 
Die Garanten haben sich verbunden dafür einzustehen, 
dass die Integrität dieses Staates keinen Eintrag erleide, 
daher liegt ihnen nicht die immerhin schwierige Prüfung 
ob, wer den Krieg eigentlich verschuldet. hat, und ebenso 
wenig können sie dann die Erfüllung ihrer Garantiepflich- 
ten von sich weisen, wenn der garantierte Staat in einem 
von seiner Seite ursprünglich offensiven Krieg durch die 
Macht der Ereignisse zur Defensive gezwungen worden 
und vielleicht vom Untergang bedroht ist. Nur wenn er 
selbst in offenbar unrechtmässiger Weise den Krieg ver- 
anlasst hat, dürfen ihm die Garanten jeden Beistand ver- 
weigern. Weit strengere Bedingungen stellt die Neutrali- 
tätsgarantie hinsichüich der Rolle des neutralisierten Staa- 
tes, wenn er sich an einem Kriege beteiligt oder beteiligt 
hat. Es ist nämlich etwas Anormales und mit dem in- 
ternationalen Charakter eines solchen Staates Unverträg- 
liches, dass er sich im Kriegszustand befindet. Daher 



1) Hierbei ist hauptsächlich die Koilelttivgarantie berücksichtigt; 
wie aus den obigen Darstellungen hervorgeht, bildet eine gegen- und 
sogar eine einseitige Garantieklausel in einem Allianzvertrage eigentlich 
nur eine auf den casus foederis bezügliche Modusbestimmung, welche 
jedoch in wichtigen Punkten den allgemeinen Charakter der völker- 
rechtlichen Garantie aufweist. 

17 
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liegt es an ihm darzulegen, dass er im Interesse der Wah- 
rung seiner Integrität, seiner Souveränität oder seiner Neu- 
tralität zum Kriege absolut gezwungen war '). Sonst hat 
er freiwillig seine Neutralität aufgeben, aber damit auch 
sämtliche Vorteile der Garantie verloren, für welche seine 
dauernde, von ihm selbst unverbrüchlich respektierte Neur 
tralität eine conditio sine qua non bildet. Die in einem 
derartigen Garantieverhältnis liegende Integritätsgarantie 
wird also hier durch die Neutralitätsgarantie, als oberstes 
Prinzip, geschaffen und wesentlich modifiziert sowie durch 
den Bestand derselben bedingt^. Daher die in dieser 
Hinsicht ungewöhnlich strengen Forderungen an den neu- 
tralisierten Staat. 

Die hier besprochene Tatsache zeigt sozusagen ihre 
Kehrseite darin, dass zu Gunsten des neutralisierten Staa- 
tes ein prinzipieller Unterschied der Art und Weise, in 
welcher die Garanten gegebenenfalls vertragsmässig ein- 
zuschreiten haben, zwischen der Neutralitätsgarantie und 
der blossen Integritätsgarantie besteht In dieser liegt näm- 
lich nicht notwendig ein unbedingtes Versprechen effek- 

« 

1) Vgl. Verraes, II S. 26: .5/ l'Etat neutralisä s'est engagä 

dans une guerre sans näcessitä absolue, la garantie mSme expresse 
de l'integrite et de VinviolahiliU da territoire neutralisä ne met pas 
les garants en demeure d'agir, La faute de l'Etat garanti les a 
da lies de leur Obligation; il n'y a d'ailleurs plus de neatraliti de 
l'Etat ä garantir,' 

2) Die Neutralitätsgarantie ist hier das erste und wesentliche 
Moment, welches als notwendige Konsequenz die Garantie des Besitz- 
standes mit sich bringt, aber keine unbedingte Garantie desselben» 
sondern nur insoweit sie für den effektiven Schutz und für die Erhal- 
tung der Neutralität notwendig sowie mit ihr verträglich ist. 
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tiver Kriegshülfe, sondern in erster Linie die Zusicherung, 
dass der garantierte Staat aus eventuellen Kriegsereignissen 
mit unverminderter Selbständigkeit und unvermindertem 
Besitzstand hervorgehen soll^ vorausgesetzt, dass ihn nicht 
der Vorwurf offenbarer Rechtsverletzungen trifft. Diese 
Zusicherung soll ihn aber auch, wenigstens indirekt, vor 
Angriffen bewahren. Wird er trotzdem ohne eigene Schuld 
in einen Krieg verwickelt, so wird ihm allerdings am besten 
gedient sein, wenn die Garanten auf sein Verlangen alle 
geeigneten Mittel, nötigenfalls auch kriegerische, anwenden, 
um den Krieg zu verhindern oder baldmöglichst zu been- 
digen. Jedenfalls müssen sie rechtzeitig einschreiten, um 
ihn vor vollständigem Untergang zu bewahren, aber auf 
ihren effektiven Beistand gleich nach dem Beginn des 
Krieges darf er sich gewöhnlich keine sichere Rechnung 
machen. ^) 

Bei der Garantie der dauernden Neutralität scheint 

4 

sich die Sache — wenigstens theoretisch — wesentlich 
anders zu verhalten. Etwas so Ungewöhnliches und Anor- 
males wie ein Krieg, an dem ein dauernd neutraler Staat 
beteiligt ist muss sich sofort — sogar ohne seinerseits 
erfolgte Aufforderung — die Aufmerksamkeit der Garan- 
tiemächte zuziehen und sie zur Klarlegung der Kriegsur- 
sachen und zur Stellungnahme gegenüber den Streiten- 
den nötigen. Stellt es sich dann heraus, dass der dauernd 
neutrale Staat ohne eigenes Verschulden in Krieg geraten 
ist, dann sollen sie ihren Verpflichtungen in der Weise 

1) Die Garantie kann einem Staate auch ziemlich lästig werden, 
z. B. wenn sie natürlichen Expansionsbestrebungen - - man denke an 
Griechenland — als Hemmschuh im Wege ist. 
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unverzüglich nachkommen, dass sie ihm zum Frieden und 
aufs neue zu seinem ungestörten Neutralitätszustand verhel- 
fen. Er hat nämlich, soweit er seinerseits seine Neutra- 
litätspf lichten erfüllt, das Recht zu fordern, dass er unter 
beständiger Neutralität leben dürfe, und mit diesem Recht 
verträgt es sich nicht wohl, wenn er den Krieg allein aus- 
kämpfen muss und nur die Aussicht hat durch die Datwi- 
schenkunft seiner Garanten beim Friedensschluss nichts 
von seiner Unabhängigkeit und seinem Territorium ein- 
büssen zu müssen. So kann wohl die Lösung in der 
politischen Wirklichkeit nur allzu leicht ausfallen, aber 
wenigstens eine richtige theoretische Auffassung von dem 
begriffsmässigen Inhalt der Neutralitätsgarantie fordert, 
dass ihm ein reeller Schutz seiner Neutralität zuteil 
wird. — Damit die Garanten berechtigt seien jedes Ein- 
schreiten zu Gunsten des in Krieg verwickelten dauernd 
neutralen Staates zu verweigern, muss er selbst den Krieg 
offenbar freiwillig und ungezwungen gewählt haben ; blosse 
Zweifel in Betreff seiner Haltung genügen nicht, denn es 
kann sich oft erst nachträglich herausstellen, ob er dem 
Krieg hat entgehen können oder nicht, ob er also seine 
Neutralität selbst verletzt hat oder nicht. 

Es haben sich wichtige Unterscheidungsmerkmale zwi- 
schen den beiden Arten von Garantieverhältnissen ergeben, 
Unterschiede, welche sich auf das beziehen, was man bei die- 
sen Verhältnissen in gewissem Sinn als casus foederis bezeich- 
nen könnte. Ein Garantievierhältnis stellt noch kein Btind- 
nisverhältnis in dem Sinn dar wie ein eigentlicher Alli- 
anzvertrag, es liegt in ihm nur die entfernte Möglichkeit 
eines künftigen Bündnisses, mit dessen Entstehung dann 
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auch die Verwirklichung des casus foederis zusammenfällt. 
Insbesondere bei der Integritätsgarantie ist der casus foe- 
deris äusserst unbestimmt und praktisch von untergeord- 
neter Bedeutung. Es kommt hier sozusagen auch ein 
friedlicher casus foederis in Betracht, nämlich dann, wenn 
die Garantiemächte dem garantierten Staat mit nicht-krie- 
gerischen Mitteln, z. B. im diplomatischen Wege oder 
durch friedliche Interventionsmassregeln, bei einem auf 
ihn erfolgten Angriff oder schon bei einer Kriegsdrohung 
zu Hülfe kommen. 

Die eigentliche raison detre eines Garantieverhält- 
nisses liegt in dem Interesse an der Unabhängigkeit und 
Integrität, resp. an der dauernden Neutralität des unter 
Garantie stehenden Staates, in dem Interesse sowohl die- 
ses Staates selbst wie in demjenigen der Garantiemäch- 
ten. Ausser ihm giebt es hier keine die Garanten unter 
einander vereinigende causa; unmittelbare, „persönliche** 
Beziehungen giebt es auf Grund des Garantievertrages 
unter ihnen nicht. Hinsichtlich der Bedingungen, unter 
welchen die Garantiemächte, besonders bei der Neutra- 
litätsgarantie, zum aktiven Eingreifen verpflichtet sind, 
walten Meinungsverschiedenheiten ob. „Die von mehre- 
ren Staaten gemeinsam geleistete Garantie", äussert hier- 
über V. Liszt, „berechtigt im Zweifel jeden von ihnen, 
verpflichtet im Zweifel nur alle zusammen zum Einschrei- 
ten**. Derselben Ansicht giebt auch Ulimann Ausdruck '). 



1) V. Liszt S. 183 — Ulimann S. 59. Vgl. Funck-Brentano u. 
Sorel, S. 357: ^La neutraliU collective n'a et ne peut avoir qu'une 
consdquence: ä savoir que les Etats garants sont tenus de se riu- 
nir en confirence lorsque la neutralitä est menacee ou violäe, ils 
avUent en commun aux moyens de la däfendre." 
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Dagegen Milovanowitch : ^La collectlvite de la ga- 

rantie ne diminue en rien les obligations entre chaque 

garant et le garanti. Chacun des garants, qu*il y 

en ait un ou plusieurs, que la garantie soit collective ou 
non, reste obligä pleinement envers le garanti, et peat 
itre requis par lui soit seul, soit en mime temps que 
ses coobliges ä exäcuter son engagement' \ — Auch 
Bonfils hebt ausdrückh'ch die ungeachtet der Kollektivität 
bestehende, selbständige Pflicht jedes Garanten hervor: 
„Jeder Garant ist dem Garantierten gegenüber vollkom- 
men verpflichtet, und kann von diesem, allein oder zu- 
gleich mit den anderen Garanten, zur Erfüllung angehalten 
werden" ^. Dieser — u. E. richtigen — Aufassung von 
dem Wesen der Kollektivgarantie und von den Pflichten 
der Garanten scheinen auch Despagnet und Hilty beizu- 
stimmen. Der letztere bemerkt, dass die Neutralitätsgaran- 
tie eigentlich zur Folge hätte, dass die Garanten den ga- 
rantierten Staat vor jedem Eintrag schützen sollten, dass 
sie indessen in dieser Hinsicht keine rechte praktische 
Wirksamkeit hat oder gehabt hat^). Aus diesem Grund 
kann man, nach Hilty, den Bestand der Neutralität tat- 
sächlich weniger garantieren als den neutralen Staat selbst 
in seinem Besitzstand. Dieser Umstand führt Hilty, wie 
schon früher bemerkt worden, zu der Ansicht, dass die 
Neutralität des neutralisierten Staates, für den Fall augen- 
blicklicher Verletzung, nur eine Neutralität auf dem Pa- 
pier ist, dass die Hülfe der Garanten immer zu spät kom- 

1) Milovanowitch S. 51, 56. 

2) Bonfils S, 461. 

3) Despagnet, Cours de droit international S. 555 — Hilty S. 76. 
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men 'wird, und dass der praktische Nutzen der Garantie 
— ihren präventiven Einfluss ausgenommen — eigentlich 
in der Zusicherung besteht, dass seine verletzten Rechte 
ihm nach der Beendigung des Krieges wiederhergestellt 
werden sollen. — — In der Weise mag es sich in der 
politischen Wirklichkeit verhalten; die rechtliche und theo- 
retische Beurteilung darf sich davon nicht beeinflussen 
lassen. Insbesondere in Kriegen zwischen zwei oder meh- 
reren Garanten würde die Garantie gleich versagen, und 
der garantierte Staat seinem Schicksal schutzlos preisge- 
geben sein, wenn bei mangelnder Übereinstimmung der 
Garantiemächte jede einzelne von ihren Verpflichtungen 
gelöst wäre. Mit Recht bemerkt Verraes: „Exiger l'un^ 
animite des garants serait donner au trait^ un effet op- 
pose ä celui que Con avait en vue; il suffirait du man- 
que de parole d'un des contractanis pour annuler l' ef- 
fet du tralte, pour paralyser Caction des garants'' y. — 
Zwar ist die Zusammenwirkung der Garanten der beab- 
sichtigte Normalfall und liegt in dem Wesen und Begriff 
der Kollektivgärantie, wenn aber eine solche nicht zu- 
stande kommt, dann soll sie durch die individuelle Ak- 
tion eines oder mehrerer einzelnen Garanten ersetzt wer- 
den. Deragemäss hat jede Einzelmacht weder das Recht 



1) Ven-aes, II S. 36, — Vgl. Calvo, IV S. 499: ,La garantie — 

les oblige ä agir tous en commun et chacun d*eux isoläment, 

pour ossärer l'exäcution de la clause qui les engage, que la neu- 
tralUe sott violäe, par un Etat oranger au tralte, ou par un des 
garants, ou par l'Etat neutralise lui-mSme". Er fügt hinzu, dass 
die Garantiemächte tatsächlich ein solches Verhalten" leider nicht zu 
beobachten pflegen. 
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noch die Pflicht g^ebenenfalls sogleich auf eigene Hand ein- 
zuschreiten, sondern es soll — wenn auch der garantierte 
Staat bis auf weiteres ohne effektive Hülfe bleit)en muss — 
eine Verständigung zwischen den Garantiemächten angebahnt 
werden ^). Scheint aber eine solche schon im voraus aus- 
geschlossen und unerreichbar zu sein, oder weigert sich 
irgend einer der Garanten a priori seinen Vertragsver- 
pflichtungen nachzukommen, dann tritt die Pflicht der 
Einzelgaranten zum Einschreiten ein. Ohne Aufforderung 
des garantierten Staates sind die Garantiemächte weder 
zusammen noch einzeln hierzu verpflichtet, wohl aber im 
aligemeinen berechtigt^. — Sollte aber einer der Garan- 
ten selbst seine Garantieverpflichtungen derart hintansetzen, 
dass er die Integrität oder die Neutralität des garantier- 
ten Staates verletzen würde, dann liegt es jedem anderen 
Garanten ob unverzüglich und von selbst, wenn auch 
soweit möglich in Zusammenwirkung mit den nicht-schul- 
digen Mitgaranten der geschehenen Rechts- und Vertrags- 
verletzung mit angemessenen und effektiven Mitteln ent- 
gegenzutreten. Diese letzterwähnte Regel findet auch auf 
die einfache Integritätsgarantie Anwendung. Im übrigen 
aber unterscheidet sie sich hinsichtlich der Verpflichtung 
der Garanten für den garantierten Staat einzutreten, we- 



1) Funck-Brentano und Sorel, S. 357, und Calvo, IV S. 499, äus- 
sern über die tatsächliche Betätigung des Garantieversprechens : ,La 
neutraiitä eollective n'a qu'une consequence: c'est que les Etats ga- 
rants sont tenus de se riunir en Conference lorsque la neutralitä 
est menacie ou mole'e, et d'aviser en commun atzx moyens de la 
däfendre •. 

2) Verraes S. 26. 
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sentKch von der Neutralitätsgarantie. Wie oben des nä- 
heren erörtert worden, beschränken sich nämlich ihre 
Wirkungen sowie ihre Vorteile für den garantierten Staat 
hauptsächlich darauf, dass er, kraft des Garantie Vertrages, 
die Hülfe seiner Garanten zur Wiederherstellung der durch 
den Garantievertrag verbürgten Rechte fordern kann. 

Wie im allgemeinen die politischen Verträge nach 
geltender politischer Auffassung, was ihre tatsächliche 
Exekution betrifft, mit einer Menge von äusseren Um- 
ständen zu . rechnen haben, die als Aufhebungs-, Mo- 
difikations- und Entschuldigungsgründe wirken, so sind 
auch die Garantieverhältnisse in besonders hohem Grade 
der Klausel rebus sie stantibus und dem Einfluss ande- 
rer von aussen wirkender Faktoren unterworfen. Den 
in kritischen Augenblicken oft ziemlich zweifelhaften prak- 
tischen Wert der Garantiebeschlüsse hat die politische 
Geschichte mehrmals dargetan ^). Die auch in den inter- 
nationalen Garantieverhältnissen zu findende Vermischung 
rechtlichen und rein politischen Elementes und Einflusses 
lässt, in kritischen Fällen, die Entscheidung allzu leicht 



1) Schweizer, welcher (S. 602 ff.) behauptet, dass die Neutralität 
der Schweiz — im Gegensatz zu den anderen ewig neutralen Staate 
Europas — von den Mächten nicht garantiert, sondern nur anerkannt 
sei, ist der Ansicht, dass eine solche Garantie für die Schweiz auch von 
keinem Nutzen wäre; die kollektive Ausübung der Garantie zu Gun- 
sten der Schweiz wäre seines Erachtens unmöglich, da an jedem sie ge- 
fährdenden Kriege mindestens zwei der Garantiemächte beteiligt sein 
würden; die. Ausübung der Garantie durch eine einzelne Macht wäre 
entweder für diese selbst zu gefährlich oder würde ihr einen unge- 
bührlichen Einfluss auf die Schweiz verschaffen. 
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zu Gunsten der letzten ausfallen. Das Institut des völ- 
kerrechtlichen Garantiebeschlusses ist, was die Neutrali- 
tätsgarantie betrifft, sozusagen ein Notbehelf, um die Idee 
des immer neutralen Staates, einer der wichtigsten Ge- 
staltungen der jüngeren Entwicklung, zur Verwirklichung 
zu bringen. Dieses Sicherungsmittel wird vielleicht in 
der Zukunft als unnötig und überflüssig wegfallen; viel- 
leicht wird es durch defensive Friedensbündnisse unter 
den dauernd neutralen Staaten ersetzt werden, um schliess- 
lich in der allgemeinen Anerkennung und unbedingter 
Respektierung ihres völkerrechtlichen Charakters ihre un- 
trügliche Garantie zu finden *). 

Die an einem Garantiebeschluss als Garanten betei- 
ligten iMächte sind untereinander nur durch den Vertrag 
selbst gebunden. Ein besonderes, eine gewisse politische 
Gemeinschaft involvierendes Vertrauensverhältnis, wie ein 
solches unter Alliiehen besteht, ist zwischen ihnen nicht 
vorhanden ^. In ihrem Verhältnis zu dem garantierten 
Staat hinwieder bilden zwar die Garanten die in erster 
Linie rechtlich verpflichtete Partei, auf der sozusagen das 
Onus des Vertrages liegt, tatsächlich aber kann sich 
das Verhältnis derart gestalten, dass sich der garantierte 



1) Vgl. Hilty S. 70. 

2) Eine — im Gninde scheinbare — Ausnahme hiervon bildet 
der Fall, dass die Garantie einem dritten, an dem Vertrage selbst 
meistens unbeteiligten Staat zukommt und einen Teil von dem In- 
halte eines Allianz Vertrages ausmacht; so verhielt es sich mit der 
oben erwähnten französisch-englisch-österreichischen Garantie der In- 
tegrität der Türkei. 
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Staat in nicht geringer Gebundenheit und in Abhängig- 
keit von jenen befindet. Namentlich gilt dies von der 
Integritätsgarantie. Hier kann die politische Aktionsfähig- 
keit des garantierten Staates, wie oben auseinandergesetzt 
worden ist, in verschiedenen Beziehungen eingeschränkt 
sein. In gewissem Sinn ist also hier eine politische Ge- 
meinschaft auch in Friedenszeiten vorhanden, aber die 
in ihr liegende politische Abhängigkeit zeigt sich wesent- 
lich als eine einseitige, und der garantierte Staat fühlt 
oft vorwiegend sozusagen ihre negativen Wirkungen. — 
Anders verhält es sich, wenigstens nach den heutigen 
Verhältnissen, mit den besonderen Verpflichtungen eines 
unter Garantie stehenden, dauernd neutralen Staates. 
Während die dem Besitzstand und der Unabhängigkeit 
eines Staates zukommende kollektive Garantie eine rein 
konventionelle politische, obgleich zum Teil von recht- 
lichen Prinzipien geregelte Schöpfung darstellt, ist die 
dauernde Neutralität an sich ein völkerrechtliches Institut 
von grösster Bedeutung, Die sich aus ihm ergebenden 
besonderen Pflichten eines Staates sind darum in erster 
Linie nicht als ihm seinen Garanten gegenüber obliegende 
Vertragsverpflichtungen, sondern als Pflichten gegen ihn 
selbst — um diesen Ausdruck zu gebrauchen — aufzu- 
fassen, deren Verletzung den Verlust seines besonderen 
internationalen Charakters bedeuten würde. Ein beson- 
deres politisches Gesellschaftsverhältnis liegt, in Friedens- 
zeiten, in seinen Beziehungen zu den Garanten nicht. Die- 
sen ist es im Gegenteil, zufolge seiner Neutralität, nicht 
erlaubt einzeln oder gemeinschaftlich intimere politische 
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Annäherungen mit ihm anknüpfen, noch viel weniger ihn 
in ein politisches Abhängigkeitsverhältnis zu versetzen zu 
suchen ^). 



1) Wie Schweizer in seiner Geschichte der schweizerischen Neu- 
tralität dargelegt hat, fassten die Qarantiemächte der Schweiz in den 
ersten Dezennien des letzten Jahrhunderts ihre Stellung nicht in die- 
ser Weise auf, sondern wollten sich ziemlich weitgehende Protektions- 
und Interventionsbefugnisse beilegen. 



VI KAPITEL. 

Aufhören der Allianzen und allianzenähnlichen 
Verhältnisse. — Schlussbemerkungen. 

In noch höherem Grad als andere Staatsverträge sind 
die politischen der Veränderlichkeit unterworfen, denn 
während sonst in dem internationalen Verkehr und den 
Vertragsbeziehungen das Prinzip der Entwicklung und der 
Kontinuität vorherrscht, weisen die eminent politischen Ver- 
hältnisse im allgemeinen erhebliche Veränderlichkeit, zu- 
weilen sogar die schroffsten Wechselungen und Umge- 
staltungen auf ^). Ausdrücklichen Vereinbarungen zum 
Trotz haben manche Vertragsverbindungen ein vorzeitiges 
Ende gefunden. Die Geschichte der Bündnisse bezeugt 
dies zur Genüge. Im Laufe der Zeit hat sich aber auch 
auf diesem Gebiet eine grössere Festigkeit der Vertragsver- 
pflichtungen und im allgemeinen eine grössere Solidität 
der auf neue Aufgaben gerichteten und durch sie ausge- 
bildeten völkerrechtlichen Gesellschaftsverhältnisse politi- 
scher Natur geltend gemacht. Je genauer die Vertrags- 



1) Vgl. oben S. 122. 
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Verpflichtungen der beteiligten Mächte, insbesondere die 
auf den casus foederis bezüglichen, bestimmt und fest- 
gesetzt sind, je kürzer die jedesmal vereinbarte, aber er- 
neuerungsfähige Vertragsdauer und je leichter also die 
normale und vertragsgemässe Auflösung des Verhältnis- 
ses ist, desto geringer sind die Möglichkeiten unvoraus- 
gesehener und vertragswidriger Auflösung. 

Die Gültigkeitsdauer eines Allianzvertrages wird gewöhn- 
lich entweder auf eine genau angegebene Zeit beschränkt 
oder aber innerhalb gewisser Grenzen unbestimmt gelassen. 
— Die meisten Allianzverträge besagen in einem Artikel, 
wie viele Jahre, resp. Monate, die Verbindung bestehen soll, 
ungefähr mit dem Worten: „La presente alliance subsis- 
tera pendant halt — resp. dix, vingt etc. — ans ä comp- 
ter du jour de ce traite" ^), zuweilen wird wie zur Ent- 
schuldigung hervorgehoben, dass die Allianz zwar auf 
die Dauer abgesehen sei, dass aber der Vertrag, wegen 
der Veränderlichkeit der politischen Verhältnisse, jedesmal 
nur auf eine kürzer bemessene Zeit geschlossen werden 
könne. In einigen Verträgen wird auch die Erneuerung 

^) Acht Jahre sind fast die gewöhnlichste Dauer der Allianzver- 
träge. Auf volle 50 Jahre wurde der französisch-helvetische Alli- 
anzverirag vom 27. September 1803 abgeschlossen. Auch eine Dauer 
von zehn und insbesondere zwanzig Jahren kommt häufig in den Ver- 
trägen vor. Die modernen Bündnisse stipulieren meistens eine kurze 
Vertragsdauer, so die britisch-japanische Allianz fünf Jahre. Das 
Bündnis zwischen dem Deutschen Reich und Österreich-Ungarn ist 
an keine bestimmte Vertragsdauer gebunden, es ist aber mehreremal 
wiederholt worden. — Auch Allianzen von ganz kurzer Dauer sind 
vorgekommen, so das deutsch-italienische, auf drei Monate abgeschlos- 
sene Bündnis im Jahre 1866. 
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des Vertrages in Aussicht gestellt, etwa mit den Worten: 
,,les Maates Partißs tächeront de convenir alors alterieü- 
rement". Aber als wie ewig und unveränderlich das 
Bündnis auch bezeichnet werden mag, jedenfalls ist es, 
in seiner Eigenschaft als reine internationale Vertragsver- 
bindung, von der Dauer des Vertrages selbst abhängig. 
Nicht viel stetiger, wird die Allianz dann sein, wenn der 
Vertrag sich selbst für beständig und ewig dauernd er- 
klärt; die Macht der Verhältnisse ist ein für allemal stär- 
ker als selbst die zielbewusstesten und redlichsten Ab- 
sichten wie schon des innerstaatlichen Gesetzgebers, so 
noch weit mehr der internationalen Vertragsparteien. Man- 
che Bündnisverträge enthalten indessen keine Bestim- 
mungen über die Gültigkeitsdauer; in solchen Fällen 
müssen Zweck und Wesen des Vertrages entscheiden, wie 
lange er nach der Absicht der Parteien Bestand haben 
soll. Zielt das Bündnis offenbar auf einen gewissen, de- 
fensiven oder offensiven, Krieg ab, dann ist es im Zweifel- 
fall mit der Beendigung desselben als erloschen zu betrach- 
ten, auch wenn die Vertragsdauer nicht zu Ende wäre. 
Ebenso wenn die Vertragsparteien sich einen bestimmten 
Zweck vorgesetzt haben; dann giebt seine Erreichung, 
wenn . nichts anderes vereinbart ist oder vereinbart wird, 
den Schluss des Bündnisverhältnisses an, u. U. sogar ohne 
dass der casus foederis eingetroffen ist, und die Parteien 
sich kriegerisch betätigt haben ^). Ist die Allianz nicht 



^) Unter den heutigen internationalen Verhältnissen wird natür- 
lich die Sache in derartigen Fällen vertragsmässig geregelt; der vor 
Ablauf der vereinbarten Zeit zwecklos gewordene Vertrag wird ent- 
weder einfach aufgehoben oder durch neue, veränderte Vereinbarun- 
gen ersetzt. 
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auf bestimmte Zeit geschlossen, dann wird sie, wenn 
nicht andere Vertragsbestimmungen, vor allem eine be- 
stimmte Kündigungsfrist, im Wege stehen, gewöhnlich zu 
jeder Zeit auflösbar sein. Aus der Beschaffenheit eines Bünd- 
nisses sowie aus der Gesamtheit der Vertragsklauseln er- 
geben sich indessen Fälle, in denen es sich anders ver- 
halten muss. Wenn nämlich die Allianz auf einen be- 
stimmten Krieg Bezug hat oder sonst einem besonderen 
Ziel nachgeht, dann wäre die einseitige, ohne zwingende 
Notwendigkeit erfolgte Auflösung des Vertrages vor dem 
Eintritt des Bündnisfalles oder vor der, wenigstens ver- 
suchten, Verwirklichung der verfolgten Zwecke als Ver- 
tragsuntreue zu bezeichnen; ebenso im allgemeinen jeder 
Fall, wo der Austretende, vielleicht ohne die Vertragsbe- 
stimmungen formell zu verletzen, seinen Genossen frivol im 
Stich lassen würde. Ist aber kein derartiges Endziel und 
ebenso keine Kündigungsfrist vorhanden, dann muss ein 
begründeter Hinweis auf wesentlich veränderte politische 
Umstände als völlig hinreichend erachtet werden, um den 
Austritt eines Gesellschafters zu berechtigen, ohne dass der 
andere diesen Akt als eine Beleidigung betrachten darf. 
Auf jeden Fall und unabhängig von den wechselnden 
Vertragsbestimmungen über Dauer, Kündigung u. a. muss 
aber als ausnahmslose Regel hingestellt werden, dass der 
in normaler Weise verwirklichte casus foederis, das als 
reale Kriegsgemeinschaft sich betätigende Gesellschafts- 
verhältnis die sonst vielleicht schon nach dem Vertrags- 
bestimmungen abgelaufene Gültigkeitsdauer des Vertra- 
ges fortsetzt oder prorogiert. Von einer Auflösung des 
Verhältnisses während eines gemeinsamen Krieges der Ver- 
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bündeten kann selbstverständlich keine Rede sein, wenn 
auch der Vertrag selbst abgelaufen wäre. Solange der 
gemeinsame Krieg dauert, kann das Gesellschaftsverhält- 
pis nicht einseitig aufgelöst werden, wenn auch die Gültig- 
keit einzelner Punkte des abgelaufenen und nicht wieder- 
holten Vertrages, welche nicht unmittelbar auf den Krieg 
und die Kriegsgemeinschaft Bezug haben, aufgehört 
haben kann. Ein sich im Kri^ betätigendes Bündnis- 
verhältnis ist nämlich eine Tatsache von erheblicher prak- 
tisch'politischer Bedeutung, eine Tatsache, welche sogar 
unabhängig von allen Vertragsbeziehungen für die 
Parteien Rechte und Pflichten begründet. Es ist somit 
ein Bündnisverhältnis, eine Kriegsgemeinschaft, denkbar, 
ohne dass ihr ein regelrechter Vertrag zu Grunde liegt. 
Zwar kommt es wenigstens heutzutage nicht vor, dass 
ein Bündnis ohne Vertrag eingegangen würde, dagegen 
ist es möglich, dass, während der Vertrag selbst seine 
Gültigkeit wenigstens formell verloren hat, das durch ihn 
geschaffene und kriegerisch verwirklichte Bündnis dage- 
gen sozusagen als „kriegsrechtliches Gesellschaf tsverhält- 
nis" fortbesteht, den Parteien gegenseitig Rechte giebt und 
Pflichten auferlegt. Ebenso hat eine eventuelle Kündi- 
gung des Vertrages während des Krieges nicht die Wir- 
kung das Kriegsbündnis, d. h. die Kriegsgemeinschaft 
selbst, vor Beendigung des Krieges aufzulösen, und die 
Wirkungen einer vor dem Kriegsausbruch erfolgten Kün- 
digung werden ähnlich bis zur Beendigung des Krieges 
aufgeschoben. 

Eine besondere Kündigungsfrist kommt in den mei- 
sten Allianzverträgen nicht vor. Ist keine Vertragsdauer 

18 
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und auch keine Kündigungsfrist vereinbart, dann kann, wie 
bemerkt, die Kündigung in der Regel zu jeder Zeit mit 
vertragsauflösender Wirkung erfolgen. Ist keine Kündi- 
gungsfrist, aber eine bestimmte Dauer des Vertrages 
vereinbart, dann wird dieser, falls er nicht erneuert 
wird, mit dem Ablauf jener Zeit ohne vorherige Kündi- 
gung erlöschen, es sei denn, dass aus dem Vertragsinhalt 
ein anderes zu folgern ist, oder dass die Vertragsparteien 
sich zu jenem Zeitpunkt in Kriegsgemeinschaft befin- 
den. — Eine Kündigungsfrist ist in Bündnisverträ- 
gen wohl am Platze, um die Vertragsparteien vor uner- 
warteten Eventualitäten zu bewahren. Unter Würdigung 
dieses Umstandes hat der britisch-japanische Vertrag diese 
Beziehungen sehr konzis und klar geregelt, insbesondere 
dadurch, dass er die oben bemerkte aufschiebende Wir- 
kung des Krieges auf iden Ablauf des Vertrages in sehr 
ausgedehnter Weise beachtet und ausdrücklich vorgeschrie- 
ben hat. Wenn nämlich zu der Zeit, wo der Bündnisvertrag 
erlöschen sollte, sich irgend eine der Allianzmächte im 
Krieg befindet, soll die Allianz, ipso facto, bis zum Frie- 
densabschluss fortbestehen. — Es möge hier das zweite 
Moment des 6. Artikels des Vertrages im ganzen 
Umfang zitiert werden: „In case neither of the High 
Contracting Parties should have notified 12 months 
before the expiration of the said five years the Intention 
of terminating it, it shall remain binding until the ex- 
piration of one year from the day on which either of 
the high Contracting Parties shall have denounced iL 
Bat if, when the date fixed for its expiration arrives^ 
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either ally is actually engaged in war, the aUiance shall, 
ipso facto, continae until peace is conduded". 

Die oben berührten Beendigungsarten der Bündnis- 
verhältnisse sind sozusagen die normalen Fälle. Es ist 
aber mehrmals davon die Rede gewesen, dass es verschie- 
denartige Ursachen giebt, welche, unabhängig von dem 
der Allianz zu Grunde liegenden Vertrag selbst, die Auf- 
lösung der Gesellschaft bewirken können. Es kann die 
eine oder andere Partei in unrechtmässiger und vertrags- 
widriger Weise ausscheiden; ebenso sind auch, ohne auf 
dieser oder jener Seite vorhandene mala fides, Mei- 
nungsverschiedenheiten hinsichtlich des Inhaltes, des Be- 
standes und der verpflichtenden Kraft des Vertrages mög- 
lich. Relativ selten beziehen sie sich aber unmittelbar auf 
die Existenz des Vertrages; gewöhnlich werden die Strei- 
tigkeiten den Eintritt und die Bedingungen des casus foe- 
deris betreffen und darum nur mittelbar den Bestand 
des Vertrages an sich berühren und eventuell seine 
Auflösung in nicht beabsichtiger Weise bewirken. Die 
auf nicht-vertragsmässige Auflösung der Allianzen bezüg- 
lichen Fragen stehen tatsächlich mit den Beanstandungen 
des casus foederis und den berechtigten oder unberech- 
tigten Verweigerungen ihn zu erfüllen in nahem Zusam- 
menhang, obgleich diQ3e beiden Fragen selbstverständlich 
nicht zusammenfallen^ da es möglich ist, dass, trotz Nicht- 
erfüllung des behaupteten Bündnisfalles seitens der einen 
Vertragspartei, das Vertragsverhältnis doch nicTit auf- 
gelöst wird. Aber auch andere aus der Allianz herrüh- 
rende oder sie beeinflussende Punkte, z. B. Meinungs- 
verschiedenheiten über das gemeinschaftliche politische 



276 

Auftreten, unter die Formel , rebus sie stantibus" fallende 
Fragen im weitesten Sinn u. s. w. können unter den 
Parteien entstehen und das gegenseitige Vertrauen in der 
Weise trüben, dass die beiderseitige oder auch einseitige 

— dann meistens durch Vertragsbruch erfolgte — jeden- 
falls aber vorzeitige, Auflösung des Bündnisses die Folge 
davon ist. Diese Umstände sind oben eingehend er- 
örtert worden und brauchen daher in diesem Zusammen- 
hang nicht des näheren berührt zu werden. 

Als Ursachen von allgemeinerer Tragweite, welche 
nicht in erster Linie und unmittelbar die Auflösung einer 
bestehenden Allianz bezwecken, aber trotzdem diese Wir- 
kung eo ipso involvieren, sind zu nennen: der Ausbruch 
eines Krieges zwischen den Bündnisgenossen; in der Re- 
gel auch die Neutralisierung des einen Verbündeten ebenso 
wie sein Eintritt in eine dauernde Staatenverbindung. 

— Hört die bisherige Staatsmacht infolge von Eroberung, 
freiwilliger Einverleibung ^) u. s. w. auf im Gebiete eines 
der alliierten Staaten zu gelten, dann tritt natürlich die 
angedeutete Konsequenz mit Notwendigkeit ein. Wann 
die bisherige Staatsmacht als verloren gegangen zu be- 
trachten ist, ist aber eine nach den allgemeinen Prinzipien 
im Einzelfall zu entscheidende Frage. 

Stellt sich ein Staat unter fremdes Protektorat, so ist 
diese seine neue Stellung im allgemeinen mit eventuellen, 
zwischen ihm und dritten Mächten bestehenden Bündnis- 



1) In dem „Traite de reunion de la Republique de Geneve a 
la Republique Franfaise* vom 26. April 1798 heisst es im Art. XIII: 
„Geneve renonce aux alliances qui l'unissaient ä des Etats etran- 
gers ". 
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sen unvereinbar. 'Um seinen aus ihnen herrührenden Ver- 
pflichtungen zu gentigen und möglichen Verwicklungen 
vorzubeugen, sind hierüber zwischen sämtlichen beteiligten 
Staaten am angemessensten Vereinbarungen zu treffen. 
Diejenigen Mächte; welche ältere Vertragsrechte besitzen, 
können aber auch durch stillschweigende Zustimmung die 
neue Ordnung acceptieren und damit auf ihre eigenen 
Ansprüche verzichten ^). 

Verträge, welche nicht die Merkmale einer Allianz 
im eigentlichen Sinn aufweisen, aber als allianzenähnliche 
Gesellschaftsverhältnisse zu bezeichnen sind, können zu- 
weilen ihrem Bestände nach von dem Zustande oder dem 
Verhalten dritter Staaten abhängen, sowie im übrigen von 
ihnen bestimmt werden. In solchen Fällen haben wohl die 
Verbündeten meistens ein eigenes Interesse an jenem Ver- 
hältnis, dieses liegt aber zum Teil ausserhalb des Bereiches 
ihrer Bestimmung und Macht und kann sich ohne ihr 
Zutun verändern. So konnten Verträge, wie sie früher 
des öfteren vorkamen, Verträge, welche die Aufrechter- 
haltung resp. die Herstellung gewisser innerer Zustände 
in einem dritten Staat bezweckten, ihre Gültigkeit verlie- 
ren, wenn dieser sich z. B. ihrem Bestimmungsrecht end- 
gültig entzog oder die causa sonst wegfiel. — Auch 

unter den jetzigen Verhältnissen ist es denkbar, dass z. 
B. ein unter Garantie gestellter Staat durch seine Haltung 
und seine Politik dem Garantievertrag zuwiderhandelt und 
somit das Vertragsverhältnis unter den Garanten zweck- 
und inhaltslos macht, vorausgesetzt, dass sie ihn nicht zu 



i) Vgl. den oben erwähnten Aufsatz von Pic, S. 637. 
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einem mit der Garantie verträglichen Verhalten zwingen 
wollen» resp. dazu nicht im Stande sind. 

Bei der unleugbaren, wenn auch sowohl in der Dok- 
trin wie in der Praxis oft übertriebenen Bedeutung der 
stillschweigend unterverstandenen Bedingung „rebus sie 
stantibus'*, kann wohl nicht in Abrede gestellt werden, dass 
völkerrechtliche Verträge, insb. solche politischer Art, 
durch Nichtbetätigung oder Non-Usus ihre Kraft und Gül- 
tigkeit verlieren können. — In älteren Zeiten mag es wohl 
oft vorgekommen sein, dass irgend einer der ausserordent- 
lich häufigen Bündnisverträge unaufgehoben blieb und 
ohne Zutun der Vertragsparteien in Vergessenheit geriet. 
Berief sich nun nach Jahren einer der Vertragsgenossen 
auf denselben, so konnte der andere manchmal mit Recht 
seinen Forderungen den nunmehr mangelnden Vertrags- 
willen und die auflösende Wirkung jener Klausel und 
der Nichtbetätigung entgegenhalten. — Heutzutage strebt 
man in international-politischen Beziehungen nach Sicher- 
heit und Klarheit in den gegenseitigen Rechten und Pflich- 
ten; dass formell Bestehende soll den tatsächlichen Ver- 
hältnissen entsprechen. Daher die genau abgegrenzte Dauer 

— mit oder ohne Kündigungsfrist — der jetzigen politischen 
Gesellschaftsverträge. Sind diesbezügliche Bestimmungen 
nicht vorhanden, dann werden Zweck und Beschaffenheit 
des Vertragsverhältnisses an die Hand geben, ob der Ver- 
trag mangels ausdrücklicher entgegengesetzter Erklärungen 
noch immer besteht oder als aufgehoben zu erachten ist. 

— Zweifelhafte Fälle sind immerhin nicht ausgeschlossen. 
Fast eher als bei eigentlichen Bündnissen scheinen bei 
gewissen Garantieverträgen Zweifel darüber vorkommen zu 



. 
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können, ob auf den Vertrag noch immer Rechte und Verpflich- 
tungen gegründet werden können. — Die dauernde Neu- 
tralität hingegen wird ohne beabsichtigte zeitliche Begren- 
zung konstituiert, obwohl eine Beendigung derselben na- 
türlich nicht völlig ausgeschlossen ist. Daher kennen auch 
die Garantieverträge, welche die dauernde Neutralität eines 
Staates begründen, keine im voraus vereinbarte Zeitbegren- 
zung, und daher bleibt diesem Staate sein neutraler Cha- 
rakter, auch wenn ihm die Garanten ohne seine Verschul- 
dung die Garantie entziehen. 

* 

In seinem oben zitierten Aufsatz über die modernen 
Allianzen hebt Rolin-Jaequemyns, nachdem er die Über- 
legenheit des Dreibundes im Vergleich mit älteren gleich- 
artigen Verträgen betont hat, hervor, dass die Welt noch 
weit entfernt sei von einer Allianz, welche nicht drei Staa- 
ten, sondern alle umfassen und deren Gegenstand nicht 
in „le maintien de P ordre materiel dans Fintärit de quel- 
queS'Uns"f sondern in j,le respect du droit dans Cinterit de 
tous' bestehen würde ^). Dieser Gedanke, dessen Inhalt 
wahrscheinlich von manchen als utopistisch betrachtet wird, 
ist auf dem Gebiete der Allianzverhältnisse ein Ausdruck 
für den Drang nach Verrechtlichung und Vervollkommung 
der menschlichen Beziehungen und Institutionen, welcher 
auch die international-politischen Verhältnisse nicht un- 
beeinflusst lässt. Aber diese Entwicklung geht hier lang- 
samer und mühseliger vor sich als auf anderen Gebieten. 



1) Rolin-Jaequemyns S. 24. 
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Ursprünglich herrscht in den internationalen Relationen 
eine fast ungebundene und rücksichtslose Selbstbehaup- 
tung und Durchsetzung der eigenen Interessen, daher 
begnügt man sich hier gern mit einem — allerdings in 
jeder Gesellschaft unumgänglichen — minimalen Mass 
von Rechtssätzen, die sich zudem nur allzu oft durch Un- 
sicherheit und geringe Wirkungskraft auszeichnen. Nur 
allmählig und schwer ordnen sich die Verhältnisse höhe- 
ren, allgemein gültigen Rechtsnormen unter. Auch ge- 
schieht hier die Rechtsschaffung sponteui, aus der Natur 
der Verhältnisse heraus, ohne Zutun eines autoritären Ge- 
setzgebers. Daher die Eigenart des Völkerrechts, welche 
es sicherlich niemals gänzlich abstreifen wird. Das Völ- 
kerrecht ist nicht in Gesetzbüchern, in genauen Paragra- 
phen enthalten ; seine Sätze werden grösstenteils dem Le- 
ben selbst unmittelbar entnommen. Die bewusste, gewis- 
sermassen vorausgehende, aber sich doch praktischen Er- 
fahrungen aufs innigste anschliessende Rechtsschaffung 
unter Staaten gehört erst der jüngsten Epoche an. Mei- 
stens aber hat die Übung die als objektives Recht erkann- 
ten Handlungsnormen ins Leben gerufen und tut es noch 
immer; nachträglich hat die Doktrin die äusserst schwie- 
rige Aufgabe aus den oft chaotischen und wechselnden 
Lebenserscheinungen die Fäden des Rechtes zu entwirren 
und seine Normen festzustellen. 

Der Charakter des Völkerrechts und besonders die 
Entstehungsweise desselben werden sich woht nie in der 
Art verändern, dass sie dem innerstaatlichen Gesetzes- 
recht, resp. der legislativen Funktion gleichkommen. 
Auch in weitgehenden Zukunftsideen von Völkerrecht- 
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lieber Entwicklung darf also nicht eine Verktnnting des 
spezifisch völkerrechtlichen Elementes, eine Vermischung 
dieses Rechtes mit dem innerstaatlichen liegen.- Insbeson- 
dere wird es hier, und wahrscheinlich in höherem Ma^ 
als auf anderen Gebieten des menschlichen Lebens, Ver- 
hältnisse und Betätigungsformen geben, welche sich inner- 
halb gewisser Grenzen nicht durch absolute Rechtsnormen, 
vielleicht überhaupt nicht durch Rechtssätze, regeln und 
bestimmen lassen, sondern der freien Wirksamkeit - der 
Rechtssubjekte anheimgegeben sind, ohne darum irgend- 
wie dem Bereich des Rechtes an sich prinzipiell gänzlich 
entzogen und unzugänglich, geschweige denn feindlich ent- 
gegengesetzt zu sein. Dass die Politik ihre eigene Existenz 
und ihren eigenen, wiewohl im Vergleich zu den heutigen 
Verhältnissen weitaus bescheideneren Bereich haben wird, 
der von Rechtssätzen wesentlich unabhängig ist und ihnen 
entzogen bleibt, kann aber an sich nicht bezweifelt werden ^). 
— Das für die Subjekte des Völkerrechts geltende Recht aber 
wird sich — wenn auch nicht ad instar des innerstaat- 
lichen Rechts — immer mehr zu einem positiven Recht, 
zu einer prinzipiell allumfassenden Rechtsordnung ent- 
wickeln, welche sich gewiss nicht ohne äussere Zwangs- 
und Gewaltmittel behelfen wird, ihnen aber neue Formen 
und Aufgaben geben, sie in objektiver Weise im Dienste 
und im Interesse der Gesamtheit nach Rechtsgrundsätzen 
anwenden wird. — Die zunehmende Herrschaft des Rech- 
tes eröffnet Aussichten auf eine Verminderung, resp. eine 



^) Vgl. Nippold, Die Fortbildung des Verfahrens in völl<errecht- 
lichen Streitigkeiten, u. a. S. 202 ff. 
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friedliche Austragung auch derartiger internationaler Strei- 
tigkeiten, in welchen, auf dem heutigen Standpunkte, ein 
vorwiegend politisches Element im Vordergrund steht, und 
bei denen deswegen ein schiedsgerichtlicher Ausgleich von 
manchen als a priori ausgeschlossen betrachtet wird. 

Eine allmählig vor sich gehende grösstmögliche Aus- 
gleichung des Gegensatzes zwischen Politik und Recht 
gehört somit zu den völkerrechtlichen Zukunftsgedanken. 
Nur wer die sogenannten Grundrechte der Staaten und 
den Souveränitätsbegriff in ihrer hergebrachten Auffas- 
sung als absolute, unveräusserliche Bestandteile jeder inter- 
nationalen Rechtsordnung betrachtet, wird in ihnen manche 
theoretisch-prinzipielle Bedenken gegen eine solche Verrecht- 
lichung der internationalen Verhältnisse finden. Die Fra- 
gen nach der praktischen Verwirklichung einer solchen 
Rechtsordnung sollen hier nicht erörtert werden. Ange- 
sichts des bisherigen Entwicklungsganges scheint man 
weder überschwängliche Hoffnungen hegen zu dürfen noch 
zu Zweifeln an den Entwicklungsmöglichkeiten Ursache 
zu haben. 

Der allgemeine Zustand der international-politischen 
Verhältnisse und die Entwicklungsstufe des Völkerrechts 
zu verschiedenen Epochen spiegeln sich in den jeweiligen 
völkerrechtlichen Verträgen, insb. in denjenigen allgemein- 
politischen Inhalts, wieder. Dies gilt auch für die Allianz- 
verträge, deren Verhältnis zu gewichtigen völkerrechtlichen 
Instituten, zum Neutralitätsrecht, zur Intervention etc., 
wir im obigen darzustellen versucht haben. Wie dort be- 
merkt worden, sind das Non-Interventionsprinzip und sein 
Gegenstück im Kriege, das Neutralitätsprinzip, im allge- 
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meinen als erhebliche Ergebnisse der völkerrechtlichen 
Entwicklung zu betrachten. Indessen darf auch ihre Be- 
deutung nicht in der Weise überschätzt werden, dass man • 
sie in ihren jetzigen Formen für unveränderliche Grund- 
steine und endgültige Errungenschaften des Völkerrechts 
ausgiebt. Erstens sind ihre Vorzüge mit Notwendigkeit 
nur relativer Beschaffenheit. Sie erlegen den Staaten we- 
sentlich negative Verpflichtungen auf, bieten aber an sich 
keine positiven Mittel zur Beförderung des allgemeinen 
Wohles der internationalen Gesellschaft. Das Neutralitäts- 
prinzip ebenso wie das Non-Interventionsprinzip vertreten 
ein allzu negatives Ideal, wenn man sie losgelöst von der 
Verpflichtung der internationalen Subjekte dem Rechte 
uneigennützig und mit eigener Gefahr zum Siege zu ver- 
helfen, auffasst und geltend macht. Was das Non-Inter- 
ventionsprinzip betrifft, so kommt es natürlich letzten 
Endes auf seine rechte Würdigung und Handhabung an; 
wird es als ein international-politisches laisser-faire, lais- 
ser /;fl55^r-Prinzip aufgefasst und ausgeübt, dann wird 
es, neben manchen Vorzügen, der Rechtsidee auch schlechte 
Dienste leisten. Es ist zu hoffen, dass die wahrscheinlich 
immer vorhandenen tatsächlichen Ausnahmen dieses Prin- 
zipes eher zu Gunsten der Solidarität der Staatengesell- 
schaft und der faktischen, nicht nur theoretischen, Gleich- 
berechtigung seiner Mitglieder, als zu Gunsten einer auf 
Ungleichheit und äusserer Machtüberlegenheit fussenden 
Realpolitik bestehen werden. Es dürfte auch einleuchten, 
dass, wenn zukünftig internationale Gerichtsbarkeit und 
Exekution im wesentlichen Grade die jetzige Selbsthülfe 
und die, namentlich in dem Krieg zum Vorschein kom- 
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mende, politische Ungebundenheit der Staatsindividuen 
ersetzen werden, sich dann die auf Neutralität und Non- 
Intervention bezüglichen Fragen unter sehr veränderten 
Gesichtspunkten darstellen und den Hauptteil ihrer jetzi- 
gen Bedeutung eingebüsst haben werden. 

Die in den letzten Zeiten zur Anwendung gekommene 
bewusste Rechtssetzung auch auf dem vorwiegend politi- 
schen Gebiet der internationalen Beziehungen, wie sie 
sich besonders in den Schlussakten der Haager Flriedens- 
!:onferenz manifestiert, wird hoffentlich einer erspriesslichen 
Zukunft entgegengehen. Das Abkommen dieser Konfe- 
renz zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
bezeichnet gewissermassen den Ausgangspunkt einer neuen 
Ära des Völkerrechts, einen, wenn auch bescheidenen An- 
fang zu bewusster positiver Weiterentwicklung wichtiger 
Grundsätze und Institutionen des international-politischen 
Lebens. Die Sätze über gute Dienste und Vermittelung, 
vor allem aber diejenigen über die Schiedsgerichtsbarkeit 
geben dies zu erkennen. — Es dürfte mit voller Evidenz 
feststehen, dass das heutige „Recht zum Kriege" in erster 
Linie einer Verrechtlichung der . internationalen Beziehun- 
gen entgegensteht. Denn der Krieg in seiner jetzigen Ge- 
stalt kann nie zu einem Rechtsinstitut im eigentlichen Sinn 
gemacht werden, wenn er auch in verschiedenen Hinsich- 
ten rechtlicher Regelung zugänglich ist. Aus allen Mass- 
nahmen, welche in dieser oder jener Weise auf Abschwä- 
chung dieses Faktors abzielen, wird das gesamte Völker- 
recht in seiner Entwicklung wohltuende Wirkungen er- 
fahren. 
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Die Allianzen und auch die Allianzverhältnisse hn 
weiteren Sinn rechnen mit dem Kriege wenigstens als m\i 
einer äussersten Eventualität. Der Krieg in seinem jet- 
zigen Tatbestand als internatiönater Faktor ist die wir- 
kende Ursache zu ihrer Eingehung und ihrem Bestände. 
Internationale Rechtssätze, Anschauungen und Verhältnisse, 
die sich auf den Krieg beziehen, haben darum einen er- 
heblichen Einfluss auf den jeweiligen Inhalt und Charak- 
ter dieser Verbindungen ausgeübt und werden es auch 
künftighin tun. In dem Masse, wie reine Eroberungs- 
lust, Gewalt und politische Willkür durch Recht, 
durch Praxis und allgemeine Anschauungsweise einge- 
schränkt und entkräftigt werden, in dem Masse wer- 
den auch die Allianzverbindungen im allgemeinen von 
friedlichen oder wenigstens nicht gerade aggressiven Ten- 
denzen beherrscht. Je mehr die Gerechtigkeit unter den 
Staaten und den Nationen zu Ehren kommt, desto ent- 
behrlicher und zweckloser werden die unter Anwendung 
von Gewallmitteln mit einander konkurrierenden politi- 
schen Koalitionen sein. Interessengegensätze sind selbst- 
verständlich nicht zu vermeiden, aber ein höher entwickel- 
tes Recht dürfte allmählig immer effektivere friedliche Aus- 
wege und Mittel zu ihrer Ausgleichung darbieten. Vielleicht 
wird dann die Zukunft „Friedensbündnisse" im eigentli- 
che Sinn, Allianzen zur Aufrechterhaltung des internatio- 
nalen Rechtszustandes erblicken. Vielleicht wird sogar 
einmal die Staatengesellschaft als Ganzes, nach der Idee 
Rolin-Jaequemyns, als eine einheitliche grosse „Allianz" 
dastehen, innerhalb deren Rechts- und Machtfragen der 
Mitglieder in anderer Weise als jetzt ihre Lösung finden. 
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— Dann würde die Rechtsentwicklung die „Ein- 

zelallianzen'', diese uralte Gesellschaftsform im Leben der 
Völker als eine überlebte, mit einem überwundenen Stand- 
punkt zusammenhangende politische Erscheinung hinter 
sich gelassen und in die Kategorie der geschichtlichen 
Erinnerungen verwiesen haben. 
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